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                                                        Vorwort 
 
Betreutes Wohnen im Alter, „Wohnen mit Service“ oder „Wohnen Plus“  sind das 
Leistungsangebot der 90er Jahre in Deutschland. So wie in den 80er Jahren der 
Aufbau und Ausbau der ambulanten Dienste (Sozialstationen, Mobile Soziale Hilfs-
dienste u. a.) im Mittelpunkt der Altenhilfeplanung standen, so drängen seit einigen 
Jahren geradezu massiv Angebote des Betreuten Wohnens auf den Markt der sozia-
len Dienstleistungen. 
 
Im Gegensatz zu den ambulanten Diensten, deren Etablierung in den 80er Jahren 
von den Ländern und Kommunen, den Wohlfahrtsverbänden und den Krankenkas-
sen gemeinsam geplant und abgestimmt vorangetrieben wurde, handelt es sich ge-
genwärtig bei der mächtigen Expansion des Betreuten Wohnens in Deutschland um 
einen ungeplanten und unkontrollierten Prozess.       
                                                                                                                                  
Keiner weiß so recht, was mit Betreutem Wohnen im Besonderen gemeint ist. Han-
delt es sich um eine Sonderwohnform? Gilt das Heimgesetz im Betreuten Wohnen?  
Ist Betreutes Wohnen eine Weiterentwicklung des Altenpflegeheimes oder nur eine 
vorstationäre Ergänzung? All diese Fragen werden augenblicklich recht kontrovers 
diskutiert, nur Vereinbarungen, Standards und verbindliche Regelungen stehen bis-
her noch aus. 
 
Die vorliegende Untersuchung möchte einen Beitrag zur fachlichen Orientierung auf 
dem Gebiet Betreutes Wohnen im Alter leisten. Die dargebotenen Inhalte sind das 
Resultat einer Literaturrecherche und einer Sekundäranalyse des in Fachzeitschrif-
ten, Monographien und Forschungsberichten zugänglichen Untersuchungs- und Da-
tenmaterials über Betreutes Wohnens in Deutschland, England und den USA. 
 
Die Untersuchung ist vom Inhalt und von der Darstellungsweise her als eine kritische 
Gesamtdarstellung zum Themenbereich Betreutes Wohnen im Alter konzipiert, die 
der interessierten Fachöffentlichkeit Anregungen und Impulse für den Planungs- und 
Entscheidungsprozess bieten soll. 
 
Von Interesse für die Leser ist vielleicht noch der Hinweis, dass die vorliegende Stu-
die für das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen erstellt wurde und bereits im Jahr 1998 abgeschlossen wurde. Das Minis-
terium hat freundlicherweise dem Autor das Verfügungsrecht überlassen. 
 
 
Haan im November 2005                                      Sven Lind  
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1.  Wohnen im Alter 
In diesem Kapitel werden in groben Zügen die Charakteristika des Wohnens im Alter 
dargestellt. Das Hauptziel hierbei wird sein, die Besonderheiten eines altenspezifi-
schen Wohnverhaltens heraus zu arbeiten.  
 
1.1.  Alltagsrhythmus und Tagesstrukturierung 
 
Der Tag eines Seniors unterscheidet sich von dem eines Berufstätigen der jüngeren 
oder mittleren Generation durch ein Maximum an verfügbarer Zeit. Worin unterschei-
det sich das Zeitbudget eines Seniors von dem eines Beschäftigten?  Gibt es ande-
rerseits Gemeinsamkeiten in der Gestaltung der Tageszeit?  
 
Ein gemeinsames Faktum besteht in der Tatsache, dass auch Senioren zwischen 
Freizeit und Zeit für Alltagsbezogene Pflichten und Aufgaben (Haushaltstätigkeit, 
Selbstpflege, Einkäufe, Arztbesuche etc.) unterscheiden. Ihr Alltag verläuft in der Re-
gel gleichförmig und durchstrukturiert, wobei von einer Zweiteilung des Tages  - vor-
mittags überwiegen Pflichten und Aufgaben, nachmittags die Freizeit -  ausgegangen 
werden kann (OPASCHOSWKI et al., 1984; FRIEDRICH, 1995). 
 
Ein gravierender Unterschied zu dem Verhalten der Berufstätigen besteht in der gro-
ßen Binnenorientierung der Senioren auf die Wohnung und das Haus: ca. 80 Prozent 
der Tageszeit wird innerhalb der Wohnung bzw. des Hauses zugebracht (BALTES et 
al., 1996; MOSS et al., 1982). Die Tätigkeiten außer Haus besitzen zeitlich 2 Spit-
zenwerte: vormittags zwischen 10 und 11 Uhr sind ca. 30 Prozent der Senioren un-
terwegs, überwiegend zum Einkaufen und für Erledigungen, nachmittags zwischen 
15 und 16 Uhr sind ca. auf 30 Prozent zu Besuchen, Spaziergängen etc. außer Haus 
(FRIEDRICH, 1995; MOHR, 1979).                                                                                                                     
Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch, dass ca. 2/3 der Alltagserledi-
gungen im Nahbereich des Stadtteiles durchgeführt wurden, wie FRIEDRICH (1995)  
in Gemeinden verschiedener Größe in Südhessen (N = 715) ermittelte. 
 
OPASCHOWSKI et al. (1984) fanden heraus, dass der Alltag der Senioren durch 3 
Fixpunkte strukturiert wird: morgens in Ruhe frühstücken, mittags das Mittagessen 
und abends das Fernsehen. Weiter stellten sie fest, dass der Tagesablauf in der Re-
gel durch Ruhe und Muße bestimmt wird. Das Mehr an Zeit wird durch Dehnung und 
teilweise Intensivierung der Alltagsbezogenen Beschäftigungen ausgeglichen: Z. B. 
längere Zeit für das Frühstück und auch die anderen Mahlzeiten einschließlich der 
Vor- und Nacharbeiten, intensivere Lektüre der Tageszeitung am Vormittag („von der 
ersten bis zur letzten Seite“) und auch ein erhöhter Fernsehkonsum (Institut für De-
moskopie Allensbach, 1993). Bei manchen Senioren konnten OPASCHOWSKI et al. 
(1984) regelrecht die Tendenz zur Ritualisierung Alltagsbezogener Tätigkeiten fest-
stellen. 
 
Eine weiteres Charakteristikum sind die Ruhephasen der Senioren untertags: 
BALTES et al. (1996) fanden im Rahmen der Berliner Altersstudie (N = 485) heraus, 
dass die Senioren der Altersgruppe  70 bis 84 Jahre täglich 2 Stunden, die der Al-
tersgruppe 85 Jahre und älter sogar 4 Stunden ruhten.  
Nach der Berliner Altersstudie verfügten die Senioren täglich über 6 Stunden Freizeit 
(ohne Ruhezeiten), während für alltägliche Pflichten und Aufgaben ca. 5 ½  Stunden 
aufgewendet wurden. Diese Werte decken sich mit internationalen Erhebungen im 
Rahmen der OECD (TOKARSKI, 1989).  
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Es lässt sich das Fazit ziehen, dass das Wohnen im Alter bezogen auf den Alltags-
rhythmus und die Tagesstrukturierung  sich in einigen gravierenden Aspekten vom 
Wohn- und Alltagsverhalten der Erwerbstätigen unterscheidet. Die Hektik oder das 
Tempo des Alltagsleben in unserer modernen Gesellschaft ist bei den Senioren 
spürbar reduziert worden, sieht man von einer Minderheit überwiegend jüngerer Se-
nioren ab, die sich  auch noch nach dem Ruhestand der „busy ethic“, der raschen 
Geschäftigkeit des Wirtschaftslebens, in ihrem Lebensstil verbunden fühlen 
(EKERDT, 1986; KOHLI  et al., 1993). Jenseits des ständigen Zeitdrucks und des 
gesellschaftlich geförderten Dranges nach neuen Ereignissen, Erlebnissen und Er-
fahrungen  gestalten die Senioren ihren Alltag gemäß ihren Bedürfnissen, Fähigkei-
ten und Wünschen. Dies lässt sich  als eine Anpassung des Lebensstiles der Senio-
ren an das Ausmaß der noch vorhandenen körperlichen und geistigen Fähigkeiten 
und Kapazitäten interpretieren. 
Dass die Senioren diesen Lebensstil befürworten, lässt sich an dem hohen Maß an 
Lebenszufriedenheit in dieser Altersgruppe ablesen (Institut für Demoskopie 
Allensbach, 1993). 
 
Auffällig bei der Lebensgestaltung der Senioren ist die geringe Außenorientierung 
(Kontakte und Aktivitäten außer Haus),  die meisten Aktivitäten werden in der eige-
nen Wohnung vollzogen. Nach OPASCHOWSKI  et al. (1984) ist in diesem Bereich 
eine Diskrepanz von Wunschvorstellungen über vermehrte  Außer-Haus-Aktivitäten 
einerseits und der Realität eines eher zurückgezogenen Lebensstils bei den Senio-
ren andererseits festzustellen. Es bleibt weiteren Untersuchungen vorbehalten, die 
Gründe für diesen gesellschaftlichen Rückzug eines Großteils der Senioren heraus 
zu arbeiten. 
 
 
1.2 Die Bedeutung von Wohnung und Wohnumfeld im Alter 
 
Senioren haben sich in der überwiegenden Zahl mit ihren Wohnverhältnissen und -
bedingungen arrangiert. Eine Reihe von Untersuchungen aus verschiedenen Län-
dern bestätigen immer wieder die Erkenntnis, dass in der Regel zwischen 80 und 90 
Prozent der Befragten mit ihrer Wohnsituation zufrieden oder sogar sehr zufrieden 
sind (BAKER et al., 1990; Empirica, 1996; FRIEDRICH, 1995; NARTEN, 1991; 
PERRIG-CHIELLO, 1997; Deutscher Bundestag, 98).  
 
Nach dem Sozioökonomischen Panel  entsprechen 76,7 Prozent der Wohnungen der 
Senioren in den alten Bundesländern modernem Wohnstandard, d. h. sie verfügen 
über eine Sammelheizung und Sanitäreinrichtungen (Bad und WC). 17,7 Prozent der 
Wohnungen sind „nicht modern“ (ohne Sammelheizung) und 5,3 Prozent haben 
Substandard (ohne Bad) (STOLARZ et al., 1993).  
 
Die Wohnzufriedenheit besteht auch bei Senioren, deren Wohnverhältnisse bezogen 
auf den Komfort teilweise unzureichend sind. So schätzen auch Ältere in Wohnungen 
mit fehlender Sammelheizung und fehlenden Sanitäreinrichtungen (ohne Bad u. a.) 
ihre Wohnbedingungen als positiv ein. Diese Abweichung der positiv subjektiven Ein-
schätzung von den teils unzureichend objektiven Gegebenheiten wird als ein 
„Zufriedenheitsparadoxon“  bezeichnet, das unterschiedlich in seiner Entstehung ge-
deutet wird.                                                                    
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Im 2. Altenbericht der Bundesregierung wird eine Untersuchung angeführt, die die 
Diskrepanz zwischen Wohnzufriedenheit einerseits und objektiver Wohnqualität an-
dererseits verdeutlicht. 
So sind 85,6 Prozent der befragten Senioren (n = 1051) sehr oder eher zufrieden mit 
ihrer Wohnung, doch nur 33 Prozent der Wohnungen der Senioren besitzen eine ho-
he oder eher hohe Wohnqualität. 
Folgende Erklärungsansätze für diese Diskrepanz zwischen subjektiver Wahrneh-
mung und objektiver Einschätzung werden angeführt: 
1. Gewöhnungs- und Anpassungseffekte 
2. Das Bemühen um die Aufrechterhaltung eines positiven Selbstbildes 
3. Psychologische Prozesse der Anspruchsniveauregulierung 
4. Unterschiedliche Kriterien bei der objektiven und subjektiven Einschätzung von       
    Wohnbedingungen (Deutscher Bundestag, 1998; siehe auch O’BRYANT, 1982; 
OSWALD, 1996). 
 
Untersuchungen über den Gegenstandsbereich Lebenszufriedenheit zeigen, dass 
ein menschliches Streben existiert, die Diskrepanzen zwischen Wunsch und Wirk-
lichkeit möglichst weitreichend  zu verringern. So konnte nachgewiesen werden, dass 
über die Lebensspanne die Ansprüche hinsichtlich Wohnbedingungen und Nachbar-
schaft sanken, während gleichzeitig die Zufriedenheit mit den gegenwärtigen Wohn-
verhältnissen zunahm (SMITH et al., 1996). 
 
Der hohe Grad an Wohnzufriedenheit kann somit auch mit der für Senioren typischen 
oft jahrzehntelangen Wohndauer erklärt werden. So ermittelte FRIEDRICH (1995)  
bei einer Untersuchung in Südhessen eine durchschnittliche Wohndauer der Senio-
ren von immerhin 32 Jahren (n = 750). Andere Erhebungen nennen 20 Jahre und 
teilweise mehr als durchschnittliche Wohndauer (STIEFEL, 1983; JÄCKEL, 1992; 
MAGFS Baden-Württemberg, 1986; Wüstenrot Stiftung, 1994). 
 
Auch in dem Ausmaß der Umzugsbereitschaft lässt sich bei den Senioren der Grad 
der Angebundenheit an die Wohnung und die Eingebundenheit an das Wohnumfeld 
ablesen. Verschiedene Untersuchungen belegen, dass mit zunehmendem Alter die 
Bereitschaft zum Umzug abnimmt. Eine Erhebung in Baden (n = 600) im Jahr 1995 
ergab, dass von den 75jährigen und älteren 75 Prozent keinen Umzug planten, wäh-
rend in der Altersgruppe 50 bis 59 Jahre es nur 20 Prozent und in der Altersgruppe 
60 bis 74 Jahre 45 Prozent keinen Wohnungswechsel beabsichtigten (Empirica, 
1996). Eine 1992 in den alten Bundesländern durchgeführte Erhebung (n = 2526) 
zeigte eine noch geringere Umzugsbereitschaft: So wollten 95 Prozent der 70 bis 
75jährigen keinen Umzug mehr vornehmen (Wüstenrot Stiftung, 1994).  Der Wunsch 
der meisten Senioren, möglichst lange in der eigenen Wohnung im angestammten 
Wohnumfeld verbleiben zu können, konnte in vielen Ländern nachgewiesen werden 
(GROVES et al., 1992; VARADY, 1984; WILDERER, 1989). 
 
Sollte ein Umzug aus unterschiedlichen Gründen nicht abzuwenden sein, so wünscht 
sich die Mehrzahl der Senioren bezüglich des Ortes einen Wohnungswechsel mög-
lichst im Nahbereich des Wohnquartiers oder der Stadt (Empirica, 1996; PARR et al., 
1989; PFAFF, 1995). 
Es lässt sich der Schluss ziehen, dass mit zunehmenden Alter und damit einher ge-
hender Wohndauer die Wohnung und auch das nähere Wohnumfeld einen bedeu-
tenden Funktionswandel dahingehend durchmachen, dass affektive und emotionale 
Wertungen damit verknüpft werden. Die Wohnung als ein materieller Bestandteil der 
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Lebensgeschichte, als Ort des vollzogenen Lebens mit seinen Höhen und Tiefen, 
wird Symbol und Verortungspunkt des eigenen Lebens. Die Verknüpfung von Ort, 
der eigenen Biographie und der gegenwartsbezogenen Lebensäußerung lässt die 
Wohnung zu einem Teil der sozialen Identität werden. 
Wie stark die Vergangenheit, das erinnerte eigene Leben, in den Alltag der Senioren 
eingeht, zeigen ihr Verhalten, sich mit Erinnerungen und Empfindungen stiftenden 
Gegenständen zu umgeben und sich in den Stunden der Muße an ihrem Lieb-
lingsplatz den Erinnerungen hinzugeben (OSWALD, 1996). 
 
 
1.3.  Psychosoziale Dimensionen des Wohnens  im Alt er 
 
Zwei Lebensweisen bestimmen das Wohnen und Leben im Alter im eigenem Haus-
halt: Das Alleinleben und das Zusammenleben mit dem Partner. Die dritte Variante, 
das Wohnen bei  einem erwachsenen Kind mit oder ohne Familie, ist in den letzten 
Jahrzehnten rapide zurückgegangen (WAGNER, 1997; BRETZ et al., 1992).                                                 
Beide Seiten, die Senioren als auch die  Kinder, favorisieren überwiegend den 
Wohnstil „Nähe auf Distanz“,  getrennte Wohneinheiten in räumlicher Nähe (RO-
SENMAYER, 1992; KRINGS-HECKEMEIER et al., 1995). 
 
Nach einer Erhebung des Mikrozensus von 1990 in den alten Bundesländern lebten 
41,8 Prozent der 65jährigen und älteren in einem eingenerationalen Eheverbund, 
40,6 Prozent in einem Einpersonenhaushalt und 13,2 Prozent in einem zwei- oder 
dreigenerationalen Familienhaushalt, 1961 waren es noch 32,6 Prozent  (BRETZ et 
al., 1992). Von den Frauen im Alter von 75 Jahren und älter lebten 1990 bereits 65,1 
Prozent allein, 1972 waren es 49,7 Prozent (VOIT, 1992). 
 
Das Wohnen mit einem Partner der eigenen Generation oder auch das Alleinleben 
verdrängen somit zunehmend den mehrgenerationalen Verbund der erweiterten Fa-
milie als den Prototyp des Wohnens im Alter. Ein Trend, der sich in allen industriali-
sierten Ländern in den letzten Jahrzehnten durchgesetzt hat (ROSENMAYR, 1992). 
Selbständiges Wohnen in einem Privathaushalt gestaltet sich im Alter überwiegend 
nach den Modellen „Alleinleben“ oder „Wohnen mit dem Ehe- bzw. nicht-ehelichen 
Partner“,  wobei demographisch bedingt geschlechtsspezifische Unterschiede beste-
hen. Männer im Alter leben überwiegend mit einer Partnerin zusammen, während 
hingegen Frauen im Alter in den meisten Fällen alleine leben. Die Berliner Altersstu-
die zeigte, dass 68 Prozent der Männer der Altersgruppe 70 Jahre und mehr mit ei-
ner Partnerin zusammenlebten, bei den Frauen derselben Altersgruppe hingegen 
lebten nur 14 Prozent mit einem Partner zusammen (WAGNER, 1997). 
 
Das Zusammenleben mit einem Partner besitzt soziale, psychische und sozialpoliti-
sche Aspekte von großer Tragweite für die Senioren. So bewies die Berliner Alters-
studie, dass die Partnerschaft im Alter die Beteiligung am gesellschaftlichen Leben 
erleichtert und oft erst auch ermöglicht, das Ausmaß an Einsamkeitsgefühlen gravie-
rend geringer ist und das Risiko eines Heimeintritts signifikant senkt (WAGNER, 
1997). Damit werden Ergebnisse der gerontologischen Forschung aus den USA be-
stätigt, demnach Senioren mit einem Partner gegenüber Alleinlebenden Senioren 
hinsichtlich Lebenszufriedenheit, sozialer Integration, geistig-seelischer Verfassung 
und ökonomischer Ressourcen besser altern (WAGNER, 1997). 
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Senioren in einer Partnerschaft gestalten die meiste Zeit des Tages gemeinsam 
(BALTES et al. 1990). Dies zeigt sich u. a. auch darin, dass Männer im Alter 29 
Stunden in der Woche sich im Haushalt betätigen, nur 11 Stunden weniger als ihre 
Ehefrauen (BLANKE et al., 1996; Sozial-politische Umschau, 1995). Im Alter scheint 
sich im Rahmen einer Altersehe in Ansätzen eine Angleichung der Geschlechterrol-
len zu vollziehen (BALTES et al., 1996). In den USA konnte dieser Trend „mehr Tä-
tigkeiten im Haushalt durch Männer“ in einer Langzeiterhebung nicht nur für die 
Gruppe der Senioren, sondern bereits auch für jüngere Altersgruppen nachgewiesen 
werden (VERBRUGGE et al., 1996). 
 
Das Alleinleben im Alter bedeutet für die betroffenen Senioren, den größten Teil ihrer 
Tageszeit bei der Verrichtung der Alltagsbezogenen Pflichten und auch in der freien 
Zeit allein zu sein. In der Berliner Altersstudie wurde nachgewiesen, dass durch-
schnittlich fast 2/3 aller Aktivitäten alleine verrichtet werden (BALTES et al., 1996). 
Diese Werte bestätigen mehrere Untersuchungen in den USA, die ebenfalls dieses 
Ausmaß an Alleinsein feststellten (MOSS et al., 1982). Des weiteren zeigt die Berli-
ner Studie, dass für soziale Aktivitäten (Besuche, Telefongespräche u. a.)  6,7 Pro-
zent der Tageszeit, also ca. eine Stunde, aufgewendet werden (BALTES et al., 
1996).  
 
Das Alleinleben im Alter wird wie das Alleinleben in mittleren Jahren für eine Vielzahl 
der Senioren als ein Erleben von Mangel und Entzug an Sozialkontakten erfahren. 
Das Gefühl der Einsamkeit durchdringt  ihren Alltag. Je älter die Frauen, die allein 
leben, umso häufiger wird über Einsamkeit geklagt. Verschiedene Erhebungen in 
den letzten Jahren haben gezeigt, dass zwischen 30 und 60 Prozent der Alleinleben-
den alten Frauen über Gefühle der Einsamkeit berichten (Institut für Demoskopie 
Allensbach, 1993; REICHENWALLNER et al., 1991; HABICH et al., 1994; MAGFS 
Baden-Württemberg, 1986; MSGE Schleswig-Holstein, 1991).  
Auch von den 30 - 60jährigen Alleinwohnenden klagen 40 Prozent über das häufige 
Erleben von Einsamkeit und fehlender Geborgenheit, von den Verheirateten dieser 
Altersgruppe waren es nur 11 Prozent (PEUKERT, 1997).  
 
Der Wunsch nach mehr Besuchen und anderen Kontakten zu Angehörigen, Freun-
den und Nachbarn wird von einem Fünftel der Senioren in verschiedenen Befragun-
gen ebenfalls geäußert, er ist Ausdruck des Mangels an sozialen Kontakten und Be-
gegnungen (soziale Deprivation) (STIEFEL, 1983; THÖNNESSEN, 1994; MAGFS 
Baden-Württemberg, 1986; MASFG Rheinland-Pfalz, 1993). 
 
Empfindungen der Einsamkeit sind psychische Reaktionen auf  Formen sozialer Iso-
lierung, die von den Betroffenen je nach psychischer Konstitution und Befindlichkeit 
unterschiedlich wahrgenommen und dementsprechend auch verarbeitet werden. Ein 
entscheidendes Kriterium für Isolierung ist das Quantum an Sozialkontakten. Eine 
epidemiologische Feldstudie in Duderstadt (Niedersachsen) im Jahr 1988 bei 
65jährigen und älteren (n = 280) ergab, dass mehr als ein Drittel (38 Prozent) als ext-
rem isoliert eingestuft werden mussten. 9,5 Prozent der Untersuchten hatten 0 bis 20 
Kontakte und 28,5 Prozent 21 bis 60 Kontakte im Monat. Hierbei wurde jeder formel-
le und informelle, flüchtige und intensive Kontakt aufgelistet: z. B. das Klingeln des 
Postboten ebenso wie ein kurzer Anruf oder der längere Spaziergang mit einer 
Freundin (WELZ, 1994).   
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Ein Grund für die wachsende Isolierung  besteht in der stetigen Schrumpfung des 
sozialen Netzwerkes mit zunehmendem Alter. Die Berliner Altersstudie konnte zei-
gen, dass in der Altersgruppe 70 bis 84 Jahre das soziale Netzwerk durchschnittlich 
etwa 11,5 Personen umfasste, während es in der Altersgruppe 85 Jahre und älter nur 
noch  7,5 Personen waren (SMITH et al., 1996). Besonders der von der psychosozia-
len Bedeutung her zweite und dritte Kreis des sozialen Netzwerkes (Verwandte au-
ßerhalb des engen Familienverbandes,  Freunde, Nachbarn und Bekannte) nimmt 
bei den Hochbetagten (85 Jahre und älter) gravierend ab. Es kann vermutet werden, 
dass es sich bei diesem Personenkreis überwiegend um Gleichaltrige handelt, die 
die Betroffenen überlebt haben. 
Neben der quantitativen Minderung des sozialen Netzwerkes wurde bei den Berliner 
Senioren  auch ein qualitatives Defizit an Sozialkontakten festgestellt: 48 Prozent der 
Befragten gaben an, keine Vertrauensperson zu besitzen, die emotionale Unterstüt-
zung bieten könnte (SMITH et al., 1996). 
 
Fasst man die psychosozialen Aspekte des Wohnens im Alter zusammen, so lässt 
sich ein abgestufter Verlauf  hinsichtlich der sozialen Kontaktdichte konstatieren. 
Jüngere Senioren leben größtenteils in Partnerschaft und sind überwiegend mit ih-
rem Lebensstil zufrieden. 
 
Mit zunehmendem Alter wächst der Anteil der Alleinlebenden, überwiegend aufgrund 
der Witwenschaft. Bei körperlicher und geistiger Fitness können viele den Partnerver-
lust durch Intensivierung der Kontakte zu Angehörigen und Freunden ausgleichen, 
obwohl ein nicht unbeträchtlicher Teil dieser Senioren bereits Symptome psychoso-
zialer Deprivation zeigen. Die folgende Phase des Alterswohnens wird durch zuneh-
mende Hochaltrigkeit verbunden mit wachsender Gebrechlichkeit und einem stark 
geschrumpften sozialen Netzwerk charakterisiert. Die Betroffenen sind in der Regel 
einem starken Leidensdruck ausgesetzt und sind auch überwiegend auf die Hilfe an-
derer bei der Bewältigung des Alltages angewiesen. 
 
 
1.4. Fazit: Wohnen im Alter zwischen Autonomie und Überf orderung 
 
„Wohnen im Alter“ ist in den letzten Jahren in Deutschland über die bloße Begrifflich-
keit des Wohnvorganges hinaus Metapher für einen neuen Lebensstil im Alter ge-
worden: Das selbst bestimmte, auf Kompetenz beruhende Leben im Alter, klar ab-
grenzt von verschiedenen Formen der Versorgung und Betreuung in Einrichtungen 
der Altenhilfe und auch in den Haushalten der erwachsenen Kinder. Autonomie und 
Privatheit bilden die Parameter dieses neuen Lebensstiles, der als Maxime der Al-
tenpolitik die älteren Menschen als Subjekte ihrer eigenen Lebensgestaltung und 
nicht mehr als bloße Objekte der Versorgung („Pflegefälle“ u. a.) auffasst.  
 
Die ältere Generation ist in den letzten Jahrzehnten unabhängig geworden, sowohl 
von den Angehörigen als auch von öffentlichen Sozialsystemen. Nur knapp 3 Pro-
zent der in Privathaushalten lebenden Senioren gelten als arm, benötigen Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz, während es bei der Gesamtbe-
völkerung  insgesamt ca. 13 Prozent sind (Sozialpolitische Umschau, 1997; WAG-
NER et al., 1996; BOHLE, 1997).   
 
 Nach der neuen Pflegeversicherung hat man bei beginnender Gebrechlichkeit be-
reits Anspruch auf ambulante Betreuung (Pflege und Hauswirtschaft), unabhängig 
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vom eigenen Einkommen und Vermögen. Auch vom Wohnstandard her sind die Se-
nioren in den alten Bundesländern relativ gut versorgt, nur 5,3 Prozent leben in einer 
unzureichend ausgestatteten Wohnung.  
 
Insgesamt lässt sich das Fazit ziehen, dass die Senioren bezüglich ihrer Versorgung 
mit materiellen Gütern und Versorgungsleistungen keine unterprivilegierte Gruppe 
mehr darstellen. In jeder Hinsicht partizipieren sie an den Leistungen der Sozialstaa-
tes. Ein Faktum, dass sich in den letzten Jahren in allen westlichen Industrieländern 
durchgesetzt hat (GUILLEMARD, 1992).  
 
Materielle und soziale Unabhängigkeit im Alter sind sozialpolitische Gegebenheiten 
für die meisten Senioren, sie gelten auch für den Bereich des Wohnens. Doch mit 
zunehmendem Alter wächst der Kreis der Senioren, die aufgrund chronischer Er-
krankungen von den Hilfeleistungen der formellen und informellen Supportsysteme 
abhängig werden. Nach der Berliner Altersstudie sind 48,4 Prozent der 70jährigen 
und älteren physisch, psychisch und sozial derartig beeinträchtigt, dass ein selbstän-
diges Wohnen ohne Hilfestellung für einen Großteil Erschwernis und auch kaum zu 
bewältigende Belastung bedeutet. Ein Viertel dieser Senioren, die überwiegend der 
Altersgruppe 85 Jahre und älter angehören, leben bereits in einem Heim (MAYER et 
al., 1996).  
 
Bei den gebrechlichen Senioren öffnet sich bezogen auf die verschiedenen Dimensi-
onen der Autonomie eine Schere: Während die materiell-ökonomische Unabhängig-
keit unverändert stabil bleibt, entsteht bedingt durch die diversen Altersleiden eine 
wachsende Abhängigkeit von Hilfeleistungen. Andererseits herrscht aber bei vielen 
weiterhin das Bestreben vor, in der Lebensführung autonom bleiben zu wollen. We-
der wollen die hilfebedürftigen Senioren in ein Heim, noch wollen sie in der Mehrzahl 
zu ihren erwachsenen Kindern ziehen. Ambulante Dienste der Pflege und Hauswirt-
schaft oder  auch die Hilfen der Angehörigen werden vermehrt in dieser Phase ein-
geschränkter Selbständigkeit in Anspruch genommen. Doch diese Dienste stoßen 
schnell auf ihre Grenzen, wenn die Häufigkeit täglicher Hilfen zunimmt und eigentlich 
schon die Präsenz einer Betreuungsperson im Nahbereich erforderlich ist.                                
 
In diesem Kontext bildet sich für Senioren mit körperlichen Einschränkungen eine 
„Wohn- und Betreuungslücke“ zwischen der Selbständigkeit in einem  Privathaushalt 
in Altersgemischten Wohnvierteln und der Abhängigkeit von Versorgungsleistungen 
in einem Heim heraus. Es wird somit ein Wohn- und Betreuungsmodell erforderlich, 
das ein bestimmtes Maß an Autonomie und gleichzeitig einen bestimmten Umfang 
an Versorgungssicherheit zulässt. Formen des Betreuten Wohnens und des Woh-
nens mit Service haben sich als ein Angebot mit dem Charakter einer „Zwischenstu-
fe“ (zwischen eigenständigem Haushalt und Heim) für die Gruppe der hilfebedürfti-
gen Senioren entwickelt. 
 
Diese Wohnmodelle können als sozialpolitische Antworten auf das sich verändernde 
intergenerationale Verhalten (Siehe Kapitel 2.2.), die zunehmende Hochaltrigkeit der 
Betagten und letztlich auch die neuen seniorenspezifischen Lebensstile aufgefasst 
werden. 
Im folgenden Kapitel werden die verschiedenen Formen des Betreuten Wohnens in 
Deutschland, Großbritannien und den USA  vorgestellt. 
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2.  Betreutes Wohnen im Alter 
 
Betreutes Wohnen oder auch Service-Wohnen stellt in Deutschland ein recht junges 
Wohn- und Dienstangebot für Senioren dar, das erst in den letzten Jahren seinen 
„Durchbruch“ als eine neue Lebensperspektive für eine Vielzahl von Senioren jen-
seits des Privathaushaltes und des Altenheimes erzielte. Begrifflichkeit und Definition 
des Betreuten Wohnens sind in Deutschland noch recht verschwommen und vage, 
befindet sich dieses Angebot doch noch im Stadium der Strukturierung und Zielfin-
dung. Die wenigen Jahre der Inbetriebnahme einer bisher recht begrenzten Anzahl 
von Einrichtungen lassen gegenwärtig noch kein verbindliches oder gewachsenes 
Gesamtkonzept dieses Angebotes erkennen. Aus diesem Grunde wird im Folgenden 
ausführlich über die ersten deutschen Konzepte und Erfahrungen als auch über die  
teils jahrzehntelangen Erkenntnisse aus den USA und Großbritannien zu berichten 
sein. 
 
Zur begrifflichen Klärung bedarf es des Hinweises, dass mit „Betreutem Wohnen im 
Alter“ in dieser Abhandlung immer das Gemeinschaftswohnen in einer Altenwohnan-
lage oder ähnlichen Institution gemeint ist. Die vom Deutschen Verein für öffentliche 
und private Fürsorge vorgeschlagene Begrifflichkeit, die auch Betreutes Wohnen in 
einer Normalwohnung in einem Altersgemischten Wohnquartier mit einschließt, hat 
sich international nicht durchgesetzt und führt somit häufig zu Verwechselungen oder 
Missverständnissen (Deutscher Verein, 1992). 
 
 
2.1.  Konzeption und Leistungsspektrum  
 
Betreutes Wohnen ist als eine neue Form des Wohnens im Alter für die Gruppe der 
Hilfe- und Unterstützungsbedürftigen konzipiert, eine Wohnform zwischen eigenstän-
digem Privathaushalt und Altenpflegeheim. Eine weiterführende Konzeption schließt 
für das Betreute Wohnen Leistungen der ständigen Pflege mit ein, hierbei würde also 
die Betreute Altenwohnanlage als ein Ersatz des Altenpflegeheimes fungieren.  
In Baden-Württemberg, dem Initiator und „Motor“ des Modells Betreutes Wohnen in 
Deutschland, stehen beide Konzeptionen nebeneinander: Das Wirtschaftsministeri-
um des Landes deklariert Betreutes Wohnen ausdrücklich als ein ergänzendes Ver-
sorgungsangebot und nicht als Ersatz des Altenpflegeheimes (Wirtschaftsministerium 
Baden-Württemberg, 1993). Hingegen  wird von dem Sozialministerium, den überört-
lichen Sozialhilfeträgern und den freigemeinnützigen Wohlfahrtsverbänden die wei-
tergehende Konzeption favorisiert: Diese Institutionen unterscheiden für das Betreute 
Wohnen 3 Leistungsstufen mit folgenden Schwerpunkten: 
 
Leistungsstufe 1: Der Schwerpunkt liegt in der Bereitstellung altengerechten Wohn-
raumes, 
 
Leistungsstufe 2: Umfangreichere betreuende und hauswirtschaftliche Hilfe werden 
angeboten, 
 
Leistungsstufe 3: Darüber hinaus werden pflegerische Dienste angeboten, die einen 
Verbleib in der Wohnung bis zum Tod auch bei längerer Pflegebedürftigkeit ermögli-
chen (Wohngarantie) 
(Arbeiterwohlfahrt Landesverband Baden-Württemberg et al., 1993). 
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Das Wohn- und Versorgungskonzept des Betreuten Wohnens besteht aus den Ele-
menten gemeinschaftliches altengerechtes Wohnen in Verbindung mit wohnungsna-
hen Dienstleistungen. Gemäß dieser Konzeption sind folgende Bestandteile Stan-
dard für Betreutes Wohnen bzw. Service-Wohnen in Deutschland: 
 

� altengerecht und teilweise auch barrierefrei gestaltete Altenwohnungen mit  
          Notrufanlage im Verbund einer Altenwohnanlage, 
 

� Gemeinschaftseinrichtungen in der Altenwohnanlage (Gemeinschaftsräume, 
Wasch- und Trockenräume, Pflegebad u. a.), 

 
� Vermittlung und auch Angebot wohnungsnaher Dienstleistungen ( u. a. Haus-

wirtschaft, Betreuung, Beratung und teilweise auch Pflege). 
 
Der Kerngedanke des Betreuten Wohnens beinhaltet die Vorstellung, durch die an-
geführten räumlichen Gegebenheiten und Serviceleistungen bei den älteren Men-
schen mit teilweise eingeschränkten Kompetenzen Selbständigkeit und Sicherheit 
zugleich zu fördern. Die Konzeption Betreutes Wohnen in Deutschland basiert somit 
auf  dem Gedanken, dass „Selbständigkeit“ und „Sicherheit“  sich komplementär zu 
einander verhalten. Diesem Konzept nach ergänzen sich diese Versorgungsziele und 
gestalten somit Betreutes Wohnen zu  einem sozialökologisch optimalen Lebensbe-
reich auch für Senioren in der Phase zunehmender Gebrechlichkeit. 
 
Vorläufer des Betreuten Wohnens in Deutschland sind teilweise Wohnstifte, Senio-
renresidenzen, Altenwohnhäuser und auch begrenzt Altenwohnheime. Mit unter-
schiedlicher Versorgungsdichte und Nähe der Dienstleistungen bestehen diese al-
tenspezifischen Wohn- und Betreuungsformen aus gemeinschaftlichen Altenwohnen 
auf der Grundlage einer eigenen altengerechten Wohnung in Verbindung mit nahen 
Serviceleistungen (Siehe Kapitel 3.1.). 
 
Das Altenheim hingegen wird als ein Einrichtungstypus verstanden, der durch Be-
treutes Wohnen ersetzt werden soll. Die Gründe hierfür liegen in dem Sachverhalt, 
dass das Altenheim durch seinen hauswirtschaftlichen und betreuenden Ansatz einer 
Vollversorgung die älteren Menschen häufig regelrecht „überversorgt“,  sie also da-
ran hindert, gemäß ihren Kompetenzen viele Verrichtungen selbst noch auszuüben 
(z. B. Einkaufen, Kochen, Abwaschen etc.). Das Altenheim wirkt diesem Vorwurf 
nach in Richtung auf Minderung der Selbständigkeit bzw. vorzeitiger Förderung der 
Abhängigkeit von Hilfeleistungen. 
 
 
2.2. Gründe für das Entstehen des Betreuten Wohnens 
 
Es stellt sich die Frage, warum Einrichtungen des Betreuten Wohnens bzw. Service-
Wohnens erst in den letzten Jahren eine immer stärker werdende Marktbedeutung im 
Spektrum der verschiedenen Dienstleistungen und Infrastruktureinrichtungen erzie-
len.  
 
Ein ganzes Bündel von Faktoren, die ihre Ursache letztlich alle in der demographi-
schen Alterung der westlichen Gesellschaften haben, lassen sich anführen, die den 
Trend hin zum Betreuten Wohnen im Alter mit beeinflusst haben. Die entscheidenden 
Aspekte werden im Folgenden kurz angeführt. 
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Der internationale Trend zur Entinstitutionalisierung in der Altenhilfe 
Jahrzehntelang wurde in vielen hoch entwickelten westlichen Ländern Altenhilfe im 
Wesentlichen auf unterschiedliche Formen der Heim- oder Hospitalversorgung be-
schränkt.  
Die zunehmende Hochaltrigkeit der Senioren in den 60er und 70er Jahren führte zu 
einer immensen Nachfrage nach Pflegeheimplätzen, deren Bereitstellung und Unter-
halt angesichts der expandierenden Kosten im stationären Bereich von den staatli-
chen Leistungsträgern kaum noch getragen werden konnte.  
 
Anfang der 80er Jahre setzte in vielen Ländern ein Umdenkungsprozess dergestalt 
ein, dass der Schwerpunkt der Versorgungsleistungen vom stationären hin zum am-
bulanten und teilstationären Sektor der Infrastruktur für Senioren einsetzte. „Ambu-
lant vor stationär“ lautete die Devise in der Altenhilfe. In diesem Kontext erhielt das 
Wohnen sozialplanerisch eine vorrangige Bedeutung: Altengerechtes Wohnen, 
Wohnanpassungsmaßnahmen und Wohnberatung wurden Bestandteile der Altenhil-
feplanung. Parallel hierzu entwickelten sich zunehmend Konzepte, Wohn- und Be-
treuungsmodelle im vorstationären Bereich zu entwickeln und zu fördern. Gemein-
schaftliche Wohnformen mit wohnungsnahen Dienstleistungen sollen mit dazu bei-
tragen, den Druck auf den kostenintensiven stationären Sektor zu vermindern oder 
gar zu vermeiden (BRINK, 1990). 
 
Die Betonung des Wohnens und der ergänzenden Dienstleistungen anstelle der 
Schaffung neuer Heimplätze drückt zugleich auch einen tief greifenden Wandel in 
der Sozial- und Altenhilfeplanung aus:  Beschränkte sich früher die Altenhilfeplanung 
zumeist auf  die Institutionen der Versorgung (Ausbau der Heime), so treten jetzt 
Klientelorientierte  Lösungskonzepte („Betreuung und Pflege nach Maß“, Konzepte 
des Case- und Care-Managements u. a.) in den Vordergrund der Überlegungen und 
Maßnahmen. 
 
 
Das abnehmende familiäre Pflegepotential und die veränderten intergenerativen 
Formen des Zusammenlebens 
Die zunehmende demographische Alterung der westlichen Gesellschaft hat zwei 
Hauptursachen: 
 

� die zunehmende Langlebigkeit der Senioren und 
�  die abnehmende Zahl der Geburten. 
 

Die durchschnittliche Lebenserwartung der Männer bei der Geburt betrug im Jahr 
1950 in der Bundesrepublik  64,6 Jahre, die der Frauen 68,5 Jahre. Im Jahr 1996 lag 
sie bei den Männern bei 73,3 Jahren, bei den Frauen bei 79,8 Jahren. 
Der Anteil der Hochaltrigen (80 Jahre und älter) an der Gesamtbevölkerung lag 1950 
in der Bundesrepublik bei den Männern bei 0,9 Prozent (Frauen 1,1 Prozent). 1991 
hingegen stieg der Anteil bei den Männern auf 2,2 Prozent, bei den Frauen sogar auf 
5,5 Prozent (Enquete-Kommission Demographischer Wandel, 1994; Sozialpolitische 
Umschau, 1997).  
 
Das Faktum, dass mindestens 50 Prozent einer Alterskohorte das 60. Lebensjahr 
erreichte, konnte in der Bundesrepublik erstmals 1955 registriert werden. 1995 erleb-
ten bei den Männern des Jahrganges 1935 ca. 74 Prozent das Alter 60, bei den 
Frauen betrug der Anteil 1995 ca. 83 Prozent (IMHOF, 1996).  
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Während in Deutschland immer mehr Männer und Frauen ein hohes und sehr hohes 
Alter erreichen, sank gleichzeitig stetig die Geburtenzahl. Lag 1950 die zusammen-
gefasste Geburtenrate in der Bundesrepublik bei 2,09 (1960 bei 2,36), so sank sie 
1996  auf  1,30. Das bedeutet, dass pro Familie durchschnittlich 1,30 Kinder geboren 
werden (Enquete-Kommission Demographischer Wandel, 1994; Sozialpolitische Um-
schau, 1997). 
 
Die Zunahme der Hochaltrigen bei gleichzeitiger Abnahme der nachwachsenden 
Generationen führt zu einem schrumpfenden familiären Pflegepotential. So nahm die 
Anzahl der Frauen im Alter zwischen 45 und 69 Jahre pro Einwohner im Alter von 70 
Jahren und älter in der Bundesrepublik Deutschland von 2,64 im Jahr 1961 auf 1,57 
im Jahr 1991 ab. Dies bedeutet eine Minderung des familiären Pflegepotentials um 
41 Prozent in knapp 30 Jahren (ALBER et al., 1993).  
 
Bis zum Jahr 2030 soll sich das „Pflegepersonenpotential“ nach den vorliegenden 
Prognosen um ca. 50 Prozent weiter abnehmen (CORNELIUS, 1994; Deutscher 
Bundestag, 1998). 
 
Diese demographische Veränderung, dass die Relation der mittleren zur älteren Ge-
neration gegenwärtig nur noch 1,5 : 1 beträgt, deuten auf  wachsende Hilfe- und 
Unterstützungsverpflichtungen innerhalb der Familie hin. Im Laufe der Zeitspanne 
nur einer Generation entwickelte sich die Versorgung alter Menschen im Familien-
verbund zu einer drohenden Perspektive an Belastungen, Verpflichtungen und po-
tentiellen Einschränkungen. 
 
 
Die veränderten intergenerationalen Beziehungen 
Doch nicht nur das quantitative Verhältnis zwischen den Generationen hat sich ge-
wandelt, vielmehr haben auch die funktionalen Beziehungen zwischen Jung und Alt, 
oder genauer zwischen der mittleren und der älteren Generation, einen tiefgehenden 
Wandel erfahren. 
Die bisher allgemein verbindliche Norm einer Pflicht zur Betreuung und Pflege der 
zunehmend gebrechlicher werdenden Eltern wird zwar in dieser Abstraktheit noch 
befürwortet, verliert jedoch an Geltung, wenn es um die konkrete Ausgestaltung ei-
nes Betreuungsprozesses geht. 
Untersuchungen in den USA, Kanada und auch in Deutschland verdeutlichen diesen 
Trend, sich für die langfristigen Aufgaben der Pflege, Betreuung und materieller Un-
terstützung nicht mehr primär zuständig zu fühlen und diese Aufgabe zunehmend als 
eine Pflichtaufgabe staatlicher Organe aufzufassen (BRODY et al., 1983; BRODY et 
al., 1984; BAKER et al., 1990; HANSON et al., 1983; SCHÜTZE, 1997). Auch ge-
winnt in diesem Kontext die Einstellung an Bedeutung, dass  diese Verpflichtungen 
der Pflege und Versorgung älterer Familienangehöriger eine gemeinsame Aufgabe 
von Staat und Familie darstellen (McAULEY et al., 1985; STORM et al., 1985).  
 
Die vormals häufig praktizierte familiäre Pflege als Ausdruck der Verpflichtung, sich 
für die Leistungen und Mühen der Erziehung und Ausbildung in Kindheit und Jugend 
erkenntlich zeigen zu können,  wird durch eine Aufteilung der Aufgaben ersetzt. Die 
Kernaufgaben Pflege, hauswirtschaftliche Betreuung und materielle Unterstützung 
werden als  öffentliche Aufgaben aufgefasst, während hingegen emotionale und psy-
chosoziale Unterstützung und Hilfe als eine Aufgabe der erwachsenen Kinder be-
trachtet werden (BRODY et al., 1984). Auch Aufgaben der Organisierung und Über-
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wachung der Pflege- und Betreuungsaufgaben werden noch als eine familiäre Pflicht 
aufgefasst. Diese vor allem von den Mittelschichten in den USA vertretenen Ansich-
ten, die eng mit den Auswirkungen der größeren räumlichen und auch sozialen Mobi-
lität der Familien zusammenhängen, finden zunehmend auch Eingang in  die unteren 
Schichten. Vor allem berufstätige Frauen mit einem höheren Bildungstand vertreten  
diese Positionen (BRODY et al., 1983). 
 
Es kann allgemein für die westlichen Gesellschaften mit hoher volkswirtschaftlicher 
Produktivität konstatiert werden, dass die Generationen zunehmend auseinander 
driften. Es ist vor allem dem äußerst raschen sozialen Wandel zu verdanken, dass 
die Generationen mehr und mehr eigene Einstellungen, Wertmaßstäbe und Verhal-
tensmuster ausbilden und sich damit stetig voneinander abgrenzen und auch entfer-
nen (WISTER, 1985; WISTER et al., 1989).  Moden, Lebensstile und auch Ideologien 
sind bedingt durch ihre zeitliche Begrenztheit stark mit den von ihnen geprägten Al-
terskohorten verknüpft, werden somit in der Regel nur von einer Generation ange-
nommen und kollektiv verinnerlicht. Es lässt sich somit eine Generationenlücke  
(„generational gap“) in der lebensweltlichen Erfahrung und Orientierung feststellen, 
die einem Entfremdungsprozess zwischen den Generationen entspricht. In Deutsch-
land konnte dieser Prozess der Abgrenzung und auch des partiellen Rückzuges der 
Generation der erwachsenden Kinder auch nachgewiesen werden (STOSBERG, 
1995). 
 
Ein weiteres Indiz für die gestörten intergenerationalen Beziehungen zwischen den 
Senioren und ihren erwachsenen Kindern besteht aus der Fehleinschätzung der  
emotionalen Dichte der Beziehungen  seitens der älteren Generation. So haben Un-
tersuchungen aus den USA belegen können, „dass  Eltern generell dazu tendieren, 
das Ausmaß ihres Verständnisses für die Ansichten der Kinder und ihres gegenseiti-
gen Einvernehmens sowie die Enge der Beziehung insgesamt eher zu überschätzen 
(„Intergenerational Stake“- Hypothese) (SZYDLIK, 1995). Diese Diskrepanz sozialer 
Wahrnehmung konnte auch in Deutschland nachgewiesen werden: So schätzten 
1991 in Westdeutschland die befragten Mütter im Seniorenalter die Beziehungen zu 
ihrer erwachsenen Tochter zu 91,1 Prozent als eng bzw. sehr eng ein, während von 
den Töchtern nur 82 Prozent diese Einschätzung teilten. Die Mutter-Sohn-Beziehung 
wurde von den Müttern zu 89,6 Prozent als eng bzw. sehr eng betrachtet, umgekehrt 
hingegen nur von 74,6 Prozent der Söhne. Die Vater-Tochter Beziehung zeigte  Ab-
weichungen in der Wahrnehmung der Beziehungen im Verhältnis von 87,6 Prozent 
zu 71,3 Prozent, die Vater-Sohn-Beziehung 83,3 Prozent zu 69,3 Prozent. Die Unter-
schiede in der Wahrnehmung der Beziehungsdichte waren  bei den Westdeutschen 
am höchsten (zwischen 9 und 16 Prozent), die Werte für die Ostdeutschen lagen im 
Mittelfeld (zwischen 5 und 9 Prozent), während sie bei in Deutschland lebenden Aus-
ländern (zwischen 4 und 8 Prozent) am geringsten ausfielen (SZYDLIK, 1995).                                                  
Es kann daraus geschlossen werden, dass das Ausmaß an intergenerationaler Kon-
gruenz mit zunehmendem Grad der gesellschaftlichen Modernisierung abnimmt. 
 
Der Trend  zur Eigenständigkeit auch der älteren Generation zeigt sich u. a.  in dem 
Sachverhalt, dass die Senioren im höherem Alter auch im Zustand der Hilfe- und 
Pflegebedürftigkeit nicht mit ihren erwachsenen Kindern zusammen leben möchten. 
Eine Reihe von Erhebungen über das Wohnen im Alter in Deutschland hat gezeigt, 
dass sich Senioren aber auch Personen in den mittleren Jahren mehrheitlich (81 
Prozent) nicht vorstellen können, später zu ihren Kindern zu ziehen. Nur eine relativ 
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kleine Minderheit von 4 Prozent hält sich diese Option für das höhere Alter offen 
(HÜBL et al., 1994; Empirica, 1996).  
Andere Erhebungen über diesen Sachverhalt haben höhere Werte bezüglich eines 
eventuellen Zusammenlebens mit den Kindern im hohen Alter erhoben (WILDERER, 
1989: 15 Prozent; Schader-Stiftung, 1996: 22 Prozent; Das Haus, 1996: 16 Prozent; 
PFAFF et al., 1995: 4 - 10 Prozent),  doch der Trend, dass es sich hierbei um eine 
Minderheit handelt, wird letztlich bestätigt. 
 
Dass der intergenerationale familiäre Hilfe- und Pflegeverbund in westdeutschen 
Großstädten am stärksten Einbußen genommen hat, zeigt u. a. die Option von 94 
Prozent der umzugsbereiten Senioren, eine Wohnalternative zu wählen, die fest mit 
Dienstleistungen verknüpft ist. In derselben Untersuchung  wurde erhoben, dass 
Personen aus Kernstädten gegenüber solchen aus verdichteten Kreisen ca. 3,5 mal 
häufiger eine Präferenz für Service-Wohnen äußerten (HEINZE et al., 1997). In die-
sem Kontext gehört auch eine Befragung in Dortmund, einer Großstadt im Ruhrge-
biet, die ergab, dass 84 Prozent der befragten Senioren ein Service-Betreutes 
Wohnmodell als gut bzw. sehr gut einschätzten (LATTEN et al., 1996).  
 
Die Berliner Altersstudie konnte überzeugende Belege für die erodierenden funktio-
nalen Hilfebeziehungen zwischen mittlerer und Seniorengeneration im familiären 
Kontext erbringen: In Privathaushalten lebende Senioren der Altersgruppe 70 Jahre 
und älter mit Kindern in Berlin erhielten vorrangig Unterstützung vom Angehörigen im 
eigenen Haushalt (überwiegend dem weiblichen Ehepartner) (25,6 Prozent) und von 
formellen Dienstleistungserbringern (19,6 Prozent).  Kinder außerhalb des Haushal-
tes (8,7 Prozent),  außerfamiliäre Personen (Nachbarn, Freunde, Bekannte) (8,0 
Prozent) und sonstige Angehörige (3,4 Prozent) waren bezüglich der Versorgung 
und Hilfe von nachrangiger Bedeutung (MAYER et al., 1996). 
 
Parallel zu diesem Einstellungswandel hinsichtlich des Zusammenlebens mit den 
Kindern zeigen Erhebungen in den letzten Jahren, dass die Senioren überwiegend 
nicht mehr in einem mehrgenerationalen Haushalt leben: Wohnten in der Bundesre-
publik 1961 noch 32,6 Prozent der 65jährigen und älteren in einem Zwei- oder 
3generationen-Haushalt, so waren es 1990 (alte Bundesländer) nur noch 13,2 Pro-
zent. In einem Eingenerationenhaushalt lebten 1961  33,1 Prozent der Senioren 
(1991:  41,8 Prozent), in einem Einpersonenhaushalt  lebten 1961  23,6 Prozent, 
1991 waren es 40,6 Prozent der 65jährigen und älteren (BRETZ et al., 1992). 
1972 wohnten 49,1 Prozent der Frauen im Alter 75 Jahre und älter in einem Einper-
sonenhaushalt, 1990 waren es bereits 65,1 Prozent (VOIT, 1992). 
 
Diese Daten zeigen recht deutlich, dass der Verzicht auf ein Zusammenleben mit den 
Kindern im Alter gegen ein mit hohen psychosozialen Belastungen verbundenen Al-
leinleben eingetauscht wird, wie eine epidemiologische Feldstudie in Duderstadt 
(Niedersachsen) recht eindringlich belegte (WELZ, 1994).  Ob es sich hierbei um ei-
ne „Abkopplung“ einer ganzen Generation (BRETZ) oder um einen beidseitigen 
Rückzug handelt, ist aus den Daten nicht zu ersehen. Die Ergebnisse der Berliner 
Altersstudie geben jedoch Hinweise, dass dieser Trennungsprozess stärker von der 
jüngeren Generation forciert wird. 
 
Erhebungen aus anderen westlichen Ländern bestätigen diesen Trend. Mitte der 
50er Jahre lebten z. B. in Finnland ungefähr 55 Prozent der 65jährigen und älteren 
mit ihren Kindern zusammen, 1985 waren es nur noch ca. 18 Prozent. In Großbritan-
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nien sank in diesem Zeitraum der Anteil von 40 Prozent auf 10 Prozent und in Öster-
reich von 55 Prozent (1962) auf  21 Prozent im Jahr 1985 (ROSENMAYR, 1992). 
 
Allgemein scheint bei den Senioren in der Europäischen Gemeinschaft die Ansicht zu 
überwiegen, dass die Familien heute weniger als früher bereit sind, sich um ihre älte-
ren Angehörigen zu kümmern. Bei einer EU-weiten Befragung stimmten 33,4 Prozent 
der Senioren dieser Aussage voll und weitere 34,4 abgemildert zu. Nur 10,4 Prozent 
negierten diese Einschätzung voll und weitere 18,2 Prozent abgemildert (Kommissi-
on der EU, 1993). Zweidrittel der Senioren der EU haben das Gefühl, dass der inter-
generationale Verbund bezüglich der Hilfe- und Unterstützungsleistungen sich gra-
vierend gelockert und teilweise wohl auch gelöst hat. 
 
 
Die zunehmende Umzugsbereitschaft im Alter 
Senioren sind in ihrer Mehrzahl sehr ortsverbunden, sie sind überwiegend mit ihren 
Wohnungen und auch dem Wohnumfeld zufrieden und möchten demnach auch nicht 
mehr umziehen. Die Wohnzufriedenheit einerseits und Ablehnung eines weiteren 
Umzuges im Alter liegen in Deutschland bei ca. 80 - 90 Prozent, wie eine Reihe von 
Befragungen ergeben haben (NARTEN, 1991; Wüstenrot-Stiftung, 1994; WILDE-
RER, 1989).                                             
 
Es lässt sich der Trend feststellen, dass je älter die Alterskohorte, umso geringer die 
Bereitschaft zu einem Umzug ausfällt. Eine Erhebung in Baden zeigte, dass nur 45 
Prozent der 60 - 74jährigen keinen Umzug mehr in Erwägung zog, während es bei 
den 75jährigen und älteren bereits 75 Prozent der Befragten waren (Empirica, 1996).  
 
Diese Einstellung zum Verbleib in der eigenen Wohnung bzw. dem eigenem Haus im 
Alter herrscht international vor, wie eine Reihe von Untersuchungen in westlichen 
Ländern einschließlich Australien belegen (BAKER et al., 1990; GONYEA et al., 
1990; GROVES et al., 1992; VARADY, 1984). 
 
Bei jüngeren Altersgruppen (Alter 45 - 65 Jahre) ist die Bereitschaft, im Alter eventu-
ell noch einmal einen Umzug vorzunehmen bei weitem größer, wie in den letzten 
Jahren in Deutschland eruiert wurde. Der Anteil der Umzugswilligen liegt in dieser 
Altersgruppe zwischen 35 Prozent  und  77 Prozent (Empirica, 1996; HÜBL et al., 
1994; KRINGS-HECKEMEIER et al., 1995). 
 
Diese Daten können in zweierlei Richtung hin interpretiert werden:                                            
- Bezogen auf die Ortsgebundenheit  kann auf eine geringere Verhaftung mit der 
Wohnung und dem Wohnumfeld geschlossen werden. Dieses Phänomen einer eher 
funktionalen Beziehung zum Wohnkontext anstelle einer eher psychosozialen Ver-
bundenheit mit dem angestammten Wohnumfeld verdeutlicht den gesellschaftlichen 
Modernisierungsprozess, der den Bereich des Wohnens stärker unter den Aspekten 
der Kosten-Nutzen-Kalkulationen betrachtet. Dass diese Entwicklung zu einer mehr 
funktional-sachlichen Einstellung zum Wohnen in den USA  bei weitem stärker aus-
gebildet ist als in Deutschland, konnte FRIEDRICH (1995) in einer vergleichenden 
Untersuchung nachweisen. 
 
Die Bereitschaft zu einem späteren Umzug kann auch dahingehend interpretiert wer-
den, dass man schon gezielt auf das Alter und den damit zusammenhängenden kör-
perlichen Einschränkungen (wachsender Hilfe- und Unterstützungsbedarf) hin plant 
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und entsprechende Vorkehrungen trifft. So werden zum Beispiel überwiegend von 
Alleinstehenden der mittleren Altersgruppe für die Altersphase Altenwohnanlagen mit 
Gemeinschaftseinrichtungen bevorzugt. Dadurch erhofft man sich, später wohnungs-
nahe Möglichkeiten zur Kommunikation vorzufinden, um einer drohenden Vereinsa-
mung im Alter vorzubeugen (KRINGS-HECKEMEIER et al., 1992). 
 
Es bedarf in diesem Zusammenhang jedoch des ausdrücklichen Hinweises, dass 
Betreutes Wohnen und damit auch Wohnen mit Service in Deutschland für die Um-
zugswilligen der mittleren und auch älteren Generation nicht an erster Stelle ihrer 
Wunschliste steht. An erster Position befinden sich eigenständige Wohnungen oder 
Normalwohnungen  teils mit und teils ohne flankierende Serviceleistungen (HEINZE 
et al., 1997; HÜBL et al., 1994). Eine weitere Untersuchung erbrachte, dass neben 
den Umzug in eine Normalwohnung auch der altersgerechte Umbau der bestehen-
den Wohnung fast gleichrangig als primärer Wohnwunsch genannt werden 
(Empirica, 1996). 
Betreutes Wohnen wird erst an dritter und teils auch an vierter Stelle von den Befrag-
ten  genannt (Empirica, 1996; HEINZE et al., 1997; HÜBL et al., 1994). Knapp 30 
Prozent der Befragten mit späteren Umzugsabsichten können sich dieses Wohnmo-
dell für ihr Alter vorstellen (HÜBL et al., 1994; KRINGS-HECKEMEIER et al., 1993).  
Damit befinden sich diese Wohn- und Betreuungsangebote in der Gunst der potenti-
ellen Klientel im mittleren Bereich zwischen einerseits den Normalwohnungen mit 
oder ohne Serviceangebot an der Spitze und den Altenheimen, Altenpflegeheimen 
und dem Zusammenwohnen mit den erwachsenen Kindern am Ende der Wunsch-
skala.  
 
Die relativ hohe Akzeptanz dieses speziellen Wohnangebotes, das eigentlich erst seit 
einigen Jahren auf dem Wohn- und Betreuungsmarkt präsent ist, verdeutlicht den 
Bedarf nach seniorenspezifischen Wohnformen jenseits der Heime. Auf der anderen 
Seite wird es Längsschnitterhebungen in den nächsten Jahren vorbehalten bleiben 
zu klären, ob die Akzeptanz dieser Wohnform angesichts der praktischen Erfahrun-
gen mit Betreutem Wohnen zunehmen, stagnieren oder gar abnehmen wird. 
 
Im Rahmen der Umzugsbereitschaft im Alter bedarf es auch der Information über das 
konkrete Umzugsverhalten im Alter. In Deutschland ziehen Senioren nur 1/3 so oft 
um wie Personen jüngerer Jahrgänge: Nach dem Sozioökonomischen Panel ziehen 
nach dem 55. Lebensjahr 3,6 Prozent der Mieter- und 1 Prozent der Eigentümer-
haushalte pro Jahr um. Hochgerechnet bis zum Lebensalter 75 Jahre besteht eine 
Umzugswahrscheinlichkeit bei Mieterhaushalten bei 52,23 Prozent und bei Eigentü-
merhaushalten bei 23,48 Prozent (HEINZE et al. 1997). Konkret bedeutet dies, dass 
zwischen den 55. und den 75. Lebensjahr jeder zweite Mieterhaushalt und jeder vier-
te Eigentümerhaushalt noch mindestens einmal umziehen wird. 
 
FRIEDRICH (1994) untersuchte die Gründe des Wohnortswechsels im Alter und 
entwickelte diesbezüglich folgende Typologie: 
 
 
Ruhesitzwanderung: Wahl eines attraktiven Wohnortes in Wohnwunschgegend meist 
kurz vor oder nach dem Austritt aus dem Erwerbsleben (17 Prozent der Fälle). 
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Netzwerkwanderung:  Wohnsitzverlagerung aufgrund eingeschränkter gesundheitli-
cher und ökonomischer Ressourcen im fortgeschrittenen Alter (75 Jahre und älter) oft 
zu oder in die Nähe der erwachsenen Kinder oder anderer Angehöriger (43 Prozent 
der Fälle). 
 
 
Exogene Wanderung: Durch äußere Umstände veranlasste Wohnsitzverlagerung: 
Berufliche Gründe, unzulängliche Wohn- und Wohnumfeldverhältnisse, Kündigun-
gen, Mieterhöhungen u. a. (40 Prozent der Fälle). 
 
Analysiert man die vorliegenden Erkenntnisse über die Einstellung zum Umzug im 
Alter und das konkrete Umzugsverhalten, so kann für die überwiegende Mehrheit der 
Umzügler im Alter ein Druck oder Zwang (nachlassende körperliche Kompetenzen, 
unzureichende objektive Wohnverhältnisse u. a.) als Ursache des Wohnortswechsel 
festgestellt werden. Man möchte eigentlich in der angestammten Wohnung verblei-
ben, doch die Umstände lassen es letztlich nicht zu. Umzüge im Alter sind für die 
Mehrheit der Betroffenen Ausdruck eines Anpassungsprozesses, indem gemäß der 
Alterungsbedingten verminderten Selbständigkeit neue Wohn- und Lebenswelten 
gesucht werden, die sozialökologisch die Einschränkungen des fortschreitenden Al-
ters teilweise ausgleichen können. Der Umzug im Alter ist somit in der Regel mit ei-
nem Verlusterleben verknüpft. 
 
 
Wachsender materieller Wohlstand im Alter 
Betreutes Wohnen im Alter ist ein Leistungsangebot, das aus mehreren Kostenele-
menten besteht: Der Netto-Kaltmiete, den Nebenkosten, der Serviceleistungspau-
schale und den Entgelten für die Inanspruchnahme von Dienstleistungen. Da die 
überwiegende Zahl der Altenwohnanlagen nach 1990 errichtet wurden, sind die 
Mietpreise entsprechend hoch: Bei öffentlich geförderten Betreuten Altenwohnungen 
betragen die Mietkosten einschließlich Nebenkosten ca. 14 - 15 DM, bei freifinanzier-
ten Wohnungen ca. 25 DM pro qm. Hinzu kommt eine Serviceleistungspauschale 
von ca. 100 - 250 DM pro Monat. Eine öffentlich geförderte 1 ½  Zimmerwohnung  
mit einer Größe von 40 qm kostet dann ungefähr 580 DM zuzüglich der Pauschale, 
eine freifinanzierte 1000 DM zuzüglich Pauschale.                           
 
Da Einrichtungen des Betreuten Wohnens überwiegend von verwitweten Frauen ge-
nutzt werden,  sollen an dieser Stelle ihr Nettogesamteinkommen angeführt werden: 
Im Jahr 1989 bezogen 14 Prozent der Witwen in der Bundesrepublik Deutschland 
eine Rente von bis zu 1000 DM, 32 Prozent erhielten zwischen 1000 bis unter 1500 
DM, 29 Prozent zwischen 1500 bis unter 2000 DM und 24 Prozent 2000 DM und 
mehr (Enquete-Kommission Demographischer Wandel, 1994). 
Eine neuere Untersuchung des Statistischen Bundesamtes ergab, dass weibliche 
Einpersonenrentnerhaushalte im Alter von 70 Jahren und mehr durchschnittlich über 
2.306 DM an monatlichen Einkommen und Einnahmen verfügen, wobei die Rente 
der gesetzlichen Altersversicherung 1.647 DM ausmacht (MÜNNICH, 1997). 
 
Diese Einkünfte erlauben einem beträchtlichen Teil der Witwen den Einzug ins Be-
treute Wohnen mit öffentlicher Förderung. Der Kreis der materiell ausreichend aus-
gestatteten Witwen für freifinanzierte Betreute Wohnungen beschränkt sich jedoch 
auf ca. 10 Prozent, wenn man berücksichtigt, dass mindestens 2500 DM monatliche 
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Einkünfte für eine angemessene Lebensführung in dieser Form des Altenwohnens 
erforderlich sind. 
 
Berücksichtigt man, dass die durchschnittlichen Alterseinkünfte Alleinlebender Frau-
en im Jahr 1989 bei Witwen 1651 DM und bei Ledigen und Geschiedenen  1470 DM 
pro Monat lagen   (Enquete-Kommission Demographischer Wandel, 1994), dann 
kann Betreutes Wohnen für einen Großteil der Alleinlebenden Seniorinnen nur im 
Rahmen der öffentlichen Wohnbauförderung eine Perspektive darstellen. Selbst Se-
niorinnen mit durchschnittlichen Einkünften werden häufig eine öffentlich geförderte 
Altenwohnung als „teuer“ einschätzen angesichts des Sachverhaltes,  dass viele von 
ihnen in Altbaubeständen mit niedrigem Niveau der Mietkosten wohnen. 
Der durchschnittliche Einpersonenrentnerhaushalt gab 1993 im Monat 687 DM für 
das Wohnen aus (Wohnungsmiete, Kosten für Heizung und Warmwasser) 
(MÜNNICH, 1997). 
 
Die Untersuchung der Schader-Stiftung wies nach, dass die Nachfrage nach Senio-
ren-Wohnanlagen in den Kernstädten überwiegend durch Typen des mittleren Aus-
stattungsniveaus (44 Prozent), gefolgt von niedrigen (24,8 Prozent) und gehobenen 
Niveau (21,7 Prozent) bestimmt wird. Die Nachfrage nach Einrichtungen des Luxus-
niveaus (9,5 Prozent) fällt weit geringer aus (HEINZE et al., 1997). Neben der Kos-
tenstruktur (Mietkosten und Kosten der Dienstleistungen) sind aber auch architekto-
nische Gestaltung, Lage der Einrichtung und die Infrastruktur (Geschäfte, Ärzte, 
ÖPNV u. a.) entscheidende Entscheidungsfaktoren. 
 
Die Akzeptanz des Betreuten Wohnens bzw. Service-Wohnens steigt in Deutschland 
mit dem Einkommen. Eine Untersuchung belegte, dass in den gehobenen Einkom-
mensgruppen (5000 DM und mehr monatliches Haushaltsnettoeinkommen) mehr als 
jeder zweite diese Wohnform befürwortete, während es in den unteren und mittleren 
Einkommensgruppen (unter 3500 DM und zwischen 3500 und 5000 DM monatliches 
Haushaltsnettoeinkommen) ca. 40 Prozent waren (KRINGS-HECKEMEIER et al., 
1995). 
 
In den alten Bundesländern sind die am Betreuten Wohnen Interessierten bereit, 
durchschnittlich bis zu 271 DM für wohnungsnahe Dienstleistungen pro Monat auf 
private Abrechnung hin auszugeben,  in den neuen Bundesländern bis zu 199 DM. 
Bezogen auf ihr Einkommen würden die Befragten im Alter zwischen 55 und 75 Jah-
ren sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern fast 10 Prozent ihres 
Haushaltseinkommen für diese Dienste ausgeben, vorausgesetzt, dass sie auch be-
nötigt werden (HEINZE et al., 1997). 
 
Hinsichtlich der Service- bzw. Betreuungspauschale bestehen bei den Nutzern bzw. 
den am Betreuten Wohnen Interessierten unterschiedliche Einschätzungen über die 
Berechtigung dieses Kostenelementes. Die Erhebung der Schader-Stiftung zum Bei-
spiel ergab, dass 75 Prozent der befragten Senioren notwendige Dienstleistungen 
lieber per Einzelabrechnung als durch eine Pauschale bezahlen würden (HEINZE et 
al., 1997). 
 
Eine Untersuchung im Auftrage der Landesbausparkassen erbrachte hinsichtlich der 
Pauschale folgende Resultate: 
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� Am höchsten war die Akzeptanz der Service-Wohnprojekte, die keine oder nur 
eine sehr geringe Pauschale erforderten. 

 
� Es wurde kritisiert, dass die Pauschalangebote die Eigeninitiative einschränk-

ten und mögliche gegenseitige Nachbarschaftshilfen nicht gerade förderten. 
 

� Ein weiterer Grund für die Ablehnung der Pauschale ist das Argument, dass 
hierdurch Kosten anfallen. Diese finanziellen Ressourcen möchte man lieber 
für andere Dinge einsetzen. 

 
� Es wird auch moniert, dass die Pauschalen die Funktion von „Vorhaltekosten“ 

besitzen, von denen letztlich nur die hilfebedürftigen und gebrechlichen Be-
wohner profitieren, nicht jedoch die jüngeren und rüstigen (KRINGS-
HECKEMEIER et al., 1995). 

 
Service- und Betreuungspauschalen sind Strukturelemente des Betreuten Wohnens, 
die diesen Wohntypus strikt von Privathaushalten unterscheiden und viele Nutzer 
und Interessierte im Seniorenalter somit gleichzeitig an heimähnliche Versorgungs- 
und Finanzierungsmodelle erinnern.  
 
Betreute Altenwohnungen bzw. Service-Wohnungen werden nicht nur als Mietobjekt 
sondern darüber hinaus auch gezielt als Wohneigentum auf dem Wohnungsmarkt 
angeboten. Ca. 5000 DM pro Quadratmeter beträgt der Verkaufspreis, bei einer 40 
qm großen Wohnung sind somit 200.000 DM Kapital zum Erwerb einer solchen Im-
mobilie erforderlich. Hierbei gilt es zu berücksichtigen, dass Senioren-Haushalte über 
überdurchschnittlich hohe Geldvermögen und ebenso überdurchschnittlich hohe 
Haus- und Grundvermögen verfügen. So besaß 1988 das durchschnittliche Haus- 
und Grundvermögen der Seniorenhaushalte den Wert von 171.750 DM und lag damit 
50 Prozent  über den Durchschnitt aller Haushalte (WAHL, 1994).  
 
Diese Daten über Einkünfte und Ausmaß des Vermögens der Senioren verdeutli-
chen, dass diese Altersgruppe gegenwärtig überwiegend zu den materiell ausrei-
chend versorgten Kreisen der Gesellschaft zählt. Die Armutsquote liegt bei den Seni-
oren bei ca. 2 - 3 Prozent, während die Armut aller Haushalte in Deutschland bei 13 
Prozent liegt. 
 
Es muss jedoch an dieser Stelle ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass auch 
im Alter der Wohlstand teilweise recht unterschiedlich verteilt ist. Nicht jeder Senior 
wird sich Betreutes Alterswohnen leisten können, erst recht nicht auf dem freifinan-
zierten Wohnungsmarkt. 
Öffentlich geförderte Altenwohnungen werden also in ausreichendem Maße von Nö-
ten sein, um das Angebot breiten Kreisen der Seniorengeneration zugänglich zu ma-
chen. 
Es wird somit letztlich vom Engagement der Länder und Kommunen abhängen, ob 
Betreutes Wohnen ein allgemein verbreitetes Angebot mit Zugangsmöglichkeit für die 
Mehrzahl der Senioren wird oder ob es auf die Einkommensschichten des gehobe-
nen Mittelstandes beschränkt bleiben wird.  
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2.3. Problembereiche des Betreuten Wohnens in  Deutschla nd 
 
„Betreutes Wohnen im Alter“ als Kategorie ist in Deutschland kein geschützter Be-
griff. Es existiert auch keine allgemein verbindliche Definition, die Leistungsspektrum 
und bauliche Standards für dieses Angebot enthält. Die Bandbreite reicht in der Pra-
xis von zusammen gefassten Altenwohnungen ohne Service bis hin zu teils recht 
luxuriös ausgestatteten Wohnstiften und Residenzen mit einem hausinternen Voll-
service. Da keine Klassifizierung über Leistungsumfang  und Leistungsdichte be-
steht, obliegt es letztlich dem Interessenten selbst, sich die nötigen Informationen 
über ein konkretes Angebot zu besorgen.  
 
Von noch größerer Tragweite ist der Sachverhalt, dass der Markt Betreutes Wohnen 
von unterschiedlichen Anbietern bedient wird: Immobiliengesellschaften, Wohnungs-
bauträger, Bausparkassen und Versicherungsunternehmen gesellen sich zu gemein-
nützigen, kommunalen und privatgewerblichen Heimträgern, ambulanten Diensten 
und kirchlichen Trägern. Je nach Herkunft des Anbieters unterscheiden sich auch die 
vorrangigen Interessen: Während eine Immobiliengesellschaft oder ein Bauträger z. 
B. den Verkauf der Wohnungen als primäre Aufgabe ansieht und die Dienstleis-
tungsverpflichtungen an externe Betriebsträger delegiert, ohne deren Verbindlichkeit 
und Langfristigkeit garantieren zu können, sind Heimträger eher an einer kontinuierli-
chen Leistungserbringung  interessiert, um sich neue Klientelgruppen auf dem Markt 
der sozialen Dienstleistungen zu erschließen. 
 
Es fehlen diesem Markt somit die für diesen sensiblen Bereich des Wohnens im Alter 
notwendige Vertragssicherheit, Verbindlichkeit und auch Transparenz. In Baden-
Württemberg sind in den letzten Jahren von Seiten der Wohlfahrtsverbände, Sozial-
hilfeträger und der zuständigen Ministerien Initiativen gestartet worden, sowohl eine 
Klassifizierung als auch konkrete Qualitätsstandards für das Betreute Wohnen zu 
entwickeln (Arbeiterwohlfahrt Landesverband Baden-Württemberg et al., 1993; 
MAGS Baden-Württemberg, 1995). Bis hin zur Entwicklung eines „Qualitätssiegel 
Baden-Württemberg“ für Betreutes Wohnen für Senioren sind diese Bemühungen 
fortgeschritten (Städtetag Baden-Württemberg et al., 1995). 
 
Doch auch bei den Verantwortlichen in Baden-Württemberg ist in den letzten Jahren 
ein gravierender Wandel in der Konzeption Betreutes Wohnen festzustellen gewe-
sen, wie anhand der Förderrichtlinien zu erkennen ist. Wurden nach der Verwal-
tungsvorschrift des Sozialministeriums Baden-Württemberg von 1989 nur Einrichtun-
gen gefördert, die als Maximum Leistungen des Altenheimes (Ausschluss von  Pfle-
geleistungen) anboten, so sind diese Vorschriften 1996 dahingehend geändert wor-
den, dass nun auch leichte und vorübergehende pflegerische Betreuung zum Leis-
tungsspektrum des Betreuten Wohnens gehören darf. Entscheidend für die Mittelver-
gabe ist aber immer noch das Prinzip der „selbständigen Haushaltsführung“, das den 
Wohnungsbau-Förderrichtlinien zugrunde liegt (GERNGROSS-HAAS, 1997). 
 
Weitergehende Konzepte in Richtung auf  ständige Pflege und Betreuung gebrechli-
cher Bewohner des Betreuten Wohnens werden seit mehreren Jahren in der Fachöf-
fentlichkeit propagiert. Das Hauptargument für dieses Modell besteht in dem Verzicht 
einer Verlegung im Falle einer gravierenden Verschlechterung des körperlichen und 
geistigen Zustandes, der in der Regel mit einer beginnenden Pflegebedürftigkeit ein-
hergeht. In Wohnanlagen, die dieses Konzept einer pflegerischen Versorgung anbie-
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ten, wird den Bewohnern eine „Wohngarantie“ bis zum Tode auch bei schwerster 
Pflegebedürftigkeit eingeräumt (FISCHER, 1989; RACKI, 1995; TEWS, 1994).  
Die Vertreter dieses umfassenden Versorgungskonzeptes sehen im Betreuten Woh-
nen einen Heimersatz, eine Alternative und somit auch eine Weiterentwicklung der 
bestehenden Altenpflegeheime. Betreutes Wohnen bzw. Service-Wohnen werden als 
„Service-Häuser“ definiert, die als Klientelzentrierte Wohn- und Betreuungsform be-
stehende Altenpflegeheime regelrecht ersetzen sollen (BERGER et al., 1997). 
 
Diese Vielfalt und teilweise auch Widersprüchlichkeit der unterschiedlichen Vorstel-
lungen über das Betreute Wohnen sind u. a. auch Ursache für bisher noch ungelöste 
Fragen über formal-rechtliche Festlegungen: Handelt es sich beim Betreuten Woh-
nen um eine Sonderwohnform im Sinne des Heimgesetzes oder um bloße Privat-
wohnungen? Gelten in den Wohnanlagen demnach die Bestimmungen der ambulan-
ten oder der stationären Versorgung im Sinne des Pflegeversicherungs-Gesetzes 
(FRANK et al., 1995; KLIE, 1995; MANGELS, 1997)? 
 
Auch die Vertragsformen im Betreuten Wohnen drücken die Unterschiedlichkeit der 
Einrichtungen aus: Mietverträge mit oder ohne Pauschalverträge für Serviceleistun-
gen, Heimverträge mit oder ohne Bewohnerdarlehen oder auch bloße Kaufverträge 
sollen die Beziehungen zwischen den Vertragspartnern (Wohn- und Serviceanbietern 
einerseits und den Senioren andererseits) regeln (Landesbausparkassen, 1997) 
(Siehe Kapitel 3.1.3.). 
 
Die Auflistung einer solchen Vielzahl an ungelösten Fragen und Problemstellungen, 
an konträren Konzepten und auch an widerstreitenden materiellen Interessenlagen 
dokumentiert letztlich die Mängel an Struktur und Profil dieses Angebotes. Betreutes 
Wohnen in Deutschland ist schon präsent auf dem Markt, in der Sozialplanung und in 
den merkantilen Strategien der Bau- und Finanzwirtschaft, doch es hat den An-
schein, dass es sich hierbei noch um ein unfertiges Gebilde handelt.  
 
Die Grundfrage oder auch das entscheidende Strukturproblem des Betreuten Woh-
nens in Deutschland besteht in der Festlegung oder Klassifizierung des Einrichtungs-
typus: Ist diese Konzeption mehr in die Sphäre des Heimbereiches oder mehr in den 
Bereich eines eigenständigen Wohnens nach dem Modell eines Privathaushaltes 
anzusiedeln?  
Das Problem in Deutschland liegt in dem impliziten Anspruch eines umfassenden 
Versorgungs- und Betreuungskonzeptes: Das Betreute Wohnen soll möglichst für 
alle, die Gruppe der Rüstigen, die der Hilfebedürftigen und die der Pflegebedürftigen 
einschließlich der Schwerstpflegebedürftigen und damit auch der demenziell Erkrank-
ten gelten, keiner sollte aufgrund seiner körperlichen und geistigen Hinfälligkeit ver-
legt werden. Selbständiges Wohnen und Demenzpflege unter einem Dach, vielleicht 
sogar Tür an Tür. In diesen Vorstellungen kommt die Integrationskonzeption der sta-
tionären Altenhilfe deutlich zutage, die jedwede Segregation und damit auch jedwede 
Verlegung  zu einem psychosozialen Sakrileg erklärt (BERGER et al., 1997; GERN-
GROSS-HAAS, 1997a, 1997b; Ministerium für Bauen und Wohnen NRW, 1997). 
 
Diese Ansätze umfassender Versorgung weisen implizit auf  eine strukturelle 
Schwachstelle des Modells Betreutes Wohnen hin: Die drohende Verlegung im Falle 
der ständigen Pflegebedürftigkeit. Sie ist die Achillesferse dieses Einrichtungstypus 
und Damoklesschwert für die betroffenen Mieter zugleich. In dem folgenden Kapitel 



 26

werden Beispiele gezeigt, wie diese Problemlage gelöst werden, ohne dass zugleich 
Wohnanlagen in Pflegeheime mutieren. 
 
Es stellt sich an dieser Stelle die Frage, warum in Deutschland theoretische Modelle 
einer umfassenden Versorgung im Wohnbereich Verbreitung finden können, die den 
Trends der internationalen gerontologischen Versorgungsforschung zuwiderlaufen. 
Es liegt vielleicht daran, dass die oft jahrzehntelangen Erfahrungen und Erkenntnisse 
im Bereich des Wohnens im Alter der anderen Länder nicht ausreichend zur Kenntnis 
genommen werden. Zugespitzt ausgedrückt kann das Fazit gezogen werden, dass in 
Deutschland stärker „Grundsätze“ und Ideologien die Diskussion über die Entwick-
lung der Altenhilfe und Altenarbeit bestimmen und dass dabei der wissenschaftlich 
fundierte Diskurs zumeist in den Hintergrund gedrängt wird. 
 
 
2.4.  Perspektiven des Betreuten Wohnens in Deutsch land  
 
Alle demographischen Prognosen gehen davon aus, dass in Deutschland in Zukunft 
die Zahl der Betagten und besonders der Hochbetagten zunehmen und dass parallel 
hierzu das Potential an familiärer Hilfe und Unterstützung u. a. aufgrund der abneh-
menden Kinderzahl abnehmen wird. 
Die formelle Hilfe wird demnach die informelle Hilfe durch Angehörige in der Versor-
gung und Betreuung alter Menschen zunehmend ergänzen und teilweise auch erset-
zen. 
 
Welche Auswirkungen wird dieser Trend auf das Betreute Wohnen bzw. das Service-
Wohnen hinsichtlich der Akzeptanz und Ausdehnung haben? Welchen Stellenwert 
wird Betreutes Wohnen im Leistungsspektrum der seniorenspezifischen Angebote 
einnehmen? Wird es expandieren, stagnieren oder sogar sich rückläufig entwickeln? 
 
Es liegen bereits Einschätzungen vor, die für Einrichtungen des Betreuten Wohnens 
einen wachsenden Bedarf  sehen, wie folgende Untersuchungen zeigen: 
 

- Im Auftrage der Landesbausparkassen prognostizieren KRINGS-
HECKEMEIER et al.(1995), dass ein kurzfristiges Nachfragepotential nach al-
tengerechten Wohnformen mit Dienstangeboten  bei ca. 650.000 Haushalten 
besteht, das sich aus 10 Prozent der Haushalte der 71jährigen und älteren zu-
sammensetzt. 

 
- Ebenfalls im Auftrage der Landesbausparkassen ermittelte Empirica (1996), 

dass allein im Landesteil Baden gegenwärtig 60.000 - 90.000 Service-
Wohnungen fehlen würden. 

 
- Das MAGS Baden-Württemberg geht bei seinen Modellrechnungen im Be-

reich der Altenhilfe davon aus, dass es im Jahr 2000 in Baden-Württemberg 
40.500 Wohneinheiten im Betreuten Wohnen geben wird. Der Versorgungs-
grad wird demnach 2,5 Wohneinheiten pro 100 Senioren im Alter von 65 Jah-
ren und mehr ausmachen. Die Modellrechnung für 1993 ergab noch einen 
Versorgungsgrad von 0,28 Wohneinheiten pro 100 Senioren (MESSMER, 
1994). 
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- Im Auftrage der Westfälischen Hypothekenbank kamen HEINZE et al. (1996) 
zu der Einschätzung, dass durch die Einführung der Pflegeversicherung die 
Nachfrage nach stationären Pflegeplätzen sich in den nächsten Jahren stark 
rückläufig entwickeln wird und dass aufgrund des deutlichen Kaufkraftzuwach-
ses der oberen Einkommensgruppen der Bedarf an Wohnformen, die Pflege 
ermöglichen (Betreutes Wohnen bzw. Service-Wohnen), deutlich ansteigen 
wird. 

 
Die Bedeutung des Betreuten Wohnens in Deutschland wird aller Voraussicht nach in 
Zukunft sichtbar zunehmen. Ob dieses Leistungsangebot jedoch in absehbarer Zeit 
verbindliche Standards hinsichtlich der Wohn- und Betreuungsleistungen entwickeln 
wird, kann gegenwärtig noch nicht  eingeschätzt werden. Diese Standards und die 
damit verbundene Transparenz dieses Angebotes werden jedoch erforderlich sein, 
um die Akzeptanz bei den Senioren und damit potentiellen Nutzern herzustellen. 
Diese Standards werden darüber hinaus auch erforderlich sein, damit Betreutes 
Wohnen in Deutschland eventuell zu einem flächendeckenden Regelangebot der 
Altenhilfe wird. 
 
 
3. Formen des Betreuten Wohnens in Deutschland, Gro ßbritannien und den 
USA 
 
Betreutes Wohnen im Alter umfasst ein großes Spektrum an unterschiedlichen Ein-
richtungstypen mit verschiedenen Formen der Leistungsangebote hinsichtlich Zu-
gänglichkeit, Umfang und Intensität. Die Schwerpunkte der Dienstleistungen für das 
Betreute Wohnen bestehen in der Regel aus Betreuung, Hauswirtschaft und Pflege. 
Diese Dienste können sowohl von der Einrichtung selbst (hauseigenes Personal), 
ambulanter Dienste im Wohnumfeld oder durch das Personal eines verbundenen 
Alten- und Altenpflegeheimes erbracht werden. 
 
Kriterium für Einrichtungen des Betreuten Wohnens ist die Funktion, durch flankie-
rende Dienste und Betreuung Senioren auch im Zustande eingeschränkter Alltags-
bezogener Kompetenzen eine relativ selbständige Lebensführung zu gewährleisten. 
Die Aufrechterhaltung einer „selbständigen Lebensführung“ stellt das entscheidende 
Unterscheidungsmerkmal zwischen altenspezifischen Wohnformen und den ver-
schiedenen Formen der Heime für Senioren dar.  Der Unterschied zwischen „Vollver-
sorgung“ eines Heimes und „eigenständigem Wohnen mit Hilfestellungen“ dokumen-
tiert sich in der Raumgestaltung der Einrichtung und der Privatbereiche (Wohnun-
gen),  den Dienstleistungen und als Folge hiervon in dem sozialen Milieu, das  auch 
die Atmosphäre der Wohnanlage ausdrückt. 
 
Betreute Wohnanlagen sind Lebenswelten für Senioren mit einem unterschiedlichen 
Niveau an Selbständigkeit und gleichzeitig auch an Einkommen, sozialer Herkunft 
und ehemaliger beruflicher  Position. Betreutes Wohnen differenziert somit nicht nur 
nach dem Leistungsspektrum, sondern auch nach dem Grad der Ausstattung und 
des Komforts.  
 
In diesem Kapitel werden die verschiedenen Typen des Betreuten Wohnens in 
Deutschland, Großbritannien und den USA vorgestellt. Während Betreutes Wohnen 
in Deutschland ein recht neues Angebot mit wenigen Jahren Betriebsdauer ist, kön-
nen diese Einrichtungstypen in Großbritannien und den USA bereits auf jahrzehnte-
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lange Erfahrungen zurückblicken. Hinzu kommt, dass ca. 4 - 5 Prozent der Senioren 
in diesen Ländern diese Wohnformen nutzen.  
 
Die Erfahrungen und Erkenntnisse mit Betreutem Wohnen in Großbritannien und den 
USA sollen in dieser Abhandlung als Bezugsrahmen für die Analyse und Interpretati-
on der deutschen Entwicklung in diesem Wohnsektor fungieren. Es liegt eine Fülle 
von Untersuchungen und Erhebungen über die Auswirkungen dieser Wohnformen 
auf die Senioren in ihrem Sozialverhalten, ihren Einstellungen und  auf  ihr Wohlbe-
finden vor. Dieses Wissen wird herangezogen werden, um die verschiedenen Positi-
onen, Konzepte und Trends in Deutschland  einordnen und einschätzen zu können.  
 
 
3.1. Formen des Betreuten Wohnens in Deutschland 
 
Eine Vielzahl an unterschiedlichen Typen an Wohn- und Betreuungseinrichtungen für 
Senioren in Deutschland bezeichnen sich als „Betreutes Wohnen“ bzw. „Wohnen mit 
Service“. Es liegt in Deutschland für das Betreute Wohnen im Gegensatz zum Heim-
bereich (siehe Heimgesetz) keine allgemein verbindliche Definition dieses Angebotes 
vor. Es bleibt zu fragen, ob in einem solchen sensiblen Bereich wie das Wohnen und 
die Betreuung Betagter und Hochbetagter auf eine Standardisierung und Normung 
dieses Leistungsangebotes verzichtet werden kann. Gegenwärtig muss jedoch auf-
grund einer fehlenden Definition mit drei Bereichen an Grauzonen beim Betreuten 
Wohnen gerechnet werden: der Bereich der „Unterversorgung mit Dienstleistungen“, 
der Bereich der „Überversorgung mit Diensten“ (heimähnliche Wohnwelten) und  der 
Bereich der „Fehlversorgung“ im Betreuten Wohnen. 
 
 
3.1.1. Vorläufer des Betreuten Wohnens in Deutschland 
 
Damit  der gegenwärtige Stand des Betreuten Wohnens in seiner Eigentümlichkeit in 
Deutschland verstanden werden kann, bedarf es des Rückgriffes auf die Vorläufer 
dieses Wohnmodells und die theoretischen Diskussionen über das Wohnen im Alter.  
Im Folgenden werden die wichtigen Konzepte und Modelle des Wohnens im Alter 
kurz vorgestellt. 
 
 
Das Altenwohnhaus-Konzept 
In den frühen 80er Jahren setzte in Deutschland eine Diskussion über die Weiterent-
wicklung der stationären Altenhilfeeinrichtungen ein mit dem Ziel, die mehrgliederi-
gen Altenzentren (Altenwohnheim, Altenheim und Altenpflegeheim) durch neue 
Strukturen im Heimbereich zu ersetzen. Vor allem das Kuratorium Deutsche Altershil-
fe in Köln fungierte durch eine Reihe von Veröffentlichung als Vorreiter in diesem 
Innovationsprozess. 
 
Das Altenwohnhaus-Konzept wird als die 3. Generation des stationären Altenhilfebe-
reiches aufgefasst und soll folgendes bewirken: 
 

- gemeinsame Belegung der Wohnbereiche mit Rüstigen und Pflegebedürfti-
gen, um im Falle einer beginnenden Pflegebedürftigkeit eine Verlegung zu 
vermeiden, 
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- "Wertverschiebung zugunsten des Wohnbereiches", d. h. „räumliche Entflech-
tung von Wohn- und Betriebsbereich“ im Sinne der Nachrangigkeit der Be-
triebsorganisation (Prinzip „kurze Wege“) gegenüber den „Wohnbedürfnissen“ 
(Vergrößerung der Individualbereiche und der halböffentlichen Zonen), 

 
- Abkehr von der „totalen Versorgung“ und Einführung einer auf Eigenmotivie-

rung und Bedarf ausgerichteten Pflege und Betreuung („aktivierende Pflege“) 
im Sinne des Kompetenzmodells (BURCHARD et al., 1983;  KDA, 1987, 1988; 
STOLARZ, 1984). 

 
Das „Wohnkonzept“ des Altenwohnhauses ebnet die Unterschiede zwischen Alten-
heim (Rüstigenbereich) und Altenpflegeheim (Pflegebereich) in räumlicher und pflege 
- und Betreuungsorganisatorischer Hinsicht dergestalt ein, dass in einem Wohnbe-
reich beide Bewohnergruppen nebeneinander je nach Grad der Hilfe- und Pflegebe-
dürftigkeit unterschiedlich personalintensiv („übergreifende Pflege“) versorgt werden. 
 
„Pflegewohnen“ lautet der Terminus für dieses Betreuungskonzept, in dem die Pflege 
an Bedeutung verliert, während hingegen die Hauswirtschaft aufgewertet wird (KDA, 
1988). 
Dieses Modell kann als eine Vorform des Betreuten Wohnens aufgefasst werden, 
denn gezielt wird der institutionelle Charakter herkömmlicher Heimversorgung durch 
ein auf „Normalität“ ausgerichtetes Wohnkonzept, das stärker an Privathaushalten 
orientiert ist, ersetzt. 
 
Kritisch zu fragen bleibt hierbei jedoch, ob angesichts der typischen Bewohnerschaft 
der Altenpflegeheime mit ihren massiven körperlichen und geistigen Gebrechen bei 
diesem Ansatz nicht eine gravierende Form der Unter- und teilweise auch Fehlver-
sorgung vorliegt (LIND, 1995a). 
 
 
Das Servicehaus-Modell 
Ein Vorläufer und gleichzeitig auch eine „Weiterentwicklung“ des Betreuten Wohnens 
stellt das Servicehaus-Konzept dar. Hierbei handelt es sich um eine Altenwohnanla-
ge mit hauseigenem Service (Hauswirtschaftliche Hilfen, Pflege und Betreuung). 
Servicehäuser unterscheiden sich von Funktion und Struktur her nicht von Wohnstif-
ten und Residenzen, die wiederum aufgrund erhöhter Betreuungskosten und Eigen-
kapitalleistungen ihre Klientel aus den einkommensstarken Segmenten der Altenpo-
pulation rekrutieren.  
In Deutschland existieren nur  einige Servicehäuser in Kiel in Trägerschaft der Arbei-
terwohlfahrt (Arbeiterwohlfahrt, 1991; WEBER et al., 1996). 
 
Im Zusammenhang der Begleitforschung der betreuten Wohnanlage „Haus am 
Weinberg“ in Stuttgart wird seit kurzem das Servicehaus-Konzept als Weiterentwick-
lung sowohl des Altenpflegeheimes als auch des Einrichtungstypus Betreutes Woh-
nen deklariert: Das Servicehaus bietet ein Wohnfeld für altenwohnheim-, altenheim- 
und altenpflegeheimbedürftige Senioren; durch die Bewohnerbezogenen Versor-
gungsleistungen des hauseigenen Personals kann in der Regel jedwede Verlegung 
in eine betreuungsintensivere Einrichtung vermieden werden und darüber hinaus bie-
tet das Zusammenleben unterschiedlich rüstiger Senioren („integrative Konzept“) Ge-
legenheit zur nachbarschaftlichen Hilfe und zur Auseinandersetzung mit dem eige-
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nen Alterungsprozess (BERGER et al., 1996, 1997; GERNGROSS et al., 1993; 
GERNGROSS-HAAS, 1991, 1997a, 1997b). 
Obwohl die Protagonisten aufgrund der Evaluation des „Haus am Weinberg“ den 
Schluss ziehen, dass die Servicehäuser sich in der Praxis bewährt haben, bleibt 
fachlich ein gewichtiges Quantum an Zweifel hinsichtlich dieser Einschätzung. Eine 
kritische und eingehende Analyse des Abschlussberichtes (BERGER et al., 1996) 
zeigt, dass das Wohn- und Lebensmilieu in der betreuten Wohnanlage in Stuttgart 
von der Qualität her mindestens suboptimal gestaltet ist und für bestimmte 
Bewohnergruppen geradezu unzumutbare Verhältnisse aufweist. 
 
 
Altenwohnheime 
Altenwohnheime in Deutschland können vom Raumangebot (abgeschlossene 
Wohnungen, Wohnhauscharakter) und teilweise auch von der Betreuungsphiloso-
phie (selbständiges Wohnen) auch als Vorläufer des Betreuten Wohnens aufgefasst 
werden. Aus diesem Grunde sollen hier kurz Daten über das Ausmaß dieser Wohn-
form angeführt werden: 
 
Nach einer Erhebung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (Stand: 30. 06. 1995) sind von den insgesamt 657.588 Plätzen bzw. Wohn-
einheiten der stationären Altenhilfe (Einrichtungen nach § 1 des Heimgesetzes) 
65.691 Altenwohnheimplätze bzw. Wohneinheiten (ca. 10 Prozent), wobei hiervon 
49.405 Altenwohnheimeinheiten in 442 Altenwohnheimen (75,2 Prozent aller Alten-
wohneinheiten) und die restlichen 16.286 in mehrgliederigen Altenhilfeeinrichtungen 
sich befinden. 
 
Für 0,54 Prozent der 65jährigen und älteren stehen somit Altenwohnheimplätze zur 
Verfügung. Dass hinsichtlich des Umfanges des Angebotes und der Nutzung regio-
nale Unterschiede bestehen, konnte in der Berliner Altersstudie nachgewiesen wer-
den. Demnach lebten von den 70jährigen und älteren im ehemaligen West-Berlin zu 
Anfang der 90er Jahre 8 Prozent in Seniorenwohnhäusern, die von Struktur und 
Funktion den Altenwohnheimen ähneln (LINDEN et al., 1996). 
 
Eine Erhebung der Stiftung Warentest (1995) hat ergeben, dass sich die Senioren-
wohnheime zwischenzeitlich von bloßen altengerechten Wohnangeboten hin zu 
Wohn- und Serviceangeboten entwickelt haben, die man zum Spektrum Betreutes 
Wohnen zählen kann. 
 
 
Wohnstifte und Seniorenresidenzen 
Wohnstifte haben in Deutschland eine teils jahrhundertealte Tradition als Einrichtun-
gen einerseits für Alleinstehende Mitglieder gehobener Schichten (adelige Stiftsda-
men, Offizierstöchter u. a.) und andererseits für begüterte Bürger, die sich in ein Stift 
oder Pfründnerhaus „einkauften“ (KONDRATOWITZ, 1988).  
Die Wohnstifte und Seniorenresidenzen der Gegenwart sind überwiegend Einrich-
tungen der einkommensstarken Schichten der Senioren geblieben, denn es sind teils 
beträchtliche Eigenkapitalleistungen („Bewohnerdarlehen“) vorab erforderlich und 
auch die monatlichen Kosten („Gesamtpensionspreis“) sind relativ hoch. 
 
Das Versorgungsprinzip der Wohnstifte und Residenzen basiert auf  der Kombination 
Wohnung oder Apartment und abgestuftes Serviceprogramm (Hauswirtschaft, Be-
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treuung und Pflege) je nach dem Grad der Hilfe- und Pflegebedürftigkeit. Manche 
Einrichtungen bieten für ständig pflegebedürftige Bewohner eine hausinterne Pflege-
abteilung an, andere wiederum pflegen die Gebrechlichen bis zum Ableben in ihren 
Wohnungen. 
Über die Versorgung Demenzerkrankter Bewohner in den Wohnstiften liegen keine 
Informationen vor. Es ist nur bekannt, dass ein großer kirchlicher Träger mit über 20 
Wohnstiften in ganz Deutschland für diese Klientelgruppe 2 Spezialeinrichtungen 
(gerontopsychiatrische Pflegeheime) in Bayern und im Rheinland eingerichtet hat. 
 
 
Fazit 
Die kurze Darstellung der verschiedenen „Vorläufer“ des Betreuten Wohnens ver-
deutlicht, dass zwei teils gegensätzliche Entwicklungsstränge oder auch Traditionen 
im Betreuten Wohnen zu einem Konzept verflochten sind: Das Heim- oder Vollbe-
treuungskonzept in Gestalt des Altenwohnhaus-Konzeptes, des Servicehauses und 
der Wohnstifte und das bloße Wohnkonzept in Form des Altenwohnheimes. Diese 
Konzepte oder auch Versorgungsphilosophien sind im Ansatz Betreutes Wohnen 
keine Synthese eingegangen im Sinne der Weiterentwicklung einer neuen Wohn- 
und Versorgungsqualität jenseits von Heim und Altenwohnhaus. Diese ihrem Wesen 
nach antagonistischen Wohn- und Betreuungsstile „selbständige Lebensführung“ 
versus „Abhängigkeit von Pflege und Betreuung“  wirken  hinsichtlich der Milieuge-
staltung in einer Altenwohnanlage eher bipolar in dem Sinne, dass entweder eine 
Heim- oder eine Wohnhausatmosphäre vorherrscht. Entweder wird das Milieu von 
Rüstigen mit einer relativ selbständigen Lebensführung bestimmt oder von Gebrech-
lichen, die von einer Vielzahl an Hilfe- und Unterstützungsleistungen abhängig sind. 
 
Im Gegensatz zum Heim wird im Betreuten Wohnen des Typus Wohnstift bzw. Ser-
vicehaus das Ausmaß an Abhängigkeit von Hilfe- und teilweise auch Pflegeleistun-
gen durch die Wohnstruktur (Privatbereich in Gestalt einer Wohnung) geradezu ver-
deckt. Die Nutzung einer Wohnung suggerieren Autonomie, Privatheit und Kontroll-
kompetenz über den eigenen Lebensbereich, die realiter durch das Ausmaß und die 
Intensität der erhaltenen Versorgungsleistungen nicht mehr gegeben sind. 
 
Die gängige Formel „Wohnen plus Service“ als Perspektive für eine autonome Le-
bensgestaltung auch im Zustand eingeschränkter Selbständigkeit und zunehmender 
Hilfebedürftigkeit verkehrt sich spätestens im Stadium der Abhängigkeit von grund-
pflegerischen Leistungen (ADL-Bereich) objektiv in einen Zustand „Service ohne 
Wohnen“, wenn man davon ausgeht, dass „Wohnen“ letztendlich selbständige Le-
bensführung bedeutet. 
 
Die Negierung des Sachverhaltes, dass verstärkte Abhängigkeit in der Lebensfüh-
rung zur Umformung der Wohnstrukturen in Betreuungsverhältnisse führt, hat gravie-
rende Auswirkungen  auf die Alltagsgestaltung und die Lebensqualität der Bewohner. 
Anders ausgedrückt: Funktionsabläufe, die die Betriebsorganisation eines Heimes 
erfordern, in Raumstrukturen, die auf selbständiges Wohnen ausgerichtet sind, fort-
während umzusetzen, führt zu Reibungsverlusten in Gestalt unzureichender Leis-
tungsqualitäten (Siehe Kapitel 8.4.). 
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3.1.2. Der „Durchbruch“  des Betreuten Wohnens in Deutschland 
 
Über die Ausbreitung des Betreuten Wohnens in Deutschland liegen gegenwärtig 
keine Erkenntnisse und damit auch keine konkreten Daten vor. Nur das Land Baden-
Württemberg hat eine Erhebung  diesbezüglich durchgeführt: Es wurden 1994/95 in 
Baden-Württemberg ca. 14.000 geplante, im Bau befindliche und fertig gestellte Be-
treute Wohneinheiten in ca. 430 Wohnanlagen gezählt (MAGS Baden-Württemberg, 
1995).     
Eine weitere von den Landesbausparkassen im Auftrag gegebene bundesweite Er-
hebung über Einrichtungen des Typus „Wohnen mit Service“ erfasst 594 Wohnanla-
gen und wurde 1997 veröffentlicht.  
 
Diese beiden Erhebungen werden in den folgenden Ausführungen eine zentrale Rol-
le spielen. 
Die Ergebnisse dieser beiden Untersuchungen sind zwar nicht repräsentativ für das 
ganze Bundesgebiet, doch es lassen sich einige Trends aus dem vorliegenden Da-
tenmaterial ablesen, die Hinweise über Entwicklungsrichtungen im räumlichen Ange-
bot und im Servicebereich, über Finanzierungen und Kostenstrukturen und damit 
auch über die potentiellen Nachfrager dieses Leistungsangebotes geben können. 
 
 
Der Beginn der Expansionsphase 
Betreutes Wohnen oder Wohnen mit Service breiteten sich als ein seniorenspezifi-
sches Angebot mit Beginn der 90er Jahre aus: Aus Abbildung 1 und 2 ist deutlich zu 
ersehen, dass in den Jahren 1991 und 1992 ein gewaltiger Zuwachs an neuen Inbe-
triebnahmen dieser Einrichtungsform  einsetzte. In Baden-Württemberg sind ca. 80 
Prozent der Betreuten Wohnanlagen nach 1990 in Betrieb genommen worden, bzw. 
im Bau oder in der Planung begriffen (MAGS Baden-Württemberg, 1995). Nach der 
bundesweiten Erhebung der LBS beträgt der Anteil der Neuzugänge von 1991 und 
später 75 Prozent (LBS, 1997).  

Abbildung 1: Anzahl der Eröffnungen pro Jahr in Baden Württemberg
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  Quelle: Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden-Württemberg, 1995  
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Abbildung 2: Anzahl der Eröffnungen pro Jahr
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Quelle: LBS 1997
 

 
Gründe für die bundesweite Expansion können an dieser Stelle gegenwärtig nicht 
angeführt werden, doch für die Ausbreitung in Baden-Württemberg waren einige so-
zialpolitische Entscheidungen und Planungen in diesem Bereich vor großer Bedeu-
tung: 
 

� 1988 verabschiedete der Koordinierungsausschuss für die Investitionsförde-
rung im Altenhilfe- und Behindertenbereich (Sozialministerium, überörtliche 
Sozialhilfeträger,  Verbände der freigemeinnützigen Wohlfahrtspflege, Vertre-
ter der Landkreise und Kommunen) die Förderung der Gemeinschaftseinrich-
tungen Betreuter Altenwohnanlagen anstelle des Altenheimbaues. 

 
� 1989 wurden vom Sozialministerium die konkreten Richtlinien zur Förderung 

der Errichtung der Gemeinschafts- und Versorgungseinrichtungen in Betreu-
ten Altenwohnanlagen erlassen. 

 
� 1991 Einbeziehung Betreuter Mietwohnungen in die Förderung des Landes-

wohnungsbauprogramms in Baden-Württemberg. 
 
Laut Aussage des MAGS Baden-Württemberg wurden von den ca. 13.000 Wohnein-
heiten Betreutes Wohnen nur ca. 10 - 20 Prozent öffentlich gefördert (1997).  
 
Diese Maßnahmen stehen im engen Zusammenhang mit der Zielvorgabe, in Baden-
Württemberg bis zum Jahr 2000 den Bestand an Altenheimplätzen auf 10 Prozent 
des Pflegeplatzbestandes zu reduzieren. 1990 wurden in Baden-Württemberg 
25.200 Altenheimplätze gezählt, die bis zum Jahr 2000 auf ca. 5000 Plätze verringert 
werden sollten. Auf der anderen Seite sollte der Bestand von 38.200 Pflegeheimplät-
zen im Jahr 1990 allein bis 1995 auf 53.000 Plätze ansteigen (Landkreistag Baden-
Württemberg et al., 1991). 
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Konkret umgesetzt wurde in dem Zeitraum 1990 bis 1996: Reduzierung der Alten-
heimplätze um 7.700 auf 17.500 und Zunahme der Pflegeplätze um 11.300 auf 
49.500 Plätze (HUBER,  1997). 
 
Es lässt sich das Fazit ziehen, dass aller Voraussicht nach in Baden-Württemberg 
durch die staatlichen Förderprogramme für die Betreuten Wohnanlagen und durch 
die rigorose  sozialplanerische Perspektive des Abbaues bestehender Altenheimplät-
ze Rahmenbedingungen und Orientierungswerte geschaffen wurden, die zur recht 
kurzfristigen „Etablierung“ des Betreuten Wohnens als einer anerkannten Institution 
in dem Leistungsspektrum für Senioren führte. 
 
Es kann in diesem Zusammenhang vermutet werden, dass die Gewichtung des Be-
treuten Wohnens zum Prototyp der vorstationären Einrichtungen im Bereich des Al-
terswohnens durch Land, Kommunen und Verbände dieser Einrichtungen zu einem 
Prozess der sozialpolitischen und versorgungstechnischen Zuordnung und Anglei-
chung geführt hat.  
Nach Schätzung des Landeswohlfahrtsverbandes Württemberg-Hohenzollern gibt es 
gegenwärtig  zwischen 18.000 und 20.000 Betreute Altenwohnungen in Baden-
Württemberg, wobei der Zuwachs besonders durch die Umwandlung eines Großteils 
der ehemaligen Altenwohnheime (8.800 Wohnheimplätze 1991) erklärt werden kann 
(MAGS Baden-Württemberg, 1997). 
Altenheime und Altenwohnheime werden durch Einrichtungen des Betreuten Woh-
nens ersetzt, bzw. werden die bestehenden Heimeinrichtungen nach dem neuen 
Konzept umgewandelt. 
 
 
3.1.3. Typen des Betreuten Wohnens im Alter 
 
Die unterschiedlichen Formen des Betreuten Wohnens in Deutschland lassen nach 
den Kriterien Organisationsstruktur, Leistungsumfang und -dichte und Ausstattungs-
grad  bzw. Kostenstruktur klassifizieren. Weitere Unterscheidungskategorien sind die 
Größe und die Trägerschaft bzw. Betriebsträgerschaft der Betreuten Wohnanlage. 
 
Unterscheidungsmerkmale nach der Organisationsstruktur sind für das Betreute 
Wohnen: 
 

- heimgebundene Dienstleistungen 
- integrierte Dienstleistungen 
- externe Dienstleistungen 

 
Unterscheidungsmerkmale nach dem Leistungsumfang und der Leistungsdichte sind 
in Anlehnung an die Klassifizierung der Länder Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen (Arbeiterwohlfahrt LV Baden-Württemberg et al., 1993, Ministerium für 
Bauen und Wohnen NRW, 1997): 
 

- Leistungsstufe 1 bzw. Typ 1:  Schwerpunkt  des Angebotes liegt in der Bereit-
stellung   altengerechten Wohnraumes und marginale Organisation der 
Dienstleistungen 

 
- Leistungsstufe 2 bzw. Typ 2:  Zusätzlich zum altengerechten Wohnraum wer-

den umfangreichere betreuende und hauswirtschaftliche Hilfen angeboten 
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- Leistungsstufe 3 bzw. Typ 3: Zu den Angeboten der Leistungsstufen 1 und 2 

werden zusätzlich pflegerische Leistungen angeboten, die in Einrichtungen mit 
umfangreicher pflegerischer Infrastruktur einen Verbleib in der Wohnung bei 
ständiger Pflegebedürftigkeit bis zum Tode ermöglichen. 

 
Unterscheidungsmerkmale nach dem Ausstattungsgrad und damit auch nach der 
Kostenstruktur für das Betreute Wohnen sind in Anlehnung an Stiftung Warentest 
(1995): 
 

� Einfacher Standard (Preiskategorie: bis zu 20 DM pro qm) 
 
� mittlerer Standard (Preiskategorie: 20,01 DM bis 55 DM pro qm) 

 
� gehobener bis Luxusstandard (Preiskategorie: über 55 DM pro qm). 

 
Repräsentative Daten über die verschiedenen Typen des Betreuten Wohnens in 
Deutschland liegen gegenwärtig nicht vor. Die wenigen in Deutschland veröffentlich-
ten Erhebungen und Untersuchungen über das Betreute Wohnen bzw. das „Wohnen 
mit Service“ werden im Folgenden angeführt, um einen Trend in diesem Bereich des 
Wohnens und der Dienstleistungen für Senioren andeuten zu können. 
 
 
Größe der Betreuten Wohnanlagen: 
Gegenwärtig liegen keine allgemein verbindliche Festlegung vor, mit wie viel Wohn-
einheiten eine Betreute Wohnanlage als „klein“, „mittelgroß“ bzw. „groß“ zu gelten 
hat. Es wird daher folgende Klassifizierung vorgeschlagen: Bis 30 Wohneinheiten 
kann eine Wohnanlage als „klein“ bezeichnet werden, von 31 bis 99 Wohneinheiten 
als „mittelgroß“ und ab 100 Wohneinheiten als „groß“. 
 
Gegenwärtig liegen in Deutschland 2 größere Erhebungen über Betreutes Wohnen 
bzw. „Wohnen mit Service“ vor, die Daten über die Größe der Einrichtungen geben. 
Es sind dies die landesweite Erhebung des Sozialministeriums Baden-Württemberg 
(1995) und bundesweite Untersuchung der Landesbausparkassen (Tabelle 1). 
 

        Tabelle 1  
Größe der Wohnanlagen im Betreuten Wohnen  

Anzahl der Wohnungen Baden-Württemberg Bundesweite Erhebung 
                       n = 441 (in %) n = 594 (in %) 

5 bis 10 10,60 4,90 
11 bis 20 30,60 12,00 
21 bis 30 20,60 13,30 
31 bis 40 11,80 11,80 
41 bis 50 7,50 10,10 

51 bis 100 14,30 26,30 
101 u. m. 3,60 18,00 

Quellen: MAGS Baden - Württemberg, 1995; LBS, 1997   
 
In Baden-Württemberg können 61,8 Prozent der Betreuten Wohnanlagen als klein 
bezeichnet werden, bundesweit sind es 30,2 Prozent. Mittelgroß sind in Baden-



 36

Württemberg 33,6 Prozent, bundesweit 48,2 Prozent. Nur 3,6 Prozent der Wohnan-
lagen in Baden-Württemberg sind groß, bundesweit sind es 18 Prozent. 
Durchschnittlich umfasst die Wohnanlage der LBS-Erhebung 62 Wohneinheiten, die 
in Baden-Württemberg hingegen 32 Wohneinheiten. 
 
Im ländlich strukturierten Baden-Württemberg überwiegen kleine Einrichtungen. Der 
Bedarf an Betreuten Wohnungen in Gemeinden und Kleinstädte wird in der Regel 
ausreichend durch kleinere Wohnanlagen abgedeckt, denn die Bewohner stammen 
überwiegend aus dem Ort selbst (TOBISCH, 1997). Diese Beobachtung aus Baden-
Württemberg stimmt mit der vielfach ermittelten Einstellung überein, dass Senioren 
möglichst in ihrem Heimatort oder in der Nähe ihrer Kinder Betreute Altenwohnungen 
beziehen möchten (Siehe Kapitel 4.3.). 
 
Bundesweit scheint der Trend in Richtung auf mittelgroße Wohnanlagen zu gehen, 
die in größeren Städten mit erhöhter Nachfrage den Stadtteilbezogenen  Bedarf  ab-
decken können und betriebswirtschaftlich günstiger zu führen sind. 
Große Wohnanlagen, häufig Wohnstifte und Seniorenresidenzen mit überörtlichem 
Einzugsgebiet,  sind mit 3,6 bzw. 18 Prozent sind relativ gering verbreitet, sprechen 
sie doch fast ausschließlich die gehobenen Einkommensschichten an. 
 
 
Betreuungsgeber: 
Betreuungsgeber und Bauträger sind beim Betreuten Wohnen häufig verschiedene 
Träger.  
Finanzierungs- und Kapitalgesellschaften finanzieren die Errichtung der Wohnanla-
ge, während die Betreuung der Anlage später an einen im Altenhilfebereich versier-
ten Dienstträger abgetreten wird. 
So zeigt die Erhebung über Einrichtungen des Betreuten Wohnens in Baden-
Württemberg  deutlich, dass dieser Einrichtungstypus überwiegend von den beste-
henden Dienstanbietern der Altenhilfe in Betrieb gehalten wird. Stationäre Altenhilfe-
einrichtungen, Sozialstationen und die freigemeinnützigen Wohlfahrtsverbände mit 
ihren verbundenen ambulanten und stationären Diensten decken von der Betriebs-
trägerschaft her fast 80 Prozent des Angebotes des Betreuten Wohnens ab (Siehe 
Tabelle 2). 
 
 

Tabelle 2  
Betreuungsgeber im Betreuten Wohnen  

n = 338 (in %) 
Heimträger   32,31 
Wohlfahrtsverbände  26,38 
Ambulante Dienste  19,32 
Gemeinde   9,79 
Sonstige   12,37 
Quelle: MAGS Baden-Württemberg, 1995  
 
 
Betreutes Wohnen ist zumindest in Baden-Württemberg eine Domäne der Wohl-
fahrtsverbände mit ihren Infrastrukturangeboten geworden. Sowohl die Gemeinden 
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als auch privatgewerbliche Anbieter sind im Bereich des Managements von nach ge-
ordneter Bedeutung. 
 
In Baden-Württemberg sind gemäß der Heimstatistik (30. 6. 1995)  58 Prozent der 
Plätze und 52 Prozent der Einrichtungen der stationären Altenhilfe in Trägerschaft 
der Wohlfahrtsverbände, bundesweit sind es 61 Prozent der Plätze und 55 Prozent 
der Einrichtungen im Bereich der stationären Altenhilfe. 
 
Diese Daten verdeutlichen die Vorrangstellung der freigemeinnützigen Wohlfahrts-
verbände in der Altenhilfe. Sie ist auch ein Indiz dafür, dass Betreutes Wohnen zu 
einem Großteil in Regie dieser Verbände gestaltet werden wird, muss man doch be-
rücksichtigen, dass viele Wohnanlagen im Verbund mit stationären Altenhilfeeinrich-
tungen betrieben werden. 
                       
 
Organisationsstruktur: 
Die Bereitstellung der hauswirtschaftlichen, betreuenden und pflegerischen Dienste 
im Betreuten Wohnen kann wie bereits angeführt hauseigen, heimgebunden oder 
extern vollzogen werden.  
 
Die Auswertung der LBS-Erhebung ergab, dass eine Schwerpunktverlagerung zwi-
schen Serviceleistungen und Pflegeleistungen dahingehend im Betreuten Wohnen 
zu konstatieren ist: 
 
Serviceleistungen (Hauswirtschaft, Betreuung) werden von den Einrichtungen über-
wiegend selbst erbracht (54,54 Prozent), während Pflegeleistungen bei ständiger 
Pflegebedürftigkeit zum Großteil von den angeschlossenen Altenpflegeheimen an-
geboten werden (Tabelle 3 und 4) 
 
 

Tabelle 3 
Organisationsstruktur im Servicebereich  

n = 594 (in %) 
Hauseigene Dienstanbieter 54,54 
Heimgebundene Dienste 8,41 
Externer Dienstanbieter 32,97 
Ohne Angabe 4,04 
Quelle: LBS, 1997   
 
 

Tabelle 4  
Organisationsstruktur im Bereich Pflege  

n = 493 (in %) 
Hauseigene Dienste  8,92 
Heimgebundene Dienste  60,04 
Externe Dienste  31,08 
Quelle: LBS, 1997   
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Der Anteil der Einrichtungen, die externe Dienstanbieter im Bereich Service und 
Pflege einbinden, liegt bei gut 30 Prozent.  
 
Versucht man diese Daten zu interpretieren, so lässt sich der Schluss ziehen, dass 
eine Arbeitsteilung zwischen Betreutem Wohnen und Altenpflegeheim eingerichtet 
worden ist. Beide Einrichtungen scheinen den LBS-Daten folgend in der Mehrzahl 
(60 Prozent) einen Verbund zu bilden, doch wird bei der Bereitstellung  der Dienste 
Betreutes Wohnen die Serviceleistungen und das verbundene Altenpflegeheim die 
Pflegeleistungen erbringen. 
Es überwiegen somit die Einrichtungen des Betreuten Wohnens, die die Dienstleis-
tungen in eigener Regie (hauseigen oder heimgebunden) anbieten.  
Es bleibt weiteren Untersuchungen vorbehalten zu klären, ob die Vorhaltung einer 
relativ umfangreichen Dienstleistungsstruktur in einer Altenwohnanlage mit den damit 
verbundenen räumlichen, personalen und organisationsspezifischen Aspekten Aus-
wirkungen auf das Wohnmilieu besitzt. Es sollte u. a. geklärt werden, ob bei einem 
bestimmten Maß an Infrastrukturelementen eine spezifische Betriebslogik und Be-
triebsatmosphäre entsteht, die ähnlich wie im Heim den Bewohnern Anpassungs- 
und Eingliederungsleistungen abfordert und damit gleichzeitig die für einen Privat-
haushalt typische Selbstbestimmung bei der Entscheidung über die Formen und Ge-
staltungsweisen der Alltagsbewältigung einschränkt. 
 
 
Leistungsstufen: 
Bei der Einschätzung des Umfanges der verschiedenen Leistungsstufen beim Be-
treuten Wohnen muss wiederum auf die LBS-Erhebung (1997) zurückgegriffen wer-
den, da anderes Datenmaterial in dieser Größenordnung über diesen Gegenstands-
bereich gegenwärtig nicht verfügbar ist. Wiederum bedarf es des ausdrücklichen 
Hinweises, dass die Daten keineswegs repräsentativ sind, sondern höchstens einen 
Trend zum Ausdruck bringen können. 
 
Ein wesentliches Ergebnis der Erhebung ist der Sachverhalt, dass  72,49 Prozent der 
Betreuten Altenwohnanlagen Pflegeleistungen bei  Pflegebedürftigkeit anbieten, im 
Falle vorübergehender Krankheit der Bewohner sind es sogar 85,22 Prozent. Das 
lässt den Schluss zu, dass 72 Prozent der Einrichtungen der Leistungsstufe 3 zuzu-
rechnen sind. 
 
Eine Untersuchung der Stiftung Warentest (1995) verdeutlicht diese Tendenz, dass 
im Betreuten Wohnen pflegerische Leistungen recht weit verbreitet ist: 93 - 96 Pro-
zent der Einrichtungen bieten Pflege bei vorübergehender Krankheit an und in 71 - 
75 Prozent der Wohnanlagen der mittleren und gehobenen Klasse ist auch eine län-
gere Pflege möglich (n = 68). 
 
Aus Tabelle 5 ist deutlich zu ersehen, dass der Anteil der Einrichtungen, die haus-
wirtschaftliche und betreuende Dienstleistungen anbieten, zwischen 85 und 92 Pro-
zent liegt. Hieraus lässt sich recht hypothetisch folgern, dass somit ca. 20 Prozent 
der Wohnanlagen demnach der Leistungsstufe 2 (Hauswirtschaft und Betreuung) 
zuzählen  sind. 
 
Die verbleibenden 8 Prozent der Betreuten Wohnanlagen lassen sich quasi als Rest-
größe der Leistungsstufe 1 (Schwerpunkt altengerechte Wohnungen) zuordnen. 
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Eine weitere Erhebung über Betreutes Wohnen in Deutschland bestärkt den Trend, 
dass dieses Leistungsangebot mit vermehrten Dienstleistungen verknüpft ist: 
SCHWEIKART  et al. (1995) haben im Auftrag der Wüstenrot-Stiftung 243 Betreute 
Wohnanlagen untersucht und u. a. festgestellt, dass  81 Prozent Mahlzeitendienste, 
71 Prozent Haushaltshilfen und 48 Prozent Einkaufsdienste anbieten. 
 
Betreutes Wohnen oder „Wohnen mit Service“  ist diesem Trend nach in Deutschland 
zu aller meist ein Wohnangebot  gekoppelt mit breitem und intensivem Leistungsan-
gebot. Berücksichtigt man des weiteren, dass nur 213 der 594  Betreuten Alten-
wohnanlagen  (35,85 Prozent) der LBS-Erhebung dem Anspruch nach bei ständiger 
Pflegedürftigkeit eine Verlegung in ein Altenpflegeheim vorsehen und dies überwie-
gend bei demenziellen Erkrankungen und Schwerstpflegebedürftigkeit (Pflegestufe 
III) (Siehe Tabelle 6),  so kann hieraus geschlossen werden, dass mehr als nur eine 
vorstationäre Einrichtung mit dem Schwerpunkt Wohnen im Entstehen begriffen ist. 
 
 

Tabelle 5  

Dienstleistungen im Betreuten Wohnen  
Grund - und Wahlleistungen  

n = 589 (in %) 
Allgemeine Beratung   92,52 
Nutzung der Gemeinschaftseinrichtungen 89,64 
Mahlzeiten    89,20 
Freizeitangebote   88,28 
Persönliche Hilfestellung   87,60 
Wohnungsreinigung   85,73 
Pflege bei vorübergehender Krankheit  85,22 
Hausmeisterdienste   83,53 
Wäschedienst   78,26 
Fahr- und Bringedienste   75,89 
Pflegerische und therapeutische Hilfe  72,49 
Quelle: LBS, 1997    
 
 
Vorausgesetzt, der Trend verdichtet oder verhärtet sich durch noch ausstehende um-
fangreiche Erhebungen zu diesem Gegenstandsbereich, so bleibt die Annahme, 
dass Betreutes Wohnen oder „Wohnen mit Service“ für Senioren in Deutschland sich 
zu einer Alternative bzw. zu einem Ersatz zu den herkömmlichen Altenpflegeheimen 
entwickeln könnte. 
 
Es wird bei relativ kurzen Betriebsdauer der meisten Betreuten Wohnanlagen in eini-
gen Jahren noch zu prüfen sein, ob der Anspruch, neben dem Wohn- und Be-
treuungsmilieu auch noch ein Pflegemilieu über längere Zeit aufrecht zu erhalten, 
ohne Einbußen an der Wohnatmosphäre eingelöst werden kann.  
Es kann das Fazit gezogen werden,  dass von den Leistungsstufen her Betreutes 
Wohnen in Deutschland sich zu einem Einrichtungstypus mit Vollversorgungsan-
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spruch entwickelt, der vom Leistungsumfang her Strukturelemente des Altenheimes 
und des Altenpflegeheimes inkorporiert hat. 
 
 

Tabelle 6  
Grund für einen eventuellen Umzug  

n = 213 (in %) 
Demenz, Selbst- und Fremdgefährdung  53,52 
Pflegestufe III   29,57 
Pflegest.  II    6,10 
Pflegestufe I    3,75 
Sonstiges    4,22 
Quelle: LBS, 1997    
 
 
Vertragsverhältnisse: 
Über den Charakter und die Zielbestimmung einer Betreuten Wohnanlage geben ei-
ne Reihe von Indikatoren Aufschluss: Architektonische Aspekte, Kosten- und Finan-
zierungsstrukturen, das Ausmaß und die Intensität der Dienstleistungen und u. a. 
auch die Vertragsverhältnisse. 
Vertragsverhältnisse drücken eine Reihe von Beziehungen, Statuszuweisungen und 
auch Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse zwischen den Vertragspartnern aus. 
Auch das Ausmaß an Selbstbestimmung und Souveränität lässt sich aus Vertrags-
verhältnissen ablesen. 
 
Entscheidend beim Betreuten Wohnen ist bezogen auf den rechtlichen Status des 
Bewohners die Frage, inwieweit die Vertragsgestaltung den Bewohner als juristi-
sches Subjekt im Sinne einer selbst bestimmten Persönlichkeit mit der damit verbun-
denen Wahl- und Entscheidungsfreiheit definiert.  
Die Rolle eines autonomen Vertragspartners nimmt der Bewohner in den Vertrags-
verhältnissen ein, die ihm Wahl-, Entscheidungs- und auch Kündigungsrechte ein-
räumen. 
Die Auswertung der LBS-Studie  verdeutlicht die Tendenzen in der Vertragsgestal-
tung beim Betreuten Wohnen bzw. „Wohnen mit Service“ , die für nur eine Wohnform 
im Alter doch recht verschiedenartig und teilweise vom Wesen her recht widersprüch-
lich sind. In Tabelle 7 werden die einzelnen Vertragsformen, die überwiegend in 
Kombination mit anderen Verträgen den rechtlichen Rahmen für die Bewohner kon-
stituiert, in ihrer Auftretenshäufigkeit dargestellt. Folgende Vertragselemente kom-
men beim Betreuten Wohnen zur Geltung: 
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Tabelle 7  
Vertragsverhältnisse im Betr euten Wohnen  

n = 594 (in %) 
Folgende Vertragsformen werden in Kombination 

mit anderen Vertragsverhältnissen angeboten 

Mietverträge   76,59 
Pauschalverträge über Dienstleistungen 64,47 
Kaufvertrag   29,96 
Heimverträge  19,69 
Darlehen   7,40 
ohne Angaben  2,35 
Quelle: LBS 1997   
 
 

� Der Mietvertrag als Ausdruck eines auf  gegenseitige Pflichten und Rechte, 
Selbstbestimmung und Wahlfreiheit beruhenden Vertragsverhältnisses, das im 
Betreuten Wohnen in ca. ¾ aller grundlegenden vertraglichen Bindungen zur 
Anwendung gelangt, steht an erster Stelle. 

 
�  An zweiter Stelle mit fast 2/3 aller Vertragsverhältnisse stehen die Pauschal-

verträge über das Dienstleistungsangebot der jeweiligen Altenwohnanlagen. 
Durch Pauschalangebote sehen sich viele Senioren in ihrer Eigeninitiative 
eingeschränkt. Auch werden die Kosten für die Pauschal-angebote als zusätz-
liche finanzielle Belastung aufgefasst. Diese Vertragsform erinnert viele an 
Heimstrukturen und betrachtet sie als ein gravierendes Unterscheidungskrite-
rium zum eigen-ständigen Privathaushalt (Siehe Kapitel 2.2.). 

 
� Mit weniger als einem 1/3 nehmen die Kaufverträge im Betreuten Wohnen die 

3. Stelle ein. Eine Betreute Altenwohnung als Eigentum drückt ein hohes Maß 
an Selbstbestimmung und auch Mitverantwortung (Eigentümergemeinschaft) 
aus. Wie bei einem Mietvertrag liegt bei dem Kaufvertrag ein großes Maß an 
Alltagsbezogener Normalität vor, berücksichtigt man, dass Wohneigentum in 
den letzten Jahrzehnten sich immer stärker ausbreitet. 

 
� Fast 20 Prozent der Wohnanlagen bieten den Bewohnern  Heimverträge an. 

Diese Vertragsform der stationären Altenhilfe im Betreuten Wohnen drückt ei-
ne eklatante Widersprüchlichkeit dergestalt aus, dass im Dienstleistungsbe-
reich Versorgungsstrukturen der Heime dominieren, die aller Voraussicht nach 
Auswirkungen auf  die Autonomie und das Wohnmilieu besitzen werden. 

 
� Bewohnerdarlehen  besitzen im Betreuten Wohnen einen relativ geringen Stel-

lenwert. Hiervon sind überwiegend Wohnstifte und Seniorenresidenzen betrof-
fen.  

 
Betrachtet man die Kombinationen, in denen die Vertragsformen auftreten, so wird 
deutlich, dass  eine Reihe unterschiedlicher Konstellationen von Vertragsformen im 
Betreuten Wohnen anzutreffen sind (Tabelle 8).                                                                                                    
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Tabelle 8  

Arten der Vertragsverhältnisse im Betreuten Wohnen  
n = 580 (in %) 

Mietvertrag + Pauschalvertrag Dienstleistungen  38,62 
Kaufvertrag + Mietvertrag + Pauschalvertrag Dienstleistungen 23,44 
Mietvertrag      8,79 
Heimvertrag     8,79 
Heimvertrag + Bewohnerdarlehen   5,34 
Kaufvertrag + Mietvertrag    4,13 
Mietvertrag + Heimvertrag   2,93 
Sonstige Vertragsverhältnisse    7,93 
Quelle: LBS, 1997     
 
 
Es überwiegen zwar in fast 40 Prozent der Betreuten Altenwohnanlagen die Kombi-
nation „Mietvertrag + Pauschalvertrag Dienstleistungen“, doch bereits mit 23 Prozent 
an zweiter Stelle liegt die Kombination „Kaufvertrag + Mietvertrag + Pauschalvertrag“. 
Diese Konstellation, die Eigentümer mit Mietern zusammenwohnen lässt, enthält die 
Gefahr einer potentiellen Abgrenzung der Bewohnergruppen untereinander. Eigen-
tümer haben in der Regel einen höheren Sozialstatus als Mieter und sie haben darü-
ber hinaus auch mehr Rechte und Einwirkungsmöglichkeiten (Eigentümerversamm-
lung u. a.). Wie stark sich Eigentümer als „elitäre Sondergruppe“ selbst von den an-
deren Bewohnern abgrenzen können, zeigt die Untersuchung der betreuten Wohn-
anlage „Haus am Weinberg“ in Stuttgart  (BERGER et al., 1996). 
Deutlich zeigt auch Tabelle 8, dass der Pauschalvertrag zu dem gängigsten Ver-
tragselementen des Betreuten Wohnens gehört. Der Wert der LBS-Studie von 64,47 
Prozent deckt sich fast mit der dem Ergebnis der Untersuchung  von SCHWEIKERT  
et al. (1995), der bei 243 Betreuten Wohnanlagen einen Anteil von 68 Prozent mit 
Pauschalangeboten ermittelte. 
Nach einem Urteil des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf vom 2. 12. 1997 unterliegen 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens dem Heimgesetz, wenn ein Betreuungsver-
trag abgeschlossen werden muss (KLIE, 1998b). 
Die Vertragsverhältnisse im Betreuten Wohnen dokumentieren eine Entwicklung in 
diesem Bereich, der auf eine Verflechtung von Autonomiefördernden und Instituti-
onsbezogenen Vertragselementen beruht. Somit offenbaren allein auch schon die 
Verträge im Betreuten Wohnen, dass es sich hierbei um eine Einrichtungen zwischen 
eigenständigem Privathaushalt und  Heim handelt. Die Balance zwischen diesen An-
tipoden auch im rechtlichen Bereich kann als Indikator und auch als Qualitätsmerk-
mal für diese Form des Wohnens dienen. 
 
Von KLIE (1998a) wird die Qualität des Vertragswesens unter dem Aspekt des Ver-
braucherrechtschutzes kritisch betrachtet: „ Betreuungsversprechen sind oft vage. 
Dienstleistungen in ihrer Art und in ihrer Intensität und Dauer bleiben unbestimmt.“ 
 
 
Kosten- und Finanzierungsstrukturen: 
Die Verschiedenartigkeit der unterschiedlichen Modelle des Betreuten Wohnens zeigt 
sich auch an den Kosten- und Finanzierungsstrukturen. 
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Die Auswertung der LBS-Studie bringt allein neun verschiedene Konstellationen der 
Kosten- und Finanzierungsstruktur zutage (Tabelle 9). Ob es sich hierbei um einen 
Trend handelt, konnte durch andere Untersuchungen bisher nicht belegt werden. 
 

 
Tabelle 9  

Formen der Kosten - und Finanzierungsstrukturen im Betreuten Wohnen  
n = 490 (in %) 

Öffentlich geförderte Mietwohnungen (113)   23,06 
Freifinanzierte Mietwohnungen (104)    21,22 
Kauf (Eigentumswohnungen) + freifinanzierte Mietwohnungen (86)  17,55 
Gesamtpensionspreis (70)     14,28 
Kauf + freifinanzierte + öffentlich geförderte Mietwohnungen (36) 7,34 
Freifinanzierte + öffentlich geförderte Mietwohnungen (26) 5,30 
Heimkosten im Wohnbereich (23)    4,69 
Kauf (Eigentumswohnungen) (15)    3,06 
Kauf + öffentlich geförderte Mietwohnungen (12)   2,44 
Sonstiges (5)      1,02 
Quelle: LBS, 1997      
 
 
Mehrere Entwicklungen treten jedoch, wie Tabelle 9 zeigt, deutlich hervor: 
 

- Der Sektor der öffentlich geförderten Wohnungen ist relativ gering: Nur 23 
Prozent der Einrichtungen sind durchgängig durch die öffentliche Hand sub-
ventioniert. Weitere 15 Prozent der Betreuten Wohnanlagen enthalten einen 
bestimmten Anteil öffentlich geförderter Wohnungen. Eine Schätzung des 
Landeswohlfahrtsverbandes Württemberg-Hohenzollern geht davon aus, dass 
in Baden-Württemberg nur zwischen 10 und 20 Prozent der Betreuten Woh-
nungen öffentlich gefördert sind (MAGS Baden-Württemberg, 1997). 

 
- Der freie Wohnungsmarkt dominiert mit ca. 57 Prozent der Einrichtungen den 

Markt des Betreuten Wohnens. Rechnet man ca. 2/3 der Wohnstifte, Senio-
renresidenzen und stark heimgebundenen Wohnanlagen hinzu, so kommt 
man auf einen Anteil von fast 75 Prozent. 

 
- Fast jede 5. Einrichtung des Betreuten Wohnens besitzt eine Struktur mit Voll-

versorgungselementen (Gesamtpensionspreis und Heimkosten), ein Typus 
des Alterswohnens, der von seinem Wesen her stärker die Annehmlichkeiten 
und den gehobenen Status der angebotenen Serviceleistungen und der Am-
biente betont und weniger Aspekte einer selbständigen Lebensführung thema-
tisiert. 

 
- Die fast schon Patchworkartigen und „zusammen gewürfelten“  Kombinationen 

von verschiedenen  Miet- und Eigentumsverhältnissen im Betreuten Wohnen, 
die Auswirkungen auf Milieu und Kontaktmöglichkeiten in den jeweiligen Ein-
richtungen  besitzen. 
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Tabelle 10  

Einrichtungen des Betreuten Wohnens mit homogener  
Kosten - und Finanzier ungsstruktur  

n = 490 (in %) 
Öffentlich geförderte Mietwohnungen  23,06 
Freifinanzierte Mietwohnungen  21,22 
Gesamtpensionspreis   14,28 
Heimkosten    4,69 
Kauf (Eigentumswohnungen)  3,06 
Insgesamt     66,31 
Quelle: LBS, 1997    
 
Betrachtet man die Kosten- und Finanzierungsstrukturen im Betreuten Wohnen bzw. 
„Wohnen mit Service“ mit ihren jeweiligen unterschiedlichen Klientelstrukturen unter 
den Aspekten Homogenität versus Heterogenität, so kann festgestellt werden, dass 
2/3 der Wohnanlagen homogen strukturiert sind (Tabelle 10). 
 
Es kann hieraus der Schluss gezogen werden, dass das Klientel dieser Betreuten 
Wohnanlagen vom sozialen Status und dem Einkommen her sich nicht stark vonei-
nander unterscheiden werden. Diese Homogenität wird sich nach bisherigen Er-
kenntnissen positiv auf die Wohnatmosphäre und das Kontaktverhalten auswirken 
(Siehe Kapitel 7.1.). 
Auf der anderen Seite sind 15 Prozent der Betreuten Wohnanlagen von der Kosten-
struktur und damit auch von der dazugehörenden Klientel her stark heterogen ausge-
richtet (Tabelle 11). Wenn man sich vorstellt, dass Wohnungseigentümer und Mieter 
einer öffentlich geförderten Wohnung Tür an Tür wohnen sollten, wird man mit einem 
großen Maß an Ab- und Ausgrenzungen rechnen müssen. Sind nämlich die Unter-
schiede im Bereich der materiellen Ressourcen (Einkommen), dem damit verbunde-
nen Lebensstil und auch im sozialen Status (Bildungsstand, frühere berufliche Positi-
on) sehr stark voneinander abweichend, so werden Gruppen- oder Cliquenbildung in 
den Wohnanlagen mit damit verbundenen negativen Fremdbildern und ständigen 
Animositäten die Folge sein. 
 
In den USA und in anderen Ländern hat sich gezeigt, dass das Ausmaß an Homo-
genität der Bewohner hinsichtlich verschiedener Aspekte (Rüstigkeit, Familienstand, 
ethnische Herkunft u. a.) ein entscheidendes Element für die Zufriedenheit und das 
Wohlbefinden darstellt (Siehe Kapitel 7.1.).  
 

Tabelle 11  
Einrichtungen des Betreuten Wohnens mit stark heter ogener  

Kosten- und Finanzierungsstruktur 
n = 490 (in %) 

Kauf + freifinanzierte + öffentlich geförderte Mietwohnungen 7,34 
Freifinanzierte Mietwohnungen + öffentlich geförderte Mietwohnungen 5,30 
Kauf + öffentlich geförderte Mietwohnungen 2,44 
Insgesamt  15,08 
Quelle: LBS, 1997      
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Betreute Wohnanlagen mit geringer Heterogenität bestehen  aus den Einrichtungen, 
die die Kombination „Kauf (Eigentumswohnungen) + freifinanzierte Mietwohnungen“ 
für ihre Kosten- und Finanzierungsstrukturen gewählt haben. Ihr Anteil beträgt 17,55 
Prozent. 
In diesen Einrichtungen werden aller Voraussicht nach vom Einkommen und damit 
auch von der sozialen Schichtung her nicht stark voneinander abweichende 
Klientelgruppen zusammentreffen. 
 
Insgesamt lässt sich bezogen auf die Kosten- und Finanzierungsstrukturen Betreuter 
Wohnanlagen die Einschätzung treffen, dass die verschiedenen Konstellationen eher 
zufällig oder willkürlich im Vorfeld der Planung und Vorbereitung entstanden sind. 
Wenn nur 2/3 der Einrichtungen über homogene Sozialstrukturen aufgrund der Fi-
nanzierungsmodalitäten verfügen werden, dann ist das ein Ausdruck unzureichender 
Planung im Bereich sozialökologischer  und sozialpsychologischer  Milieugestaltung.  
 
 
3.1.4. Perspektiven und Problemfelder des Betreuten Wohnens in Deutschland 
 
Die Vielfalt der Formen des Betreuten Wohnens ist nicht nur ein Spezifikum in 
Deutschland.  
SCHULTE (1996) konstatiert im Rahmen einer vergleichenden Analyse der Altenhil-
festrukturen in Europa, dass es sich beim Betreuten Wohnen in Europa um ein relativ 
neues sozialpolitisches Problem handelt. Leistungsspektrum, Organisation, Finanzie-
rung und auch rechtliche Aspekte sind augenblicklich noch nicht in ausreichendem 
Maße geklärt. Dementsprechend bestehen in Europa große Unterschiede in den Be-
reichen Leistungen und auch Leistungserbringer. 
 
Die Entwicklung in Richtung Betreutes Wohnen in Europa wird regelrecht als ein „Pa-
radigmenwechsel“ aufgefasst: Die Abkehr von den herkömmlichen Heimstrukturen 
und Hinwendung  zu altengerechten und integrierten Wohnstrukturen mit flankieren-
den Dienstleistungen bieten neue Chancen und Perspektiven für die älteren Men-
schen (SCHULTE, 1996). 
Die Leitprinzipien und Ziele europäischer Altenhilfepolitik basieren auf der Eigenver-
antwortung und Selbstbestimmung der älteren Menschen. In diesem Kontext erhalten 
Wohn- und Betreuungskonzepte, die Autonomie, Integration und Normalität auch im 
Stadium beginnender Gebrechlichkeit fördern wollen, einen besonderen Stellenwert 
(SCHULTE, 1996). 
 
Wie amorph Betreutes Wohnen in Deutschland im Gegensatz zum Heimbereich ge-
staltet ist, lässt sich an der fehlenden Verrechtlichung dieses Leistungsangebotes 
ablesen. Während es ein Heimgesetz, eine Heimmindestbau- und eine Heimperso-
nalmindestverordnung  und vielleicht noch weitere Verordnungen und Bestimmungen 
für die stationäre Altenhilfe gibt, bleibt gegenwärtig die Einrichtung Betreutes Woh-
nen rechtlich noch relativ unstrukturiert. Im Augenblick ist noch ungeklärt, ob es sich 
beim Betreuten Wohnen um Sonderwohnformen oder  normale Wohnungen (Heim-
gesetz versus Mietrecht) handelt. 
 
Es wird für die weitere Ausbreitung des Angebotes Betreutes Wohnen von großer 
Bedeutung sein, für Senioren ausreichende Formen der Rechtssicherheit und damit 
auch der Leistungs- und Wohnstandards im Betreuten Wohnen zu erzielen. Betreu-
tes Wohnen muss wie der Heimbereich normiert, standardisiert und einer öffentlichen 
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Kontrolle zugänglich gemacht werden. Nur so wird gewährleistet werden können, 
dass die nötige Transparenz bei diesem Betreuungs- und Wohnangebot entstehen 
kann, die  interessierten Senioren die erforderlichen Informationen und Perspektiven 
in ihrer weiteren Lebensgestaltung bieten können. 
 
Die Nachfrage nach Angeboten des Betreuten Wohnens im Alter rekrutiert sich 
überwiegend aus älteren Menschen, die aus sozialen, gesundheitlichen und auch 
Wohnungsbezogenen Gründen wie Mieterhöhung, Kündigung u. a. sich diesem Leis-
tungsangebot in der Regel zuwenden müssen. Den Privathaushalt können sie aus 
verschiedenen Gründen nicht mehr eigenständig meistern, für das Pflegeheim sind 
sie jedoch noch zu rüstig (Siehe Kapitel 4).  
Dieser Seniorengruppe sollte Rechtsschutz hinsichtlich der Gewährleistung des Be-
treuungs- und Versorgungsumfanges und der Betreuungs- und Versorgungsdichte 
im Betreuten Wohnen mittels entsprechender staatlicher  Normierungs- und Standar-
disierungsmaßnahmen gegeben werden.  
Gegenwärtig bestimmen in Deutschland überwiegend Markt- und damit Renditeinte-
ressen den Bereich der Seniorenimmobilien, die vorrangig an Verkauf und Umsatz 
orientiert sind, langfristige Verpflichtungen wie die Vorhaltung von Dienstleistungen 
jedoch nur nachgeordnete Bedeutung beimessen. 
 
Diese Unstrukturiertheit im rechtlichen Bereich findet seine Entsprechung im fachli-
chen und Versorgungsbezogenen Bereich in dem Ausmaß wie die Fragen nach Leis-
tungsgrenzen, soziale Milieugestaltung und auch Einkommensabhängigkeit des Be-
treuten Wohnens nicht ausreichend geklärt sind.  
Von der Lösung dieser Problemfelder wird es m. E. abhängen, ob das Leistungsan-
gebot Betreutes Wohnen sich zu einem flächendeckenden Regelangebot entwickeln 
werden kann. Andernfalls droht die Gefahr, dass Betreutes Wohnen ähnlich wie das 
Leistungssegment Wohnstifte und Seniorenresidenzen auf das Klientel der Senioren 
der gehobenen Einkommensschichten beschränkt bleiben wird und überwiegend von 
Kräften der Immobilien- und Bauwirtschaft getragen werden wird. 
 
Im Folgenden werden die Problembereiche „Leistungsgrenze“, „soziale Milieugestal-
tung“ und „Einkommensabhängigkeit“ nur kurz angeführt unter dem Gesichtspunkt, 
inwieweit diese Faktoren negative Auswirkungen auf die Entwicklung des Betreuten 
Wohnens in Deutschland haben können. Weitere Ausführungen zu diesen Gegen-
standsbereichen im Kontext des Standes Erfahrungen und Erkenntnisse werden  in 
nachfolgenden Kapiteln (Kapitel 5 und 7.2.) gemacht werden. 
 
 
Problemfeld Leistungsgrenze 
Die entscheidende Frage in diesem Bereich lautet: Soll im Betreuten Wohnen ständi-
ge Pflege als Standarddienstleistung möglich sein?  Gilt im Falle der ständigen Pfle-
ge für die Pflegeversicherung Betreutes Wohnen als Privathaushalt oder als Heim?  
Kann in der organisatorischen und räumlichen Struktur des Betreuten Wohnens die 
ständige Pflege demenziell Erkrankter und Schwerstpflegebedürftiger gewährleistet 
werden? 
 
Internationale Erfahrungen und Erkenntnisse gehen von einer Trennung der Berei-
che autonomes  Wohnen und ständiger Pflege aus, sieht man von neueren Konzep-
ten ab, die Formen der  „Leichtpflege“ noch im Wohnbereich gestatten („Very 
Sheltered Housing“ und „Assisted Living“, siehe hierzu Kapitel 3.2.2. und 3.3.1.). 
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Erkenntnisse der Arbeits- und Pflegewissenschaften haben belegt, dass die Grund-
voraussetzungen für eine optimale Pflege aus einem homogenen Klientel und spezi-
fischen Raum- und Organisationsstrukturen bestehen. Abweichungen bzw. Nichtbe-
achtung dieser Prinzipien wirken sich in der Regel dergestalt aus, dass die Pflege-
qualität hiervon stark beeinträchtigt wird und zusätzlich auch Mehrkosten entstehen 
(LIND, 1995a). 
 
Legt man die Prinzipien des  Pflege-Versicherungsgesetzes (SGB XI)  strikt aus, 
dann dürften abgesehen von den zu erwartenden suboptimalen Pflege zumindest 
nach den Prinzip der Wirtschaftlichkeit (§ 29 SGB XI) und nach dem Prinzip der Bei-
tragsstabilität (§ 70 SGB XI) keine Pflegeleistungen im Betreuten Wohnen abgerech-
net werden können.  
 
Im Rahmen des Problemfeldes Leistungsgrenze müssen jedoch auch die Fragen der 
Zuständigkeit beim Auftreten dauerhafter Pflegebedürftigkeit gemäß den Bedürfnis-
sen der Betroffenen konzeptionell geklärt werden. Bloßes Verlegen ist ebenso keine 
angemessene Lösung wie der weitere Verbleib in der Einrichtung. Kooperationsmo-
delle zwischen Betreuten Wohnanlagen und Einrichtungen der stationären Altenhilfe 
können hierbei Wege weisen. 
 
 
Problemfeld soziale Milieugestaltung 
Betreutes Wohnen oder „Wohnen mit Service“ in Deutschland weisen bezogen auf 
die Milieugestaltung zwei problematische Tendenzen auf: Entweder wird der Milieu-
aspekt organisatorisch und planerisch gar nicht thematisiert und damit dem Selbst-
lauf  überlassen oder es wird auf das Prinzip der Heterogenität anstelle der Homoge-
nität als Strukturelement für die Zusammensetzung der Bewohnerschaft zurückge-
griffen. 
 
Wie stark das Heterogenitätsprinzip von Entscheidungsträgern favorisiert wird, zei-
gen folgende Einschätzungen: 
 

� Das Ministerium für Bauen und Wohnen NRW (1997) favorisiert für die Wohn-
formen im Alter „die Mischung in verschiedener Hinsicht (Jung und Alt, ver-
schiedene Einkommensgruppen, verschiedene Wohnungs- und Gebäudety-
pen und -größen etc.)“.               

 
� In Baden-Württemberg wird für das Betreute Wohnen eine Mischung der Be-

wohnerschaft hinsichtlich Rüstigkeit und Hilfebedürftigkeit empfohlen, um 
durch solch einen „Mix“ nachbarschaftliches Wohnen und gegenseitige Hilfe 
zu fördern  (RACKI, 1995; Städtetag Baden-Württemberg et al., 1995). 

 
Bezogen auf das Heterogenitätsprinzip des Betreuten Wohnens bedarf es jedoch 
des ausdrücklichen Hinweises, dass bisher nach dem Stand der Forschung das Maß 
an Gemeinsamkeiten u. a. hinsichtlich Rüstigkeit und sozialem Status das Zusam-
menleben und entsprechend auch das Wohlbefinden und die Wohnzufriedenheit för-
dern (Homogenitätsprinzip) (siehe Kapitel 7.1.).  
 
Gerade in einem Mikrokosmos einer Betreuten Wohnanlage, in der im Laufe der Jah-
re klientel- und rüstigkeitsbedingt die Außenorientierung der sozialen Kontakte ab-
nimmt und das Binnenmilieu von vielen als psychisch belastend empfunden wird 
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(„Klatsch- und Tratsch“-Vorwürfe, Klagen über mangelnde Privatheit u. a.), bedarf  es 
der Zusammensetzung der Bewohnerschaft nach dem Prinzip der Ähnlichkeit und 
damit auch Vertrautheit. 
 
Berücksichtigt man des weiteren, dass das Klientel Betreuter Wohnanlagen aufgrund 
körperlicher, seelischer und sozialer Einschränkungen, die teils altersbedingt sind, 
mehr in die Wohnanlage „geschoben“ werden (so genannter „push-Faktor“) als dass 
sie sich aus freiem Willen für diese Wohnform entschieden haben,  so bedarf es ei-
nes Milieus und einer Bewohnerschaft mit hohen integrativen Kapazitäten hinsichtlich 
Eingewöhnung, Eingliederung und psychosozialer Stabilisierung. Ein „Integrationsmi-
lieu“  beruht hierbei letztlich auf der Homogenität der Klientel. 
 
Ein auf Heterogenität der Klientel basierendes Milieu kann in diesem Zusammenhang 
als ein „Konfrontationsmilieu“ bezeichnet werden, dass neben Entfrem-
dungsempfindungen,  Rückzugsverhalten oder höchstens noch Formen einer Sub-
gruppenorientierten Cliquenbildung zulässt. Isolierung und Stress sind die psychoso-
zialen Auswirkungen dieser Milieustrukturen (Siehe Kapitel 7). 
 
Wohnzufriedenheit und nachbarschaftliche Kontakte werden im Betreuten Wohnen 
nur dann in ausreichendem Maße entstehen können, wenn bei der Planung und Vor-
bereitung der Wohnanlagen  die sozialökologischen und sozialpsychologischen Prin-
zipien der Homogenität als Strukturbestimmende Faktoren Berücksichtigung finden. 
 
 
Problemfeld Einkommensabhängigkeit 
Wie bereits weiter oben mehrfach angeführt,  wird der Markt Betreutes Wohnen oder 
„Wohnen mit Service“ gegenwärtig von privaten Investoren (Investmentfonds, Bau-
wirtschaft u. a.) dominiert. Der durch den sozialen Wohnungsbau geförderte Anteil 
liegt  bei 20 - 25 Prozent und wird angesichts der Finanznot der öffentlichen Haushal-
te ständig weiter zurückgehen. 
 
Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes hatten die Rentner im Einper-
sonenhaushalt 1993 in den alten Bundesländern durchschnittlich über  1.985 DM für 
den privaten Verbrauch zur Verfügung, wovon 35 Prozent (687 DM) für die Miete 
aufgewendet wurden (MÜNNICH, 1997). Es ist nachvollziehbar, dass Mieten in freifi-
nanzierten Wohnanlagen von 1.200 DM und teilweise mehr mit diesem Budget nicht 
bezahlt werden können.  
 
Es besteht die Gefahr, dass Betreutes Wohnen sich auf die gehobenen Einkom-
mensgruppen der Senioren (ca. 10 Prozent) beschränken wird. Dieser Einkommens-
gruppe wurden bisher überwiegend Wohnstifte und Seniorenresidenzen offeriert, so 
dass jetzt einkommensstarke Senioren über eine Auswahl verschiedener Wohn-
Betreuungsmodelle verfügen können. 
Sollten für die restlichen 90 Prozent der Senioren in naher Zukunft jenseits des ei-
genständigen Privathaushaltes nur noch das Altenpflegeheim existieren, so werden 
zwei Entwicklungsprozesse entstehen können, die seniorenspezifisch aber auch 
wohnungspolitisch sehr bedenklich sind: 
 

� Senioren verbleiben trotz eingeschränkter Kompetenzen in ihrer sie überfor-
dernden Wohnwelt (zu großer Wohnraum, obere Etagen, Fehlen einer Sam-
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melheizung u. a.) und werden auch mit Hilfe ambulanter Dienste auf ein gehö-
riges Quantum an Wohn- und Lebensqualität verzichten müssen. 

 
� Gegenwärtig verfügt der alte Mensch im Einpersonenhaushalt in den alten 

Bundesländern über durchschnittlich 71 qm Wohnfläche (MÜNNICH, 1997). 
Durch einen Umzug in eine altengerechte Wohnung eingestreut oder in einer 
Betreuten Wohnanlage reduziert sich die Wohnfläche auf  ca. 35 - 40 qm. 
Hierdurch wird der Wohnkreislauf dergestalt in Gang gesetzt, dass die frei 
werdende und bisher untergenutzte Wohnfläche wieder an bezugsberechtigte 
Personen (junge Familien u. a.) neu vermietet werden kann. Wird jedoch den 
Senioren kein attraktiver und bezahlbarer Wohnraum angeboten, wird es zu 
einem sozialpolitisch bedenklichen „Stau“ auf dem Wohnungsmarkt kommen. 

 
Es wird in nächster Zeit eine wichtige Aufgabe der Verantwortlichen in allen Berei-
chen der Verwaltung, Wohnungswirtschaft und Sozialpolitik sein, Lösungen und 
Konzepte für einkommensunabhängige Formen des Betreuten Wohnens zu entwi-
ckeln.  
Angesichts der Tatsache, dass bisher alle demographischen Prognosen von  einer 
weiteren Zunahme der Senioren an der Gesamtbevölkerung ausgehen, sind woh-
nungs- und auch sozialpolitisch Strategien für Altersangemessene Wohnmöglichkei-
ten gefragt.  
Deutschland scheint augenblicklich gegenüber seinen europäischen Nachbarn 
Großbritannien, Dänemark und die Niederlande in diesem Bereich stark im Hintertref-
fen zu liegen (SCHULTE, 1997). 
 
Fasst man die Auswirkungen der Problemfelder „Leistungsgrenze“, „soziales Milieu“ 
und „Einkommensabhängigkeit“ des Betreuten Wohnens in Deutschland zusammen, 
so darf die These aufgestellt werden, dass Betreutes Wohnen noch kein ausgereiftes 
Wohn- und Betreuungsmodell darstellt und für Senioren unter den gegebenen Be-
dingungen auch keinerlei Zuwachs an Lebensqualität mit sich bringt. 
 
 
3.2. Formen des Betreuten Wohnens in England und Wales 
 
Der folgende Abschnitt hat Betreutes Wohnen in England und Wales zum Gegen-
stand. Im Gegensatz zu Deutschland ist auf der britischen Insel Betreutes Wohnen 
im Alter eine etablierte Institution, die in relativ standardisierter Form im ganzen Lan-
de flächendeckend schon seit gut 20 Jahren vorgehalten wird. Das Wissen über die-
sen Einrichtungstypus in England und Wales kann eine Reihe von Erkenntnissen und 
Erfahrungen für die Verantwortlichen in Deutschland vermitteln. Es kann vielleicht 
dazu beitragen, Fehlentwicklungen in der Planung und Konzeptentwicklung, von de-
nen meines Erachtens eine nicht unbeträchtliche Anzahl vorliegen, frühzeitig zu er-
kennen. Es kann auf der anderen Seite auch die Schwachstellen dieses Wohnbe-
treuungsansatzes deutlich werden lassen. 
Besonders interessant ist auch, dass Betreutes Wohnen in England und Wales allem 
Anschein nach seine „besten Jahre“ bereits hinter sich zu haben scheint und dass 
Überlegungen zur Weiterentwicklung dieser altenspezifischen Wohnform unternom-
men werden. 
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3.2.1. Betreutes Wohnen im Wandel der veränderten Sozialpolitik 
 
Großbritannien nimmt neben den Niederlanden und Dänemark im Bereich des Woh-
nens im Alter und dem Betreuten Wohnen in Europa eine Vorreiterstellung ein 
(SCHULTE, 1996).  
Betreutes Wohnen in Großbritannien kann bereits auf eine jahrzehntelange Ge-
schichte zurückblicken, die kurz nach dem 2. Weltkrieg begann und im Laufe der Zeit 
inhaltlichen und konzeptionellen Änderungen ausgesetzt war.  
Für Verantwortliche in Deutschland im Bereich Betreutes Wohnen im Alter werden 
die britischen Erfahrungen angesichts zweier grundlegender Änderungen der Sozial-
politik  im Altenhilfesektor von Bedeutung sein, da sie Aufschluss über Bedarf und 
Nachfrage nach diesen Dienstleistungen geben können. Folgende Entwicklungen 
hatten und haben noch Auswirkungen auf das Betreute Wohnen: 
 
a)  Anfang der 60er Jahre setzte in der Altenhilfepolitik ein Wandel ein: Abkehr von 
der bloßen Heimversorgung, deren Mängel immer stärker zu Tage traten, und eine 
Hinwendung zur gemeindenahen Versorgung („care in the community“). Im Rahmen 
dieser Politik wurde auch die Wohnbaugesetzgebung dahingehend geändert, dass 
die speziellen Bedarfe der Behinderten und alten Menschen Berücksichtigung fan-
den. Parallel hierzu erhielten die Wohnungsbaugesellschaften  Subventionen für den 
Bau von Betreuten Altenwohnanlagen (SCHULTE, 1994). 
Seit diesem Zeitpunkt expandierte das Leistungsangebot Betreutes Wohnen in 
Großbritannien (Siehe Tabelle 12). 
 
 

Tabelle 12  
Wohneinheiten Betreutes Wohnen in England und Wales  

im Zeitraum 1950 – 1992 
Jahr 1950 1960 1970 1981 1992 
Anzahl der Wohneinheiten 7.000 21.000 97.000 299.000 641.000 
Quellen: Mc CAFFERTY, 1994; SCHULTE, 1994   
 
 
b) Zu Beginn der 90er Jahre wurde die Altenhilfepolitik durch die neoliberalen Strate-
gien der Entstaatlichung der Thatcher-Regierung (Privatisierungstendenzen im Be-
reich der Träger sozialer Dienstleistungen) erneut modifiziert: Rückzug des Staates 
u. a. in Gestalt der kommunalen Sozialämter aus dem Bereich der Leistungserbrin-
gung bei gleichzeitigem Ausbau der Bedarfsermittlung und Vermittlung der Dienste 
nach dem Konzept „care manager“  und Verstärkung der Leistungen vor Ort, die den 
weiteren Verbleib in der eigenen Wohnung fördern (National Health Service and 
Community Care Act von 1990) (SCHULTE, 1996; WALKER et al., 1996).                                    
                                                                       
Im Rahmen dieser Politik  treten Wohnanpassungsmaßnahmen („Staying put“), tech-
nische Hilfen (Alarmanlagen u. a.) und ambulante Dienste immer stärker in Konkur-
renz zum Betreuten Wohnen. Des Weiteren steht Betreutes Wohnen gegenwärtig 
hinsichtlich Effizienz und Effektivität der Leistungserbringung in der Kritik (Siehe Ka-
pitel 3.2.5). Die Privatisierungstendenzen zeigen auch im Bereich Betreutes Wohnen 
Wirkung:  Errichteten 1981 kommunale Träger noch 5.558 Wohneinheiten im Bereich 
des Betreuten Wohnens, so waren es 1992 nur noch 667 Wohneinheiten. Auf der 
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anderen Seite bauten private Träger 1981 nur 130 Wohneinheiten und 1992 bereits 
1.266 Wohnungen des Betreuten Wohnens ( WALKER et al., 1996).  
 
Betreutes Wohnen verliert gegenwärtig im Kontext der Dienste für Senioren nicht nur 
an Bedeutung,  es werden in letzter Zeit vermehrt die Mängel und Kosten dieses 
Leistungsangebotes moniert (BESSEL, 1985; SCHULTE, 1994; TINKER et al., 
1995).  
 
Betreutes Wohnen in Großbritannien wird auch als ein Instrument in der allgemeinen 
Wohnungspolitik aufgefasst: Durch Umzug in kleinere und altengerecht ausgestattete 
Wohnungen werden große und von den Senioren überwiegend untergenutzte Woh-
nungen wieder frei, die besonders für junge Familien mit geringerem Einkommen 
vorgesehen sind (FLETCHER, 1991; SCHULTE, 1994; TINKER, 1989). 
 
In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass Anfang der 80er Jahre über 40 
Prozent der Senioren in Großbritannien in kommunalen Wohnungen lebten, ein etwa 
gleich hoher Anteil in Eigentumswohnungen oder Eigenheimen und etwas mehr als 
10 Prozent in Einrichtungen (SCHULTE, 1994). Da ca. 2/3 der Wohneinheiten des 
Betreuten Wohnens sich ebenfalls in den kommunalen Händen  befinden, kann be-
sonders im Bereich der öffentlich geförderten Wohnungen ein starker Entlastungsef-
fekt hinsichtlich der Neuvermietung kommunaler Wohnungen erzielt werden. 
 
Ein wichtiges Ziel Betreuten Wohnens in Großbritannien ist die Versorgung der Seni-
oren mit Wohnungen des normalen Standards (Sammelheizung u. a.), denn noch 
Anfang der 90er Jahre sind nur 66 Prozent der Einpersonenhaushalte der Senioren 
mit Zentralheizungen ausgerüstet. 
Die Senioren in Großbritannien sind gegenüber der Gesamtbevölkerung mit schlech-
terem Wohnraum ausgestattet (WALKER et al., 1996). 
 
Hinsichtlich der Ausbreitung des Betreuten Wohnens wird davon ausgegangen, dass 
ca. 5 Prozent der Senioren in Formen des Betreuten Wohnens leben (BULL et al., 
1989; FLETSCHER, 1991; TINKER, 1987). Die angestrebte Versorgungsdichte von 
50 Wohneinheiten im Betreuten Wohnen auf 1000 Senioren wurde bereits in den 
80er Jahren erreicht (SCHULTE, 1994).                                                                                                                       
Eine neuere Untersuchung  schätzt den Anteil der Senioren im Betreuten Wohnen 
auf fast 9 Prozent (WALKER et al., 1996). Der Bedarf  an Betreutem Wohnen wird 
von HEUMANN (1980) auf 8 Prozent der Altenbevölkerung angesetzt. 
 
 
3.2.2. Typen des Betreuten Wohnens in England und Wales 
 
In England und Wales wird Betreutes Wohnen (Sheltered Housing) in vier Unter-
gruppen unterschieden (APPLETON, 1993; FLETSCHER, 1991; Mc CAFFERTY, 
1994). 
1969 wurden in Großbritannien mittels einer staatlichen Verordnung Mindestanforde-
rungen für das Betreute Wohnen formuliert, die bis 1981 Gültigkeit besaßen. Diese 
Standardfestsetzung führte zur Unterscheidung der Kategorie 1 und 2 (SCHULTE, 
1994).  
1984 wurde mittels der Registered Homes Act eine weitere Differenzierung des An-
gebotes an Betreutem Wohnen vorgenommen, indem die Wohnbetreuungsform mit 
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umfangreicheren Dienstleistungen und größerer Personaldichte „Very Sheltered 
Housing“ (Kategorie 2  ½) hinzu kam (BULL et al., 1989).                                        
 
Die einzelnen Typen des Betreuten Wohnens werden im Folgenden kurz dargestellt, 
wobei auch auf Trägerschaft und Umfang des jeweiligen Angebotes eingegangen 
wird. Grundlage der Ausführungen ist die Erhebung von Mc CAFFERTY (1994), die 
1992 in England und Wales durchgeführt wurde. In Tabelle 13 werden alle wesentli-
chen Fakten der Erhebung über den Gegenstandsbereich Betreutes Wohnen noch 
einmal zusammengefasst.  
 
 
Einrichtungen der Kategorie 1: 
Die Altenwohnanlagen dieser Kategorie bestehen in der Regel aus altengerechten 
Wohnungen für vorzugsweise rüstige Senioren. Teilweise verfügen diese Einrichtun-
gen über Hausbetreuer ("warden") und Notrufanlagen. Einige Einrichtungen bieten 
auch Gemeinschaftsräume, Waschmaschinenräume und Gästezimmer an.  
Anfang der 90er Jahre wurden 126.863 Wohneinheiten in England gezählt, das sind 
20 Prozent aller Betreuten Altenwohnungen (Mc CAFFERTY, 1994). 74 Prozent der 
Wohneinheiten sind in kommunaler Verwaltung und 20 Prozent werden von gemein-
nützigen Wohnungsbaugesellschaften geführt. 
Der Personalschlüssel in Einrichtungen der Kategorie 1 beträgt 3,9 Mitarbeiter bezo-
gen auf 100 Bewohner (Mc CAFFERTY, 1994). 
 
 
Einrichtungen der Kategorie  1,5: 
Einrichtungen der Kategorie 1,5 unterscheiden sich von Einrichtungen der Kategorie 
1 dahingehend, dass  ein Hausbetreuer ("warden")  und ein Notrufsystem obligato-
risch sind. Einrichtungen  der Kategorie1,5 haben in der Regel keine Gemeinschafts-
einrichtungen (Gemeinschaftsraum, Waschmaschinenraum etc.). 
Es wurden 150.715 Wohneinheiten in dieser Kategorie gezählt, das entspricht 23 
Prozent der Betreuten Wohneinheiten. 87 Prozent befinden sich in kommunaler und 
10 Prozent in gemeinnütziger  Trägerschaft. 
Der Personalschlüssel beträgt 5,4 Mitarbeiter pro 100 Bewohner (Mc CAFFERTY, 
1994). 
 
 
Einrichtungen der Kategorie 2: 
Einrichtungen der Kategorie 2  sind die typischen Sheltered Housing, d. h. Einrich-
tungen für leicht hilfebedürftige und gebrechliche ältere Menschen. Die Einrichtungen 
müssen einen Hausbetreuer und ein Rufsystem anbieten. Gemeinschaftseinrichtun-
gen wie ein Gemeinschaftsraum, ein Waschmaschinenraum und eventuell ein Gäs-
tezimmer gehören zur Grundausstattung. 
Mc CAFFERTY (1994) ermittelte 328.746 Wohneinheiten in England (51 Prozent al-
ler Betreuten Wohneinheiten). 68 Prozent befinden sich in den Händen der Kommu-
nen und 30 Prozent werden von gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften ge-
führt. 
Der Personalschlüssel beträgt  9 Mitarbeiter pro 100 Bewohner. 
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Einrichtungen der Kategorie 2,5: 
Die Einrichtungen dieses Typus werden "Very Sheltered Housing“ oder auch „Extra 
Care“ genannt. Sie sind vorwiegend für stark hilfe- und leicht pflegebedürftige Senio-
ren konzipiert.  
Zusätzlich zu den Gemeinschaftseinrichtungen der Kategorie 2 verfügen sie über 
Pflegebäder, Spül- und Reinigungsräume u. a.. 
Die Einrichtungen bieten neben Betreuungs- und Pflegeleistungen auch Mahlzeiten 
an. 
Die Einrichtungen verfügen über zusätzliches Betreuungspersonal ("extra warden") 
und Pflegehelfer. Der Personalschlüssel beträgt 43  Mitarbeiter auf 100 Bewohner. 
Dieser Einrichtungstypus wird erst seit Anfang der 80er Jahre angeboten. Mc 
CAFFERTY ermittelte 14.782 Wohneinheiten (2 Prozent aller Betreuten Altenwoh-
nungen). 45 Prozent sind in kommunaler und 45 Prozent in Händen der Wohnungs-
baugesellschaften. 
 
 
Weitere Einrichtungstypen des Betreuten Wohnens: 
3 Prozent (20.389 Einheiten) der Betreuten Wohneinheiten in England lassen sich 
nicht in dieses Kategoriensystem einordnen (Mc CAFFERTY, 1994). Es sind z. B. 
"Linked Schemes", das sind heimgebundene Altenwohnanlagen, die die Dienstleis-
tungen des Heimes mitnutzen können. Auch die Einrichtungen der Abbeyfield-
Gesellschaften gehören hierzu: Ca. 8 - 10 Senioren teilen sich mit einer "Hausmut-
ter", die Hauswirtschafts- (Kochen u. a.)  und Betreuungsleistungen erbringt,  ein 
Haus, wobei jeder Bewohner über eine eigene Wohneinheit verfügt. 
54 Prozent  dieser Einrichtungen sind kommunal geführt,  15 Prozent von den ge-
meinnützigen Wohnungsbaugesellschaften und 27 Prozent von den Abbeyfield-
Gesellschaften. 
Der Personalschlüssel beträgt  31 Mitarbeiter für 100 Bewohner. 
 
 

Tabelle 13             
Einrichtungen des Betreuten Wohnens in England und Wales  

 Betr. Wohnen  
Kategorie 1 

Betr. Wohnen  
Kategorie 1,5 

Betr. Wohnen  
Kategorie 2 

Betr. Wohnen  
Kategorie 2,5  
 Anzahl der 

Wohneinheiten  
 

126.000 
 

150.715 
  

  
328.746                                  

 
14.782 

  Prozent der 
Wohneinheiten  
Betr. Wohn.            

 
20 

 
23 

         
 

 
51 

 
2 

Kommunale 
Träger in Pro-
zent 

 
74 

 
87 

 

 
68 

 
45 

Personal pro 
100 Bewohner 

 
3,9 

 
5,4 

 
9 
 

 
43 

Quelle: Mc CAFFERTY, 1994 
 
 
Insgesamt sind von Mc CAFFERTY (1994) in England  641.494  Wohneinheiten ge-
zählt worden.  
Bezüglich der Ruf- und Notrufanlagen ermittelte er folgende Werte: 20 Prozent der 
Wohneinheiten verfügen über kein Sicherheitssystem,  5 Prozent  verfügen nur über 
ein technisches Notrufsystem, 1 Prozent verfügen nur über einen Hausbetreuer (oh-
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ne Rufsystem)  und  74 Prozent  der Wohneinheiten  haben sowohl einen Hausbe-
treuer als auch eine Notrufanlage. 
 
Die Ruf- und Betreuungssysteme sind u. a. bedingt durch die technologische Weiter-
entwicklung immer seltener Einrichtungsgebunden und verstärkt zentral geführt. Mc 
CAFFERTY (1994) ermittelte, dass nur noch 36 Prozent der Wohneinheiten Hausge-
bundene Alarmsysteme besitzen, während 64 Prozent bereits zentral geführte 
Alarmsysteme verfügen. 
 
Es lässt sich zusammenfassend feststellen, dass das Angebot Betreutes Wohnen in 
England und Wales einerseits sehr umfangreich und andererseits auch sehr differen-
ziert in seinen Leistungsangeboten ist. 
Im folgenden Abschnitt wird eingehend auf den Typus „Very Sheltered Housing“ (an-
dere Bezeichnungen: „Sheltered Housing with Care“ oder „Extra Care“) eingegangen, 
um Vergleiche mit deutschen Einrichtungen des Betreuten Wohnens anstellen zu 
können. 
 
 
3.2.3. Evaluation des Typus Very Sheltered Housing 
 
Betreutes Wohnen nach dem Modell „Very Sheltered Housing“  besitzt zwar in Eng-
land und Wales mit nur 2 Prozent oder 14.782 Wohneinheiten  im Gegensatz zu den 
anderen Formen Betreuten Wohnens gegenwärtig nur eine nachrangige Bedeutung 
im Spektrum der Dienste und Wohnformen für Senioren, doch es wird von einigen 
Altenhilfeexperten in Großbritannien als das „Modell der Zukunft“ betrachtet (BES-
SEL, 1985; FLETCHER, 1991; TINKER, 1989 u. 1993). 
 
Very Sheltered Housing  ähnelt in einigen Bereichen (Leistungsspektrum, Räumlich-
keiten, Klientel) dem deutschen Konzept Betreutes Wohnen nach der Leistungsstufe 
III: Neben hauswirtschaftlichen und betreuenden Diensten werden pflegerische Leis-
tungen (überwiegend Grundpflege) für Senioren erbracht, die nach ihrem körperlich-
geistigen Zustand für Betreutes Wohnen der Leistungsstufe II („Sheltered Housing“) 
bereits zu gebrechlich und für Einrichtungen der Kategorie 3 (Stationäre Altenhilfe in 
England und Wales: Nursing Homes, Residental Care) noch zu rüstig sind. 
 
Diese beiden Faktoren - Zukunftsträchtigkeit und die Ähnlichkeit mit deutschen Ein-
richtungen - sind Gründe, um das Modell Very Sheltered Housing eingehender vor-
zustellen. Die folgenden Ausführungen basieren auf der Untersuchung von A. 
TINKER (1989), die für das Umwelt- und Sozialministerium Großbritanniens diese 
Form des Betreuten Wohnens einer Evaluation unterzog (n = 225). Die Ergebnisse 
ihrer Studie werden gemeinsam mit den bereits aus Deutschland vorliegenden Daten 
über Betreutes Wohnen erörtert werden. 
 
 
Einrichtungsgröße, Wohnungsschnitt  und  Gemeinschaftseinrichtungen 
Die Very Sheltered Housing-Einrichtung umfasst durchschnittlich 31 Wohneinheiten. 
Bezogen auf deutsche Verhältnisse sind die Einrichtungen somit relativ klein (Siehe 
Tabelle 1, Kapitel 3.1.3) 
 



 55

Die Wohneinheiten bestehen überwiegend aus Einzimmerwohnungen („bedsitters“). 
Die gemeinnützigen Verbände „Abbeyfield“ und „Almhouses“ bieten ihre Einzimmer-
wohnungen häufig ohne Küchenteil an. 
In deutschen Einrichtungen des Betreuten Wohnens dominieren laut LBS-Erhebung  
(n = 36.747 Wohneinheiten) Zweizimmerwohnungen (45 Prozent), an zweiter Stelle 
befinden sich Einzimmerwohnungen (32 Prozent) (LBS, 1997) (Siehe Tabelle 23, 
Kapitel 8.1.). 
 
Die Ausstattung mit Gemeinschaftseinrichtungen ist bezogen auf die deutschen Ver-
hältnisse relativ bescheiden: 63 Prozent der Very Sheltered Housing-Einrichtungen 
verfügen über einen Gemeinschaftsraum (Deutschland: LBS-Erhebung: 81 Prozent),  
73 Prozent der Einrichtungen besitzen Waschräume (Deutschland: 80 Prozent) und 
54 Prozent ein Pflegebad (Deutschland: 67 Prozent) (In Tabelle 14 sind nur die Da-
ten der Einrichtungen der Kommunen und Wohnungsbaugesellschaften angeführt). 
Nur 7 der 225 untersuchten Einrichtungen besaßen keine Notrufanlage. 
Erstaunlich angesichts der Klientel ist der Sachverhalt, dass nur jede zweite Einrich-
tung in England und Wales über einen Aufzug verfügt (TINKER, 1989). In welchem 
Umfang Betreute Altenwohnanlagen in Deutschland ohne Aufzug errichtet worden 
sind, ist den vorliegenden Untersuchungen nicht zu entnehmen.  
 
 

Tabelle 14  
Gemeinschaftseinrichtungen im Very Sheltered Housin g 

n = 179 (in %) 
 Träger 
  Kommune Wohnungsgesellschaft 
Gemeinschaftsraum 46 70 
Waschraum  68 72 
Gästezimmer  56 62 
Pflegebad  50 48 
Speisesaal  31 64 
Personalraum 43 59 
Quelle: TINKER, 1989    
 
 
Dienstleistungen und Grad der Abhängigkeit der Bewohner 
Very Sheltered Housing unterscheidet sich von Sheltered Housing dahingehend, 
dass aufgrund der eingeschränkten Kompetenzen der Bewohner verstärkt Pflegeleis-
tungen erbracht werden. 
TINKER ermittelte hinsichtlich der Unterstützungsleistungen, dass zwar „Gespräche 
und Betreuung“ mit 92 Prozent von dem Betreuungspersonal am häufigsten ange-
führt werden, dass aber auch grundpflegerische Leistungen (Baden, Waschen, An- 
und Auskleiden, Hilfe beim Aufstehen und Zubettgehen u. a.) mit 72 Prozent einen 
bedeutenden Anteil der Hilfeleistungen ausmachen. 
 
Die Bewohner der Very Sheltered Housing-Einrichtungen  sind im hohen Ausmaß 
abhängig von Hilfe- und Unterstützungsleistungen: 15 Prozent weisen keinerlei Grad 
an Abhängigkeit auf, 20 Prozent sind leicht abhängig, 27 Prozent mittelgradig und 
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immerhin 38 Prozent sind stark abhängig. Im Vergleich hierzu sind im Sheltered 
Housing  12,3 Prozent stark abhängig. 
Es lässt sich aus diesen Daten der Schluss ziehen, dass fast 2/3 der Bewohner von 
Hilfe- und Pflegeleistungen abhängig sind. 
 
 

Tabelle 15  
Mahlzeiten im V ery Sheltered Housing  

n = 179 (in %) 
                             Träger 
  Kommune Wohnungsgesellschaften 
Mittagessen  51 26 
Frühstück u. Mittagessen 1 0 
Mittag- u. Abendessen 1 11 
Frühstück, Mittag- und Abendessen 10 42 
Keine Mahlzeiten 37 21 
Quelle: TINKER, 1989    
 
 
Ein Charakteristikum des Typus Very Sheltered Housing besteht aus der Bereitstel-
lung von Mahlzeiten. Die Erhebung von TINKER zeigt jedoch, dass ein vollständiges 
Mahlzeitenangebot bestehend aus 3 Mahlzeiten nur von 10 Prozent der kommunalen 
Einrichtungen und 42 Prozent der Einrichtungen der Wohnungsgesellschaften ange-
boten werden, die überwiegend von angebundenen Heimen gestellt werden (Siehe 
Tabelle 15). Es erstaunt angesichts der Gebrechlichkeit der Klientel, dass kommuna-
le Einrichtungen zu 51 Prozent nur ein Mittagessen und immerhin 37 Prozent keine 
Mahlzeiten anbieten. 
Im Vergleich hierzu bieten gemäß der LBS-Erhebung  84 Prozent der Einrichtungen 
des Betreuten Wohnens oder „Wohnen mit Service“  als Wahlleistung mindestens 3 
Mahlzeiten am Tage an (Siehe Tabelle 20, Kapitel 5.1.2.). 
 
In diesem Kontext ist die Einschätzung der Mitarbeiter dieses Wohn- und Be-
treuungsmodells hinsichtlich der Bedarfsgerechtigkeit für verschiedene 
Bewohnergruppen von Bedeutung: Von 421 befragten Betreuungsmitarbeiterinnen 
waren über 80 Prozent der Meinung, dass Very Sheltered Housing für Personen mit 
leichten und mittleren Beeinträchtigungen geeignet sind.  
Ca. 25 Prozent gaben an, dass dieser Einrichtungstypus auch für körperlich und 
geistig schwer pflegebedürftige Senioren die richtige Versorgungsinstitution wäre. 
 
 
Verlegungen 
Von den Bewohnern im Very Sheltered Housing sterben 64 Prozent in der Einrich-
tung und  36 Prozent werden überwiegend in betreuungsintensivere Einrichtungen 
der Kategorie 3 verlegt. In kommunalen Einrichtungen sterben 67 Prozent und in Ein-
richtungen der Wohnungsgesellschaften 54 Prozent der Bewohner. Das bedeutet, 
dass fast jeder zweite Bewohner einer Einrichtung der Wohnungsbaugesellschaften 
aufgrund seiner körperlichen und/oder geistigen Gebrechlichkeit verlegt werden 
muss. 
Zu Angehörigen werden im Durchschnitt nur 2 Prozent der Bewohner verlegt. 
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Kosten 
Durchschnittlich betragen die Kosten pro Bewohner und Jahr im Very Sheltered 
Housing (1986 - 87) 7.591 Pfund Sterling und damit nur 650 Pfund Sterling  weniger 
als in stationären Altenhilfeeinrichtungen der Kategorie 3 (8.247 Pfund Sterling). Da-
mit liegen die Kosten knapp 8 Prozent unter denen in den Heimen. 
 
 
Fazit 
Very Sheltered Housing als ein Modell des Typus „Wohnen mit Pflege“ zeigt deutlich, 
wie schwierig die idealtypische Balance zwischen den Kompetenzen der Bewohner-
schaft und den Ressourcen der Einrichtung (Organisation, Personal, Räumlichkeiten) 
aufrechterhalten werden kann. Nur die Passung oder Kongruenz von Bewohner-
schaft und den aktiven und passiven Leistungen der Einrichtung bieten Gewähr für 
eine angemessene Wohn- und Betreuungsstruktur, jede deutliche Abweichung hier-
von führen zwangsläufig zu Formen der Unter- oder Überversorgung mit den damit 
verbundenen psychosozialen Belastungen für die Bewohner. 
 
Im Very Sheltered Housing sind knapp 40 Prozent der Bewohner nach Einschätzung 
der Mehrheit der Mitarbeiter aufgrund ihres hohen Grades an Abhängigkeit und damit 
Pflegebedürftigkeit fehlplaziert. Dieser Umstand drückt die relativ rasche Alterung der 
Klientel und damit auch die rasche Abnahme an Kompetenzen für eine relativ selb-
ständige Lebensführung aus. 
Auf der anderen Seite werden in kommunalen Einrichtungen 33 Prozent und in Ein-
richtungen der Wohnungsgesellschaften sogar 46 Prozent der Bewohner aufgrund 
zunehmender Gebrechlichkeit verlegt, ein für die Betroffenen in der Regel sehr be-
lastender Vorgang. 
 
Die vorliegende Erhebung von TINKER lässt den Schluss zu, dass es sich beim Mo-
dell Very Sheltered Housing um ein sozialökologisches System handelt, dass nur 
begrenzt und teilweise wohl auch nur unzureichend Ressourcen für einen durch Hil-
fe- und Pflegebedürftigkeit bestimmten Alterungsprozess bietet. „Wohnen mit Pflege“ 
als ein Konzept scheint relativ schnell an die Grenzen seiner Leistungsstrukturen zu 
gelangen, berücksichtigt man, dass die Zielgruppe aus den Senioren mit Hilfe- und 
leichtem Pflegebedarf besteht. 
 
 
3.2.4. Die Krise des Betreuten Wohnens in Großbritannien 
 
Ende der 80er Jahre zeichnete sich deutlich ab, dass frei werdende Wohneinheiten 
in Betreuten Wohnanlagen in England und Wales sehr schwer oder teilweise gar 
nicht mehr neu vermietet werden konnten. Ein wachsender Leerstand mit den damit 
verbundenen finanziellen Einbußen und Belastungen für die Träger waren die Fol-
gen. 
Eine Reihe von Untersuchungen über diesen Sachverhalt wurde durchgeführt. Die 
Ausführungen dieses Abschnittes basieren auf der Erhebung von TINKER et al. 
(1995) über die Problematik  der Neuvermietung von Wohnungen in Betreuten 
Wohnanlagen (n = 538). 
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Gründe 
Es werden von den Senioren überwiegend Einrichtungen älterer Bauweise (60er und 
70er Jahre) aufgrund ihrer unzureichenden Ausstattung und der Wohnungsgröße 
nicht mehr im ausreichenden Maße nachgefragt. Neuere Einrichtungen, die mehr 
den gängigen Wohnstandards entsprechen und hinsichtlich des Zugangs zu Dienst-
leistungen des alltäglichen Bedarfs und öffentlicher Verkehrseinrichtungen günstig 
gelegen sind, haben bei weitem geringere Probleme mit der Neuvermietung der 
Wohnungen. 87 Prozent der befragten Träger des Betreuten Wohnens (kommunale 
Träger und Wohnungsgesellschaften) hatten in unterschiedlicher Intensität Schwie-
rigkeiten mit der Neuvermietung. Am schwersten war die Vermietung der Wohnun-
gen des Typus Sheltered Housing (Kategorie 2): 38 Prozent der Träger hatten bei 10 
- 29 Prozent ihres frei gewordenen Wohnbestandes Probleme mit der neuerlichen 
Vermietung, 13 Prozent der Träger sogar bei 30 - 49 Prozent der Wohnungen. 
 
Die Gründe für die Schwierigkeiten der Neuvermietung sind im Einzelnen: 
 
 
Einzimmerwohnungen („bedsits“): Ältere Menschen legen Wert auf die Trennung von 
Wohn- und Intimbereich, das bedeutet, dass  Wohn- und Schlafzimmer voneinander 
räumlich getrennt sein sollten (siehe  auch Kapitel 8.1.). Wie die Erhebung zeigt, ent-
sprechen Einzimmerwohnungen nicht mehr dem Wohnstandard der Senioren (Siehe 
Tabelle 16). 
 
 
Ungünstige Lage:  Einrichtungen, die weit abgelegen von Geschäften, Arztpraxen, 
Apotheken und anderen Diensten des alltäglichen Bedarfs gelegen sind oder die gar 
nicht oder äußerst unzureichend an das öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen 
sind, haben größte Schwierigkeiten bei der Vermietung.  
 
 
Gemeinschaftliche Sanitäranlagen:  Einrichtungen alter Bausubstanz verfügen teil-
weise noch über Gemeinschaftstoiletten und -bäder. Diese Ausgliederung von Funk-
tionsräumen des Intimbereiches aus der eignen Wohnung lässt sich mit den gegen-
wärtigen Vorstellungen über einen angemessenen Wohnstandard in der Regel nicht 
mehr vereinbaren. 
 
 
Fehlender Aufzug:  Als die Einrichtungen vor einigen Jahrzehnten errichtet wurden, 
waren die Bewohner des Betreuten Wohnens noch überwiegend rüstig und auch 
noch nicht sehr alt. Die Interessenten der 90er Jahre hingegen sind häufig schon 
hoch in den 80er Jahren alt und entsprechend auch schon etwas hinfällig. Für diese 
Klientel ist ein Aufzug eine Notwendigkeit für die Bewältigung des täglichen Lebens. 
 
 
Überversorgung: Nicht nur von den untersuchten Einrichtungsträgern, sondern auch 
von den Experten der Altenhilfe wird ein Überangebot an Betreuten Altenwohnungen 
in England und Wales konstatiert. Der Sättigungsgrad für diesen Wohntypus ist nach 
deren Einschätzung längst erreicht. Aus Tabelle 16 wird dieser Sachverhalt  ersicht-
lich, da „Überversorgung“ und „bessere Einrichtung im Nahbereich“  auf ein relatives 
Überangebot dieses Wohntypus hinweisen. 
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Kosten:  In der Erhebung wurden auch die Kosten als Grund für die nachlassende 
Nachfrage angeführt. In einer anderen Untersuchung ermittelte TINKER (1989) die 
Kosten für Sheltered Housing (Kategorie 2) pro Person und Jahr in Höhe von 7.274 
Pfund Sterling. Dieser Betrag liegt  nur um 350 Pfund Sterling geringer als die Kosten 
für das recht betreuungsintensive Modell Very Sheltered Housing (Kategorie 2  ½) 
und gerade 1.000 Pfund Sterling günstiger als die Kosten im Altenpflegeheim. 
 
 

Tabelle 16  
Gründe für die  Schwierigkeiten einer Neuvermietung  

in kommuna len Einrichtungen des Betreuten Wohnens  
n = 290 (in %) 

  1. Stelle  Insgesamt 
Einzimmerwohnungen 34 75 
Örtlichkeit  20 71 
Gemeinschaftssanitäranlagen 30 54 
Fehlender Aufzug  8 50 
Überversorgung 6 30 
Bessere Einrichtung im Nahbereich 2 28 
Quelle: TINKER et al., 1995    
 
 
Strategien zur Behebung der verminderten Nachfrage  
Die Träger Betreuter Wohnanlagen reagierten auf  die nachlassende Nachfrage nach 
Betreuten Wohnungen auf unterschiedliche Art und Weise. Das Problem ist aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht von großer Tragweite, denn ein großes Quantum unge-
nutzte Wohnfläche bedeuten gravierende Einbußen für den Träger, die oft nur 
schwer wieder ausgeglichen werden können. 
 
Tabelle 17 zeigt, dass kommunale Träger und Wohnungsgesellschaften sich in der 
Prioritätensetzung hinsichtlich der Abwendung des Minderbedarfs stark voneinander 
unterscheiden: Während für die Kommune mit Abstand an erster Stelle Modernisie-
rungsmaßnahmen stehen, die auf einen überalteten Baubestand hinweisen,  sind für 
die Wohnungsgesellschaften Werbung und PR-Aktionen und Änderung in der Bele-
gungspraxis vorrangig. 
 
 
Im Folgenden werden die einzelnen Maßnahmen kurz dargestellt: 
 
Modernisierungsmaßnahmen:  An erster Stelle für Kommunen (49 Prozent) und für 
die Wohnungsgesellschaften (30 Prozent) steht die Errichtung von Zweizimmerwoh-
nung durch die Zusammenlegung von Einzimmerwohnungen. Der Einbau von Auf-
zügen steht an zweiter Stelle der Modernisierungsmaßnahmen (Kommune: 19 Pro-
zent, Wohnungsgesellschaft: 17 Prozent). 
Die Verbesserung und der nachträgliche Einbau von Gemeinschaftseinrichtungen 
(Gemeinschaftsraum, Waschraum u. a.) werden nur von Wohnungsgesellschaften 
(17 Prozent) durchgeführt. Die Verschönerung der Gesamtanlage (Neuanstrich u. a.) 
wird von 18 Prozent der untersuchten Kommunen und von 13 Prozent der Woh-
nungsgesellschaften praktiziert. 
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Tabelle 17  
Strategien zur Verbesserung der Neuvermietung von  

Wohnungen in Betreuten Wohnanlagen  

                          Träger 
  Kommune Wohnungsgesellschaft 
  n = 290 (in %) n = 132 (in %) 
Modernisierung  67 36 
Änderung der Belegung 50 64 
Werbung und PR 48 65 
Nutzungsänderung 35 24 
Verkauf od. Abriss 13 6 
Quelle: TINKER et al., 1995    
 
 
Änderung der Belegungspraxis:  Zu dieser Vorgehensweise werden von TINKER et 
al. (1995) keine weiteren Informationen angegeben, außer dass hiermit die Öffnung 
der Einrichtung für jüngere Senioren und andere Personengruppen gemeint ist. 
 
 
Werbung und PR-Aktionen:  Beide Trägergruppen (Kommune: 30 Prozent und Woh-
nungsgesellschaft: 39 Prozent) veröffentlichen vorrangig Anzeigen in der Lokalpres-
se. Die Versendung eigner Rundschreiben und die Verteilung von Prospektmaterial 
wird stärker von Kommunen (22 Prozent) und weniger von Wohnungsgesellschaften 
(9 Prozent) praktiziert. Der Kontakt zu Altenhilfe- und Seniorenorganisationen stellt 
eine weiteres Vorgehen im Bereich Werbung und PR dar (Kommune: 7 Prozent, 
Wohnungsgesellschaft: 18 Prozent). 
 
 
Nutzungsänderung:  41 Prozent der befragten Kommunen mit der Strategie Nut-
zungsänderung und 25 Prozent der entsprechenden Einrichtungen der Wohnungs-
gesellschaften geben nur an, die Nutzung der Einrichtung „irgendwie“ ändern zu wol-
len. Für jüngere Zielgruppen möchten 18 Prozent der Kommunen und 19 Prozent der 
Wohnungsgesellschaften die Einrichtungen Betreutes Wohnen umnutzen. Die Nut-
zung als Obdachlosenasyl wird von 17 Prozent der Kommunen und 6 Prozent der 
Wohnungsgesellschaften angeführt. Weitere Gruppen für eine Umwidmung der Be-
treuten Wohnanlagen sind pflegebedürftige alte Menschen, geistig Behinderte und 
junge Singles. 
 
 
Verkauf oder Abriss:  Von den 40 kommunalen Trägern, die die Strategie Verkauf 
oder Abriss favorisierten, haben 23 ihre Einrichtungen mit Nutzungsproblemen  an 
Wohnungsgesellschaften, private Träger und andere Interessenten verkauft. 7 Kom-
munen ließen ihre alten Einrichtungen abreißen, wovon 4 Träger auf den Gelände 
Neubauten für Betreutes Wohnen errichteten. 
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Fazit 
Betreutes Wohnen in England und Wales zeigt deutlich Symptome abnehmender 
Bedarfsgerechtigkeit. Angebot und Nachfrage halten sich nicht mehr die Waage, seit 
dem zunehmend in den letzten Jahren ambulante Dienste, Wohnanpassungsmaß-
nahmen und auch technische Hilfsmittel (Alarmanlagen) im häuslichen Bereich des 
eigenen Privathaushaltes auch im fortgeschrittenen Alter das Leben erleichtern. Hin-
zu kommt und das ist vielleicht sogar entscheidend für die Krise des Betreuten Woh-
nens, dass sich die Wohnverhältnisse der Senioren in England und Wales in dem 
letzten Jahrzehnt bemerkbar verbessert haben. Nicht mehr Substandard-Wohnungen 
kennzeichnen die Wohnverhältnisse der Senioren, sondern der überwiegende Teil 
wohnt bereits in modern ausgestatteten Wohnungen mit Sammelheizungen. Diese 
Umstände schränken den Kreis der Interessenten zunehmend ein und lassen be-
trächtliche Überkapazitäten auf diesem Wohnsektor entstehen (APPLETON, 1993; 
Mc CAFFERTY, 1994; FLETSCHER, 1991; TINKER et al., 1995). 
 
Doch nicht nur äußere Umstände haben meines Erachtens zur Krise des Betreuten 
Wohnens geführt,  es ist auch das Angebot selbst, dass viele nicht mehr anzuspre-
chen vermag. Dass besonders der Typus 2  (Sheltered Housing) mit eigenem Be-
treuungspersonal für Senioren an Attraktivität verliert, zeigt deutlich, dass Formen 
des Betreuten Wohnens mit Ansätzen der Überversorgung und damit tendenziellen 
Einschränkung der Autonomie alte Menschen im eigenen Privathaushalt diese 
Wohnform doch an Altenheime erinnern lässt. Der Verlust an Autonomie wird auch 
durch die relativ hohen Kosten für Sheltered Housing herbeigeführt: Bei dem durch-
schnittlich niedrigen Rentenniveau in Großbritannien (WALKER et al., 1996) sind die 
Aufwendungen für Betreutes Wohnen recht hoch und schränken den finanziellen 
Spielraum der Bewohner recht stark ein. 
 
Betreutes Wohnen in England und Wales befindet sich in einer tief greifenden Struk-
turkrise: Es passt nicht mehr in die auf  häusliche Versorgung ausgerichtete Altenhil-
fepolitik, es wird von Teilen der Senioren nicht mehr als eine bedarfsgerechte Wohn- 
und Betreuungsform angesehen und entsprechend nicht mehr im bisherigen Ausmaß 
nachgefragt. Und Betreutes Wohnen ist im Gegensatz zu ambulanten Diensten recht 
kostenintensiv. Auf dem Markt der seniorenspezifischen Dienstleistungen verliert Be-
treutes Wohnen somit zusehends seine Konkurrenzfähigkeit.  
 
 
3.2.5. Kritik am Betreuten Wohnen in Großbritannien 
 
Parallel zur schwindenden Nachfrage nach Wohnungen im Betreuten Wohnen wird 
dieses Angebot in der Fachöffentlichkeit zunehmend kritisch begutachtet. Ein Bündel 
an Kritikpunkten wird gegen dieses Modell angeführt. Im Folgenden werden einige 
kritische Positionen angeführt: 
 
 
Kosten:  Betreutes Wohnen ist bei weitem teurer als die ambulante häusliche Be-
treuung (Community Care). Die recht umfangreichen finanziellen Mittel, die seitens 
der öffentlichen Hand für Betreutes Wohnen aufgewendet und letztlich nur 5 - 8 Pro-
zent der Altenpopulation zugute kommen,  fehlen bei der Versorgung und Betreuung 
der hilfebedürftiger Senioren im häuslichen Bereich (SCHULTE, 1994). 
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Verlegungspraxis:  Kritik wird auch  an der intensiven Verlegungspraxis des 
Sheltered Housing  geübt: In kommunalen Einrichtungen sterben ca. 50 Prozent  der 
Bewohner im Betreuten Wohnen, in den Einrichtungen der gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaften sind es kaum mehr als 40 Prozent, während hingegen  in 
Privathaushalten 92 Prozent der Senioren zu Hause sterben (BESSEL, 1985). 
 
 
Erhöhung der Institutionalisierungsrate: Es wird moniert, dass  das Betreute Wohnen 
kontraproduktive  Effekte bezüglich der Institutionalisierung  erzielt: Anstatt den 
Druck auf stationäre Einrichtungen zu mindern wird durch die weit verbreitete Verle-
gungspraxis  der Druck  im Gegensatz zur häuslichen Betreuung sogar erhöht (BES-
SEL, 1985). 
 
 
Überversorgung im Dienstleistungsbereich: Es wird auch kritisiert, dass die rüstigen 
Bewohner des Sheltered Housing  mehr Dienstleistungen erhalten als erforderlich ist. 
Es wird somit von einer Überversorgung gesprochen, die zwar die Kosten in die 
Höhe treibt, nicht jedoch die Qualität der Wohn- und Betreuungsleistungen verbes-
sert (Mc CAFFERTY, 1994).  
Bereits BUTLER et al. (1983)  konnten belegen, dass Bewohner des Betreuten Woh-
nens mehr ambulante Dienstleistungen (Essen auf Rädern u. ä.) erhalten als gleich-
altrige Senioren in den Privathaushalten. 
 
 
Institutionalisierungseffekte: Durch die Abhängigkeit von den angebotenen Diensten 
und insbesondere von den Betreuungskräften („warden“) wird die Selbständigkeit der 
noch rüstigen Bewohner eingeschränkt (SCHULTE, 1994). 
 
 
Betreutes Wohnen als „Altenghetto“:  Durch die Zusammenlegung in eine Alten-
wohnanlage besteht die Gefahr, dass die Senioren zuwenig Kontakte zu jüngeren 
Menschen und ihren Familien haben (SCHULTE ,1994).  
 
 
Umzug: Durch den Umzug ins Betreute Wohnen werden nach Ansicht der Kritiker die 
Senioren aus ihrem bisherigen Wohn- und Lebensbereich herausgelöst und verlieren 
dadurch teilweise die Kontakte zu ihren sozialen Netzwerken, die aus Familienange-
hörigen, Nachbarn und Freunden bestehen (SCHULTE, 1994). 
 
 
Unzureichende Qualifikation der Betreuer: Als eine strategische Schwachstelle wird 
die Rolle der Hausbetreuerinnen („warden“) angeführt, die als unausgebildete Kräfte 
in der Regel mit der zunehmenden Gebrechlichkeit völlig überfordert sind und somit 
häufig vorschnell Verlegungen veranlassen (BESSEL, 1985;  FLETSCHER, 1991).   
 
Im Rahmen der kritischen Begutachtung des Betreuten Wohnens in Großbritannien 
sind auch konkrete Lösungsvorschläge entwickelt worden: 
 
 
Umwidmung der Einrichtungen der Kategorie 2 in betreuungsintensivere Einrichtun-
gen: Lösungsvorschläge zielen in die Richtung, die bestehenden Betreuten Alten-
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wohnanlagen der Kategorie 2 (Sheltered Housing) zunehmend in Einrichtungen des 
Typus 2 ½  (Very Sheltered Housing)  umzuwandeln (BESSEL, 1985; Mc 
CAFFERTY; 1994).  
 
Senioren, die aus Gründen der Isolierung und Vereinsamung  ins Betreute Wohnen 
umziehen wollen, die aber körperlich und geistig noch rüstig sind, sollten Einrichtun-
gen des Typus 1 (Einrichtungen mit geringerer Betreuung und keinen oder sehr we-
nigen Gemeinschaftsräumlichkeiten) aufsuchen (Mc CAFFERTY,  1994). 
 
 
Qualifizierung des Betreuungspersonals: Es wird  von vielen Seiten vorgeschlagen, 
die Funktion der Hausbetreuerinnen zunehmend zu professionalisieren: Für Aufga-
ben des Assessments, der Pflege-Planung und des Case-Managements, Aufgaben, 
die vorrangig auf das Klientel der hilfe- und pflegebedürftigen Bewohner ausgerichtet 
sind. 
 
 
3.3. Betreutes Wohnen in den USA und Kanada  
 
Betreutes Wohnen in den USA besitzt im Gegensatz zu Großbritannien nicht den 
zentralen Stellenwert im Spektrum der Wohnformen für das Alter. Jahrzehntelang 
wurden in den USA vorwiegend Wohnformen entwickelt und verbreitet, die eher auf 
das bloße Wohnen ausgerichtet waren. 
Altersangemessener Wohnraum war die Hauptintention, sowohl für die Bedürftigen 
als auch für die Einkommensstarken. Für die erste Gruppe wurden Altenwohnungen 
in Wohnanlagen („Public Senior Housing“) errichtet, während die zweite Gruppe sich 
vorwiegend in „Senioren-Gemeinden“ oder in größeren Wohnanlagen („Retirement 
Communities“, „Purchase Villages“ u. a.), die häufig den Erwerb eines Hauses oder 
Apartments erforderlich machte, niederließ. 
 
Erst gegen Ende der 70er Jahre wurde die Alterung der Bewohnerschaft in den Ein-
richtungen eklatant. Die Wohnanlagen, für die rüstigen Senioren nach der Konzepti-
on „independent living“ ohne jedwedes weitere Service- oder Betreuungsprogramm 
versehen, wurden mit einer wachsenden Zahl von Bewohnern konfrontiert, die zu-
nehmend hilfe- und teilweise auch schon pflegebedürftig geworden waren. Das bloße 
Verlegen dieser gebrechlichen Bewohner zur Lösung dieser Divergenz zwischen 
räumlichen Wohnmilieu und überforderten Senioren stellte sich als eine rechte be-
grenzte Lösungsstrategie heraus: Einerseits wollten die körperlich eingeschränkten 
Bewohner die Wohneinrichtungen ungern verlassen, andererseits existierten auch 
häufig nicht genügend betreuungsintensivere Einrichtungen der Altenhilfe (Alten- und 
Altenpflegeheime) im Nahbereich der Altenwohnanlagen. 
 
Zwei Entwicklungsstränge lassen sich in den USA im Bereich des Betreuten Woh-
nens für Senioren festmachen: Nachbesserungen der bestehenden bloßen Wohnein-
richtungen mit entsprechenden Dienstleistungen und teilweise auch Räumlichkeiten 
einerseits und die Entwicklung und Verbreitung neuer Wohn-Betreuungsmodelle, die 
den Anforderungen alternder Bewohnergruppen in der Versorgung eher gerecht 
wurden, andererseits. 
Vorab bedarf es jedoch einiger Informationen über die Formen des Wohnens im Alter 
in den USA und Kanada: 
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In den USA wohnen zwischen  750.000 und 800.000 Senioren (ca. 2,5 Prozent der 
Altenpopulation) in staatlich geförderten Apartments. Ca. 5 Prozent aller Senioren 
leben in seniorenspezifischen Wohneinrichtungen (Retirement Communities). Der 
Anteil der Senioren, der in öffentlichen Wohnanlagen mit einem Anteil von mindes-
tens 50 Prozent der Mieter im Alter von 60  Jahren und älter (Naturally Occurring 
Retirement Communities) wohnen, wird um einiges höher geschätzt als der Anteil der 
Senioren, der in Einrichtungen des Public Senior Housing lebt. MONK et al. (1991) 
führen an, dass ca. 3 Millionen Senioren in Wohnungen des öffentlichen Wohnungs-
baus leben (ca. 10 Prozent der Altenpopulation). Der Anteil der Senioren, die unter-
halb der Armutsgrenze leben, beträgt in den USA ca. 12 Prozent.                                                                                                                    
 
Eine repräsentative Erhebung in den USA ergab, dass von den 55jährigen und älte-
ren 27 Prozent in Wohnanlagen oder Nachbarschaften mit einer Mehrheit der Perso-
nengruppe 60 Jahre und älter leben. Jeder vierte  ältere US-Amerikaner  wohnt somit 
in einem Alterssegregierten Wohnumfeld (BARKER et al., 1988; HEUMANN, 1993;  
HUNT et al., 1990). 
Der Anteil der Haus- oder Wohnungseigentümer bei den Senioren in den USA be-
trägt 72 Prozent (MONK et al., 1991). 
 
In Quebec (Kanada) wohnen 8 Prozent der Senioren in öffentlich geförderten Woh-
nungen (Public Housing). Von den 205.000 öffentlich geförderten Wohneinheiten in 
Kanada werden 105.000 Wohnungen von Senioren im Alter 65 Jahre und älter ge-
nutzt, wobei der Anteil der Altersgemischten Wohnanlagen nur 5 Prozent beträgt.                                                                  
In Quebec beträgt der Anteil der Senioren im öffentlich geförderten Wohnungsbau 
sogar 58 Prozent (31.000 von 53.000 Wohnungen) (RENAUD, 1993). 
 
In den folgenden Abschnitten werden die verschiedenen Wohn- und Betreuungsmo-
delle für Senioren in den USA vorgestellt.  
 
 
3.3.1. Typen des Wohnens und des Betreuten Wohnens für Senioren in den USA 
 
Die verschiedenen Wohnmodelle für die Senioren in den USA und teilweise auch in 
Kanada lassen sich in Anlehnung an die Typisierung des Betreuten Wohnens in 
Deutschland in drei Kategorien unterscheiden: Wohnmodelle für Senioren ohne 
Dienstleistungen, Wohnmodelle mit begrenzten Dienstleistungen und Voll-Service 
Modelle des Wohnens und der Betreuung (einschließlich Pflegeleistungen). 
 
 
Wohnanlagen ohne Dienstleistungen: Public Senior Housing, Planned Housing 
Bei Public Senior Housing handelt es sich um öffentlich geförderte Wohnanlagen für 
bedürftige Senioren, die besonders in den 60er und zu Beginn der 70er Jahren er-
richtet wurden, da in dieser Zeit preiswerte Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt 
sehr knapp waren.  
Auch lebten zu Beginn der 80er Jahre noch 30 Prozent der Senioren mit geringen 
Einkünften in Wohnungen mit Substandard (keine Sammelheizung, ohne Bad oder 
Innen-WC), die mit zunehmendem Alter immer schwerer zu handhaben waren 
(KINGSLEY et al., 1991; MONK et al., 1991). 
Das öffentlich geförderte Wohnungsbauprogramm wurde von der Reagan-
Administration zu Beginn der 80er Jahre stark eingeschränkt und teilweise sogar 
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ganz aufgegeben. Anstelle des Bauprogramms traten zunehmend Modelle einer 
Wohngeld-Förderung für Bedürftige. 
 
Die Public Senior Housing sind in der Regel große Wohnanlagen mit mehreren hun-
dert Wohneinheiten, die in hoch geschossigen Gebäuden (häufig 6 - 8 Etagen) un-
tergebracht sind. 
Öffentliche Räumlichkeiten sind außer dem Foyerbereich und dem Waschraum in 
den Public Senior Housing eigentlich selten. 
Das Personal besteht in der Regel aus dem Hausverwalter und Hausmeistern.  
 
Die Wohnungen sind von der Raumstruktur und der Funktion her nach dem Konzept 
„Independent Living“ für rüstige Senioren ohne Bedarf an Hilfe- und Unterstützungs-
leistungen geplant worden.  
 
Die Konzeption, nur Bewohner mit der Fähigkeit einer selbständigen Lebensführung 
in den Public Senior Housing wohnen zu lassen, konnte mit zunehmender Betriebs-
dauer der Wohnanlagen verbunden mit der wachsenden Alterung der Bewohner-
schaft immer schwerer aufrecht erhalten werden.  
 
Eine Erhebung über Einrichtungen des Public Senior Housing nach dem Bauförde-
rungsprogramm 202 (n = 2014) ergab, dass 6,5 Prozent der Einrichtungen den Ser-
vice des Congregate Housing Programs (mindestens 5 warme Mahlzeiten pro Woche 
und einen hauswirtschaftlichen Betreuungsdienst) anbieten und insgesamt 27,6 Pro-
zent den Gesamt- oder Teilservice (Mahlzeiten oder hauswirtschaftliche Dienstleis-
tungen) als Leistungsangebote vorhalten (HEUMANN, 1993). 
Die Daten dieser Untersuchung zeigen deutlich, dass die überwiegende Anzahl der 
Einrichtungen Public Senior Housing  ihren Charakter als bloße Altenwohnanlage 
ohne Dienstleistungen erhalten haben. Dass jedoch schon jede vierte Einrichtung 
einen hauseigenen Service anbietet, verweist auf die veränderte wohnungspolitische 
Maxime „Aging in Place“, die besagt, dass auf vorschnelle Verlegungen zugunsten 
eines längeren Verbleibes mithilfe flankierender Dienste auch im Zustand beginnen-
der Gebrechlichkeit verzichtet werden sollte. 
 
 
Wohnanlagen mit begrenzten Dienstleistungen: Congregate Housing, Supported 
Housing, Enriched Housing 
Bei diesem Typus der Wohnanlagen für Senioren in den USA handelt es sich um 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens im engeren Sinne, da das Leistungsspektrum 
Wohnen und das Leistungsspektrum Dienstleistung in einem ausgewogenen Maße 
miteinander verbunden sind. 
 
Congregate Housing und ähnliche Wohn-Betreuungsmodelle (in Kanada „Supported 
Housing“ oder „Enriched Housing“) sind Weiterentwicklungen des Wohnmodells für 
Senioren ohne Dienstleistungen nach dem Konzept „Independent Living“. Sie sind 
die Konzepte für die Phase oder des Lebensabschnittes, der auf die Rüstigkeit folgt, 
der die beginnende Abhängigkeit von der Unterstützung Dritter anzeigt. Die Zielgrup-
pe besteht aus den Senioren, die Schwierigkeiten im Bereich der instrumentellen All-
tagsbewältigung (IADL) zeigen, d. h. die u. a. mit dem Putzen, Einkaufen und Ko-
chen überfordert sind und dementsprechend hierbei Hilfe benötigen. 
 



 66

Im Congregate Housing kommen auf 100 Bewohner 7 Mitarbeiter (Hauswirtschaft, 
Betreuung, Verwaltung u. a.), im Altenpflegeheim hingegen 72 Mitarbeiter pro 100 
Bewohner (MOOS et a., 1995). 
Das Raumprogramm des Congregate Housing umfasst in der Regel neben Speise-
saal Gemeinschaftsküche und Räumlichkeiten für Gemeinschaftsveranstaltungen 
und externe Dienste (Ärzte, Friseur, Fußpflege etc.) 
 
Das staatliche Congregate Housing Service Program (CHSP) von 1978 besagt, dass 
nicht-pflegerische und nicht-medizinische Dienstleistungen für Bewohner des Public 
Senior Housing in den Einrichtungen bereitgehalten werden. Das Hauptanliegen des 
CHSP bestand darin, vorzeitige Verlegungen von Bewohnern der Public Senior 
Housing in stationäre Pflegeeinrichtungen (Nursing Homes) zu verhindern. Diesem 
Ansatz folgend kommt den Einrichtungen des Congregate Housing die Funktion zu, 
die Versorgungslücke zwischen den Wohneinrichtungen einer selbständigen Lebens-
führung (Privathaushalt oder Public Senior Housing) und den Altenpflegeheimen zu 
schließen (REDFOOT et al., 1991). 
 
Ein Vergleich zwischen Public Senior Housing und Congregate Housing (n = 17) 
konnte eine Verzögerung  bei den Verlegungen im Betreuten Wohnen nachweisen: 
Wurden in den Public Senior Housing  jährlich 18 Prozent der Bewohner verlegt, so 
reduzierte sich der Anteil im Congregate Housing auf 10 Prozent (REDFOOT et al., 
1991). 
 
Das Modell Congregate Housing konnte sich jedoch in den USA im Bereich des öf-
fentlich geförderten Wohnungsbaus für Senioren nicht so recht durchsetzen, denn 
bundesweit wurde dieses Konzept der Dienstleistungsangebote im Wohnbereich nur 
in 62 Einrichtungen  für nur 1800 Bewohnern als Modell eingeführt (MONK et al., 
1991). 
 
Während das Congregate Housing Service Program in den öffentlich geförderten 
Wohnanlagen in der Regel nur 2 Dienstleistungen umfasste (warmes Mittagessen 
und hauswirtschaftliche Hilfen) bieten freigemeinnützige und privatgewerbliche Ein-
richtungen des Congregate Housing nach einer Erhebung (n = 27)  im Durchschnitt 9 
verschiedene Dienstleistungen an, so dass mehr als jede zweite Einrichtung eine 
mittlere bis hohe Dichte an Dienstleistungen aufweist (MONK et al., 1991). 
 
Congregate Housing  wird auch hinsichtlich der Kostenersparnis gegenüber der Un-
terbringung im Altenpflegeheim  angeführt. Berechnungen haben ergeben, dass 28 - 
35 Prozent der Kosten durch den Aufenthalt im Congregate Housing gegenüber dem 
Altenpflegeheim eingespart werden können (REDFOOT et al., 1991).  
 
In diesem Zusammenhang wird auch darauf verwiesen, dass zwischen 12 und 60 
Prozent der Bewohner stationärer Altenhilfeeinrichtungen aufgrund ihres Gebrech-
lichkeitsgrades gar nicht diese personalintensive Versorgungsformen benötigten und 
somit eigentlich überversorgt wären. Die Betreuung dieser Bewohnergruppe würde in 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens  kostengünstiger gestaltet werden können 
(HEUMANN et al., 1993). 
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Wohnanlagen mit erweiterten Dienstleistungen: „Assisted Living“  und „Board and 
Care“ 
In den letzten 2 Jahrzehnten sind in den USA weitere Wohn- und Betreuungsmodelle 
entstanden mit dem Ziel, eine frühe Verlegung in stationäre Pflegeeinrichtungen zu 
vermeiden. „Board and Care“ und „Assisted Living“ sind Einrichtungstypen, die es 
leicht Gebrechlichen und Hilfebedürftigen gestatten, mit Unterstützung in einer eige-
nen Wohneinheit verbleiben zu können. Das Leistungsspektrum umfasst neben 
hauswirtschaftlichen Diensten leichte oder begrenzte Pflegeleistungen. Vom Versor-
gungstypus ähnelt Assisted Living den Einrichtungen der Kategorie 2  ½  (Very 
Sheltered Housing) in England und Wales und den Betreuten Wohnanlagen der Leis-
tungstypen 2 und 3 in Deutschland. 
 
„Board and Care“-Einrichtungen lassen sich als Pensionen für Senioren bezeichnen. 
Ähnlich den Familienpflege-Einrichtungen („Adult Foster Care“) handelt es sich um 
Haushalte, die mehreren Senioren Kost, Logis und Hilfe- und Betreuungsleistungen 
anbieten. Geführt werden „Board and Care“-Einrichtungen in der Regel von Frauen 
mittleren Alters, die früher einer pflegerischen Tätigkeit als Krankenschwester oder 
Krankenpflegehelferin nachgingen. Unterstützt werden sie hierbei überwiegend von 
Familienangehörigen. 
1982 wurden landesweit ca. 30.000 „Board and Care“-Einrichtungen gezählt, die ca. 
1 Million Senioren versorgten. 
Die Kosten für diesen Einrichtungstypus betrugen 1988 zwischen 240 und 1151 Dol-
lars monatlich (KALYMUN, 1992). 
 
„Assisted Living“-Einrichtungen (AL) werden als Versorgungstypus zwischen selb-
ständiger Lebensführung (independent living) und der niedrigsten Form der stationä-
ren Pflege aufgefasst.  
Durchschnittlich verfügen AL über 46 Wohneinheiten; 51 Prozent der AL werden als 
selbständige Einrichtungen geführt, die anderen im Verbund mit anderen Wohn- und 
Pflegeeinrichtungen, u. a. Continuing Care Retirement Communities (CCRC) 
(CLEMMER et al., 1993; KALYMUN, 1990). 
Das Personal der AL-Einrichtungen besteht aus Krankenschwestern (Pflegeschlüssel 
ca. 1 : 20) Pflegehelfern (Pflegeschlüssel ca. 1 : 7,5), Hauswirtschaftspersonal und 
Aktivierungs- und Betreuungsfachkräften (KALYMUN et al., 1995). Darüber hinaus 
verfügen AL-Einrichtungen über einen eigenen Case Manager, der einmal im Quartal 
mit dem Bewohner ein Assessment hinsichtlich der körperlich-geistigen Verfassung 
und den angebotenen Diensten durchführt. Das Durchschnittsalter der Bewohner 
liegt bei 86 Jahren, 75 Prozent der Bewohner sind Frauen (KALYMUN, 1990). 
 
AL-Einrichtungen nehmen zu 85 Prozent Bewohner aus der näheren Umgebung auf, 
die vorher überwiegend in Privathaushalten (90 Prozent) oder vorübergehend bei 
Angehörigen (10 Prozent) gelebt haben. Vor allem die erwachsenen Kinder veran-
lassen den Einzug ihrer betagten Elternteile in AL-Einrichtungen (KALYMUN, 1990). 
Hilfe und Unterstützung benötigen die Bewohner des AL beim Baden (63 Prozent), 
An -und Auskleiden (46 Prozent), Gehen (43 Prozent), Tagesstrukturierung (42 Pro-
zent), Toilettengang (39 Prozent) und bei der Nahrungsaufnahme (32 Prozent) 
(CLEMMER et al., 1993). 
 
Hinsichtlich der durchschnittlichen Dauer des Aufenthaltes liegen unterschiedliche 
Daten vor: 
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Zwischen 2 und 14 Monaten (KALYMUN, 1990),   9 Monate (CLEMMER et al., 1993) 
und  2,7 Jahren (KALYMUN, 1992) werden angegeben. 
In den AL-Einrichtungen sterben 35 Prozent der Bewohner, 15 Prozent kehren in ih-
ren Privathalt zurück und 40 Prozent siedeln in betreuungsintensivere Versorgungs-
einrichtungen über (CLEMMER et al., 1993). 
Die Gründe für eine Verlegung sind häufig u. a. Inkontinenz, Rollstuhlgebundenheit 
und geistige Verwirrung (KALYMUN, 1992). 
 
„Board and Care“-Einrichtungen werden überwiegend von Bedürftigen frequentiert,  
Einrichtungen des Assisted Living  hingegen von Senioren des gehobenen Mittel-
standes. 
 
Die durchschnittlichen Kosten im  AL  betragen monatlich für ein Einzelzimmer zwi-
schen 1154 und 1462 Dollars (KALYMUN, 1992). 
Gegenüber dem Altenpflegeheim wurde in Oregon für die AL eine Kostenreduktion 
von 20 Prozent errechnet (CLEMMER et al., 1993). 
 
 
Wohnanlagen mit einem Voll-Service (einschließlich Pflege bis zum Tod): Continuing 
Care Retirement Communities (CCRC) oder „Life Care“ 
Seit den 70er Jahren expandiert ein Wohn- und Betreuungstypus für Senioren in den 
USA: die Continuing Care Retirement Communities (CCRC). Hierbei handelt es sich 
um ein Kombinationsmodell bestehend aus altengerechtem Wohnen, Kranken- und 
Pflegeversicherung und Betreuungseinheiten der intensiven Unterstützung und Pfle-
ge.  
 
CCRCs bestehen durchschnittlich aus 197 Wohneinheiten für rüstige Senioren („In-
dependent Living Units“), 40 „Assisted Living“-Plätze und 87 Betten im Altenpflege-
heim. 18 Prozent  aller CCRCs verfügen über spezielle „Alzheimer Units“. 
Assisted-Living-Units werden in ca. ¾  aller CCRCs angeboten, wobei 61 Prozent 
über spezielle AL-Abteilungen mit entsprechenden Wohnraumstrukturen verfügen. 26 
Prozent bieten den Assisted-Living-Service in den Wohneinheiten (Independent Li-
ving Units) als „Home Service“ an und weitere 12 Prozent bieten sowohl AL-Service 
als Pflegeleistungen in den Wohneinheiten an (SOMERS et al., 1992). 
In vielen CCRCs beschäftigen die Bewohner überwiegend für die soziale und kultu-
relle Freizeitbeschäftigung zusätzlich noch Betreuungskräfte auf privater Basis. 
 
Über 80 Prozent der CCRCs nehmen in ihren Pflegestationen auch Pflegebedürftige 
von auswärts auf, d. h. Senioren, die vorher nicht in den Wohn- bzw. Assisted-Living-
Bereichen gelebt haben (SOMERS et al., 1992). CCRCs, die auswärtige Senioren in 
den Pflegeabteilungen versorgen, nehmen durchschnittlich einen geringeren Anteil 
ihrer eigenen Bewohnerschaft im Pflegebereich auf. 
Ein Vergleich der Bewohnerschaft von 6 CCRCs mit gleichaltrigen Senioren in Pri-
vathaushalten hinsichtlich der Nutzung stationärer Pflege ergab, dass CCRC-
Bewohner zwar häufiger Pflegeabteilungen nutzen, andererseits jedoch weniger 
Pflegetage aufweisen. Während die Senioren aus Privathaushalten durchschnittlich 
455 Tage im Altenpflegeheim verbrachten, waren es bei den CCRC-Bewohnern nur 
179 Pflegetage (TELL et al., 1987). 
Viele CCRCs stellen Case Manager ein, damit durch koordinierte Betreuung und Un-
terstützung der Senioren in ihren Wohnungen der Eintritt in die Pflegeabteilung hin-
ausgeschoben oder gar verhindert werden kann (TELL et al., 1987). 
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Ca. 40 Prozent der CCRCs öffnen auch ihren Assisted-Living-Bereich für Gebrechli-
che außerhalb der Einrichtung (SOMERS et al., 1992). 
Vom Typus ähnelt diese Struktur den dreigliedrigen stationären Altenhilfeeinrichtun-
gen (Altenwohnheim, Altenheim und Altenpflegeheim) in Deutschland, wobei jedoch 
in den USA der Schwerpunkt eindeutig auf das selbständige Wohnen gelegt wird. 
Vom Versorgungsangebot entsprechen die CCRCs dem Betreuten Wohnen der Leis-
tungsstufe 3 (Wohnplatzgarantie bis zum Tod auch bei ständiger Pflegebedürftigkeit). 
 
1991 sind in 35 Staaten der USA nach einer Schätzung ca. 1.000 CCRCs in Betrieb, 
die ca. 300.000 Senioren (knapp 1 Prozent der 65jährigen und älteren und 2 Prozent 
der 75jährigen und älteren) Wohn- und Versorgungsmöglichkeiten bieten (SOMERS 
et al., 1992; SOMERS, 1993). Jährlich erweitert sich das Angebot an CCRCs um 15 - 
20 Prozent, so dass von einer geradezu dynamischen Expansion gesprochen wer-
den kann (COHEN et al., 1988a). 
 
Hinzu kommt jedoch auch, dass die CCRCs durch die hohen Eingangszahlungen (je 
nach Standard der Einrichtung zwischen 36.000 und 61.000 Dollars für eine Person) 
und monatliche Entgelte (zwischen 588 und 1.101 Dollars) eine Versichertengemein-
schaft hinsichtlich hauswirtschaftlicher und pflegerischer Leistungen bilden, die un-
terschiedlich hinsichtlich des Leistungsumfanges gestaltet sein kann (SOMERS et 
al., 1992).   
 
Es bedarf hier des Hinweises, dass  in den USA keine staatliche Pflegeversicherung 
existiert und dass private Pflegeversicherungen häufig mit begrenzten Ansprüchen 
nicht weit verbreitet sind. Die Furcht, später im Falle einer Pflegebedürftigkeit durch 
hohe Pflegekosten relativ schnell zu verarmen, ist auch bei Senioren des gehobenen 
Mittelstandes recht stark ausgeprägt. 
Somit ist verständlich, dass bei einer Befragung von Senioren auf der Warteliste mit 
Abstand an erster Stelle (91 Prozent) der Zugang zu Pflegeleistungen als Grund für 
die Entscheidung für die CCRCs angegeben wurde (SOMERS et al., 1992).  
 
36 Prozent der CCRCs bieten Verträge für eine vollständige Versorgung („all inclusi-
ve“) an, 26 Prozent eine eingeschränkte Versorgung (stationäre Pflege nur für einen 
bestimmten Zeitraum) und 38 Prozent der Einrichtungen bieten die Dienstleistungen 
nur gegen Bezahlung („Fee-for-Service“) an.                                                                                              
15 Prozent der CCRCs nehmen neben den Kapitalleistungen ihrer Bewohner zusätz-
lich noch  Private Pflegeversicherungen zur Risikoabdeckung in Anspruch. 
 Vollversorgungsverträge („all inclusive“) werden überwiegend von großen CCRCs 
(zwischen 272 und 374 Wohneinheiten und Betten) und sehr großen CCRCs (mehr 
als 375 Plätze) angeboten, während „Fee-for-Service“-Verträge überwiegend in klei-
nen Einrichtungen (weniger als 182 Plätze) Verwendung finden.                                                                                                                                                
Eine Befragung von Senioren auf der Warteliste der CCRCs ergab, dass der über-
wiegende Teil (83 Prozent) das kostenaufwendige Vollversorgungsmodell und nur 4 
Prozent das „Fee-for-Service“-Modell wünschen (SOMERS et al., 1992). 
 
In den 70er Jahren ist vor allem in Kalifornien eine Reihe von CCRCs aufgrund unzu-
reichender Risikoeinschätzung hinsichtlich der Kosten der Langzeitpflege in Konkurs 
gegangen. Das führte dazu, dass in Folge vermehrt Einrichtungen Verträge mit be-
grenztem Leistungsumfang oder auf der Basis „Fee-for-Service“ anboten (TELL et 
al., 1987). 
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In den 80er Jahren entstanden Modelle der CCRCs, die weniger den Aspekt der Ab-
sicherung der Betreuung und Pflege, sondern verstärkt Life-Style Ambienten der ge-
hobenen Einkommensschichten betonten. In diesem Kontext wurden Einrichtungen 
eröffnet, die die Wohnungen vermieteten, keinerlei Eingangszahlungen erhoben und 
Dienstleistungen nur gegen Bezahlung (Fee-for-Service) anboten (TELL et al., 1987). 
 
Die Bundesstaaten der USA unterscheiden sich hinsichtlich des Ausmaßes an ge-
setzlichen Bestimmungen über die CCRCs, die vom Fehlen jedweder Verordnung bis 
zu strikten gesetzlichen Auflagen reichen (NETTING et al., 1987;  STEARNS et al., 
1990). 
 
Da die CCRCs nicht nur eine Wohn- und Versorgungsgemeinschaft, sondern gleich-
zeitig auch eine Versichertengemeinschaft bilden, die mit mannigfachen Risiken hin-
sichtlich der Einschätzung der Entwicklung der Gebrechlichkeit ihrer Klientel und der 
damit verbundenen personalen Dienstleistungen konfrontiert sind, wird dieser Sach-
verhalt in der Fachliteratur eingehend erörtert (BISHOP, 1990; HIGGINS, 1992; 
RUCHLIN, 1988; WILLIAMS, 1986).  
 
Das Eintrittsalter in den CCRCs beträgt 76 Jahre und das Durchschnittsalter der Be-
wohner in den Wohneinheiten („Independent Living Units“) 82 Jahre, auf den Pflege-
stationen 86 Jahre. Die Bewohnerschaft der CCRCs ist überwiegend allein stehend 
(73 Prozent) und weiblich (77 Prozent) (COHEN  et al., 1988b; SOMERS et al., 1992; 
SOMERS, 1993; TELL et al., 1987). 
 
Bezüglich der Verweildauer und den Wechsel in betreuungsintensivere Einrichtungs-
teile liegen 2 Erhebungen vor: 
 

- SOMERS et al. (1992) berichten von einer Untersuchung, dass 10 Jahre nach 
Inbetriebnahme der CCRC noch 41 Prozent der Erstbezieher in ihren Woh-
nungen (Independent Living Units) lebten, 7 Prozent in einer AL-Abteilung, 5 
Prozent auf der Pflegestation und 46 Prozent zwischenzeitlich verstorben wa-
ren.  

 
- BOWERS (1989) ermittelte bei 19 CCRCs mit einer durchschnittlichen Be-

triebsdauer von 19 Jahren, dass 52 Prozent der Bewohner in ihren Wohnun-
gen verstarben und 46 Prozent auf die Pflegestation verlegt wurden.  

 
Hinsichtlich der Größe der Zielgruppe liegen unterschiedliche Einschätzungen vor: 
Während FAIRCHILD et al. (1991) von ca. 20 Prozent wohlhabenden Senioren in 
den USA ausgehen, die sich dieses Versorgungsmodell leisten könnten, liegen ande-
re Schätzungen bei 5 - 8 Prozent bzw. 10 Prozent (TELL et al., 1987). Für das Jahr 
2000 wird prognostiziert, dass sich ca. 15 Prozent der 75jährigen und älteren die 
Leistungen der CCRCs leisten könnte (SOMERS et al., 1992). 
 
Mitte der 80er Jahre wurde in den USA ein Modell propagiert, das die Vorzüge der 
CCRCs für Senioren in Privathaushalten bereitstellen möchte. „Life Care at Home“ 
(LCAH) enthält die Versichertengemeinschaft für Langzeitpflege, die entsprechende 
ambulante Hilfe- und Betreuungsleistungen ähnlich den CCRCs und den späteren 
Zugang zur stationären Pflege bei weit geringeren Kosten für die beteiligten Senio-
ren. Begründet wird dieses Modell u. a. mit den Einstellungen der Senioren, dass der 
überwiegende Teil (86 Prozent) im eigenen Privathaushalt verbleiben möchte und 
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nur eine kleine Minderheit (7 Prozent) Interesse an den Eintritt in eine CCRC zeigt 
(TELL et al., 1987). 
 
 
4. Gründe für den Einzug ins Betreute Wohnen 
 
Es liegen eine Reihe von Untersuchungen vor, die die Gründe für die Aufgabe des 
bisherigen eigenen Privathaushaltes und den Umzug in eine Betreute Altenwohnan-
lage bzw. eine andere Alteneinrichtung (Altenwohnheim, Altenheim, Wohnstift u. a.) 
eruiert haben. 
Die verschiedenen Motive für einen vollzogenen Umzug bzw. für die Planung eines 
Umzuges lassen sich in folgenden Faktorenbündeln zusammenfassen: 
 

� Gesundheitsbezogene und damit auch Selbständigkeit mindernde Gründe 
� wohnungs- und Wohnumfeldbezogene Gründe 
� soziale und Familienbezogene Gründe. 

 
 
4.1. Gesundheitsbezogene Gründe  
 
Aus Großbritannien liegen einige umfangreiche Erhebungen über die Bewohner des  
Betreuten Wohnens vor. Ein entscheidender Grund für die Übersiedlung in diese 
Wohnform besteht in der Verschlechterung des allgemeinen Gesundheitszustandes. 
Für 22 bis 36 Prozent der Befragten waren Beeinträchtigungen der Gesundheit aus-
schlaggebend für den Einzug ins Sheltered Housing  (Betreutes Wohnen in Großbri-
tannien) (BUTLER et al., 1983; FENNELL, 1986; KALRA et al., 1990). 
Für den Einzug ins Betreute Wohnen mit Zusatzpersonal und -leistungen (Very 
Sheltered Housing  =  es entspricht einer Kombination aus Pflegeheim und Betreu-
tem Wohnen) waren dem Einrichtungstypus entsprechend bei  57 Prozent der Be-
wohner Gesundheitsgründe die Hauptursache für den Einzug (TINKER, 1989).  
 
Zum Verständnis des gesundheitlichen Zustandes der Senioren sind folgende epi-
demiologischen Erkenntnisse zu berücksichtigen: 
 
In der Altersgruppe zwischen 74 und 78 Jahren machen sich bereits altersbedingte 
körperliche Verschleißerscheinungen in Gestalt chronischer Erkrankungen deutlich 
bemerkbar. So ergab eine epidemiologische Erhebung in Deutschland, dass in der 
Altersgruppe 75 - 79 Jahre bei 27 Prozent der Untersuchten 3 - 4 körperliche Beein-
trächtigungen, bei 22,6 Prozent 5 - 6 und bei 27 Prozent mehr als 7 Beeinträchtigun-
gen (chronische Erkrankungen und Gebrechen wie Seh- und Hörbeeinträchtigungen) 
auftreten (WELZ, 1994). Die Multimorbidität ist somit bei ungefähr 3/4 dieser Alters-
gruppe ein typisches Altersphänomen. 
 
Das Ausmaß an Hilfe- und Pflegebedarf  beträgt nach der Infratest-Erhebung von 
1992 in der Altersstufe 75 - 79 Jahre für Frauen 5,9 Prozent Pflegebedarf und 13,9 
Prozent Hilfebedarf und für Männer 7,1 Prozent Pflegebedarf und 13,4 Prozent Hilfe-
bedarf  (SCHNEEKLOTH, 1994). 
Somit ist ca. jeder siebente Senior in dieser Altersgruppe auf Hilfe bei den instrumen-
tellen Aktivitäten des täglichen Lebens (Einkaufen, Kochen, Putzen etc.) angewie-
sen. 
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Eine Gegenüberstellung der Gesundheitsprobleme von Senioren derselben Alters-
kohorten  im Betreuten Wohnen und in Privathaushalten in Großbritannien zeigen 
große Übereinstimmungen u. a. bei folgenden Erkrankungen: 
 

- Arthritis oder Rheumatismus bei 62 (Betreutes Wohnen) bzw. 58 Prozent (Pri-
vathaushalt), 

 
- hoher Blutdruck bei 26 bzw. 21 Prozent, 

 
- Schwindelgefühl bei 39 bzw. 31 Prozent, 

 
- Herzprobleme bei 25 bzw. 20 Prozent (BUTLER et al., 1983). 

 
Trotz dieser körperlichen Beeinträchtigungen leben die Senioren dieser Altersgruppe 
relativ selbständig sowohl in den Privathaushalten als auch im Betreuten Wohnen. 
Ein Vergleich der Kompetenzen von Senioren im Betreuten Wohnen und in Privat-
haushalten zeigte,  dass z. B. in beiden Untersuchungsgruppen 
 

� ca. 90 Prozent ohne Schwierigkeiten aufstehen und ins Bett gehen können,                            
 
� dass 20 (Betreutes Wohnen) bzw. 24 Prozent (Privathaushalt)  keine Einkäufe 

mehr tätigen können, 
 

� dass 66 bzw. 73 Prozent  ohne Schwierigkeiten alleine baden können, 
 

� dass nur 4 bzw. 7 Prozent keine Treppen mehr steigen können und 
 

� dass nur 7 bzw. 4 Prozent nicht mehr allein die Wohnung verlassen können.  
     (BUTLER et al., 1983) 

 
Ein anderer Vergleich beider Personengruppen zeigt ebenfalls die Ähnlichkeit im All-
tagsvermögen. So können noch 82 Prozent der Bewohner im Betreuten Wohnen und 
78 Prozent der 75jährigen und älteren im eigenen Haushalt noch kochen, Hausarbei-
ten können noch 56 bzw. 57 Prozent erledigen (BUTLER et al., 1983). 
 
Es zeigt sich, dass die Klientel des Betreuten Wohnens körperliche Beeinträchtigun-
gen ähnlich der Gleichaltrigen in Privathaushalten aufweist. Diese überwiegend al-
tersbedingten körperlichen Einschränkungen führen bei der Minderheit der Bewohner 
zu einem manifesten Hilfebedarf bei Verrichtungen im Haushalt. Die überwiegende 
Zahl der Bewohner vermag trotz der subjektiven und objektiven gesundheitlichen 
Belastungen eine relativ selbständige Lebensführung aufrecht zu erhalten. 
 
 
Ergebnisse aus Deutschland: 
Angesichts des augenblicklich noch geringen Ausbreitungsgrades des Betreuten 
Wohnens in Deutschland liegen bisher nur wenige und meistens vom Umfang her 
sehr begrenzte Erhebungen über diese Wohnform vor.  
 
Befragungen in Baden-Württemberg, im Landkreis Esslingen und in NRW ergaben, 
dass gesundheits- und altersbedingtes Nachlassen der Alltagsfertigkeiten (Schwie-
rigkeiten bei der Benutzung des Bades und des WCs, Treppensteigen u. a.) Grund 



 73

für den Umzug ins Betreute Wohnen darstellt (Landkreis Esslingen, 1994;  MÄTZKE, 
1992; NARTEN, 1991). 
 
Eine neuere Erhebung in 16 Betreuten Wohnanlagen in den alten und neuen Bun-
desländern (n = 243) fand mit 63 Prozent der Nennungen als Hauptgrund für den 
Einzug ins Betreute Wohnen "die Hilfe im Notfall" heraus (SCHWEIKART et al., 
1995). Für fast 2/3 der Befragten war der Faktor "Sicherheit" das entscheidende Pro-
dukt des Betreuten Wohnens, das den Ausschlag für diese Wohnform gab. 
 
Zum Themenbereich "Wohnungsaufgabe und Umzug im Alter"  sind in verschiede-
nen Untersuchungen in Deutschland Daten erhoben worden, die Aufschluss über die 
Motive und Ziele eines Umzuges im Alter geben. So sind Senioren in ihren eigenen 
Haushalten befragt worden, aus welchen Gründen sie ihre Wohnung aufgeben wür-
den: 
 
An erster Stelle wurde  der Verlust der Selbständigkeit bei der Haushaltsführung ge-
nannt: 
 
Zwischen 38 und 48 Prozent der Befragten nannte dies als entscheidenden Grund. 
An zweiter Stelle steht die Pflegebedürftigkeit im Alter mit 30 Prozent der Befragten. 
Weitere Gründe sind Krankheit, Alleinsein und Mieterhöhungen (MAGFS Baden-
Württemberg, 1986; Stadt Köln, 1989; STIEFEL, 1983). 
Der Anteil der Senioren, die ihre Wohnung trotz Verschlechterung des Gesundheits-
zustandes nicht aufgeben würden, lag Anfang der 80er Jahre in Baden-Württemberg 
bei 22 bzw. 23 Prozent (MAGFS Baden-Württemberg, 1986; STIEFEL, 1983). 
 
Diese Daten geben einen wichtigen Hinweis dergestalt, dass für viele Senioren be-
reits das größere Ausmaß an Hilfebedürftigkeit Anlass für einen Umzug in eine ge-
schützte und damit Altersangemessene Wohnumwelt sein kann. 
 
 
4.2. Wohnungsbezogene Gründe 
 
Fast noch häufiger als gesundheitliche Einschränkungen sind Probleme mit der 
Wohnung ausschlaggebend für den Einzug in das Betreute Wohnen. 
Diese Problemfelder bestehen aus vielen Faktoren: Ausstattung der Wohnung (Sub-
standard u. a.), Lage der Wohnung (obere Etagen), Größe der Wohnung, Mietkosten 
und Kündigungen. 
 
Erhebungen in Großbritannien haben gezeigt, dass zwischen 27 und 64 Prozent der 
befragten Bewohner des Betreuten Wohnens Probleme mit ihrer Wohnung als Grund 
für den Einzug ins Betreute Wohnen angaben (BUTLER et al., 1983; FENNELL, 
1986; KALRA et al., 1990; TINKER, 1989). 
 
 
Die Wohnung und die Wohnungsausstattung: 
FENNELL (1986) befragte 1984  insgesamt 863 Bewohner in 100  Betreuten Wohn-
anlagen  u. a. auch hinsichtlich ihrer vorhergehenden Wohnung. Am häufigsten wur-
den als Erschwernisse der alten Wohnung die Treppen und Stufen (115 Nennungen) 
angeführt. Probleme mit der Heizung gaben 77 Befragte an. Mangelnde Sanitäranla-
gen (kein Bad, kein Warmwasser, Außen-WC u. a.) nannten 40 Mieter. 
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Bei einer  Erhebung von TINKER (1989) im Very Sheltered Housing wurden  von 25 
Prozent der Befragten (n = 970) die Treppen und von 20 Prozent Heizungsprobleme 
als Gründe für die Umsiedlung genannt.  
 
Kleinere Erhebungen in Landkreis Esslingen (n = 50), in München (n = 19) und in 
Baden-Württemberg kommen zu dem gleichen Ergebnis, dass vor allem die Treppen, 
die Heizung und die Sanitäranlagen Grund für den Wohnungswechsel waren (Land-
kreis Esslingen, 1994;  Landeshauptstadt München, 1991; MÄTZKE, 1992). 
Eine Untersuchung über Mobilitätseinschränkungen in Deutschland ergab, dass in 
der Altersgruppe 66 - 75 Jahre 29,9 Prozent durch Mobilitätseinbußen unterschiedli-
cher Ausprägung beeinträchtigt sind (BRÖG  et al., 1985). 
CARPENTER  et al. (1990) untersuchte u .a. auch die Mobilität im Betreuten Wohnen 
(n = 277): 89 Prozent waren mobil bzw. semi-mobil, 10 Prozent Haus gebunden (Un-
fähig, Treppen zu steigen) und 1 Prozent rollstuhl- bzw. Bett gebunden. 
 
Die Wohnungsausstattung der Altenhaushalte (60 Jahre und älter) in der Bundesre-
publik Deutschland (alte Bundesländer) hat sich zwar in den letzten Jahren gravie-
rend verbessert, doch nach der Volkszählung von 1987 gelten 31 Prozent  (2,8 Mio.) 
als nicht modern (keine Sammelheizung) und 6 Prozent (542.111)  haben Substan-
dard (kein Badezimmer und keine Sammelheizung) (STOLARZ et al., 1993).  
 
Eine neuere Erhebung aus dem Jahr 1993 (Ergebnis der 1%-Gebäude- und Woh-
nungsstichprobe) ergab, dass in den alten Bundesländern 77,6 Prozent der Senio-
renhaushalte (65 Jahre und älter) dem Wohnstandard (mit Bad/Dusche, WC und 
Sammelheizung) entsprechen. In den neuen Bundesländern (einschließlich Berlin-
Ost) sind es nur 43,6 Prozent. Nicht modern (ohne Sammelheizung) sind in den alten 
Bundesländern 19,5 Prozent der Seniorenhaushalte und in den neuen Bundeslän-
dern 32,5 Prozent (SCHEWE, 1996). 
 
 
Die vorherige Wohnung wurde zu groß: 
Für einen nicht unbeträchtlichen Teil der Bewohner des Betreuten Wohnens sowohl 
in Großbritannien als auch in Deutschland ist eine große Wohnung  Anlass für einen 
Wohnungswechsel: Zwischen 25 und 37 Prozent gaben dieses Faktum als einen 
Umzugsgrund an (Arbeiterwohlfahrt Schleswig-Holstein, 1991; KARDOFF et al., 
1990; BUTLER et al., 1983; SCHWEIKART et al., 1995; TINKER, 1989). 
 
Nach einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes von 1987  verfügten in den 
alten Bundesländern 514.008 Einpersonenhaushalte von 65jährigen und älteren über 
5 und mehr Räume (einschließlich Küche); 301.165 Einpersonenhaushalte alter 
Menschen hatten mehr als 100 qm Wohnfläche (Statisches Bundesamt, 1991). Bei 
einer Befragung gaben von den älteren Frauen mit 5 und mehr Räumen 36 Prozent 
an, nicht alle Räume zu nutzen (STADIE, 1987). 
Diese Daten verweisen sowohl auf eine starke Unternutzung der Räume als auch auf 
eine potentielle Überforderung in der Haushaltsführung hin. 
 
 
Erhöhung der Miete und Kündigungen: 
Die britischen Erhebungen enthalten nicht die Kategorie Mieterhöhung und Kündi-
gung.  
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Deutsche Untersuchungen ergaben hingegen, dass im Landkreis Esslingen bei 34 
Prozent die Kündigung Ursache des Umzugs ins Betreute Wohnen darstellte; in 
NRW waren 10 Prozent der Mieter von Altenwohnungen vor Einzug von einer Kündi-
gung betroffen (Landkreis Esslingen, 1994; NARTEN, 1991; SCHWEIKART et al., 
1995).  
 
Weitere Untersuchungen aus Deutschland zeigen, dass ca. 6 bis 15 Prozent der Se-
nioren im Falle einer gravierenden Mieterhöhung einen Umzug vornehmen würden 
bzw. aus diesem Grunde bereits umgezogen sind (MAGS Baden-Württemberg, 
1986; FRIEDRICH, 1995; Stadt Köln, 1989; KARDOFF et al., 1990). 
 
 
Fazit: 
Diese Daten und Fakten verdeutlichen den Sachverhalt, dass die Wohnung, die oft 
über Jahrzehnte genutzt wurde, mit zunehmendem Alter eine immer größer werden-
de Bürde und Belastung werden kann. Es reicht in vielen Fällen bereits aus, dass die 
Wohnung in einem oberen Stockwerk gelegen ist oder dass sie nach Auszug der 
Kinder und Tod des Gatten einfach zu groß und vielleicht dann auch zu teuer gewor-
den ist.  
 
Die Wohnung kann somit zu einer Umweltbelastung („environmental demand“) wer-
den, indem sie nicht mehr  oder nur noch unter größten Mühen  für den alten Men-
schen zu bewältigen ist. 
Die sozialökologische Passung oder Kongruenz von Person und räumlich-sozialer 
Umwelt ist nicht mehr gegeben, das verminderte Leistungsvermögen reicht in der 
Regel nicht mehr für eine Stress- und belastungsfreie selbständige Alltagsbewälti-
gung aus (CARP et al., 1984). 
 
Früher blieb in diesem Fall nur die Übersiedlung in ein Altenheim oder der Umzug in 
den Haushalt eines der Kinder. Gegenwärtig bleiben den durch die Wohnung über-
forderten alten Menschen darüber hinaus noch eine Reihe von Optionen: Wohnan-
passungsmaßnahmen (u. a. technische Nachrüstung durch einen Lifteinbau), ambu-
lante Dienste (hauswirtschaftliche und Mobilitätsbezogene Hilfen), kommunale und 
von Wohnungsbaugesellschaften getragene Wohnungstauschprogramme, der Ein-
zug in eine eingestreute Altenwohnung und eben auch das Betreute Wohnen. 
 
Diese  relativ neuen Strategien der Hilfe und Unterstützung sind ihrem Wesen nach 
Personen zentriert und damit Selbständigkeit fördernd, denn sie sollen gemäß ihrer 
Konzeption komplementär zu dem noch vorhandenen Leistungsvermögen wirken. 
 
Betreutes Wohnen im Alter unterscheidet sich von den anderen neueren Maßnah-
men durch eine größere Komplexität der Angebotsstruktur dergestalt, dass nicht nur 
räumlich-architektonische Strukturen und Dienstleistungsaspekte auf  das Klientel 
der älteren Menschen ausgerichtet sind, sondern darüber hinaus auch soziale und 
nachbarschaftlich-gemeinschaftliche Faktoren mit in das Konzept Betreutes Wohnen 
einfließen. 
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4.3. Soziale und Familienbezogene Gründe 
  
Neben gesundheitlichen und Wohnungsbedingten Gründen wird der Umzug ins Be-
treute Wohnen auch von sozialen und Familienbezogenen Faktoren bestimmt. Mit 
sozialen Gründen sind vorrangig das Ausmaß und die Verarbeitung des Alleinlebens 
gemeint. Mit Familienbezogenen Gründen wird der Sachverhalt bezeichnet, dass 
ältere Menschen durch den Umzug ins Betreute Wohnen gleichzeitig in die Nähe ih-
rer erwachsenen Kinder oder selten auch anderer Angehöriger ziehen.  
 
 
Alleinleben als Grund für den Umzug ins Betreute Wohnen: 
Mehrere Erhebungen aus Großbritannien zeigen, dass zwischen 15 und 34 Prozent 
der befragten Bewohner das Alleinleben als entscheidenden Grund für den Wechsel 
ins Betreute Wohnen  anführte (FENNELL, 1986; KALRA et al., 1990; TINKER, 
1989). 
In deutschen Untersuchungen wurde bei 9 Prozent der befragten älteren Menschen 
in Köln und Stuttgart das Alleinsein als Grund für eine spätere Wohnungsaufgabe 
angegeben (STIEFEL, 1983; Stadt Köln, 1989). 
 
Das Alleinleben im Alter wird im immer größeren Umfang besonders für hoch betagte 
Frauen die dominierende Lebensform. Wohnten in Deutschland 1972 von den 
75jährigen und älteren Frauen 49,7 Prozent allein, so waren es 1990 bereits 65,1 
Prozent. Parallel zum Trend des Einpersonenhaushaltes im Alter verlief der Rück-
gang der Anzahl der hoch betagten Frauen, die in einem 2- oder 3-
Generationenhaushalt lebten: Waren es 1972 noch 28,9 Prozent, so verringerte sich 
der Anteil 1990 auf 14,5 Prozent (VOIT, 1992). 
 
Insgesamt stieg in Deutschland der Anteil der 65jährigen und älteren Alleinlebenden 
von 1961  bis 1990 von 23,6 Prozent auf  40,6 Prozent (BRETZ et al., 1992). Dieser 
Prozess der zunehmenden Isolierung der älteren Generation lässt sich mit BRETZ  
als ein Trend der "Abkoppelung" der älteren Generation bezeichnen. 
 
Dass mit dem Alleinleben und mit zunehmendem Alter die Gefahr wachsender Isola-
tion und damit auch das Gefühl der Einsamkeit verstärkt auftritt, ist durch mehrere 
Untersuchungen in Deutschland nachgewiesen worden.  
Nach einer Befragung des Institutes für Demoskopie Allensbach (1993) haben sich 
im Jahre 1990 in den alten Bundesländern "in letzter Zeit manchmal sehr einsam 
gefühlt": 62 Prozent der Frauen im Alter von 60 Jahren und älter in Einpersonen-
haushalten und 33 Prozent der Frauen in Mehrpersonenhaushalten. Von den Alters-
gruppen sind besonders die 75jährigen und älteren von der Einsamkeit betroffen: Es 
sind 54 Prozent gegenüber den 60 - 74jährigen mit  38 Prozent und 30 - 59jährigen 
mit 39 Prozent. 
 
Andere Erhebungen in Deutschland haben weit geringere Werte für das Auftreten 
der Einsamkeit im Alter - zwischen 27,6  und  51 Prozent  -  ermittelt,  doch es wird 
der Trend bestätigt, dass Alleinleben, hohes Alter und Geschlecht (Frauen) mit er-
höhter Vereinsamung korrelieren (MAGFS Baden-Württemberg, 1986; REICHEN-
WALLNER et al., 1991; HABICH et al., 1994; MSGE Schleswig-Holstein, 1991) (Sie-
he auch Kapitel 1.3.). 
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Das Ausmaß der sozialen Isolation alter allein lebender Menschen hat WELZ (1994) 
in einer epidemiologischen Feldstudie in Duderstadt erhoben: 9,5 Prozent der Be-
fragten hatten zwischen 0 und 20 Kontakte (formelle und informelle)  und 28,5 Pro-
zent 21 - 60 Kontakte im Monat. 
 
ARNETZ et al. (1983 b) konnten bei einem Aktivierungsexperiment in einer schwedi-
schen Altenwohnanlage die physiologischen und Verhaltensbezogenen Auswirkun-
gen sozialer Unterstimulierung feststellen: Sowohl der Stoffwechsel als auch das 
Verhalten in Gestalt ständiger Unruhe und Rastlosigkeit unterschieden isolierte alte 
Menschen von Gleichaltrigen mit ausreichenden Sozialkontakten. Die Phänomene 
lassen sich dahingehend interpretieren, dass soziale Isolation zu einer ständigen 
Stresssituation führt. 
 
Eine Untersuchung alter Menschen in Altenheimen in Frankreich ergab, dass bei 47 
Prozent die Einsamkeit der entscheidende Grund für die Übersiedlung ins Heim dar-
stellte (ATTIAS-DONFUT, 1993). 
 
 
In die Nähe der Kinder ziehen: 
Sowohl in Großbritannien, den USA als auch in Deutschland ist ein relativ neues 
Phänomen in der räumlichen Mobilität älterer Menschen festzustellen: Der Umzug in 
die Nähe der erwachsenen Kinder. Während man früher im höheren Alter entweder 
ins Heim oder in den Haushalt eines Kindes wechselte, so bieten sich heute ver-
schiedene Gelegenheiten, in der Nähe der Kinder selbständig wohnen bleiben zu 
können. Dieses Arrangement wird sowohl von der älteren als auch der mittleren Ge-
neration gemäß dem Grundsatz "Intimität auf Abstand" (ROSENMAYR et al., 1965) 
im Zusammenleben favorisiert. 
 
Eine Reihe von Erhebungen bestätigen dieses generationsnahe Wohnverhalten: Am 
beliebtesten  mit Abstand ist das Wohnen in der Nachbarschaft, 38 bis 89 Prozent 
wünschen sich diese Wohnform, an zweiter Stelle steht das Wohnen in einem Haus 
mit getrennten Haushalten (22 bis 62 Prozent der Nennungen) und den Schluss bil-
det mit 4 Prozent das Wohnen in einem gemeinsamen Haushalt (KRINGS-
HECKEMEIER et al., 1995; MASFG Rheinland-Pfalz,  1993; WILDERER, 1989). 
 
Bezüglich des Wohnens in einem gemeinsamen Haushalt mit den Kindern weicht 
eine Erhebung der Schader-Stiftung aus dem Jahr 1995 von diesen Werten ab: 15,9 
Prozent  der Befragten in den alten Bundesländern (55 Jahre und älter) wünschen 
sich im Alter ein Zusammenwohnen mit ihren Kindern, 22,7 Prozent können es sich 
eventuell vorstellen. In den neuen Bundesländern wollen hingegen nur 7,6 Prozent 
mit ihren Kindern zusammenleben und 25,8 Prozent könnten es sich eventuell vor-
stellen (Schader-Stiftung, 1996). 
 
Im Rahmen einer Untersuchung über das Mobilitätsverhalten älterer Menschen in 
Südhessen und in Kalifornien (USA) hat FRIEDRICH (1995) festgestellt, dass bei 
den 70jährigen und älteren der letzte Umzug bei 40 Prozent in Südhessen und 25,3 
Prozent in Kalifornien mit der Absicht, in die Nähe der Angehörigen zu ziehen, be-
gründet wurde. 
Auch SOMERS et al. (1992) ermittelten bei einer landesweiten Erhebung über 
Continuing Care Retirement Communities (CCRCs), dass bei 25 Prozent der befrag-



 78

ten Bewohner die räumliche Nähe zu ihren Angehörigen (Kindern und Enkeln) Grund 
für den Einzug in eine CCRC darstellte. 
 
Ebenfalls 40 Prozent der Umzüge von Senioren in Großbritannien waren Umzüge in 
die Nähe von Angehörigen, überwiegend den eigenen Kindern (HUNT, 1978). 
Diese "Netzwerk-" oder "Sicherheitsumzüge" stehen mit Abstand an erster Stelle bei 
den schon etwas älteren Senioren. 
Auch in den USA konnte dieser „Sicherheitsumzug“ empirisch belegt werden: Der 
„zweite Umzug“ (The „second move“) wurde bei Senioren festgestellt, die nach dem 
„Annehmlichkeits-Umzug“ („amenty“ migration, „first move“)  kurz nach der Pensio-
nierung bei auftretenden Gebrechen und Hilfebedarf, häufig in Verbindung mit dem 
Tod des Ehepartners, nochmals den Wohnort (Nähe der Kinder oder seniorenge-
rechte Wohnanlagen mit Service) wechseln. Der „dritte Umzug“ („third move“) führt 
dann in der Regel in eine stationäre Altenhilfeeinrichtung  (LONGINO et al., 1991). 
 
Dass die Angehörigen eine bedeutende Funktion besonders für den Not- oder 
Akutfall besitzen, zeigen verschiedene Untersuchungen: Als Helfer im Krankheitsfall 
werden die Angehörigen von  22 - 51 Prozent der Befragten genannt (EHRLICH  et 
al., 1982; GARMS-HOMOLOVA, V. et al., 1991; MAGFS Baden-Württemberg, 1986; 
REICHENWALLNER et al., 1991; Stadt Köln, 1989). 
 
In diesem sich in vielen industriellen Gesellschaften sich durchsetzenden Verhal-
tensmodus "Nähe auf Distanz" zwischen der mittleren und betagten Generation passt 
das Angebot Betreutes Wohnen als eine fast ideale Konzeption hinein. So haben 
Erhebungen in englischen und deutschen Betreuten Wohnanlagen gezeigt, dass für 
ca. 10 bis 20 Prozent der Befragten die Nähe zu den Kindern entscheidend für den 
Einzug ins Betreute Wohnen war (BUTLER et al., 1983; FENNELL, 1986; Landkreis 
Esslingen, 1994; SCHWEIKART et al., 1995). 
 
Die Entscheidung für das Betreute Wohnen wird auch teilweise von den Angehörigen 
selbst initiiert, wie BUTLER et al. (1983) in Großbritannien ermittelten. So gingen 44 
Prozent der Empfehlungen für diese Wohnform entweder von den Angehörigen oder 
dem Hausarzt aus. 
 
Aus verschiedenen Untersuchungen wird ersichtlich, dass durch den Umzug in eine 
Betreute Wohnanlage in der Nähe der Angehörigen das vorher oft angespannte und 
belastete Verhältnis der alten Menschen zu ihren Nächsten sich entspannt und teil-
weise harmonisch gestaltet (Siehe Kapitel 7. 3.). 
 
Diese Konstellation - altengerechtes oder sogar behindertengerechtes Wohnen mit 
Betreuungsleistungen im Nahbereich der  helfenden und unterstützenden Angehöri-
gen - wird  angesichts der demographisch bedingten volkswirtschaftlichen Belastun-
gen im Bereich der Altenhilfe als eine Weiterentwicklung der bisher ausschließlich 
häuslichen Pflege durch Angehörige sich entwickeln können (HEUMANN, 1993). 
 
 
Fazit: 
Es zeigt sich, dass das Alleinleben im Alter ein Risikofaktor hinsichtlich möglicher 
Isolation, Vereinsamungsempfindungen und den damit zusammenhängenden de-
pressiven Verstimmungen und physiologischen Stresserleben darstellt (WELZ, 1995; 
ARNETZ et al., 1983 a). 
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Permanente soziale und sensorische Deprivation in Gestalt des fast ständigen Al-
leinseins im Alter führt häufig entweder zur frühzeitigen Institutionalisierung (Heimein-
tritt) oder zur erhöhten Inanspruchnahme medizinischer Leistungen (Arztbesuche, 
Einnahme von Psychopharmaka u. a.). Berücksichtigt man, dass alte Menschen fast 
85 Prozent der Tageszeit in der Wohnung verbringen (FRIEDRICH, 1995), dann wird 
der Stellenwert eines vertrauten räumlich-sozialen Umfeldes (Nachbarschaft, Quar-
tier) für die psycho-physiologische Stabilisierung der Betroffenen evident. Angesichts 
einer zunehmenden Anonymisierung und sozialen Ausdünnung des Nahbereiches 
(Verlust der herkömmlichen Öffentlichkeit: Einkauf, Begegnung u. a.) fehlen alltägli-
che soziale Kontakte, die für das eigene Identitätserleben notwendig sind.  
 
Die Gefahr der Isolierung und Vereinsamung im Alter wird bereits von der mittleren 
Generation wahrgenommen, wie einer Erhebung (n = 800) zu entnehmen ist. So be-
vorzugen 38 Prozent der Befragten der Altersgruppe 45 - 60 Jahre eine altengerech-
te Wohnform mit Gemeinschaftseinrichtungen, überwiegend mit dem Ziel, so einer 
Vereinsamung im Alter entgehen zu können (KRINGS-HECKEMEIER et al., 1992). 
 
Zum sozialen Leben im Nahbereich gehören auch die Angehörigen, da überwiegend 
zu ihnen vertiefte Beziehungen und Bindungen im Laufe des Lebens gewachsen 
sind. Aus diesem Grunde ist auch das Umzugsmotiv  "Nähe zu den Angehörigen" bei 
den Älteren zu verstehen. 
Es ist nicht nur das Sicherheitsempfinden, im Not- oder Krankheitsfall auf  zuverläs-
sige und vertraute Personen sich verlassen zu können, das die Alten in die Nähe der 
Kinder ziehen lässt. Es drückt auch das Bedürfnis nach sozial erfüllten und befriedi-
genden Kontakten und Begegnungen aus. 
 
Betreutes Wohnen im Alter  kann im Kontext dieser psychosozialen Bedarfslagen ein 
Leistungsangebot darstellen, das den veränderten demographischen, räumlich-
sozialen und intergenerativen Verhältnissen angepasst ist. 
 
 
4.4. Zusammenfassung und Ausblick 
 
Die Aufgabe des eigenen Privathaushaltes und der Einzug ins Betreute Wohnen stel-
len überwiegend Gesundheitsbedingte und  individuelle Anpassungsleistungen älte-
rer Menschen  an ihre räumliche und soziale Umwelt dar. Gemäß ihrem körperlichen 
und psychosozialen Leistungs- und Verarbeitungsvermögen nehmen sie einen Mili-
euwechsel in Richtung auf eine seniorengerechte Wohn- und Betreuungsform vor. 
Dieser neue Wohnbereich ist für viele aus folgenden Gründen heraus attraktiv: 
 

- die Selbständigkeit in Gestalt des Unterhaltes einer eigenen Wohnung und 
Haushaltsführung erlaubt eine Kontinuität in der Lebensführung, 

 
- die neue Wohnung ist durch Größe, Zugänglichkeit und Komfort relativ leicht 

zu handhaben, 
 

- die Wohnanlage bietet Sicherheits- und Schutzleistungen u. a. durch persönli-
che Betreuung und technische Ausstattung (Notrufanlage), 
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- Betreutes Wohnen bietet neben nachbarschaftlichen Kontaktmöglichkeiten 
soziale Anregungen in Gestalt von Unterhaltungs- und Geselligkeitsangebo-
ten, 

 
- Betreutes Wohnen kann auch genutzt werden, um in die Nähe der Angehöri-

gen zu ziehen,  ohne dabei die Selbständigkeit aufgeben zu müssen.  
 
 
Durch das Angebot Betreutes Wohnen wird bei den betroffenen älteren Menschen 
die Person-Umwelt-Passung durch Minderung oder Abbau der Be- und Überlastun-
gen wiederhergestellt. Der Einzug ins Betreute Wohnen führt in der Regel zu einer 
psychophysischen Stabilisierung und einer Steigerung der Lebenszufriedenheit. 
 
Die Form des Betreuten Wohnens wird sich den ersten Anzeichen nach auch in 
Deutschland rasch ausbreiten und zu einem Regelangebot für ältere Menschen wer-
den können. Die demographische Entwicklung einer zunehmenden Alterung unserer 
Gesellschaft forciert geradezu diese Entwicklung, weil durch dieses Angebot  Heim-
einweisungen hinausgezögert und teilweise auch vermieden werden können. Es 
kann also beim Betreuten Wohnen von einer Kongruenz individueller Bedarfslagen 
und sozialökonomischer Gebote einer Vermeidung vorzeitiger Institutionalisierung  
gesprochen werden. 
 
 
4.5. Exkurs: Die Bewohner des Betreuten Wohnens 
 
Die Bewohner des Betreuten Wohnens in den USA, Großbritannien und Deutschland 
ähneln sich bezüglich folgender Merkmale: Alter, Geschlecht, Familienstatus und 
Kompetenzgrad. 
 
 
Alter: 
In den USA liegt das Durchschnittsalter in Public Housing (entspricht dem deutschen 
Altenwohnheim) bei 73 Jahren, im Congregated Housing (altengerechtes Wohnen in 
einer Wohnanlage mit zusätzlich abrufbaren Dienstleistungen) bei ungefähr 76 Jah-
ren (NASAR et al., 1985; MOOS et al., 1994).  
In Einrichtungen der Continuing Care Retirment Communities wurde in verschiede-
nen Erhebungen ein Durchschnittsalter von 80 - 82 Jahren ermittelt (BOWERS, 
1989; COHEN et al., 1988b; SHEEHAN et al., 1995; SOMERS et al., 1992; TELL et 
al., 1987). 
In Einrichtungen des Assisted Living, Betreutes Wohnen für stark hilfebedürftige bzw. 
leicht pflegebedürftige Senioren in den USA, beträgt das Durchschnittsalter zwischen 
85 und 86 Jahren (CLEMMER et al., 1993; KALYMUN, 1990). 
 
In Großbritannien liegt das Durchschnittsalter im Sheltered Housing (altengerechtes 
Wohnen in einer Wohnanlage mit zusätzlich fest angestellter Betreuungskraft) nach 
unterschiedlichen Erhebungen zwischen 74 und 78 Jahren (BUTLER et al., 1983; 
CARPENTER et al., 1990; FENNELL, 1986; HEUMANN, 1987; TINKER et al., 1995).  
 
In Betreuten Wohnanlagen in Deutschland (Erhebungen aus Baden-Württemberg) 
liegt das Durchschnittsalter auch in der Altersspanne von 74 - 78 Jahren (MÄTZKE, 
1992; RACKI, 1993). 
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Das Durchschnittsalter der Bewohner im Betreuten Wohnen (Public Senior Housing, 
Congregate Housing)  liegt einige Jahre unter dem der Altenheimbewohner. Das 
Durchschnittsalter der Altenheimbewohner beträgt in den USA 79 Jahre und in 
Großbritannien bei den Frauen 82 Jahre und bei den Männern 78 Jahre (MOOS et 
al., 1994; TINKER, 1989). 
Bei betreuungsintensiveren Einrichtungen des Betreuten Wohnens (CCRCs und 
Assisted Living) liegt mit 82 bzw. 85 Jahren das Durchschnittsalter über dem der Al-
tenheime in den USA. 
 
 
Geschlecht und Familienstatus: 
Der Frauenanteil liegt in den 3 Ländern bei ungefähr 70 - 80 Prozent. Ungefähr 
ebenso hoch ist der Anteil der Alleinlebenden (verwitwet, ledig, geschieden) in den 
Betreuten Wohnanlagen dieser Länder  (CLEMMER et al., 1993; KALYMUN, 1990; 
BOWERS, 1989; COHEN et al., 1988b; SOMERS et al., 1992; TELL et al., 1987). 
 
 
Kompetenzgrad: 
Hinsichtlich der Kompetenz bei Alltagsverrichtungen (IADL = Instrumentelle Aktivitä-
ten des alltäglichen Lebens, ADL = Aktivitäten des alltäglichen Lebens) überwiegen 
die Bewohner mit einem relativ hohen Grad an Eigenversorgungskapazität. Sowohl 
in den USA als auch in Großbritannien wurden um die 90 Prozent der Bewohner als 
selbständig bzw. beschränkt selbständig eingeschätzt. In dieser Hinsicht unterschei-
den sich die Bewohner des Betreuten Wohnens nicht wesentlich von ihren Altersge-
nossen in den Privathaushalten (BUTLER et al., 1981; CARPENTER et al., 1990;  
MOOS  et al., 1994; TINKER, 1989). 
 
Es kann das Fazit gezogen werden, dass die Bewohnerstruktur des Betreuten Woh-
nens sich in den Merkmalen Geschlecht und Familienstatus signifikant von den Al-
terskohorten in den Privathaushalten unterscheidet und sich ähnlich gestaltet  wie in 
den Altenheimen. Auch in den Altenheimen überwiegen die Frauen und die Allein-
stehenden mit 70 - 80 Prozent (MOOS  et al., 1994; RÜCKERT, 1992; TINKER, 
1989). 
 
 
5.  Dienstleistungen im Betreuten Wohnen 
 
Betreutes Wohnen oder „Wohnen mit Service“ besteht aus der Verflechtung der 
Kernelemente „altengerechte Wohnungen“ und „Dienst- oder Serviceleistungen“ (Be-
treuung, Beratung, hauswirtschaftliche Hilfen, Pflege) zu einem Milieu- und Sozialge-
bilde, das sich in einigen Aspekten eindeutig von den Eigenarten der Heimstrukturen 
unterscheidet. 
Bezogen auf  das Wohnen unterscheidet sich Betreutes Wohnen von Heimen dahin-
gehend, dass im Betreuten Wohnen der Bewohner oder Mieter oder Eigentümer über 
eine abgeschlossene Wohnung einschließlich Sanitär- und Küchenbereich verfügt, 
während der Heimbewohner in der Regel ein Ein- oder Zweibettzimmer mit zugeord-
netem Sanitärbereich („Nasszelle“) als seinen Wohnbereich bezeichnen kann. 
Bezogen auf die Dienst- oder Serviceleistungen besteht der Unterschied darin, dass 
im Betreuten Wohnen der Bewohner darüber entscheiden kann, welche Dienstleis-
tung und in welcher Intensität er in Anspruch nehmen möchte, während im Heim die 
Mitarbeiter den Einsatz und das Ausmaß der Dienstleistungen festlegen. 
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Ein wichtiger Faktor für die Inanspruchnahme von Dienstleistungen ist die Zugäng-
lichkeit zu den Leistungen. In den Einrichtungen des Betreuten Wohnens ist der 
„Servicestützpunkt“ Anlauf- und Vermittlungsstelle für diesen Bereich. 
Nach der LBS-Erhebung verfügt ca. 1/3 der Einrichtungen mit einem Servicestütz-
punkt über einen durchgehend geöffneten Servicestützpunkt (24-Stunden-Dienst), 
ein weiteres Drittel hat den Stützpunkt tagsüber geöffnet und in knapp 30 Prozent der 
Einrichtungen haben die Bewohner tagsüber nur stundenweise Gelegenheit, sich 
Dienstleistungen vermitteln zu lassen (Siehe Tabelle 18). 

 
 

Tabelle 18  
Vermittlung der Dienstleistungen  

n = 416 (in %) 
Servicestützpunkt durchgehend geöffnet 35,80 
Servicestützpunkt tagsüber geöffnet 34,40 
Servicestützpunkt stundenweise geöffnet 29,80 
Quelle: LBS, 1997    
 
 
Im folgenden Abschnitt werden die für das Betreute Wohnen in Deutschland typi-
schen Dienstleistungsformen „Grundleistungen“ und „Wahlleistungen“ dargestellt und 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Bewohner und das Milieu der Einrichtung analy-
siert und interpretiert. 
 
 
5.1. Grund- und Wahlleistungen im Betreuten Wohnen 
 
Das Dienstleistungsgefüge im Betreuten Wohnen in Deutschland ist hinsichtlich der 
Leistungsvergütung in die beiden Bereiche „Grundleistungen“ und „Wahlleistungen“  
untergliedert, die hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf  die Autonomie der Bewohner 
und das Wohnmilieu recht unterschiedlich sind. 
 
 
5.1.1. Grundleistungen 
 
Die „Grundleistungen“ sind durch die monatlich zu verrichtende Pauschalvergütung 
(zwischen 80 und 400 DM) abgegolten. Hierbei besitzt der Bewohner ein beschränk-
tes Verfügungsrecht dahingehend, dass er laut dem „Pauschalvertrag über Dienst-
leistungen“ die Grundleistungen bezahlen muss, egal ob er sie in Anspruch nimmt 
oder nicht. Wie bereits weiter oben angeführt (Siehe Kapitel 2.2. und 3.1.3.), werden 
pauschalierte Leistungen überwiegend von den Bewohnern oder Interessenten des 
Betreuten Wohnens abgelehnt, da sie u. a. die Eigeninitiative und auch die Verfü-
gung über das eigene Einkommen einschränken.  
 
Laut der LBS-Erhebung (1997) bieten 64,47 Prozent der Einrichtungen einen Pau-
schalvertrag über Dienstleistungen und weitere 19,69 Prozent einen Heimvertrag an. 
Somit bestehen in ca. 84 Prozent der Einrichtungen des Betreuten Wohnens Formen 
pauschalierter Dienstleistungen, die als Bestandteil der Einrichtung hingenommen 
werden müssen, da man sie nicht abwählen kann. 
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Grundleistungen sind nach der LBS-Erhebung (1997) überwiegend so genannte 
„weiche“ Leistungen im Sinne psychosozialer Beratung und Begleitung, die im Ge-
gensatz zu so genannten „harten“ Dienstleistungen wie hauswirtschaftliche Unter-
stützung oder Pflegeleistungen stehen. 
Tabelle 19 ist zu entnehmen, dass die am häufigsten als Pauschal-Leistungsarten 
offerierten Dienste („Allgemeine Beratung“ 86,07 Prozent, „Nutzung der Gemein-
schaftseinrichtungen“ 82,85 Prozent, „Freizeitangebote“ 74,70 Prozent und „Persön-
liche Hilfestellung“ 64,51 Prozent) den Charakter der Betreuung, Begleitung, Anre-
gung und allgemeinen Unterstützung besitzen.  
Berücksichtigt man des Weiteren, dass nach der LBS-Erhebung  jede 5. Einrichtung 
des Betreuten Wohnens einen Heimvertrag anbietet, der einen noch weit umfangrei-
cheren pauschalen Leistungskatalog als ein Pauschalvertrag enthält, so  ist evident, 
dass so genannte „harten“ Dienstleistungen relativ selten als Grundleistungen ange-
boten werden. 
 
 

Tabelle 19  

Dienstleistungen im Betreuten Wohnen   
Grundleistungen  

n = 589 (in %) 
Allgemeine Beratung   86,07 
Nutzung der Gemeinschaftseinrichtungen 82,85 
Freizeitangebote   74,70 
Persönliche Hilfestellung   64,51 
Pflege bei vorübergehender Krankheit  38,37 
Hausmeisterdienste   32,25 
Wohnungsreinigung   20,71 
Fahr- und Bringdienste   19,01 
Mahlzeiten    14,26 
Pflegerische und therapeutische Hilfe  10,35 
Wäschedienste   5,94 
Quelle:  LBS, 1997    
 
 
Die Erhebung der Landesbausparkassen zeigt deutlich, dass in Deutschland im Be-
treuten Wohnen sich das „Konzept der knappen Hilfen“ durchzusetzen scheint. Das 
Konzept der knappen Hilfe beruht auf dem Grundsatz: „Soviel Eigenleistung des Be-
wohners wie möglich und soviel Hilfeleistungen wie nötig“. So bietet z. B. die Bremer 
Heimstiftung bei einer Pauschale von 120 DM im Monat für einen Einpersonenhaus-
halt (180 DM für einen Zweipersonenhaushalt) im Rahmen dieses Konzeptes als 
Grundleistungen den „Notruf, die schnelle Hilfe und Erstversorgung im Notfall, die 
Beratung und Hilfestellung bei der Organisation von Hilfen, die Bereitstellung von 
Gemeinschaftsräumen und die Garantie, dass derjenige, der stärker pflegebedürftig 
wird, in dem Haus seiner Wahl einen Platz findet“ (SCHÜTZ, 1994). Alle weiteren 
Dienstleistungen müssen zusätzlich als Wahlleistungen bezahlt werden. 
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5.1.2. Wahlleistungen 
 
„Wahlleistungen“ sind Dienstleistungen im Betreuten Wohnen, die vom Bewohner, 
der sie in Anspruch nimmt, vergütet werden müssen. Es steht somit de jure im Er-
messen des Bewohners zu entscheiden, welche Tätigkeiten er selbst noch im Haus-
halt ausüben möchte und welche er als Fremdleistung von bezahlten Kräften durch-
führen lassen möchte.  
 
De facto jedoch bestimmt letztlich im vorgerückten Alter und bei zunehmender Ge-
brechlichkeit der Bewohner das begrenzte Eigenvermögen an körperlicher und geis-
tiger Leistungsfähigkeit über den Einsatz von Helfern.  
Wahlleistungen im Betreuten Wohnen sind demnach im engeren Sinne keine frei 
gewählten Leistungen, sondern notwendige und erforderliche Kompensationsleistun-
gen, ohne die das Wohnen im eigenen Apartment bei zunehmender Hinfälligkeit gar 
nicht möglich wäre. Es wird hierbei vorausgesetzt, dass der Anteil der Senioren, der 
aus bloßer Bequemlichkeit Dienstleistungen ordert, relativ gering ist, denn die Leis-
tungen müssen vergütet werden und reduzieren somit das frei verfügbare Einkom-
men der Bewohner.  
 
Wie im Kapitel 2.2. bereits ausgeführt, sind nach einer Befragung in den alten Bun-
desländern Interessenten am Betreuten Wohnen bereit, bis zu 271 DM für woh-
nungsnahe Dienstleistungen im Monat auszugeben. In den neuen Bundesländern 
sind es 199 DM im Monat. Bezogen auf ihr Gesamteinkommen sind die Befragten 
bereit, bis zu 10 Prozent ihres Einkommens für diese Leistungen aufzuwenden 
(HEINZE et al., 1997). 
 
Im Gegensatz zu den Grundleistungen handelt es sich bei den Wahlleistungen vor-
wiegend um Dienstleistungen aus dem Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung. 
Diese Schwerpunktsetzung ist Ausdruck des Leistungsvermögens der Bewohner, die 
aufgrund ihrer eingeschränkten Kapazitäten in der Haushaltsführung Hilfestellung 
und Unterstützung bei den Verrichtungen des Alltags (Instrumentelle Aktivitäten des 
täglichen Lebens / IADL/ wie Einkaufen, Kochen, Putzen u. a.) benötigen. 
 
Wie Tabelle 20 zu entnehmen ist, bieten nach der Erhebung der LBS von 1997  84 
Prozent der Betreuten Wohnanlagen Mahlzeiten als Wahlleistungen an, Wäsche-
dienste werden von 72 Prozent und die Wohnungsreinigung von 65 Prozent der Be-
treuten Wohnanlagen angeboten. Die ersten 3 Positionen sind Dienstleistungen im 
IADL-Bereich, doch bereits an vierter Stelle mit 62 Prozent folgen „Pflegerische und 
therapeutische Hilfen“, ein Bereich, der Minderleistungen und fehlende Fertigkeiten 
im Bereich der basalen Kompetenzen (Aktivitäten des täglichen Lebens /ADL/ wie 
Aufstehen, Waschen, Ankleiden, Gehen, Essen) bei den Bewohnern zum Ausdruck 
bringt. 
Psychosoziale Tätigkeiten wie Beratungen, Freizeitangebote, persönliche Hilfestel-
lung und Nutzung der Gemeinschaftseinrichtungen, die Kernbereiche der Grundleis-
tungen, werden nur von wenigen Einrichtungen (7 - 23 Prozent) als Wahlleistungen 
angeboten. 
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Tabelle 20  
Dienstleistungen im Betreuten Wohnen  

Wahlleistungen  
n = 589 (in %) 

Mahlzeiten    84,38 
Wäschedienst   72,32 
Wohnungsreinigung   65,02 
Pflegerische und therapeutische Hilfen  62,13 
Fahr- und Bringdienst   56,87 
Hausmeisterdienst   51,27 
Pflege bei vorübergehender Krankheit  46,85 
Persönliche Hilfestellung   23,08 
Freizeitangebote   13,82 
Nutzung der Gemeinschaftseinrichtungen 6,79 
Allgemeine Beratung   6,45 
Quelle: LBS, 1997    
 
 
Wie bereits in Kapitel 3.1.3. ausgeführt, bedarf es an dieser Stelle des Hinweises, 
dass nach der Erhebung der Landesbausparkassen die Serviceleistungen überwie-
gend von hauseigenem Personal (54 Prozent) angeboten werden. Nur in jeder dritten 
Einrichtung des Betreuten Wohnens werden diese Dienstleistungen von ambulanten 
Diensten offeriert.  
 
Der Sachverhalt, dass mehr als jede zweite Einrichtung eigenes Personal für Dienst-
leistungen vorhält, bedarf  einer genaueren Untersuchung hinsichtlich des Personal-
einsatzes bei Wahlleistungen. Betrachtet man die monatlichen Pauschalleistungen 
als Vorhaltekosten, die über die Grundleistungen hinaus noch die Finanzierung eines 
Zeitkontingentes an Dienstbereitschaft einschließt, so stellt sich die Frage, in wel-
chem Umfang die Erbringung von Wahlleistungen die Arbeitskraft refinanziert. Sollte 
zum Beispiel ein bestimmter Teil der Arbeitszeit für die Erbringung von Wahlleistun-
gen abgestellt sein, so würden die Mitarbeiter unter einem gewissen Druck stehen, 
Wahlleistungen regelrecht „zu verkaufen“, um eine Kostendeckung zu erzielen. Wür-
den die Mitarbeiter nämlich außer den Grundleistungen keine oder nur wenige Wahl-
leistungen erbringen und abrechnen können, entstünde automatisch ein Defizit für 
die Einrichtung. 
 
Des Weiteren stellt sich die Frage, inwieweit die Zusatzleistungen nur vom hauseige-
nen Personal oder auch von außen stehenden Institutionen (ambulante Dienste, pri-
vat bezahlte Helfer, Angehörige u. a.) erbracht werden können. Sollte sich hierbei die 
Einrichtung ein Exklusivrecht ausbedingen, indem externen professionellen Diensten 
der Zugang zur Wohnanlage verwehrt wird, so lägen eindeutig heimähnliche Struktu-
ren vor. 
Dieser Sachverhalt der vertraglichen Bindung an die Einrichtung als ausschließli-
chem Leistungserbringer wird vom Sozialministerium Baden-Württemberg als Grenz-
linie zwischen Betreutem Wohnen und stationärer Altenhilfeeinrichtung festgelegt: 
„Sie wird nicht überschritten , solange die Bewohner im Betreuten Wohnen nicht 
rechtlich oder tatsächlich verpflichtet sind , die Dienstleistungen, die über die 
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Grundpauschale hinausgehen, von einem Dienst des Betreuungsgebers in Anspruch 
zu nehmen.“ (FRANK et al., 1995). 
 
 
5.2. Das Kernelement „Betreuung“ 
 
Betreutes Wohnen ist von der Konzeption her ein implizit ambivalenter Ansatz dahin-
gehend, dass hierbei Autonomieorientiertes Verhalten wie "Wohnen" kombiniert wird 
mit einem eher kustodialen und damit Abhängigkeitsfördernden Handeln der "Be-
treuung". Es handelt sich beim Betreuten Wohnen somit um eine ständige Gratwan-
derung zwischen "Wohnmilieu" und "Heimmilieu", zwischen "Selbständigkeit" und 
"Abhängigkeit" in der Lebensführung und Lebensgestaltung der Bewohner, die vom 
Alter und dem Ausmaß ihrer körperlichen und geistigen Kompetenzen her sich in der 
Phase des Überganges zwischen Rüstigkeit und leichter Gebrechlichkeit und Hilfe-
bedürftigkeit befinden. 
 
Mit Betreuung in einer Altenwohnanlage werden den Bedürfnissen der gesundheitlich 
eingeschränkten älteren Menschen nach Sicherheit und Geborgenheit entsprochen 
(SCHWEIKART et al., 1995). Sie möchten im Falle eines Notfalles (Sturz, Unwohl-
sein, Schwächeanfall u. a.) möglichst eine vertraute Person in der Nähe wissen, die 
erste Hilfe leisten und weitergehende Hilfen (Arzt etc.) schnell anfordern kann. Darü-
ber hinaus besteht das Bedürfnis nach Geborgenheit, das sich in befriedigenden so-
zialen Kontakten, in sozialer Stimulierung und Anerkennung äußert. Dieses psycho-
soziale Milieuelement lässt sich häufig von  Kompetenz eingeschränkten Bewohnern 
selbst nicht mehr aufbauen, so dass sie auf die Unterstützung von Hausbetreuern 
angewiesen sind. 
 
"Betreuung" wird im Folgenden anhand der empirischen Untersuchungen unter den 
Gesichtspunkten Betreuungsleistungen und -umfang, das Betreuungspersonals, 
Kosten und Auswirkung auf die Bewohnerschaft dargestellt. 
 
 
Betreuungsleistungen und -umfang: 
Aus Großbritannien liegt eine Reihe von Untersuchungen über das Sheltered 
Housing vor, die u. a. besonders auf diesen Betreuungsaspekt eingegangen sind. 
 
Ein Kernelement der Betreuung in Sheltered Housing durch die Hausbetreuerin 
("warden") besteht in den regelmäßigen, häufig täglich stattfindenden Besuchen der 
Bewohner. Die entscheidende Aufgabe dieser Besuche liegt in der Überprüfung  des 
Allgemeinzustandes des Bewohners.     
 
Tägliche Besuche werden bei 48 bis 54,7 Prozent der Bewohner des Sheltered 
Housing durchgeführt (BUTLER et al., 1983; HEUMANN, 1988), bei den betreuungs-
intensiveren Einrichtungen des Very Sheltered Housing  werden bereits 63,1 Prozent 
der Bewohner mindestens einmal täglich aufgesucht (HEUMANN, 1988). 
 
In älteren Einrichtungen (durchschnittliche Betriebsdauer 11 Jahre) des Sheltered 
Housing kommen bei diesen Besuchen zusätzliche Kontrollaufgaben hinzu, wie 
PHILLIPSON et al. (1985) (n = 52) feststellten. Bei 83 Prozent der besuchten Be-
wohner wird nachgeschaut, ob die regelmäßige Nahrungseinnahme gewährleistet ist 
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und bei 56 Prozent der Besuche wird auf die korrekte Medikamenteneinnahme ge-
achtet.  
 
Ein weiteres Element der Betreuung liegt in der Planung und Durchführung von Ge-
meinschaftsveranstaltungen in der Wohnanlage: Fast jede zweite Einrichtung (46 
Prozent) bietet gesellige Treffen an (BUTLER et al., 1983).  
 
Zusätzliche Betreuungsleistungen bestehen aus Einkäufen, Hilfe beim Kochen, klei-
nere Erledigungen u. a.. Hinzu kommen noch die Kontakte zu den Angehörigen, den 
die Einrichtung aufsuchenden medizinischen und sozialen Dienstleistungserbringern 
(Ärzte, ambulante Pflegedienste, Sozialarbeiter u. a.). 
Bei den Einrichtungen des Very Sheltered Housing weitet sich das Tätigkeitsspekt-
rum aufgrund der zunehmenden Gebrechlichkeit der Bewohner noch auf pflegerische 
Aufgaben (u. a. Hilfe beim Aufstehen und Zubettgehen, Medikamenteneinnahme) 
aus (TINKER, 1989).  
 
Der Umfang der Betreuungszeit steigt mit der Zunahme der Gebrechlichkeit: Wäh-
rend in Sheltered Housing die Hausbetreuerin durchschnittlich 35 Stunden pro Wo-
che arbeitet, so sind es in Einrichtungen des Very Sheltered Housing bereits 57 
Stunden (HEUMANN, 1980). 
 
Gleichzeitig findet eine Verschiebung der Arbeitsschwerpunkte statt: Während beim 
Sheltered Housing  noch 7,5 Stunden pro Woche für Hilfeleistungen (Einkaufen, Hel-
fen im Haushalt u. a.) und 4,4 Stunden für die Planung und Durchführung von gesel-
ligen Aktivitäten aufgewendet werden, so sind es beim Very Sheltered Housing nur 
noch 4 Stunden bzw. 2,3 Stunden für diese Tätigkeiten. Auf der anderen Seite 
wächst beim Very Sheltered Housing die Stundenzahl für individuelle Betreuungs- 
und Pflegeleistungen pro Bewohner und Woche von 0,9 auf  3,7 Stunden (HEU-
MANN, 1980). 
 
 
Merkmale des Betreuungspersonals: 
Die Konzeption der Hausbetreuerin des Sheltered Housing basiert auf der Vorstel-
lung des "good neighbour", d. h., dass die Kontakte zwischen Betreuerin und Be-
wohner eher einen alltagnahen und informellen Charakter und weniger einen durch 
eine bestimmte Berufsrolle festgelegten formellen Charakter besitzen sollten. 
 
Bei den Hausbetreuerinnen handelt es sich ausschließlich um Frauen mit einem 
Durchschnittsalter von 49 - 52 Jahren, von denen zwischen 77 und 94 Prozent ver-
heiratet sind (BUTLER et al., 1983; HEUMANN, 1980; PHILLIPSON et al., 1985).  
 
In der Regel wohnen die Hausbetreuerinnen mit ihren Familien in einer Dienstwoh-
nung der Wohnanlage. Nur 25 Prozent der Betreuerinnen verfügen über ein eigenes 
Büro, während 65 Prozent gern eins hätten (BUTLER et al., 1983). 
Ein beträchtlicher Anteil der Hausbetreuerinnen hat keinerlei berufliche Ausbildung 
(42 Prozent bei TINKER und 69 Prozent bei BUTLER et al.). Eine pflegerische oder 
altenspezifische Ausbildung oder vorhergehende Berufspraxis konnten  je nach Er-
hebung 24 Prozent (TINKER, 1989), 23 Prozent (HEUMANN, 1980) und 69 Prozent  
(PHILLIPSON et al., 1985) der Hausbetreuerinnen nachweisen. 
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Eine ausreichende Vorbereitung auf die Tätigkeit wird von wenigen Trägern angebo-
ten, auch fehlen regelmäßige Treffen der Hausbetreuerinnen zur Weiterbildung u. ä.. 
 
 
Kosten der Betreuungsleistungen: 
Die Personalkosten für die Betreuung im Betreuten Wohnen in Großbritannien schei-
nen sehr niedrig zu sein: BUTLER et al. (1983) geben einen Wochenlohn von 40 - 50 
Pfund Sterling an, TINKER (1989) berichtet von einem durchschnittlichen Jahressalär 
von ca. 4.700  Pfund Sterling. Rechnet man diese für deutsche Verhältnisse extrem 
niedrigen Gehälter auf die Mieter um, so entstehen bei einer Wohnanlage mit 30  - 35 
Wohneinheiten Betreuungskosten von ungefähr 30 - 40 DM pro Monat und Mietpar-
tei. 
 
In Deutschland wird das Leistungssegment "Betreuung" hinsichtlich der Qualifikation 
der Betreuungskraft gegenwärtig kontrovers diskutiert. Betreuung wird zum Grund-
service neben den haustechnischen Diensten und der Notruforganisation einer Be-
treuten Wohnanlage gezählt (Städtetag Baden-Württemberg et al., 1995). Betreuung 
als eine wohnungsnahe Dienstleistung sollte im Regelfall durch eine sozialpädagogi-
sche oder zumindest pflegerische Fachkraft angeboten werden, wobei der Umfang 
der Betreuungsleistung von der Größe der Wohnanlage bestimmt wird (Städtetag 
Baden-Württemberg et al., 1995; FISCHER, 1989; MÄTZKE, 1992). Für eine Wohn-
anlage mit 25 Wohneinheiten wird mindestens 1/4 Stelle eines Sozialpädagogen für 
angemessen gehalten. 
 
Für SCHWEIKART  et al. (1995) hingegen sind  Sozialpädagogen für Betreuungsleis-
tungen überqualifiziert und auch zu teuer. Vorgeschlagen wird die "Hausmeister-
Lösung", d. h., ein Lebens erfahrenes, alltagskompetentes und Basisqualifiziertes 
Hausmeisterehepaar  dient als Ansprechpartner und Helfer bei kleineren hauswirt-
schaftlichen Leistungen. Auch das Konzept der "Sozialhelferinnen" aus Grimma ent-
spricht diesem Ansatz: Lebens- und Familienerfahrung, Kontaktfreudigkeit und "kein 
Expertentum" sind die entscheidenden Charakteristika für die Betreuerinnen der Al-
tenwohnanlagen (SCHWEIKART et al., 1995). 
 
Diese entprofessionalisierten Betreuungsstrategien ähnlich dem Sheltered Housing 
in Großbritannien entsprechen hinsichtlich der Betreuungskosten eher den Wün-
schen der älteren Menschen, die nicht bereit sind, regelmäßig hohe Pauschalen für 
die wohnungsnahen Dienstleistungen zu entrichten. Eine Untersuchung der Schader-
Stiftung aus dem Jahr 1995 ergab, dass die "Schallgrenze" für die monatliche Pau-
schale bei fast 62 Prozent der älteren Mietern aus den alten Bundesländern bei 200 
DM liegt, 35,9 Prozent der Befragten würden sogar nicht mehr als 100 DM pro Monat 
ausgeben wollen (Schader-Stiftung, 1996). 
 
 
Die Bedeutung der Betreuungsleistungen für die Bewohner: 
Die Untersuchungen aus Großbritannien zeigen deutlich, dass ältere Menschen mit 
beginnenden Gebrechen nur in ihrer Wohnung verbleiben können, wenn eine Be-
treuungsperson im Nahbereich zur Verfügung steht, die nicht nur Hilfestellung leistet, 
sondern auch regelmäßig "nach dem Rechten schaut". Nur so kann das Gefühl der 
Sicherheit entstehen.  
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Die bloße Präsenz rüstiger Personen (Hausmeister, Hausverwalter, Betreuerinnen) in 
der Wohnanlage erhöht das Sicherheitsempfinden der Bewohner (CHRISTENSEN et 
al., 1987; SCHWEIKART et al., 1995). Aus diesem Grunde sollten Betreute Wohnan-
lagen über Dienstwohnungen für Hausmeister und/oder Betreuungspersonen verfü-
gen. Auch sollten die Präsenzzeiten für aktive und passive Betreuungsleistungen 
möglichst ganztägig gestaltet werden, da das häufig nur stundenweise konzipierte  
Betreuungsangebot für einen Großteil der körperlich eingeschränkten Bewohner 
nicht ausreichen wird. 
 
 
5.3. Die Inanspruchnahme von Dienstleistungen   
 
Selbständiges "Wohnen"  schließt dem Allgemeinverständnis nach einige Fähigkei-
ten mit ein, die u. a. die Tätigkeitsbereiche der Alltagsverrichtungen der Haushalts-
führung umfassen: Putzen, Waschen, Kochen, Einkaufen etc.. Wer früher aufgrund 
altersbedingter Einschränkungen nicht mehr zu diesen Tätigkeiten fähig war, musste 
in der Regel den Haushalt auflösen und in ein Altenheim oder zu den Angehörigen 
ziehen. Hierdurch wurde in den meisten Fällen die Selbständigkeit der Lebensfüh-
rung aufgegeben, denn der Umzug in einen Großhaushalt (Heim) oder in den Privat-
haushalt eines Angehörigen ging mit der Ein- und Unterordnung in ein fremdes Sozi-
algefüge einher. Der damit einhergehende Kontrollverlust über Raum, Tagesablauf 
und Handeln drückt den Verlust an Autonomie aus. 
 
Ambulante Dienste haben neben informeller Hilfe durch Angehörige, Freunde oder 
Nachbarn in den letzten Jahrzehnten mit dazu beigetragen, dass auch bei einge-
schränkten Alltagskompetenzen aufgrund zunehmender Gebrechlichkeit die Auf-
rechterhaltung einer relativ selbständigen Lebensführung gewährleistet werden konn-
te. 
 
Betreutes Wohnen geht gegenüber dem eigenständigen Privathaushalt einen  Schritt 
weiter, indem  ambulante Dienste oder auch Dienste der Einrichtung vermittelt und 
teilweise auch offeriert  werden. Die Zugänglichkeit zu Dienstleistungen wird je nach 
Typus des Betreuten Wohnens (heimgebunden, integrierte Dienste oder eigenstän-
dige Anlage) erleichtert bzw. erschwert. 
 
In den USA wurde von LAWTON (1976) der Einfluss der Zugänglichkeit von Dienst-
leistungen hinsichtlich der Auswirkungen auf das Kompetenzverhalten und die Le-
benszufriedenheit älterer Menschen in Altenwohnanlagen hin untersucht. Er verglich 
eine Einrichtung vom Typus Congregate Housing (Mahlzeitenangebote, medizinische 
und pflegerische Dienstleistungen, hauswirtschaftliche Dienste) mit einer Einrichtung 
vom Typus Traditional Housing (altengerechtes Wohnen ohne zusätzliche Dienste) 
und stellte fest, dass in dem Congregate Housing das Niveau der Verhaltenskompe-
tenz bezüglich sozialer Kontakte, Teilnahme an Gemeinschaftsaktivitäten und Inte-
resse am kommunalen Geschehen außerhalb der Einrichtung vermindert war. Erhöht 
waren hingegen die Wohlbefinden und die Zufriedenheit mit der Einrichtung.  
 
LAWTON  erklärt diese Ergebnisse mit dem theoretischen Konstrukt der unterschied-
lichen Umweltanforderungen: In der Altenwohnanlage ohne Dienstleistung werden 
die alten Menschen angehalten, sich selbst zu versorgen, also ihre Potentiale an Fä-
higkeiten zu aktivieren (Sphäre der maximalen Aktivierung der Verhaltenspotentiale), 
während hingegen in der Einrichtung mit den Dienstleistungen den alten Menschen 
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einige der hauswirtschaftlichen Aufgaben (Einkaufen, Kochen etc.) abgenommen 
werden, obwohl sie zu diesen Tätigkeiten noch fähig wären (Sphäre des maximalen 
Komforts). So herrscht in der Einrichtung mit den Dienstleistungen die Atmosphäre 
einer "passiven Zufriedenheit" (passive contentment) vor, während hingegen in dem 
anderen Einrichtungstypus die Atmosphäre einer "aktiven Spannung" (active strain) 
anzutreffen ist.  
LAWTON  verweist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Nähe der Dienst-
leistungen zu Abhängigkeit führt und den Willen zu eigenständigem Handeln ein-
schränkt. 
 
Den Effekt, dass die Nähe von Dienstleistungsanbietern Einfluss auf die Inanspruch-
nahme der Leistungen hat, konnten auch SCHWEIKART  et al. 1995 in Deutschland 
herausarbeiten:  So erhielten die Bewohner von Altenwohnanlagen mit integrierter 
Betreuung (Anbindung an einen ambulanten Pflege- und Betreuungsdienst, Sozial-
station) bei weitem mehr Hilfe und Unterstützung von formellen Dienstleistungsanbie-
tern als Bewohner von eigenständigen Altenwohnanlagen. Mit Abstand am häufigs-
ten erhielten Bewohner von Einrichtungen mit integrierter Betreuung  Dienstleistun-
gen (Einkaufen: 58,8 Prozent, schwere Hausarbeit 50,6 Prozent, Mahlzeiten 37,6 
Prozent, Körperpflege 18,8 Prozent und Behandlungspflege 30,6 Prozent), an zwei-
ter Stelle rangieren Einrichtungen des Betreuten Wohnanlagen im Heimverbund 
(Einkaufen: 28 Prozent, schwere Hausarbeit 34 Prozent, Mahlzeiten 22 Prozent, 
Körperpflege 20 Prozent und Behandlungspflege 10 Prozent). Am geringsten ist die 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen in eigenständigen Altenwohnanlagen (Ein-
kaufen: 28 Prozent, schwere Hausarbeit 34 Prozent, Mahlzeiten 22 Prozent, Körper-
pflege 20 Prozent und Behandlungspflege 10 Prozent) (Siehe Abbildung 3). 
 
 
                                              Abbildung  3  
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Diese gravierenden Unterschiede in der Inanspruchnahme von Leistungen (das 3 - 
10fache an Diensten in Wohnanlagen mit integrierter Betreuung gegenüber eigen-
ständigen Wohnanlagen) können nicht im Klientel begründet liegen, denn der Anteil 
der Bewohner, die keine Unterstützung in Anspruch nehmen, ist in allen 3 Einrich-
tungstypen ca. gleich groß: Betreutes Wohnen im Heimverbund 34 Prozent, Einrich-
tung mit integrierter Betreuung 36,5 Prozent und eigenständige Wohnanlage 38 Pro-
zent (SCHWEIKART et al., 1995). 
 
Auch hinsichtlich der Hilfeleistungen durch Angehörige unterscheiden sich die Ein-
richtungstypen nicht: Jeweils wurden um die 30 Prozent Angehörigenmitwirkung 
festgestellt (Siehe Tabelle 21). 
 
 

Tabelle 21  

Unterstützungsinstanzen nach Einrichtungstypen  

n = 243 (in %) 
 Integration in 

Heimanlage 
Altenwohnanlage mit 
integrierter Betreuung 

Eigenständige Alten-
wohnanlage 

Verwandte 30,00 30,60 29,60 
Sozialstation 0 22,50 6,50 
Quelle: Schweikart et al., 1995      
 
 
Als Nachteile der Altenwohnanlage mit integrierten Diensten werden von der Ruhr-
universität et. al. (1996) angeführt, dass einerseits durch das verfügbare Angebot an 
Dienstleistungen die Eigeninitiative eingeschränkt werden kann und dass anderer-
seits auch hohe Vorhaltekosten (hohe Betreuungspauschalen) entstehen können.  
 
Als Nachteile für eigenständige Altenwohnanlage mit vermittelten Diensten werden 
die geringe Versorgungssicherheit bei akuten Krisen, insbesondere nachts und an 
den Wochenenden und die Gefahr der Unterversorgung bei unbekannten Diensten 
und Einzelabrechnung angeführt. 
 
Die gegenwärtige Diskussion über Umfang und Dichte der Versorgungsleistungen im 
Betreuten Wohnen in Deutschland geht von der Grundannahme aus, dass Wohnen 
und Dienstleistung voneinander unabhängige Faktoren sind (STOLARZ et al., 1993). 
Das bedeutet, dass das Ausmaß der Versorgungsleistungen keinen Einfluss auf das 
Wohnen, die Räumlichkeiten und auch auf die Selbstbestimmung besitzt. Im Kontext 
dieser Vorstellung vom selbständigen Wohnen im Alter sind keine Kriterien für Unter-
scheidungen zwischen "Wohnmilieu" und "Heimmilieu", zwischen selbständiger Le-
bensführung und abhängigen Betreuungsverhältnis enthalten.  
 
Im Folgenden werden die Untersuchungen hinsichtlich der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen und über Erwartungen und Wünsche von älteren Menschen hin-
sichtlich der Zugänglichkeit von Dienstleistungen im Betreuten Wohnen vorgestellt. 
 
 
Hauswirtschaftliche Hilfen und Mahlzeitendienste: 
Die Bewohner des Betreuten Wohnens verfügen zu einem nicht unbedeutenden An-
teil nicht mehr über das Ausmaß an Rüstigkeit, das für die verschiedenen Aufgaben 
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einer selbständigen  Haushaltsführung (Putzen, Waschen, Einkaufen, Kochen) erfor-
derlich ist. Sie sind somit hilfe- und unterstützungsbedürftig, d. h. sie brauchen Hilfe-
stellung bei verschiedenen Verrichtungen der alltäglichen Hausarbeit. Erhebungen in 
Großbritannien, den USA und Deutschland haben ergeben, dass ca. 30 bis 70 Pro-
zent der Bewohner regelmäßig Hilfen bei der Haushaltsführung erhalten.  
Die Tätigkeiten umfassen die schwereren Hausarbeiten wie Wohnungsreinigung, 
große Wäsche und Putzen. (BUTLER et al., 1983; EHRLICH et al., 1982; JACOBS, 
1996; MOOS et al., 1994; TINKER, 1989; Arbeiterwohlfahrt, 1991; KLUPP et al., 
1994; SCHWEIKART  et al., 1995). 
 
Einkaufs-Dienste werden in 45 Prozent der Congregate Housing angeboten (MOOS 
et al., 1994). In Deutschland nehmen 28 Prozent der Bewohner heimgebundener 
Wohnanlagen, 58,8 Prozent der Bewohner der Wohnanlagen mit integrierter Betreu-
ung und 15,7 Prozent der Bewohner eigenständiger Wohnanlagen diesen Dienst in 
Anspruch (SCHWEIKART  et al., 1995). In Großbritannien gehören Tätigkeiten wie 
Hilfe im Haushalt, Einkaufen etc. zu den Alltagspflichten der Hausbetreuerinnen des 
Sheltered Housing, nur sind diese Leistungen nicht im Einzelnen quantifiziert worden 
(PHILLIPSON  et al., 1985; HEUMANN, 1980). 
 
Die Inanspruchnahme von Mahlzeitendiensten (warmer Mittagstisch oder mehrere 
Mahlzeiten pro Tag) gestaltet sich dagegen sehr unterschiedlich. Im Sheltered 
Housing  in Großbritannien beziehen 16 Prozent der Bewohner "Essen auf Rädern" 
(BUTLER et al., 1983), auch im Betreuten Wohnen in Deutschland wurde ein Durch-
schnittswert von 19,8 Prozent ermittelt (SCHWEIKART et al., 1995). In 68 Prozent 
der Congregate Housing in den USA werden Mahlzeitendienste angeboten (MOOS 
et al., 1994). In Altenwohnheimen und in Service-Häusern nehmen 55 Prozent der 
Bewohner zumindest das Angebot eines Mittagessens in Anspruch  (KLUPP et al., 
1994; Arbeiterwohlfahrt, 1991).  In den Wohnstiften des Verbandes Schwäbischer 
Feierabendheime (n = 216) nahmen im Jahr 1992   42,1 Prozent der Bewohner am 
Mittagstisch teil, Frühstücksdienste nahmen 9,7 Prozent und das Abendessen 7,8 
Prozent in Anspruch (Paul-Lempp-Stiftung, o. J.). 
 
 
Pflegeleistungen im Betreuten Wohnen: 
Behandlungs- und/oder Grundpflege hat im Gegensatz zu den  hauswirtschaftlichen 
Hilfen im Betreuten Wohnen eine eher nachrangige Bedeutung, berücksichtigt man, 
dass der Anteil der pflegebedürftigen Bewohner in der Regel recht klein ist. So erhal-
ten in Deutschland 14 Prozent der Bewohner Behandlungspflege und 13,6 Prozent 
Körperpflege, wobei in Einrichtungen mit integrierten Diensten bei der Behandlungs-
pflege 30,6 Prozent der Bewohner  gegenüber 10 Prozent bei heimgebundenen und 
nur 2,8 Prozent bei eigenständigen Einrichtungen versorgt werden (SCHWEIKART  
et al., 1995). 
  
In einer Betreuten Wohnanlage in Freiburg wurden für 1993 durchschnittlich 502 DM 
Pflegekosten pro Bewohner und Monat errechnet, wobei der pflegeintensivste Be-
wohner Pflegekosten von 2.000 DM im Monat verursachte (Heiliggeistspital Freiburg, 
1994).  
 
In einer von einer Sozialstation in München betreuten Wohnanlage verteilte sich das 
Arbeitsaufkommen der beiden Pflegekräfte wie folgt: Behandlungspflege 47 Prozent, 
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Grundpflege 11 Prozent, Einzelaktivitäten ca. 20 Prozent und psychosoziale Betreu-
ung ca. 18 Prozent  (Landeshauptstadt München, 1991).  
 
In den Wohnstiften des Verbandes Schwäbischer Feierabendheime (n = 169) nah-
men die Pflegepauschale in der Altersgruppe 65- 69 Jahre 37,5 Prozent, 70 - 74 Jah-
re  4 Prozent, 75 - 79 Jahre 2,3 Prozent, 80 - 84 Jahre 22 Prozent, 85- 89 Jahre 0 
Prozent und 90 Jahre und älter 33,3 Prozent  in Anspruch (Paul-Lempp-Stiftung, o. 
J.). 
 
Im Sheltered Housing in Großbritannien erhalten 8 Prozent (FENNELL, 1986) bzw. 
14 Prozent (TINKER, 1989) regelmäßig Besuche von einer ambulanten Kranken-
schwester, im Very Sheltered Housing sind es bereits 17 Prozent (TINKER, 1989). 
In 36 Prozent der Congregate Housing halten Krankenschwestern regelmäßig 
Sprechstunden, in 14 Prozent wird Hilfestellung bei der Medikamenteneinnahme an-
geboten (MOOS et al., 1994). 
 
 
Erwünschte Dienste im Betreuten Wohnen: 
Befragungen älterer Menschen in Privathaushalten und in Altenwohnanlagen ohne 
Serviceleistungen hinsichtlich erwünschter Dienstleistungen in einer Betreuten 
Wohnanlage ergab folgende Prioritätenliste:  
 
An erster Stelle der Wunschliste stehen medizinische und pflegerische Dienste wie z. 
B. eine Krankenstation, ein hauseigener 24-Stunden-Pflegedienst, ständige Tag- und 
Nachtbereitschaft. Für diese Dienste votieren in Deutschland 50 Prozent der Befrag-
ten (für den Tag- und Nachtbereitschaftsdienst sogar 82 Prozent) (KRINGS-
HECKEMEIER et al., 1995) und in den USA  zwischen 58 und 95 Prozent (CARP, 
1976; CRANZ, 1987; GREENBAUM et al., 1970; LAWTON, 1969; REGNIER, 1987). 
 
An zweiter Position befinden sich hauswirtschaftliche Dienstleistungen, für die in 
Deutschland 47 Prozent (KRINGS-HECKEMEIER et al., 1995) und  in den USA zwi-
schen 29,7 und 35,1 Prozent plädieren; ständige Mahlzeitendienste werden von 19 
und 36,5 Prozent der Befragten erwünscht (LAWTON, 1969; REGNIER, 1987).  
 
Diese Prioritätensetzung lässt sich dahingehend interpretieren, dass an erster Stelle 
die Absicherung gegen akute und chronische Erkrankungen und Gebrechen des Al-
ters steht, während Erleichterungen des Alltags oder vielleicht auch Komfortüberle-
gungen zweitrangig sind. 
 
 
Dienstleistungen mit geringerer Akzeptanz im Betreuten Wohnen: 
Von Interesse in diesem Zusammenhang ist die Erhebung von Empirica (1996) in 
Baden (n = 600), die u. a. die Dienstleistungen ermittelte, für die kein Bedarf gesehen 
wird. Befragt wurden in Privathaushalten lebende Personen im Alter von 50 Jahren 
und mehr. 
Tabelle 22 zeigt, dass vor allem Betreuungsleistungen (Beratung, Anregungen, Ge-
selligkeit), die überwiegend als Grundleistungen angeboten werden (Siehe Kapitel 
5.1.1.), auf ein geringeres Interesse stießen. Keine dieser Leistungen wird jedoch 
von der Mehrheit (mehr als 50 Prozent) ablehnt. Pflegerische und hauswirtschaftliche 
Dienste besitzen hingegen ein weit geringeren Ablehnungsgrad: Pflege bei vorüber-
gehender Erkrankung 3 Prozent, ambulante Pflege bei dauernder Pflegebedürftigkeit 
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4 Prozent; Pflege bei Schwerstpflegebedürftigkeit 7 Prozent, Hilfen im Haushalt 8 
Prozent, Hausmeisterdienste 14 Prozent und Fahr- und Bringdienste 16 Prozent. 
 
 

Tabelle 22  
Leistungen, für die kein Bedarf besteht  

n = 600 (in %) 
Behördengänge 41 
Integration/Gemeinwesen 40 
Sprechstunden 37 
Nachbarschaftshilfe 33 
Geselligkeit / Kontakte 29 
Freizeitangebote 27 
Quelle: Empirica, 1996  
 
 
Die Akzeptanz der Dienste in Abhängigkeit von Alter und Mobilitätseinschränkung: 
REGNIER (1987) belegte anhand von Erhebungen, dass u. a. das Alter und die Ge-
brechlichkeit Einfluss auf das Ausmaß der Akzeptanz oder Ablehnung von Dienstleis-
tungen besitzt. 
So befragte er Senioren in Privathaushalten des gehobenen Mittelstandes in den 
USA hinsichtlich ihrer Präferenzen bei Dienstleistungsangeboten im Betreuten Woh-
nen. Während z. B. das Akzeptanz-Differential (Prozentuale Nennungen erster Präfe-
renz abzüglich der prozentualen Nennungen der letzten Präferenz) bei Ausflügen im 
Durchschnitt bei 61,9 lag (n = 499, Durchschnittsalter 72,6 Jahre), betrug es bei der 
Subpopulation der 75jährigen und älteren (n = 150) nur 46,1 und bei der Gruppe der 
Mobilitätseingeschränkten (n = 109) sogar nur 33,3. Die Akzeptanz für das Angebot 
Ausflüge nimmt somit mit dem Alter und der nachlassenden Mobilität ab. Hingegen 
steigt die Akzeptanz für pflegerische Dienste: Während das durchschnittliche Akzep-
tanz-Differential für eine Bereitschaftskrankenschwester („Nurse on call 24 hours“) 
bei 55,1 lag, stieg es bei den 75jährigen und älteren auf 71,1 und bei den Gehbe-
hinderten auf 71,9. 
 
Die größten Abweichungen ermittelte REGNIER bei dem Zimmerservice („Room ser-
vice“):                                                                                                                                    
Während dieser Dienst bei der Gesamtstichprobe eher negativ eingeschätzt wurde 
(Akzeptanz-Differential von  -14,9), wird er von Gehbeeinträchtigten positiv einge-
schätzt (Akzeptanz-Differential  31,5).  
REGNIER  stellte bei seinen Erhebungen fest, dass teilweise beträchtliche Differen-
zen nicht nur in der Akzeptanz der Dienstleistungen, sondern auch hinsichtlich der 
Räumlichkeiten bestehen:  
Die Bibliothek im Betreuten Wohnen besitzt insgesamt ein Akzeptanz-Differential von 
58,7, bei der 75jährigen und älteren hingegen nur von 14,5.  
 
Diese Erkenntnisse sind Hinweise dafür, dass ein „Rüstigen-Milieu“ und ein „Ge-
brechlichen-Milieu“ im Betreuten Wohnen sich nicht nur hinsichtlich der Dienstleis-
tungen, sondern auch in den Räumlichkeiten stark voneinander unterscheiden. 
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5.4. Das "Altern" der Betreuten Wohnanlagen  
 
Ein grundsätzliches Struktur- und Funktionsproblem Betreuter Wohnanlagen besteht 
in dem Prozess der „Alterung“ der Anlagen aufgrund des zunehmenden Durch-
schnittsalters der Bewohnerschaft. Die wachsende Hochaltrigkeit der Bewohner führt 
zu einer Milieuänderung dahingehend, dass das „Rüstigen-Milieu“ zunehmend vom 
„Gebrechlichen-Milieu“ durchdrungen und überlagert wird. Eine Zunahme an haus-
wirtschaftlichen, betreuenden und pflegerischen Dienstleistungen ist Indiz dafür, dass 
immer weniger Selbständigkeit das Leistungspotential der Bewohner bestimmt. Hilfe- 
und teilweise auch Pflegebedürftigkeit charakterisieren zusehends den Allgemeinzu-
stand der Klientel.  
 
Die Hinfälligkeit der Bewohner und die damit verbundene Ausdehnung und Intensi-
vierung der Versorgungsleistungen hat wiederum Auswirkungen auf die Gesamt-
struktur der Einrichtung: 
Handelt es sich noch um ein Wohn-Milieu oder überwiegen bereits die Betreuungs- 
und Pflegestrukturen?  Anders ausgedrückt: Dominieren Wohnelemente die Einrich-
tung oder heimähnliche Strukturen?  
 
Angesichts der geringen Betriebsdauer bestehender Wohnanlagen liegen in 
Deutschland gegenwärtig noch keine Untersuchungen zu diesem Alterungs- oder 
auch Entwicklungsprozess des Betreuten Wohnens vor, sodass zur Darstellung die-
ses Sachverhaltes mit all seinen Konsequenzen im Folgenden auf internationale Un-
tersuchungen zurückgegriffen werden wird. 
 
In den USA ist eine Reihe von Untersuchungen zu diesem „Alterungsprozess“ der 
Wohnanlagen vorgenommen worden. So haben LAWTON  et al. (1980, 1985) meh-
rere Anlagen über längere Zeiträume (12 - 15 Jahre) hinsichtlich der Veränderungen 
bei den Bewohnern und den Dienstleistungen hin untersucht. Bei 5 Einrichtungen (n 
= 494) wurden die Veränderungen über einen Zeitraum von 12 Jahren beobachtet. 
Die wesentlichsten Ergebnisse: 
 

� Das Durchschnittsalter stieg von 72,8 Jahre auf  77,7 Jahre, 
 

� das Ausmaß an funktionaler Kompetenz hatte sich nicht signifikant ver-
schlechtert, 

 
� ein allgemeiner Verlust an Lebensqualität wird durch die Zunahme passiver 

Aktivitäten (Fernsehen u. a.) und die Abnahme aktiver Beschäftigungen kon-
statiert, 

 
� die Bewohner haben weniger Kontakte untereinander (geringere Besuchshäu-

figkeit) und 
 

� geringere Kontakte zu ihren Kindern außerhalb der Einrichtung, 
 

� abnehmende Außerhaus-Aktivitäten und eine geringere Einkaufstätigkeit,  
 

� geringerer Grad an Lebenszufriedenheit und  
 

� ein höherer Bedarf an Hilfeleistungen wurde erhoben.  



 96

 
� Nur noch 61 Bewohner (12 Prozent) der Ersterhebung 1966 - 1968 konnten 

1980 untersucht werden, der überwiegende Teil ist zwischenzeitlich verstor-
ben bzw. wurde in pflegeintensivere Einrichtungen verlegt. 

 
� Alle Einrichtungen hatten in der 12jährigen Periode hausinterne Dienstleis-

tungsstrukturen (on-site services) nachgerüstet: Pflege- und Betreuungsdiens-
te, Mahlzeiten, hauswirtschaftliche Dienste. Für diese Dienste wurden vorhan-
dene Räumlichkeiten umgenutzt, jedoch keine größeren Neu- bzw. Umbauten 
getätigt (LAWTON et al., 1985). 

 
 
Eine weitere Erhebung in zwei Congregate Housing (n= ca. 500) über 12 und 17 Jah-
ren zeitigt diesen Alterungsprozess noch stärker:  
 

- Das Durchschnittsalter stieg von ca. 75, 3 Jahre im Laufe der Zeit auf 83,4 
und 83,6 Jahre an, 

 
- die funktionale Kompetenz der Bewohner verschob sich mit der Zeit von relativ 

unabhängig in Richtung semiunabhängig, 
 

- bei den neu einziehenden Bewohnern stieg im Laufe der Zeit das durch-
schnittliche Eintrittsalter und parallel hierzu nahm die funktionale Kompetenz 
sukzessive ab (LAWTON et al., 1980). 

 
Eine Untersuchung einer Altenwohnanlage in den USA mit 184 Wohnungen 8 Jahre 
nach der Erstbelegung ergab hinsichtlich der Wünsche nach Dienstleistungen im 
Haus einige Veränderungen: Während nach einem Jahr Aufenthalt 13 Prozent ein 
fehlendes Geschäft monierten, so waren es nach 8 Jahren bereits 21 Prozent. Nach 
einem Jahr wurde von 10 Prozent ein fehlender Platz für Mahlzeiten bemängelt, nach 
8 Jahren waren es 24 Prozent. Ein Mahlzeitendienst wurde nach einem Jahr von 1/3 
der Bewohnerschaft gewünscht, von 3/4 nach 8 Jahren. Zusätzlich lag nach 8 Jahren 
Aufenthalt bei vielen der Wunsch nach medizinischen und pflegerischen Einrichtun-
gen vor: 64 Prozent wünschten sich eine Pflegestation im Haus, 62 Prozent einen 
24-Stunden-Pflegedienst und 52 Prozent eine Krankenstation (CARP, 1976). 
 
Die vorliegenden Längsschnitt-Untersuchungen zeigen deutlich einen Wandlungs-
prozess dergestalt, dass mit zunehmendem Alter der Bewohnerschaft auch der Cha-
rakter der Einrichtung sich wandelt. "Aging in place"  wirkt sich auch auf das Milieu 
oder das "Suprapersonal environment" (LAWTON) aus, das als soziales Anforde-
rungsmilieu wiederum Orientierungs- und Anpassungsdimensionen für die Bewohner 
darstellt.                                 
 
Die Langzeiterhebungen von LAWTON et al. (1985) belegen diesen Milieuwechsel: 
Mit zunehmendem  Alter der Bewohnerschaft wechselten die ursprünglich als Wohn-
anlagen für rüstige Senioren konzipierten Einrichtungen ihr Image in Richtung auf 
Einrichtungen für semi-unabhängige Senioren. Dieser Einschätzung entsprechend 
wurden die Wohnanlagen auch nur noch von dieser Klientelgruppe nachgefragt. Die 
Gruppe der rüstigen Senioren hingegen sieht in diesen Einrichtungen nicht mehr ein 
adäquates Lebensmilieu und wendet sich neueren Wohnangeboten zu. 
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Der Hauptgrund für diesen "Alterungsprozess" der Betreuten Wohnanlagen liegt in 
den Belegungs- und Verlegungsstrategien dieser Einrichtungen, die wiederum von 
der Versorgungsphilosophie des Trägers oder des Managements bestimmt werden. 
2 Grundrichtungen lassen sich hierbei herausarbeiten: das "Anpassungs-Modell" und 
das "Konstanz-Modell" (LAWTON et al., 1985).      
        
Dem "Anpassungs-Modell" liegt die Einschätzung zugrunde, dass der Träger der 
Wohnanlage nicht nur bloße altengerechte Wohnungen zur Verfügung stellen sollte, 
sondern darüber hinaus gemäß der zunehmenden Alterung und Gebrechlichkeit der 
Bewohnerschaft Unterstützungsleistungen in Form von zusätzlichen Diensten selbst 
anbieten oder von außerhalb (ambulante Dienste) den Bewohnern der Einrichtung 
zugänglich machen sollte. 
 
Das "Konstanz-Modell" hingegen geht von der Prämisse aus, dass in den auf Selb-
ständigkeit ausgerichteten Wohneinheiten nur ältere Menschen mit der entsprechen-
den Alltagskompetenz (Fähigkeit zur Selbstversorgung) verbleiben dürften und dass 
bei den ersten gravierenden Anzeichen einer ständigen Hilfebedürftigkeit im Bereich 
der selbständigen Lebensführung die Altenwohnanlage verlassen werden muss. 
 
Beiden Konzeptionen liegt das Modell der "Kongruenz von Person und räumlich-
sozialer Umwelt" zugrunde. Es besagt, dass für ein ausreichendes Maß an Lebens-
qualität und Lebenszufriedenheit Person und Umwelt in einer "Passung" zueinander 
sich befinden sollten, d. h., die Person sollte über die nötigen körperlichen, geistigen 
und sozialen Fähigkeiten zur Bewältigung ihrer Alltagsbezogenen Umwelt verfügen 
(PARMELEE et al., 1990).                            
 
Nach dem Anpassungsmodell gilt es, das Wohn- und Versorgungsmilieu durch Nach-
rüstung von Dienstleistungen zu vereinfachen oder zu erleichtern, damit auch Ge-
brechliche zu einer semi-selbständigen Lebensführung fähig sind. 
 
Auswirkungen dieser Anpassung wiederum sind: 
 

- Der Anteil der hoch- und höchstbetagten Bewohner ist in „angepassten“ 
Wohnanlagen höher als in Einrichtungen ohne jede Nachrüstung. 

 
- „Angepasste“ Einrichtungen werden stärker von sehr alten und auch gebrech-

lichen Senioren nachgefragt als andere Einrichtungen (HEUMANN, 1993b). 
 
Das Konstanz-Modell geht hingegen von der Einschätzung aus, dass ein bestimmtes 
Niveau an Kompetenz zur Führung eines selbständigen Lebens gehalten werden 
muss, da andernfalls der Charakter einer auf Selbständigkeit beruhenden Wohnan-
lage nicht aufrechterhalten werden kann. Die Folge hiervon wäre ein "Umkippen" des 
Milieus vom Wohncharakter in den Heimcharakter. 
 
In der Praxis überwiegen die Strategien der "Anpassung": Nur 6 Prozent der Public 
Senior Housing Manager in Connecticut (USA)  (n = 86) verfolgten eine "strikte" Ver-
legungspolitik entsprechend dem "Konstanz-Modell", während 13 Prozent eine "mo-
derate" und 23 Prozent eine "offene" Hausführung im Sinne der Vermittlung von zu-
sätzlichen Hilfen von unterschiedlicher Seite verfolgen (SHEEHAN, 1986 b). 
Eine weitere Untersuchung von Managern in Altenwohnanlagen (n = 77) in San 
Francisco ergab, dass die überwiegende Zahl der Befragten sich zu dem "Anpas-
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sungs-Modell" bekannten, indem sie sich im Falle einer beginnenden Hinfälligkeit der 
Bewohner  als "Puffer" und "Katalysatoren" verstehen. Konkret bedeutet dies, dass 
sie je nach Grad ihrer Eingebundenheit und Hausleitungsstrategien bei einer Ge-
brechlichkeit eines Bewohners verschiedene Unterstützungsleistungen in die Wege 
leiten: 
 

� Kontaktaufnahme mit Angehörigen oder Dienstleistungsanbietern (Hauswirt-
schaft, Betreuung, Pflege u. a.) außerhalb der Einrichtung, 

 
� Schaffung eines unterstützenden Umfeldes durch Dienste u. a. 

 
� Aufbau eines Kontrollsystems (tägliches Anklopfen, Anregung zur nachbar-

schaftlichen gegenseitigen Überwachung) (BARKER et al., 1988). 
 
Auch bei "Anpassungsorientierten" Managern liegt die Grenze  für den Verbleib eines 
gebrechlichen alten Menschen in einer Wohnanlage mit unterschiedlichen Be-
treuungs- und Versorgungsleistungen in der ständigen Pflegebedürftigkeit (24-hour-
care), die die Präsenz einer Pflegekraft im Nahbereich des gebrechlichen Bewohners 
erforderlich macht. 
 
Der Vollständigkeit halber wird auch die Strategie der "Balance" hingewiesen, die von 
vielen Trägern Betreuter Altenwohnanlagen  in den USA und auch in Großbritannien 
angewendet wird. Das Konzept besagt, dass bei zunehmender Alterung der Einrich-
tung dergestalt gegengesteuert wird, dass bewusst jüngere und rüstigere Senioren 
als Neumieter ausgesucht werden (APPLETON, 1993; EHRLICH et al., 1982;  BO-
WERS, 1989). 
 
Versucht man die Erkenntnisse aus den USA auf die Verhältnisse des Betreuten 
Wohnens in Deutschland zu übertragen, so lässt sich die Prognose stellen, dass  
Einrichtungen in Deutschland aus folgenden Gründen schneller „altern“ werden als in 
den USA: 
 

- Die häufig propagierte Mischung der Klientel (Rüstige und Gebrechliche, jün-
gere und alte   Senioren) schon bei Inbetriebnahme der Einrichtung (BERGER 
et al., 1996; Städtetag Baden-Württemberg et al., 1995;  RACKI, 1995). 

 
- Der Anspruch vieler Einrichtungen, auch ständig pflegebedürftige Bewohner 

bis zum Tod in der Einrichtung zu versorgen und nicht zu verlegen („Wohnga-
rantie im Pflegefall“), 

 
- der große Anteil der Einrichtungen des Betreuten Wohnens der Leistungsstufe 

3 (einschließlich Pflegeleistungen) von ca. 70 Prozent nach der LBS-
Erhebung. 

 
 
5.5. Fazit: Dienstleistungen als Gefahr und Chance des Betreuten Wohnens  
 
Es ist gezeigt worden, dass das Spektrum Betreutes Wohnen im Alter sehr breit und 
vielschichtig sich gestaltet: Es reicht von Wohnanlagen mit minimaler Betreuung bis 
hin zu Einrichtungen, die von den Räumlichkeiten und dem Personalbesatz her fast 
alle Dienstleistungen umfassend anbieten können. Die Bandbreite reicht somit vom 
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bloßen Altenwohnhaus mit Stundenweiser Betreuung oder Beratung bis hin zum 
Wohnstift oder zur Seniorenresidenz mit einem Vollservice an Pflege, Hauswirtschaft 
und Betreuung. Die Grenzen zum Alten- und Altenpflegeheim sind hierbei fließend. 
Ebenso fließend sind auch die damit einhergehenden Verschiebungen vom reinen 
Wohnen hin zur Pflege.  
 
Während in den USA  und in Großbritannien klare Grenzen zwischen Wohnen und 
Pflege dahingehend gezogen werden, dass ständige Pflegebedürftigkeit und damit 
physische und psychische Abhängigkeit von Leistungen Dritter nicht mehr mit Woh-
nen zu vereinbaren ist und im Regelfall zur Verlegung in eine pflegeintensivere Ver-
sorgungsform führt, wird in Deutschland die Konzeption einer Kombination von 
„Wohnen und Pflege“ als Versorgungsmodell propagiert. Die so genannte "Wohnga-
rantie" im Falle der ständigen Pflegebedürftigkeit im Betreuten Wohnen ist Ausdruck 
dieser Strategie (TEWS, 1994; Wüstenrotstiftung, 1994). 
 
Untersuchungen in den USA haben jedoch gezeigt, dass Wohnen und Pflege oder 
anders ausgedrückt Autonomie und Sicherheit nicht in einem komplementären, son-
dern  in einem bipolaren Verhältnis zueinander stehen (PARMELEE et al., 1990). In 
Altenwohnanlagen mit einer auf Autonomie und Rüstigkeit ausgerichteten Raum- und 
Versorgungsstrategie befanden sich gebrechliche Bewohner im Zustand einer stän-
digen Überforderung, da sie den Anforderungen an sozialer Alltagskompetenz der 
Einrichtung (der Milieu-Standard oder 'suprapersonal environment') nicht mehr ent-
sprechen konnten. Sie reagierten mit ständigem Rückzug, einer selbst gewählten 
Isolation. Damit hatten sie weniger Sozialkontakte als Gebrechliche in einem Alten-
heim (LEMKE  et al., 1989; MOOS et al., 1994). 
Auch wurde festgestellt, dass mit zunehmender Gebrechlichkeit die betroffenen Be-
wohner stärker Sicherheitsorientierten Strukturen gegenüber Autonomieorientierten 
den Vorzug geben (MOOS et al., 1994).  
 
 
Die komplementäre und die substitutive Funktion der Dienstleistungen: 
Dienstleistungen haben im Versorgungsgefüge für Hilfebedürftige sowohl autonomie- 
als auch Abhängigkeitsfördernde Auswirkungen: Sie können komplementär wirken, 
aber sie können auch persönliche Anstrengungen und Aktivitäten substituieren. 
Komplementär wirken Dienstleistungen z. B., wenn einer gebrechlichen Bewohnerin 
die schwere Hausarbeit (Putzen, große Wäsche u. a.) abgenommen wird. In diesem 
Fall ist sie noch in der Lage, mit ihren begrenzten Kräften relativ selbständig zu wirt-
schaften (Einkaufen, Essen kochen, aufräumen etc.).  
 
Substitutiv und damit auch Abhängigkeit fördernd  wirkt eine Dienstleistung, die an-
geboten wird, obwohl die Fähigkeit zur Eigentätigkeit noch besteht. Wenn z. B. Be-
wohnern ein sehr kostengünstiger hauseigener Mahlzeitendienst angeboten wird. 
Wird dieser Service in Anspruch genommen, obwohl die Kompetenz zur Mahlzeiten-
zubereitung noch vorhanden ist, so ist ein gewaltiger Schritt in Richtung Hospitalisie-
rung und Institutionalisierung des Betroffenen vollzogen. Wer z. B. den Mahlzeiten-
dienst in Anspruch nimmt, muss nicht mehr Mahlzeiten planen, Preise vergleichen, 
einkaufen, kochen, abwaschen, abtrocknen, etc..  
 
Komfort und auch Bequemlichkeit führen zur Inanspruchnahme der Dienstleistung, 
gleichzeitig verkümmern die Fähigkeiten bei den alltagsnahen Verrichtungen. Auch 
die Außenorientierung lässt im Fall des Angebotes hausinterner Dienste nach. 



 100

Diesen Prozess sukzessiv zunehmender Abhängigkeit konnte LAWTON (1976) bei 
einem Vergleich von Altenwohnanlagen mit und ohne Dienstleistungen nachweisen. 
Doch auch die Untersuchung von SCHWEIKART  et al. (1995) bestätigt diesen 
Trend, wenn bei Betreuten Wohnanlagen mit integrierten Diensten gegenüber den 
eigenständigen Wohnanlagen die Inanspruchnahme verschiedener Dienste um das 4 
- 10fache höher liegt.                                                                                        
Bei dieser Leistungsdichte besteht die Gefahr, dass "Selbständigkeit" als Lebensstil 
des Wohnens im Alter mehr und mehr durch "Komfort" und damit implizit durch 
"Überversorgung" mit allen heimähnlichen Konsequenzen ersetzt wird. 
 
 
6. Grenzen der Pflege und Betreuung im Betreuten Wo hnen: Gründe für die 
Beendigung des Mietverhältnisses, Umfang der Verleg ungen und Dauer des 
Aufenthaltes  
 
Betreutes Wohnen  als ein Wohnangebot mit zusätzlichen Betreuungsleistungen für 
Senioren steht als eine Sonderwohnform zwischen den Polen Privathaushalt in Al-
tersgemischten Wohngebiet auf der einen Seite und Alten- und Altenpflegeheim auf 
der anderen Seite. In diesem Spektrum eine "institutionelle Identität"  im Sinne von 
Unterscheidungskriterien gegenüber Privathaushalt und Heimstruktur zu entwickeln, 
ist eine äußerst diffizile Aufgabe. 
 
In Deutschland wird dieser Problembereich teilweise recht unterschiedlich gesehen 
und entsprechend auch gehandhabt. Wie bereits an verschiedenen Stellen weiter 
oben angeführt wurde,  bestehen mindestens 3 verschiedene Vorstellungen über die 
Funktion des Betreuten Wohnens: 
  

� Betreutes Wohnen als Ersatz für das herkömmliche Altenwohn- und Alten-
heim, 

 
� Betreutes Wohnen als Alternative zum Alten- und auch Altenpflegeheim, 

 
� Betreutes Wohnen in Gestalt des „Servicehauses“ als Weiterentwicklung und 

Synthese der herkömmlichen Altenpflegeheime und der Einrichtungen des Be-
treuten Wohnens der Leistungsstufe 3. 

 
Auf dem Hintergrund dieser teils sich widersprechenden Konzeptionen ist erklärlich, 
dass bisher auch keine Einigkeit darüber erzielt werden konnte, ob es sich beim Be-
treuten Wohnen um eine Sonderwohnform handelt und ob dementsprechend das 
Heimgesetz gilt. 
 
Von der faktischen Ausstattung her sind nach der LBS-Erhebung (1997) die meisten 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens bzw. des „Wohnens mit Service“ (ca. 70 Pro-
zent) der Leistungsstufe 3 zuzurechnen, sie verfügen somit neben Betreuungsange-
boten hauswirtschaftliche und pflegerische Dienstleistungen (Siehe Kapitel 3.1.3.). 
 
Dieser Sachverhalt der funktionalen Vielfalt des Angebotes Betreutes Wohnen in 
Deutschland erschwert Aussagen über die Kernelemente und damit auch über die 
Grenzen dieses Angebotes. Diese „funktionale Vielfalt“ erschwert es wiederum allen 
Beteiligten und Interessierten, sich ein klares Bild über dieses Angebot  machen zu 
können. 
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Für eine Einschätzung dieses Angebotes hinsichtlich der Bedarfsplanung, der zu er-
wartenden Akzeptanz und der Nachfrage ist es jedoch von großer Bedeutung, die 
bestehenden, teils jahrzehntelangen Erkenntnisse und Erfahrungen über Betreutes 
Wohnen in anderen Ländern zu vermitteln, damit Grundzüge einer Orientierung und 
Perspektive in diesem Bereich des Wohnens und der damit verbundenen Dienstleis-
tungen zu entwickeln sind. 
Aus diesem Grunde werden im Folgenden die Untersuchungen und auch die Kon-
zeptionen aus den USA und Großbritannien über Leistungsumfang und Leistungs-
grenze des Betreuten Wohnens dargestellt werden. Die wenigen, bereits vorliegen-
den Erfahrungen über diesen Sachverhalt aus Deutschland werden bei der Darstel-
lung berücksichtigt werden. 
 
Vorab bedarf es einiger Hinweise über die Begrifflichkeit der „selbständigen Lebens-
führung“ als Voraussetzung für das Wohnen in seniorenspezifischen Wohnanlagen: 
Als Leitlinie für das Betreute Wohnen gilt in fast allen Ländern das Konzept der 
"selbständigen Lebensführung" ("independent living"), das im Allgemeinen als Zu-
gangs- als auch als Verlegungskriterium für Betreute Wohnformen verstanden wird. 
An anderen Stellen (Siehe Kapitel 5.4.) ist bereits darauf hingewiesen worden, dass  
das Verständnis von "selbständiger Lebensführung"  recht unterschiedlich aufgefasst 
oder interpretiert wird: Es reicht von eigenständiger Haushaltsführung ohne fremde 
Hilfe bis hin zum Wohnen mit verschiedensten Hilfe-, Unterstützungs- und Be-
treuungsleistungen (Hilfe im Haushalt, partielle Pflegeleistungen, Aktivierungs- und 
Geselligkeitsprogramme). 
 
Diese Begrifflichkeit ("independent living") lässt sich immer weniger als Orientierung 
aufrechterhalten angesichts der relativ neuen sozialpolitischen Vorgabe "Aging-in-
Place", die besonders in den USA als normative Perspektive für die Wohnformen im 
Alter ausgegeben wird (MOOS et al., 1994).  
In diesem Kontext ist es daher verständlich, dass vorgeschlagen wird, den Begriff 
"independent living" als Leitlinie für das Wohnen im Alter durch den Begriff  
"appropriate interdependence" (Wohnen mit Hilfe verschiedener Unterstützungsleis-
tungen) zu ersetzen (SUGGS et al., 1986). 
Diese neue Begrifflichkeit hat sich bisher noch nicht durchgesetzt, doch sie kann als 
ein Indiz für die verschiedenen Bemühungen der Aufarbeitung der ständigen Alte-
rung der Wohnanlagen aufgefasst werden. 
 
Das entscheidende problematische Faktum und damit auch gleichzeitig die Achilles-
ferse des Betreuten Wohnens bestehen in der zunehmenden altersbedingten Ge-
brechlichkeit der Bewohnerschaft. Die ursprünglich für rüstige und damit selbständige 
Senioren geschaffenen Raum- und Servicestrukturen der Wohnanlagen decken sich 
nicht mehr mit dem abnehmenden Leistungsspektrum der Bewohner dergestalt, dass 
die bestehenden räumlichen und Dienstleistungsbezogenen Gegebenheiten eine 
permanente Überforderung für die zusehends gebrechlicher werdenden Bewohner 
bedeuten. 
 
Die Kongruenz oder auch "Passung" von alten Menschen und räumlich-sozialer Um-
welt ist in diesem Falle nicht mehr gegeben, die Selbständigkeit voraussetzende 
Umwelt wird für die Gebrechlichen somit zu einer ständigen Belastung  mit negativen 
Auswirkungen auf den psychophysischen Allgemeinzustand und die Lebenszufrie-
denheit. 
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Um diesen Zustand der Kongruenz zwischen Person und Umwelt im Kontext des 
Betreuten Wohnens wieder herzustellen, sind drei Modalitäten möglich: 
 

� Verlegung der gebrechlichen Bewohner in pflegeintensivere Einrichtungen, 
 
� Anpassung der Einrichtung an die zunehmende Gebrechlichkeit durch Aufbau 

eigener Dienstleistungen (on-site) und Umbau der Räumlichkeiten, 
 

� Gewinnung ambulanter Dienstleistungserbringer für einen verstärkten Einsatz 
in der Einrichtung und/oder verstärkte Einbeziehung der Angehörigen bei den 
Unterstützungsleistungen. 

 
In den meisten Fällen wird eine Kombination aus allen drei Interventionsformen in 
Betreuten Wohnanlagen in den USA hinsichtlich des Versuches einer angemesse-
nen Versorgung  der Bewohner  praktiziert.  
 
Im Folgenden werden verschiedene Untersuchungen über die Gründe für die Been-
digung des Mietverhältnisses, den Umfang der Verlegungen und die Dauer des Auf-
enthaltes angeführt.  
 
 
6. 1. Gründe für die Beendigung des Mietverhältniss es im Betreuten Wohnen  
 
Bezüglich der Gründe für die Beendigung eines Mietverhältnisses im Betreuten 
Wohnen liegen einige Untersuchungen aus den USA und Deutschland vor, die sich 
in wesentlichen Aspekten decken.  
Im Folgenden werden die einzelnen Gründe angeführt: 
 
 
Rund-um-die-Uhr-Pflege: 
In allen Erhebungen wird die Schwer- und Schwerstpflegebedürftigkeit, die beson-
ders auch nachts pflegerischen Einsatz oder doch zumindest pflegerische Präsenz 
erfordert, als ein Ausschlussgrund für das Betreute Wohnen angegeben. Für diese  
personalintensiven Dienstleistungen fehlen in den auf Autonomie ausgerichteten Al-
tenwohnanlagen die Voraussetzungen für eine entsprechende räumlich-
organisatorische  Pflegeinfrastruktur (BARKER et al., 1988; BERNSTEIN, 1982; 
FLETCHER, 1991; MÄTZKE, 1992; MOOS et al., 1994; WINTER, 1995). 
 
Auch die LBS-Erhebung (1997) erbrachte als ein Ergebnis, dass von den 213 Ein-
richtungen des Betreuten Wohnens, die Gründe für eine eventuelle Verlegung anga-
ben, 29 Prozent die Pflegestufe III als Grund für die Beendigung der Verbleibens an-
führten. 
 
Ausnahmen hiervon sind Einrichtungstypen, die ein umfassendes Leistungsangebot  
bis hin zur Intensiv- und 24-Stunden-Pflege anbieten: In Deutschland sind dies vor 
allem die Seniorenresidenzen und Wohnstifte, in den  USA die Continuing Care 
Retirement Communities (CCRCs).  
 
Dass Wohnstifte architektonisch alles andere als pflegeoptimal geplant sind, zeigt 
das Beispiel  "Haus am Weinberg" in Stuttgart. Die nach der Konzeption des Ser-
vicehauses entwickelte Modelleinrichtung ist pflegetechnisch suboptimal strukturiert: 
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Damit die Pflegemitarbeiter die langen Wege zu den Bewohnern möglichst schnell 
überbrücken können, wurden für sie Tretroller angeschafft (MÜLLER, 1996; siehe 
auch LIND, 1995a). 
 
 
Demenzbedingte Verwirrtheit und Desorientierung: 
In fast allen Erhebungen  sind Symptome der Demenzen wie Verwirrtheit, Desorien-
tierung, Umherwandern, "Weglaufen" u. a. Gründe für die Beendigung des Mietver-
hältnisses. Werden leichtere Formen der Verhaltensauffälligkeiten wie Vergesslich-
keit,  Verwirrtheit etc. häufig noch geduldet, besonders wenn Angehörige oder ambu-
lante Dienste bei der Pflege und Betreuung unterstützend mithelfen, so ist die Gren-
ze der Belastbarkeit bei mittelschweren und schweren Verhaltenssymptomen er-
reicht. In diesem Stadium der Erkrankung liegt ein hoher Grad an Selbst- und 
Fremdgefährdung  vor, der die ständige Präsenz einer Betreuungsperson zum 
Schutze des Demenzkranken erforderlich macht. Diese Leistungen können jedoch 
nicht von Betreuten Wohnanlagen erbracht werden, so dass ein Verbleib in der Ein-
richtung nicht gewährleistet werden kann. 
 
Demenzkranke sind bereits im mittleren Stadium der Erkrankung auch nicht mehr in 
der Lage,  sich selbst und ihren Haushalt angemessen zu versorgen. (BERNSTEIN, 
1982; BARKER et al., 1988; MÄTZKE, 1992; MOOS et  al., 1994; RACKI, 1993; 
SUGGS et al., 1988).  
 
Auch in der LBS-Erhebung (1997) wurden 213 Einrichtungen des Betreuten Woh-
nens ermittelt, die Gründe für eine eventuelle Verlegung angaben. An erster Stelle 
mit 53 Prozent der Einrichtungen wurde  „Demenz, Selbst- und Fremdgefährdung“ 
als entscheidender Verlegungsgrund angegeben. 
 
Inwieweit Demenzkranke im fortgeschrittenen Stadium in Continuing Care 
Retirement Communities (CCRCs) versorgt werden, ist gegenwärtig nur unzurei-
chend bekannt. Zwar führen SOMERS et al. (1992) an, dass 18 Prozent der CCRCs 
über Alzheimer Units verfügen, doch wie die übrigen 82 Prozent dieser Einrichtungen 
die Versorgung Demenzkranker regeln, wird nicht angeführt.                                                                        
 
In Wohnstiften in Deutschland werden diese Hochverwirrten zumindest im  Träger-
verband  "Collegium Augustinum"  separat versorgt. Für die ca. 20 Wohnstifte wur-
den 2  Spezialeinrichtungen  zur Versorgung  der Demenzkranken in Oberbayern 
und im Rheinland eingerichtet.  
 
 
Depressivität und emotionale Instabilität: 
Angst, depressive  Verstimmungen  und affektiv-emotionale Instabilitäten sind auch 
Gründe für die Beendigung des Mietverhältnisses, bei weitem jedoch nicht so stark 
gewichtet wie Demenzen.                                             
SUGGS et al. (1988)  ermittelten, dass 25 Prozent der befragten Einrichtungen hierin 
einen Verlegungsgrund sehen, 42 Prozent hingegen diese psychischen Beeinträchti-
gungen bei ausreichender Unterstützung durch ambulante Dienste und Angehörige 
tolerieren würden. 
MOOS et al. (1994)  stellten fest, dass 68 Prozent der befragten Congregate Housing  
(n = 67) diese Bewohnergruppe nicht mehr dulden würde.                                                    
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BERNSTEIN (1982)  fand heraus, dass 82 Prozent der befragten Public Senior 
Housing in den USA  (n = 87) in den psychischen Instabilitäten ein gewichtiges Zei-
chen für den beginnenden Verlust  der selbständigen Lebensführung sehen. 
 
 
Alkoholabusus: 
Suchtprobleme wie z. B. der Alkoholmissbrauch werden in Altenwohneinrichtungen in 
der Regel nicht geduldet. Diese Bewohnergruppe kann in diesem Wohnumfeld  nicht 
angemessen betreut werden, darüber hinaus stellen die Betroffenen durch störendes 
Verhalten eine starke Beeinträchtigung  der Mitbewohner dar (BARKER et al., 1988; 
RACKI, 1993; SUGGS et al., 1988). 
 
 
Unfälle und Stürze: 
Unfälle und Stürze werden als eine ernste Gefahr für das Weiterbestehen einer selb-
ständigen Lebensführung aufgefasst, denn in den meisten Fällen können die Be-
wohner diesbezüglich nicht überwacht werden (BERNSTEIN, 1982; SUGGS et al., 
1988).  Es bilden sich in den Altenwohnanlagen - häufig auch auf Initiative des 
Hausmanagements - gegenseitige  Überwachungskontrollen, so genannte "Wohlauf-
Kontrollen"  (SCHOTT et  al., 1995). 
 
 
Inkontinenz: 
Die Inkontinenz  wird nach den vorliegenden Untersuchungen als Grund für eine Ver-
legung sehr unterschiedlich eingeschätzt. Während MOOS et al. (1994)  angeben, 
dass 97 Prozent der Einrichtungsleiter von Congregate Housing in den  USA  Inkon-
tinenz  nicht dulden, so ist nach SUGGS et al. (1988) diese Schwäche der Ausschei-
dungsorgane kein Grund für eine Verlegung, vorausgesetzt, Angehörige und ambu-
lante Dienste helfen den Betroffenen hierbei (siehe auch MÄTZKE, 1992). 
 
Es kann vermutet werden, dass das ausschlaggebende Faktum bei der Inkontinenz 
die Geruchsbelästigung und die Inkontinenzspuren im öffentlichen Bereich sind, die 
den Träger zu einer Verlegung bewegen. Bei einer ausreichenden  Eigenversorgung 
und  -nutzung der bedienungsfreundlichen hygienischen Artikel  durch die Betroffe-
nen wird letztlich Inkontinenz kein Problem für die Einrichtung darstellen, da in der 
Regel hiervon niemand erfährt. 
 
 
Mobilitätseinschränkungen: 
Ebenso wie die Inkontinenz  werden  Mobilitätseinschränkungen für die Altenwohn-
anlagen recht unterschiedlich hinsichtlich einer angemessenen unabhängigen Le-
bensführung eingeschätzt:  
 
Bei der Erhebung von SUGGS  et al. (1988) sehen 73 Prozent der  Public Senior 
Housing Manager in der Benutzung eines Rollstuhles kein Problem hinsichtlich des 
Verbleibes in der Wohnanlagen, nur 3 Prozent sehen hierin einen Anlass für eine 
Verlegung.  MOOS et al. (1994) hingegen ermittelten in Congregate Housing  eine 
Ablehnungsquote von immerhin 71 Prozent für den Fall der partiellen Immobilität. 
 
BERNSTEIN (1982)  stellte ebenfalls einen abweichenden Wert bezüglich der Mobili-
tätseinschränkung und Rollstuhlnutzung  in Housings for the Elderly fest: Bei 30 Pro-
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zent der Einrichtungen gilt dieses Unvermögen als ein Verlegungsgrund (Siehe auch 
MÄTZKE, 1992). 
 
Bei der Interpretation dieser äußerst widersprüchlichen Werte  besteht zu der Vermu-
tung  Anlass, dass  zumindest drei Aspekte diese Abweichungen erklären können: 
 

� Das Image oder das Selbstbild der Wohnanlagen kann die selbständige Le-
bensführung ("independent living") unterschiedlich  definieren, so dass je nach 
Toleranzbreite in der 'Einrichtungs-Philosophie' bezüglich Selbständigkeit 
Gehbeeinträchtigungen und umfassendere Mobilitätsbeeinträchtigungen (Roll-
stuhlnutzung) völlig verschieden gewertet werden. 

 
� Manche Altenwohnanlagen sind vielleicht von ihrer architektonisch-baulichen 

Gestaltung nicht  rollstuhlgerecht  ausgestattet, so dass eher physische Beein-
trächtigungen im Zugang  und  der freien  Bewegungsmöglichkeit Ursache für 
die restriktive Einschätzung sind. 

 
� Wie an anderer Stelle weiter unten angeführt werden wird (Siehe Kapitel 

7.1.1.), fühlt sich  ein nicht unbeträchtlicher Teil der rüstigen Senioren in Al-
tenwohnanlagen durch die Gegenwart  von Rollstuhlnutzenden Mitbewohnern 
beeinträchtigt und  wünschen ihre separate Unterbringung. 

 
 
Probleme bei der Selbstversorgung: 
Für eine selbständige Lebensführung sind sowohl die Kompetenzen  in den Verrich-
tungen der  Aktivitäten des alltäglichen Lebens (ADL) wie Aufstehen, Waschen, An-
kleiden, Mobilität, Nahrungsaufnahme als auch die Fähigkeiten zur Haushaltsführung 
wie Einkaufen, Kochen, Putzen etc. (instrumentelle Aktivitäten des täglichen Lebens 
= IADL)  Grundvoraussetzung. Beeinträchtigungen in diesen Handlungsfeldern, wenn 
auch nur partiell, führen zur Hilfebedürftigkeit und damit auch zur Abhängigkeit von 
anderen Personen. 
 
In der internationalen Versorgungsforschung existieren gegenwärtig  zwei  Vorstel-
lungen von selbständiger Lebensführung nebeneinander: Die strikte, die Eigenkom-
petenzen als ausschließliches Kriterium für Selbständigkeit betonende Definition und 
die erweiterte, Fremdhilfe zulassende Vorstellung von Selbständigkeit, die auf  dem 
Konzept der Autonomie im Sinne der Kontroll- und Entscheidungsfähigkeit  beruht.  
 
Diese beiden Vorstellungen über selbständige Lebensführung kommen auch in den 
Untersuchungen über Betreutes Wohnen  in den USA zum Ausdruck. Die strikte De-
finition manifestiert sich in der Erhebung von MOOS et al. (1994):  97 Prozent der 
Congregate Housing Manager tolerieren nur Bewohner, die ohne fremde Hilfe die 
Mahlzeiten einnehmen können, 94 Prozent verlangen die Fähigkeit  des eigenständi-
gen Waschens und Badens.  
 
Etwas weniger strikt sind die Vorstellungen der Housing for the Elderly Manager bei 
BERNSTEIN (1982):  In dieser Erhebung werden nur noch von 74 Prozent der Be-
fragten die Fähigkeit zur eigenständigen Lebensführung für den Verbleib in der Ein-
richtung eingefordert. 
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Die erweiterte Definition von Selbständigkeit  kommt deutlich bei der Untersuchung 
von SUGGS et al. (1988) zum Tragen: In 69 Prozent der Public Senior Housing se-
hen die Verantwortlichen keinen Grund zur Verlegung, wenn die Bewohner nur mit 
Hilfe von Angehörigen oder ambulanten Diensten  Körperpflege und Ankleiden meis-
tern können. Nur 8 Prozent würden bei diesen Beeinträchtigungen eine Verlegung 
veranlassen. 
 
 
Probleme bei der Haushaltsführung: 
Die unterschiedliche Begrifflichkeit hinsichtlich der Selbständigkeit  in der Lebensfüh-
rung erstreckt sich auch auf die Bereiche der Haushaltsführung. Bei der strikten Defi-
nition von independent living muss der Bewohner in der Lage sein, die wesentlichen 
Aufgaben der Haushaltsführung wie Einkaufen, Kochen, Putzen etc. selbst zu ver-
richten. So sehen 67 Prozent der Congregate Housing Manager in der Unfähigkeit, 
das Apartment sauber und ordentlich zu halten, einen Grund für eine Verlegung 
(MOOS et al., 1994).   
 
Bei BERNSTEIN (1982) sind es immerhin noch 38 Prozent, die in den unzureichen-
den Leistungen der Haushaltsführung einen Grund für eine Verlegung sehen. 
 
Von den Vertretern des erweiterten Selbständigkeitsbegriffes würden 82 Prozent der 
Einrichtungsmanager Bewohner halten, die nur mit fremder Hilfe kochen können. 8 
Prozent sehen hierin einen Verlegungsgrund. Einkaufen mit Unterstützung würde 
von 68 Prozent toleriert werden, während kein Befragter in diesem Unvermögen ei-
nen Verlegungsgrund sieht (SUGGS et al., 1988). 
 
 
Resümee: 
Fasst man die unterschiedlichen Beweggründe für die Beendigung eines Mietver-
hältnisses in einer Altenwohnanlage zusammen, so lässt sich eine gewisse Hierar-
chie oder Struktur  hinsichtlich der Geltung oder Verbreitung der Gründe feststellen.  
 
 
Gründe erster Ordnung betreffen Beeinträchtigungen und Verhaltenssegmente, die 
das Leistungsspektrum einer Betreuten Altenwohnanlage gravierend überschreiten. 
Dies sind z. B. Problembereiche, die die ständige Präsenz einer Betreuungs- 
und/oder Pflegeperson erforderlich machen: Schwere Pflegebedürftigkeit,  Demenz-
erkrankungen im fortgeschrittenen Stadium, ständige Sturz- und Unfallgefährdung 
und auch Suchtprobleme (Alkoholabusus u. a.).  
Bewohner mit diesen Beeinträchtigungen und Gebrechen haben einen derart hohen 
Abhängigkeitsgrad  bei der Aufrechterhaltung der Lebensführung erreicht,  der  von 
den begrenzten Diensten einer Betreuten Altenwohnanlage nicht abgedeckt werden 
kann. 
 
Selbst wenn man das Betreuungspersonal  sehr stark aufstocken und somit eine 
Personaldichte wie in einem Altenpflegeheim erzielen würde, wären nur suboptimale 
Betreuungs- und Pflegeleistungen in den Altenwohnanlagen zu erwarten. Der Grund 
hierfür liegt in der Autonomie-voraussetzenden Raumstruktur der eigenständigen 
Apartments, die keinerlei Aufsichts- und Kontrollaufgaben seitens des Betreuungs-
personals zulässt.  Demenzkranke und auch Sturzgefährdete bedürfen aber der 
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ständigen Aufsicht, andernfalls würden sie sich selbst und eventuell auch andere 
stark gefährden.  
Eine Altenwohnanlage ist nach dem Prinzip des independent living konzipiert, es 
dominiert somit das Wohnprinzip in der Architektur und Raumsyntax. Würde man in  
dieses soziale Umfeld das Pflegeprinzip einfügen wollen, müsste man die gesamte 
Wohnanlage dergestalt umbauen, dass letztlich ein Pflegeheim das Resultat ergeben 
würde. 
 
 
Gründe zweiter Ordnung für eine Verlegung sind die Sachverhalte, die  einerseits 
Hilfeleistungen in verschiedenen Bereichen wie Haushaltsführung, kleine Pflege- und 
Betreuungsleistungen erfordern, die aber andererseits noch der Definition einer rela-
tiven Selbständigkeit mit partieller Unterstützung und Hilfe entsprechen.  In diesen 
Fällen  kann von einem  Primat des Wohnens und der Nachrangigkeit der Hilfeleis-
tungen gesprochen werden, da sie in der Regel begrenzt und ergänzend zu den Ei-
genkompetenzen der gebrechlichen Bewohner gewährt werden.  
 
Es wäre jedoch besonders im Interesse der betroffenen Bewohner zu hoffen, dass  
verbindliche Standards hinsichtlich der Verlegungsgründe im Betreuten Wohnen 
entwickelt werden, die nicht nur den Bewohnern, sondern auch den Verantwortlichen 
und Mitarbeitern der Einrichtungen Orientierung und Verhaltenssicherheit vermitteln 
können. 
 
 
6. 2. Umfang der Verlegungen im Betreuten Wohnen  
 
Die Beendigung eines Mietverhältnisses im  Betreuten Wohnen wird im Normalfall 
durch zwei Ereignisgruppen verursacht: Den Tod in der Einrichtung und  die Verle-
gung bzw. den Umzug des Bewohners. 
Es liegen eine Reihe von Erhebungen aus Großbritannien, den USA und Deutsch-
land vor, die u. a.  diese Thematik untersuchen. 
 
 
Der Tod in der Einrichtung: 
Die Erhebungen aus den USA, Großbritannien und Deutschland ergeben, dass ca. 
jeder zweite Bewohner in der Betreuten Altenwohnanlage sein Leben beendet.                             
Im Sheltered Housing  in Großbritannien waren es bei FENNELL et al. (1989) 51 
Prozent, 52 Prozent bei  BUTLER et al. (1983), bei HEUMANN (1987) 60,4 Prozent. 
Geringere Werte ermittelten RAWSON (1990) mit 44 Prozent 1986/87 und 40 Pro-
zent  1987/88 und CARPENTER et al. (1990)  mit 43 Prozent.  
 
Im Very Sheltered Housing  (Betreutes Wohnen mit zusätzlichem Pflege- und Be-
treuungspersonal)  verstarben 64 Prozent der Bewohner in  den Einrichtungen, wo-
bei es in den kommunalen Einrichtungen 67 Prozent und in den Einrichtungen der 
freigemeinnützigen  Wohnungsbaugesellschaften 54 Prozent waren (TINKER, 1989). 
 
In den USA ermittelte BOWERS  (1989)  in Continuing Care Retirment Communities, 
dass  52 Prozent der Bewohner in den Einrichtungen sterben. 
 
Aus Deutschland  liegen folgende Untersuchungen vor: In Servicehäusern der Arbei-
terwohlfahrt in Kiel  starben  52 und 58 Prozent (2 Erhebungen) in der Einrichtung 
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(Arbeiterwohlfahrt, 1991),  in Baden-Württemberg  ermittelte MÄTZKE (1992)  51,9 
Prozent und im Heiliggeiststift in Freiburg waren es  36 Prozent. (Heiliggeistspitalstif-
tung Freiburg, 1994). 
 
 
Der Umzug in eine betreuungsintensivere Einrichtung: 
Die in Betreuten Altenwohnanlagen altersbedingt pflegebedürftig gewordenen Be-
wohner werden in den meisten Fällen in pflege- und betreuungsintensivere Einrich-
tungen (Alten-, Altenpflegeheim, Hospital, geriatrisches Krankenhaus etc.) verlegt.  
 
In  Einrichtungen des Sheltered Housing  werden zwischen 18 und 35 Prozent der 
Bewohner in betreuungsintensivere Einrichtungen verlegt: 34 Prozent bei FENNELL 
et al. (1989),  18 Prozent bei BUTLER et al. (1983) und  22,3 Prozent bei HEUMANN 
(1987). Bei RAWSON (1990)  waren es 1986/87  16 Prozent, im Jahr darauf 
(1987/88) bereits schon 27 Prozent und bei CARPENTER (1990) lag die Verle-
gungsquote bei 35 Prozent der Bewohner. 
Im Very Sheltered Housing lag der Anteil der Verlegungen bei 28 Prozent der Be-
wohnerschaft (TINKER, 1989).  
 
In verschiedenen Formen des Betreuten Wohnens in den USA liegen folgende Daten 
über den Anteil der Bewohnerschaft vor, die jährlich verlegt werden: In Einrichtungen 
des Congregate Housing zwischen 10 und 12 Prozent (REDFOOT et al., 1991; 
HEUMANN et al., 1993) und in  Public Senior Housing 18 Prozent (REDFOOT et al., 
1991). 
 
In der Erhebung über Continuing Care Retirement Communities in den USA  wurde 
ermittelt, dass 46 Prozent in Altenpflegeheime und 2 Prozent  in Intermediate 
Facilities (Einrichtungen für leichtere Pflegefälle)  verlegt werden (BOWERS, 1989).  
 
In Deutschland  sind die Daten bezüglich  der Verlegung in pflegeintensivere Einrich-
tungen ähnlich: In den Servicehäusern in Kiel wurden 37 und 42 Prozent ins Kran-
kenhaus und 4 bzw. 5 Prozent ins Psychiatrische Landeskrankenhaus verlegt (Arbei-
terwohlfahrt, 1991).  
Im Betreuten Wohnen in Baden-Württemberg  wurden 49,1 Prozent ins Krankenhaus 
verlegt, wo sie verstarben, die Verlegungen ins Altenpflegeheim sind leider  nicht er-
fasst worden (MÄTZKE, 1992).  
 
Im Heiliggeistspital (Betreutes Wohnen) in Freiburg wurden 13 Prozent ins Kranken-
haus und 31 Prozent ins Alten- und Altenpflegeheim verlegt (Heiliggeistspitalstiftung 
Freiburg (1994). 
Eine weitere Erhebung in einer Betreuten Wohnanlage ergab, dass 1/3 der Bewoh-
ner in  Altenpflegeheime verlegt wurden (RACKI, 1993).  
 
 
Umzug zu Angehörigen: 
Die Angehörigen haben hinsichtlich einer Verlegung oder eines Umzuges aufgrund 
zunehmender Pflegebedürftigkeit eine relativ geringe Bedeutung,  wie die Untersu-
chungen aus Großbritannien und Deutschland zeigen. 
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Im  Sheltered Housing liegt der Anteil der Bewohner, die zu Angehörigen ziehen, bei  
5 bis höchstens 6 Prozent  (FENNELL et al., 1989; BUTLER et al., 1983; HEUMANN, 
1987; RAWSON, 1990).  
Im Very Sheltered Housing  wechseln nur  2 Prozent der Bewohner zu ihren Angehö-
rigen (TINKER, 1989).  
 
Bezüglich des Umzuges zu Angehörigen liegt aus Deutschland nur die Erhebung  
des Heiliggeistspitalstiftes vor:  9 Prozent der Bewohner ziehen im Falle zunehmen-
der Gebrechlichkeit zu ihren Angehörigen (Heiliggeistspitalstiftung Freiburg, 1994). 
 
 
Weitere Umzugs- bzw. Verlegungsorte: 
Es  sind noch eine Reihe von anderen Umzugs- und Verlegungsorten  für Bewohner 
aus dem Betreuten Wohnen  ermittelt worden: 
 

� In andere Einrichtungen des Sheltered Housing  verzog  zwischen 2 und  7 
Prozent der Bewohner des Sheltered Housing (FENNELL et al., 1989; HEU-
MANN, 1987; RAWSON, 1990).  

 
� Rückkehr in einen Privathaushalt 5,1 Prozent (HEUMANN, 1987), 

 
� Umzug in andere Formen des altengerechten Wohnens: 6 Prozent (FENNELL 

et al., 1989; 25 Prozent (other Housing) (BUTLER et al, 1983),  13 Prozent  
(RAWSON, 1990), 10 Prozent (TINKER, 1989).  

 
 
Fazit: 
Die angeführten Daten hinsichtlich des Umfanges der Verlegungen im Betreuten 
Wohnen verdeutlichen m. E. den institutionellen Strukturmangel dieses Einrichtungs-
typus dergestalt, dass ca. jeder 2. Bewohner zu einem weiteren Wohnortswechsel im 
Alter genötigt wird. 
 
Dieser 2. Umzug, mehr oder weniger erzwungen in einer Phase zunehmender Hinfäl-
ligkeit, hat in der Regel etwas Bedrohliches für die Betroffenen, sind sie doch ge-
zwungen, sich im hohen Alter noch einmal auf eine völlig neue Lebenswelt einzustel-
len. 
 
Die häufig in Deutschland empfohlene „Wohngarantie“ auch bei schwerster Pflege-
bedürftigkeit ist jedoch nicht die Lösung dieses Problems, berücksichtigt man die An-
forderungen einer angemessenen pflegerischen Organisations- und Raumstruktur 
(TEWS, 1994; WÜSTENROT,  1994). 
 
Das "Aging-in-Place" im Betreuten Wohnen hat eindeutig seine funktionalen und 
strukturellen Grenzen, die zu missachten, zwangläufig suboptimale Versorgungsleis-
tungen und Deprivationssymptome zur Folge haben wird. 
Für die an Betreuten Wohnen interessierten Senioren könnte psychisch entlastend 
hinsichtlich eines eventuell späteren Quartierswechsel im Falle ständiger Pflegebe-
dürftigkeit eine Strategie des "Wohnens plus Pflege" dergestalt sein, dass sie beim 
Einzug ins Betreute Wohnen bereits mit den kooperierenden pflegeintensiveren Ein-
richtungen vertraut gemacht werden könnten, die möglichst am gleichen Ort gelegen 
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sein sollten. So könnten sich die Senioren bei Bedarf schon rechtzeitig mit dem neu-
en Versorgungstypus vertraut machen. 
 
 
6. 3. Dauer des Aufenthaltes im Betreuten Wohnen  
 
Die durchschnittliche Verweildauer im Betreuten  Wohnen liegt zwischen 3 und 6 
Jahren: 
 
CARPENTER et al. (1990) ermittelte für Sheltered Housing eine Dauer von 3,1 Jah-
ren, FENNELL et al. (1989) und HEUMANN (1987) 5,4 Jahre.  
In den USA wurden für Public Senior Housing (NASAR et al., 1985) und für die 
Retirement Communities (BULTENA et al., 1969) 4 Jahre als durchschnittliche Ver-
weildauer erhoben.  
Wie bereits in Kapitel 3.3.1. angeführt, liegen bezüglich der durchschnittlichen Ver-
weildauer im Assisted Living recht unterschiedliche Werte vor: Zwischen 2 und 14 
Monaten, 9 Monaten und 2,7 Jahren (KALYMUN, 1990 u. 1992; CLEMMER et al., 
1993). Die Verweildauer ist somit bei weitem geringer als in anderen Typen des Be-
treuten Wohnens. 
Über die Verweildauer in Continuing Care Retirement Communities (CCRCs) liegt 
eine Erhebung vor:  10 Jahre nach Inbetriebnahme einer CCRC lebten von den 364 
Erstbeziehern noch 41 Prozent in ihren Apartments („Independent Living Unit“), 7 
Prozent im Assisted Living, 5 Prozent auf der Pflegestation und 46 Prozent waren 
zwischenzeitlich verstorben (SOMERS et al., 1992). 
 
In Deutschland wurden im Heiliggeistspital 6 - 9  Jahre ermittelt (Heiliggeistspitalstif-
tung Freiburg, 1994) ermittelt. In den Servicehäusern in Kiel verbleiben 24 Prozent 
der Bewohner bis zu 3 Jahre, 38 Prozent zwischen 3 und 9 Jahren und weitere 38 
Prozent länger als 9 Jahre (Arbeiterwohlfahrt, 1991). 
 
Diese Verweildauer zu interpretieren, erfordert den Rückgriff auf  Referenzdaten in 
diesem Bereich. Die durchschnittliche Verweildauer in Altenheimen in Baden-
Württemberg im Jahr 1987 ließe sich in diesem Zusammenhang anführen:  Sie be-
trägt 5,7 Jahre  (Landkreistag Baden-Württemberg,  1989). 
 
 
6.4. Fazit: Betreutes Wohnen im Spannungsfeld zwisc hen Wohnen und Pflege  
 
Die Vielzahl der obigen Daten über Verbleib und Verlegungen im Betreuten Wohnen 
verdeutlicht zweierlei: diese Wohn- und Betreuungsform ist für die eine Hälfte der 
Bewohner das letzte Refugium und für die andere Hälfte eine Zwischenstation zum 
Altenpflegeheim. Dieser Sachverhalt lässt sich sowohl als ein Vorteil als auch als ein 
Nachteil dieser Wohnform interpretieren.                                                                                                                                       
 
Der Vorteil besteht darin, dass durch das Betreute Wohnen vielen Senioren eine rela-
tiv selbständige Lebensform bis zum Tode erhalten blieb, obwohl aufgrund sozialer 
Isolierung, zunehmender Gebrechlichkeit und Hilfebedürftigkeit und/oder der Wohnsi-
tuation in ihrer alten Wohnung sie nicht mehr oder nur unter größten Entbehrungen 
zu einer selbständigen Lebensführung in einem eigenständigen Privathaushalt nicht 
mehr in der Lage gewesen wären. 
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Durch das Betreute Wohnen blieb ihnen der Übertritt in eine stationäre Einrichtung 
der Altenhilfe erspart.  
 
Der Nachteil liegt für die andere Gruppe der Bewohner in einem weiteren Umzug in 
eine betreuungsintensivere Einrichtung (Altenpflegeheim). Obwohl nach den Er-
kenntnissen der Relokationsforschung eine Verlegung in den meisten Fällen gut ver-
kraftet wird (BORUP, 1983), ist im hohen Alter ein Umzug ein mit Stress und Anpas-
sungsleistungen verbundenes „Leben veränderndes Ereignis“, dem man als Betrof-
fener möglichst entgehen möchte. Auch die Einsicht vieler Bewohner, in den Wohn-
einrichtungen aufgrund der Gebrechlichkeit letztlich von der versorgungslogischen 
Seite her „fehlplaziert“ zu sein, wird ihr subjektives und emotionales Sinnen und 
Trachten, in der Einrichtung zu verbleiben, kaum entscheidend beeinflussen können. 
 
Betreutes Wohnen besitzt somit immanente Grenzen hinsichtlich des Verbleibes wie 
die bisherigen Erfahrungen und Erkenntnisse zeigen: Für eine Wohneinrichtung be-
darf es ein bestimmtes Maß an Selbständigkeit. Hilfe- und Betreuungsbedürftigkeit 
kann zwar in vielen Fällen durch Betreuungspersonal und/oder Angehörige kompen-
siert werden, bei ständiger Pflegebedürftigkeit sind jedoch die Grenzen der Funktio-
nalität dieses Einrichtungstypus erreicht. 
 
Erklärt werden kann diese Grenzziehung mit den unterschiedlichen Milieustrukturen 
und Versorgungsprinzipien bei Wohnen und Pflege.                                                                     
Wohnen basiert auf dem Prinzip Abstand und Distanz: Die Wohneinheiten sind von 
dem Umfeld klar abgrenzte und abgeschlossene Räumlichkeiten, wodurch Pri-
vatsphäre und Zugangskontrolle als Lebensgefühl konstituiert werden kann. Das 
grundlegende Versorgungsprinzip des Wohnens heißt Autonomie und damit Selb-
ständigkeit der Lebensführung.                                                                                                                          
 
Pflege hingegen erfordert Nähe: Optimal kann nur gepflegt werden, wenn die räumli-
chen Distanzen zwischen Pflegenden und Gepflegten auf  ein Minimum reduziert 
sind. Je näher die Pflegekräfte von den Pflegebedürftigen wahrgenommen und erlebt 
werden, umso sicherer und beschützter fühlen sie sich. Die grundlegende Versor-
gungskonstellation heißt Sicherheit aufgrund der erhöhten Abhängigkeit der Klienten. 
 
Jeder Versuch, diese diametral zueinander stehenden Milieu- und Versorgungsstruk-
turen in ein Konzept einbinden zu wollen oder zu integrieren, führt zu einem neuen 
Wohn-Pflege-Modell, das sich eindeutig sowohl von spezifischen Wohnformen für 
Senioren als auch von den herkömmlichen Altenpflegeheimen unterscheidet. Es 
handelt sich letztlich um ein „Zwittergebilde“, das jedoch in vielen Ländern bereits in 
Versorgungseinrichtungen umgesetzt wurde: Very Sheltered Housing (Kategorie 2 
½) in England und Wales, Assisted Living in den USA und Servicehäuser und Be-
treutes Wohnen der Leistungsstufe 3 mit Wohngarantie bis zum Tode auch bei stän-
diger Pflegebedürftigkeit in Deutschland. 
 
Das Manko dieser Zwischenformen zumindest in Deutschland besteht darin, dass 
Anspruch und Wirklichkeit auseinander klaffen, indem ein Wohnmilieu deklariert wird, 
das nur in Ansätzen erlebt werden kann und indem eine pflegerische Versorgung 
garantiert wird, die nur unter suboptimalen Bedingungen geleistet werden kann. 
Es kann somit das Fazit gezogen werden, dass die Zwischengebilde zwischen Woh-
nen und Pflege letztlich dem Versuch der Quadratur des Kreises ähneln und ent-
sprechend effektiv sind. 
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7.  Die sozialökologischen Aspekte des Betreuten Wohne ns 
 
Die sozialen Beziehungen im Betreuten Wohnen stehen im Mittelpunkt dieses Kapi-
tels. Die Formen der Kommunikation, die Intensität der Kontakte und auch das Aus-
maß an gegenseitiger Hilfe und Unterstützung werden anhand einer Reihe von Er-
hebungen und Untersuchungen dargestellt werden. Des Weiteren werden die Bezie-
hungen und Kontakte zu den Angehörigen und alten Freunden der Bewohner ein 
zentrales Thema darstellen. 
Vorab bedarf jedoch noch einiger Ausführungen über die spezifische Qualität des 
Betreuten Wohnens gegenüber den Bedingungen in eigenständigen Privathaushal-
ten in Generationsgemischten Wohnquartieren und den Verhältnissen in den Heimen 
hinsichtlich der sozialökologischen und damit zugleich auch der sozialpsychologi-
schen Dimensionen.  
 
Ein theoretischer Zugang zu dem Gegenstandsbereich Sozialbeziehungen im Alter 
stellt der Ansatz der altershomogenen Gesellung dar. In den USA wurde in den 60er 
und 70er Jahren von verschiedenen Gerontologen unabhängig voneinander die Er-
kenntnis gewonnen, dass für Senioren in Wohngebieten mit hoher Konzentration an 
Altenhaushalten (für ROSOW mehr als 50 Prozent der Haushalte, für GUBRIUM so-
gar mehr als 75 Prozent der Haushalte) die Kontakthäufigkeit und auch die Wohnzu-
friedenheit höher lag als in Wohnquartieren mit ausgeglichener Altersmischung 
(SCHULZ, 1979).  
 
Dieses soziale Phänomen wird mit den durch den raschen sozialen Wandel hervor-
gerufenen Ausgrenzungsprozess der älteren Menschen aus den gesamtgesellschaft-
lichen Zusammenhängen erklärt. Senioren verlieren in modernen Gesellschaften zu-
sehends Aufgaben und Funktionen sowohl im sozialen Nahbereich der Familie und 
der Verwandtschaft als auch im öffentlichen Bereich des gesellschaftlichen Lebens. 
Zugleich sind ihre Erfahrungen und Erkenntnisse auf  beruflicher Ebene und auch 
ihre Einstellungen und teilweise auch Moralvorstellungen bedingt durch die Dynamik 
der ständig fortschreitenden Modernisierung für die mittlere und erst recht für die jün-
gere Generation „antiquiert“. Dieser Prozess der funktionalen, sozialen und teilweise 
auch normativen Ausgrenzung u. a. auch in Gestalt des Verlustes an sozialen Rollen 
wird nach ROSOW  und auch GUBRIUM von den Senioren als Entwertung ihres So-
zialstatus und als Entfremdung von der sozialen Umwelt erlebt (ROSOW, 1973; 
SCHULZ, 1979).  
 
In diesem Kontext zunehmender räumlicher und auch geistiger Isolierung mit den 
damit verbundenen Gefühlen des Selbstzweifeln, der Verunsicherung und teilweise 
auch Resignation bieten nach ROSOW die Gruppen der Gleichaltrigen den sozialen 
Raum für gegenseitige Stärkung, Selbstversicherung und Gewinnung von Selbstver-
trauen. Diese Funktionen können die Gruppen der Gleichaltrigen jedoch nur leisten, 
wenn die Prinzipien der räumlichen Nähe und der sozialen Homogenität 
Berücksichtung finden. Das heißt, die Gesellung mit Gleichaltrigen muss im unmittel-
baren Wohnumfeld sich vollziehen lassen und es sollte sich bei den Kontakten um 
Senioren mit großer Homogenität hinsichtlich sozialen Status, Einkommen und ethni-
scher Herkunft handeln (ROSOW, 1962). 
 
Dieser Prozess des Rückzuges der Senioren in ihre eigenen Gruppierungen, der 
gleichzeitig jedoch auch ein Integrationsprozess für die Betroffenen darstellt, indem 
sie ihre Isolierung und Vereinzelung hierdurch überwinden können, wird als 
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„Insulation“ bezeichnet (SCHULZ, 1979). Somit bieten letztlich Senioren- oder Alten-
subkulturen Möglichkeiten sozialen Handelns und sozialer Existenz. In ihnen können 
lebenslang geprägte Wertvorstellungen, Einstellungs- und Verhaltensweisen fortle-
ben, die von den jüngeren Alterskohorten in der gesellschaftlichen Praxis bereits mo-
difiziert oder gar durch neue Modelle und Konzepte ersetzt worden sind. 
 
Es bedarf  jedoch der Einschränkung, dass der Prozess der „Insulation“ mit den zu-
nehmenden Verlusten und auch Einschränkungen an Gesundheit, Vitalität und auch 
materiellen Einbußen verbunden ist. Junge rüstige Senioren, die auch über genü-
gend materielle Mittel verfügen, lehnen die ausschließlich Altersbezogene Gesellung 
ab und orientieren sich stärker an den gesamtgesellschaftlichen Werten und Stan-
dards (Geschäftigkeit, Fitness, Jugendkult u. a.), obwohl sie auch überwiegend mit 
gleichaltrigen Senioren Kontakte pflegen. So konnte ROSOW  bei einer Erhebung in 
den USA feststellen, dass in Altersgemischten Wohngebieten nur 22 Prozent der ge-
sunden und rüstigen Altensegregativen Wohnformen favorisieren, von den kranken 
und gebrechlichen Senioren waren es hingegen 65 Prozent (ROSOW, 1961; 
SCHULZ, 1979). 
 
SCHÜTZE (1997) konnte im Rahmen der Berliner Altersstudie nachweisen, dass 
auch in Deutschland die Kontakte außerhalb der Familie überwiegend mit Gleichaltri-
gen gepflegt werden. 
Ebenfalls wurde im Rahmen der Berliner Alterstudie ermittelt, dass einerseits nur je-
de zweite Person (52 Prozent) im Alter von 70 Jahren und mehr eine Vertrauensper-
son angeben konnte und dass mit zunehmenden Alter kontinuierlich der Kreis der 
nichtverwandten Gleichaltrigen, mit dem Kontakte gepflegt wird (Bekannte, Freunde, 
Nachbarn), sich verkleinert (SMITH et al., 1996). 
Auf diesem Hintergrund schrumpfender außerfamiliärer Netzwerke kann nachvollzo-
gen werden, dass von den Alleinlebenden Senioren 38 Prozent als extrem isoliert 
eingestuft wurden, wie die Feldstudie in Duderstadt zeigte (WELZ, 1994).  
Berücksichtigt man des weiteren, dass 65 Prozent der Frauen im Alter von 75 Jahren 
und mehr 1990 in Deutschland alleine lebten, wie das Bundesamt für Statistik ermit-
telte (VOIT, 1992), so wird evident, dass der Bedarf für altershomogene 
Gesellungsformen im Alter ständig wächst.                                                                                                  
 
Betreutes Wohnen im Alter gehört zu den altershomogenen Gesellungsformen im 
Alter. In den folgenden Abschnitten werden die verschiedenen Gesetzmäßigkeiten 
sozialer Beziehungen und Kontakte zu Verwandten und Nichtverwandten, zu Mitbe-
wohnern und auswärts lebenden Vertrauten dargestellt werden. In diesem Kontext 
werden die Verhältnisse in Deutschland bezüglich des Betreuten Wohnens dahinge-
hend untersucht werden, ob die Bedingungen für die Sozialbeziehungen und Kontak-
te und damit auch für ein Milieu, das Anregung, Bestätigung und Sicherheit vermittelt, 
gegeben sind. 
 
 
7.1. Gruppenbildung und Ausgrenzung im Betreuten Wohnen 
 
Das Zusammenleben in einer Altenwohnanlage unterliegt  stärker noch als im Alters-
gemischten Wohnen in einem Quartier sozialpsychologischen Prinzipien, die die In-
teraktionen zwischen den Bewohnern bestimmen. Während das Wohnen außerhalb 
einer Altenwohnanlage in den letzten Jahrzehnten zunehmend von Distanz und Ano-
nymität bestimmt wird (siehe u. a. HERLYN, 1970; KERR, 1958; KLAGES, 1958; 
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MOGEY, 1956), eine soziale Nachbarschaft im Sinne von gegenseitiger Verpflich-
tung und Anerkennung verbindlicher Gebräuche und Sitten fast nur noch in ländli-
chen Gebieten anzutreffen ist, vollzieht sich in Altenwohnanlagen und erst recht in 
Betreuten Altenwohnanlagen regelrecht ein Umkehrprozess. Von sozial ausgedünn-
ten und isolierenden Wohnverhältnissen gelangen die älteren Menschen in einen 
sozialen Raum, der als ein wesentliches Kriterium die Gewährleistung einer sozialen 
Stimulierung besitzt.  
 
Während die meisten Bewohner diese sozialen Verhältnisse begrüßen, häufiger So-
zialkontakte haben und das Gemeinschaftsbezogene Wohnen als eine Erlösung aus 
ihrer vorherigen Vereinsamung empfinden, so  bleibt eine Minderheit von ca. 10  
Prozent, die durch die neuen Wohnbedingungen in den Altenwohnanlagen regelrecht 
zum Rückzug in die selbst gewählte Isolierung getrieben werden, die also in den 
neuen Wohnumfeld weniger Kontakte und Beziehungen pflegen als vorher in ihren 
Privathaushalten ( BUTLER et al., 1983; FENNELL, 1986). 
Ob nur Introvertiertheit, wie CARP (1987) es vermutet, der entscheidende Grund für 
diese Reduzierung an Sozialkontakten bei einer Minderheit der Bewohner ist, konnte 
bisher nicht ermittelt werden.  
 
Welche sozialen Gestaltungskräfte beeinflussen die Kontakte und Begegnungen in 
Altenwohnanlagen?  Das Element "Jahre- oder gar Jahrzehntelange Freundschaft 
und/ oder Nachbarschaft" entfällt, ebenso "verwandtschaftliche Bindung"  oder  
"Glaubensbezogene Einbindung" (Motiv für das Leben in einem Kloster). Es beste-
hen auch keine materiellen oder immateriellen Verpflichtungen und Abhängigkeits-
verhältnisse,  die ein Zusammenleben begründen könnten. 
 
Die entscheidenden Faktoren für das verstärkt Nachbarschaftsbezogene Zusammen-
leben in einer Altenwohnanlage sind Homogenität und Nähe. Homogenität  verstan-
den als Gleichartigkeit und räumliche Nähe bestimmen Häufigkeit und Intensität der 
Kontakte, wie verschiedene Untersuchungen ergeben haben.  
 
Im Folgenden werden die verschiedenen Aspekte der Homogenität und Nähe an-
hand der vorliegenden Erkenntnisse erläutert. 
 
 
7.1.1. Homogenität bezogen auf das Lebensalter 
 
Mit zunehmendem Alter wächst bei vielen älteren Menschen der Wunsch, möglichst 
mit Gleichaltrigen zusammen zu leben. So konnten TEAFF et al. (1978) in 153 Public 
Housing in den USA (n = 1875) feststellen, dass 83 Prozent der Befragten ein alters-
homogenes Wohnmilieu bevorzugen. Auch FENNELL (1986) wies im Sheltered 
Housing in Großbritannien nach, dass für 59 Prozent der Bewohner es wichtig bzw. 
sehr wichtig ist, dass die Nachbarn gleichaltrig sind, für 35 Prozent der Befragten 
hatte das Alter keine Bedeutung.  
 
Dass das Alter auch bedeutsam bei den engeren Beziehungen ist, konnte  ROSOW 
(1961) belegen. Er stellte fest, dass Freundschaften in Retirement  Communities fast 
ausschließlich  in den eigenen Altersgruppen geschlossen wurden (Siehe auch  
HINRICHSEN, 1985). 
Auch MESSER (1967) zeigt auf, dass in altershomogenen Wohngebieten die Interak-
tionsdichte der Senioren bei weitem höher liegt als in Altersgemischten Quartieren (n 
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= 243): Ein hohes Interaktionsniveau besaßen in gleichaltrigen Milieus 65,9 Prozent 
der Senioren, in Altersgemischten hingegen jedoch nur 42,6 Prozent 
 
Dieses Bestreben nimmt mit dem Alter zu: Verschiedene Erhebungen in Sheltered 
Housing ergaben, dass bei höherem Durchschnittsalter ca. 70 Prozent der Bewohner 
das Zusammenwohnen mit Gleichaltrigen bevorzugen, bei jüngeren Senioren hinge-
gen lag dieses Bestreben nur bei 53 Prozent vor (PAGE et al., 1971). 
 
Nicht nur zunehmendes Alter korreliert mit dem Wunsch  nach Gleichaltrigen, son-
dern auch eine nachlassende gesundheitliche Verfassung. GUBRIUM (1970) konnte 
in einer Untersuchung in den USA (n = 210) nachweisen, dass  Senioren in schlech-
ter gesundheitlicher Verfassung  in Altersgemischten Wohngebieten 0 Prozent an 
Wohlbefinden angaben, in Wohngebieten mit einem hohen Anteil an Senioren (über 
75 Prozent) hatten immerhin 20 Prozent  trotz eingeschränkter Gesundheit ein hohes 
Maß an Zufriedenheit. Senioren in einer guten gesundheitlichen Verfassung hinge-
gen zeigten in Wohngebieten mit großer Altersmischung zu 63,9 Prozent hohe Zu-
friedenheit, in Wohngebieten mit hohem Seniorenanteil nur 56,8 Prozent. 
 
Es kann das Fazit gezogen werden, dass mit zunehmendem Alter und damit gleich-
zeitig  auch mit zunehmenden Einschränkungen der körperlichen  Kompetenzen  die 
Senioren Wohnwelten bevorzugen, die nicht so stark zu Konfrontationen mit dem 
Lebensstil der jüngeren Generationen führen. Überwiegen Gleichaltrige in den 
Wohnquartieren oder den Wohnanlagen, so ist zumindest gewährleistet, dass Perso-
nen mit vertrauten Einstellungen und Verhaltensweisen das soziale Milieu ausma-
chen oder bestimmen. Man wird  auch nicht ständig mit neuen Lebensstilen, Moden 
und Kommunikationsformen konfrontiert, die den älteren Menschen überwiegend 
fremd und teilweise auch unverständlich erscheinen. Auch bleibt einem in altersho-
mogenen Quartieren die Auseinandersetzung mit dem Erleben der eigenen Hinfällig-
keit erspart angesichts der vielen jungen und gesunden Menschen in Altersgemisch-
ten Wohnvierteln.  
 
Zusätzlich zeichnen sich Wohnviertel und Wohnanlagen mit einer Seniorenmehrheit 
in der Regel durch Ruhe, Stetigkeit und eine gewisse Langsamkeit der Lebensabläu-
fe aus. Es fehlen die Hektik und der Lärm, der oft durch Kinder, Jugendliche und 
auch junge Erwachsene hervorgerufen werden und somit dem starken Ruhebedürf-
nis der Senioren entgegenstehen (Siehe u. a. NARTEN, 1991). 
 
Das gemeinsame Alter bedeutet in der Regel auch der gemeinsame Status des Ru-
heständlers, das heißt ein bestimmter  Lebensstil, der sich gravierend von dem hekti-
schen und oft stressigen Lebenswandel der Berufstätigen unterscheidet. Rentner 
sind häufig entspannter,  haben weniger Verpflichtungen und verspüren einen gerin-
geren sozialen Druck bezüglich Karriere und Sozialstatus. Diese Lebenseinstellung 
lässt sich leichter leben in einem Kollektiv von Gleichgesinnten wie z. B. in einer Al-
tenwohnanlage als in einer durchmischten Wohngegend, die das Nebeneinander und 
häufig auch dann das Gegeneinander verschiedener generationsspezifischer Le-
bensarten in sich birgt. 
 
Das gemeinsame Alter bedeutet häufig auch ein Stück gemeinsame Vergangenheit  
bezogen auf soziale, wirtschaftliche und zeitgeschichtliche Ereignisse (Krisen, Kriege 
etc.). Dies schließt auch einen gemeinsamen Wert- und Einstellungskodex mit ein,  
gemeinsame Norm- und Bewertungsschemata, die häufig, bedingt durch den  ra-
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schen sozialen Wandel, nur noch auf eine Generation beschränkt sind  und von den 
nachwachsenden Generationen als "veraltet", "verstaubt" etc. betrachtet werden. 
 
 
7.1.2. Homogenität bezogen auf den Sozialstatus, Familienstatus und  kulturelle Her-
kunft 
 
Statusunterschiede in der Gesellschaft finden auch in den verschiedenen Formen 
des Altenwohnens ihr Pendant. So sind z. B. die Retirement Communities in den 
USA stark nach Statusmerkmalen wie Einkommen, Bildung und letzte berufliche Stel-
lung unterschieden (BULTENA  et al., 1969).        
          
Bestimmte Altenwohneinrichtungen, die in der Regel mit öffentlichen Zuschüssen 
errichtet wurden, stehen meistens nur Personengruppen mit beschränkten Einkünf-
ten im Alter offen: In den USA  sind dies die verschiedenen Formen des Public Seni-
or Housing und in Großbritannien sind es die Einrichtungen des Sheltered Housing.     
 
Altenwohneinrichtungen, die als Einstand  die Einzahlung einer bestimmten Kapital-
einlage erforderlich machen, grenzen das Angebotssegment nach oben hin ab: In 
Deutschland sind dies z. B. Wohnstifte und Residenzen und in den USA vor allem die 
Retirement Communities. 
 
Homogenität bezüglich des Familienstandes kann ebenfalls ein Faktor  für  die psy-
chosoziale Befindlichkeit der Bewohner in Altenwohnanlagen darstellen. So konnten 
HONG et al. (1994) in Retirement Communities in den USA feststellen, dass Witwen 
in Einrichtungen, in denen Witwen die Mehrheit der Bewohner stellten, signifikant 
höhere Werte an Lebenszufriedenheit aufwiesen als Witwen in Einrichtungen mit ei-
ner Mehrheit an Verheirateten, obwohl hinsichtlich der Kontaktdichte keine Unter-
schiede bestanden. Erklärt wird dieser Unterschied bezüglich der Lebenszufrieden-
heit mit der Dominanz eines bestimmten Lebensstils: In Einrichtungen mit einer Majo-
rität an Verheirateten sind die Gruppen- und Gesellungsangebote mehr auf die Ehe-
paare zugeschnitten. Die Verwitweten fühlen somit bei vielen Veranstaltungen  aus-
geschlossen und zeigen  demgemäß eine weitaus geringere Häufigkeit bei der Teil-
nahme an den sozialen Angeboten als Verheiratete. 
 
Homogenität bezüglich der kulturellen Herkunft stellt auch einen wichtigen Faktor 
bezüglich der Lebenszufriedenheit in Altenwohnanlagen dar. So konnten BERGMAN  
et al. (1981) bei den Sekundäranalysen verschiedener Erhebungen in Altenwohnan-
lagen in Israel feststellen, dass das Ausmaß an kultureller Homogenität (Herkunfts-
länder der Bewohner) die Lebenszufriedenheit der Bewohner stark beeinflusste. 
Es zeigt sich ganz deutlich, dass sich Bewohner der Altenwohnanlagen  sich kaum 
von den Verhaltens- und Einstellungsweisen der Gesamtgesellschaft bezüglich  der 
Gesellung und Abgrenzung unterscheiden. Soziale Schichtung, Familienstatus und 
die kulturelle Herkunft sind auch bei Senioren in Altenwohnanlagen Strukturprinzipien 
für die Gestaltung der  sozialen Interaktionen.  
 
 
7.1.3. Homogenität bezüglich  der Kompetenzen der Bewohner 
 
Mit der Homogenität der Kompetenzen ist das brisanteste Element der Gruppenbil-
dung und Ausgrenzung  im Betreuten Wohnen genannt. Es bedeutet, dass die Be-
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wohner sich nach dem vorherrschenden Konzept über den Standard der erwarteten 
Leistungsfähigkeit  gesellen und auch ausgrenzen lassen bzw. sich selbst zurückzie-
hen. In einer Einrichtung, die die "selbständige Lebensführung" (independent living) 
als Maxime bezüglich der alltäglichen Lebensführung propagiert,  haben Bewohner 
mit zunehmenden Gebrechen, die somit auf die Hilfe anderer angewiesen sind, in 
zweifacher Hinsicht Schwierigkeiten. Sie verspüren einerseits  ihre eigene, von der 
Norm der Einrichtung abweichende Hinfälligkeit, die sie zu Vermeidungs- und Fassa- 
dierungsverhalten gegenüber ihren Mitbewohnern veranlasst. Das bedeutet, sie iso-
lieren sich selbst und täuschen teilweise den anderen  Bewohnern, den Mitarbeitern 
und den Verantwortlichen der Einrichtung  einen höheren Kompetenzgrad der All-
tagsbewältigung vor. Das Hauptmotiv hierfür besteht aus der berechtigten Furcht, 
aufgrund der zunehmenden Hilfebedürftigkeit nicht mehr für die Kompetenzorientierte 
Einrichtung  geeignet zu sein und zum Verlassen und Umzug  in eine betreuungsin-
tensivere Einrichtung aufgefordert zu werden. 
Hier paart sich somit das Insuffizienzempfinden über das eigene eingeschränkte 
Leistungsvermögen mit der Furcht vor der Ausgrenzung im Sinne eines erzwunge-
nen Umzuges zu einer permanenten Stresssituation. Hinzu kommt, dass die Hilfebe-
dürftigen die Nichtbeachtung bzw. die Ablehnung  durch die tonangebenden Rüsti-
gen verspüren und sich dadurch zu Bewohnern 2. Klasse degradiert fühlen (SHEE-
HAN, 1986; LEMKE et al., 1989; MOOS et al., 1994). 
 
Im Folgenden wird anhand der vorliegenden Untersuchungen auf einzelne Phäno-
mene dieses Ausgrenzungs- und Selbstisolierungsprozesses  eingegangen werden. 
 
STEPHENS et al. (1986) befragten rüstige Bewohner in einem Accommodative 
Housing (Wohnanlage mit zusätzlichen Dienstleistungsangeboten, die das Verblei-
ben auch in einem hilfebedürftigen Stadium erlaubten) in den USA  (n = 39) hinsicht-
lich ihrer Toleranz gegenüber ihren gebrechlichen Mitbewohnern. Durch Mitbewohner 
mit Stock oder Gehhilfe fühlten sich 4,2 Prozent sehr und 12,5 Prozent etwas beein-
trächtigt. Durch Rollstuhlfahrer fühlten sich hingegen 21 Prozent sehr  und 13,2 Pro-
zent etwas beeinträchtigt. Der Wunsch nach getrennten Lebensbereichen war bei 
den Rüstigen recht hoch: 87 Prozent waren der Meinung, dass die Gebrechlichen in 
ihrem Bereichen (Pflegestation etc.) verbleiben sollten, 67 Prozent empfanden, dass 
durch die Gegenwart der körperlich Gebrechlichen und Demenzkranken eine Pflege-
heimatmosphäre entstanden sei. Die rüstigen Bewohner geraten über dieses Wohn-
milieu besonders bei Besuchen von Angehörigen und Freunden in Verlegenheit. 
 
Eine Untersuchung in Continuing Care Retirement Communities  in den USA bestä-
tigt diese Ausgrenzungstendenz von  Mobilitätseingeschränkten Senioren. Von den 
Einrichtungsverwaltern stuften 21 Prozent  Rollstuhlfahrer und  11 Prozent  Senioren 
mit Gehhilfen als für die Wohnanlage nicht mehr tolerierbare Bewohner ein (BO-
WERS,  1989). 
 
Verhaltensbeobachtungen in einem Accommodative Housing haben ergeben, dass 
die Bewohner in den öffentlichen Bereichen sich je nach Rüstigkeitsgrad  in  unter-
schiedlichen Sphären aufhalten und gesellen (STEPHENS et al., 1986). 
 
Eine Befragung von in Privathaushalten lebenden Senioren in den USA (n = 221) 
ergab u. a., dass 80,1 Prozent  der Befragten sich vorstellen könnten, in einer Alten-
wohnanlage mit höchstens 25 Prozent Hilfebedürftigen zusammen zu wohnen  
(REGNIER  et al., 1981). 
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Auch in deutschen Seniorenwohnhäusern sind die Bewohner sehr kritisch gegenüber 
Dienste und Angebote in den Häusern, die den Wohncharakter beeinträchtigen und 
damit heimähnliche Strukturen entstehen lassen könnten (RADICIONE, 1994). 
 
Unterschiedliche Kompetenz- und Rüstigkeitsgrade der Bewohner, die sich beson-
ders in der Mobilität zeigen, beeinflussen stark das Image oder auch das Erschei-
nungsbild der Einrichtung hinsichtlich eines dominanten Lebensstiles. Die 
Bewohnergruppen, egal ob rüstig oder gebrechlich, sind in der Regel dann verunsi-
chert, wenn ihre soziale und räumliche Wohnumwelt keine eindeutigen Signale be-
züglich eines bestimmten, Orientierung schaffenden Verhaltensmustern vermittelt. 
Herrscht ein auf Selbständigkeit ausgerichteter Wohn- und Lebensstil vor oder domi-
niert eine eher kustodiale Heimatmosphäre mit allen Attributen einer potentiellen 
Überversorgung?  Für die Betroffenen ist die Klärung dieser Frage von größter Be-
deutung bezüglich ihres Belastungsempfindens und damit auch bezüglich ihres 
Wohlbefindens und ihrer Lebenszufriedenheit.                                                                                                         
 
Rüstige z. B. fühlen sich in einem heimähnlichen Milieu regelrecht fehlplaziert: Be-
züglich ihrer Kompetenzen sind sie ständig unterfordert und entsprechend wächst 
ihre Unzufriedenheit und ihr Wunsch nach einem Wechsel des Milieus. Auf der ande-
ren Seite sind Hilfebedürftige in einem „Rüstigen-Milieu“ sowohl von den räumlichen 
Gegebenheiten (lange Wege, Treppen etc.) als auch von den sozialen Milieu-
Standards (Aktivitäten, Fitness, Außer-Haus-Orientierung u. a.) überfordert und damit 
überlastet (MOOS et al., 1994; SCHULZ, 1979). 
 
 
7.1.4. Fazit  
 
Modelle des Betreuten Wohnens  haben  Aspekte der Alterung ihrer Bewohnerschaft 
in Bezug  zunehmender Gebrechlichkeit konzeptionell zu berücksichtigen. In der 
Praxis hat sich gezeigt, dass ein bestimmtes Leitbild  für die Einrichtung  besteht, 
dass aber weite Toleranzbreiten den Bewohnern  hinsichtlich der Kompensation sei-
nes Hilfebedarfes eingeräumt werden. Wenn z. B. Angehörige oder ambulante 
Dienste unterstützend mitwirken, dann werden in den meisten Fällen den Hilfebedürf-
tigen  keine Schwierigkeiten bezüglich eines weiteren Verbleibens in der Einrichtung 
bereitet. 
 
Betreutes Wohnen wird die sozialpsychologischen Wirkmechanismen des Homogeni-
tätsprinzips in Bezug auf ihre Bedeutung für das Selbstwertgefühl, die Lebenszufrie-
denheit und  auch das Aktivitätsniveau der Bewohner zu berücksichtigen haben. An-
dernfalls besteht Gefahr einer drohenden Atomisierung der Bewohnerschaft mit den 
damit verbundenen Belastungs- und Kompensationsphänomen. 
 
Ein Universalkonzept für die verschiedenen Bedarfslagen existiert nicht, auch beim 
Betreuten Wohnen sind die Prozesse der Alterung  und damit auch der zunehmen-
den Hinfälligkeit nicht  zu stoppen oder gar umzukehren. Doch Betreutes Wohnen 
kann mit dazu beitragen, dass durch adäquate soziale und architektonische Milieu-
gestaltung der Prozess des Altwerdens nicht zu einem ständigen physischen und 
psychosozialen Leidens- und Entbehrungsweg wird. 
 
Im folgenden Abschnitt werden einige positive Aspekte des altengerechten Wohnens 
aufgeführt werden. Damit soll gezeigt werden, dass durch bestimmte Milieuelemente 
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ein höheres Maß an Lebenszufriedenheit und Wohlbefinden bei vielen Bewohnern 
erreicht werden kann. 
 
 
7.2. Kontakte und nachbarschaftliche Hilfe im Betre uten Wohnen 
 
Betreutes Wohnen wird von vielen älteren Menschen aus Gründen einer nicht mehr 
ertragbaren Isolierung in ihren bisherigen Privathaushalten in der Erwartung gewählt, 
in dieser Einrichtung ausreichend Kontakte und Anregungen zu erhalten (Siehe Kapi-
tel 4.3.).   
                                                                                                                                          
Im Folgenden werden die Untersuchungen dargestellt, die die verschiedenen For-
men der Kontakte und gegenseitigen Hilfe zum Gegenstand haben.  
 
 
7.2.1. Das Ausmaß der sozialen Kontakte 
 
Ein Charakteristikum für altershomogene Wohneinrichtungen scheint der Sachverhalt 
zu sein, dass die Bewohner häufiger Sozialkontakte haben als alte Menschen in Pri-
vathaushalten. 
Eine Vergleichsuntersuchung (n = 535) von Bewohnern im Public Senior Housing in 
den USA  mit in Privathaushalten lebenden älteren Menschen ergab,  dass erstere im 
Durchschnitt täglich 20 Minuten mehr Kontakt zu Nichtverwandten haben (MOSS et 
al., 1982).  
 
Ein Vergleich des Sozialverhaltens älterer Menschen in verschiedenen Formen des 
Seniorenwohnens mit dem Verhalten älterer Menschen in Privathaushalten in den 
USA (n = 815) hatte als Ergebnis, dass bei den Senioren in altershomogenen Um-
welten die Kontaktdichte gemessen in Mitgliedschaften in Aktivitätskreisen und Clubs 
innerhalb und außerhalb der Einrichtung signifikant höher lag. Eine Folgeuntersu-
chung nach 2 Jahren zeigte, dass während das Sozialverhalten der in Privathaushal-
ten lebenden Senioren sich nicht wesentlich verändert hatte, die Senioren in den al-
tershomogenen Umwelten mehr Aktivitäten, u. a. auch bei ehrenamtlichen Beschäfti-
gungen aufwiesen (SHERMAN, 1974). 
 
Dass das Interaktionsniveau in altershomogenen Umwelten (n = 88) größer ist als in 
Altersheterogenen (n = 155), konnte MESSER (1967) nachweisen: Während in al-
tersgleichen Gebieten bei 65,9 Prozent eine hohe Interaktionsdichte festgestellt wur-
de, lag in Altersgemischten Gebieten der Anteil bei 42,6 Prozent.  
 
 
Veränderung des Umfanges der Einsamkeitsempfindungen im Betreuten Wohnen: 
Ein aussagekräftiger Indikator für die Dichte und den Umfang der Begegnungen und 
Kontakte im Betreuten Wohnen besteht in dem Ausmaß an Einsamkeitsempfindun-
gen.  
 
FENNELL (1986) befragte in verschiedenen Einrichtungen des Sheltered Housing 
die Bewohner (n = 863) u. a. auch hinsichtlich der Einsamkeit:  76 Prozent fühlten 
sich nicht einsam, 23 Prozent gelegentlich und 1 Prozent konnte keine Auskunft 
diesbezüglich geben. 
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Für 38 Prozent hatte sich durch den Einzug ins Betreute Wohnen die Einsamkeit ver-
ringert, für 9 Prozent hat sie zugenommen und für 6 Prozent blieb sie unverändert. 
 
BUTLER  et al. (1983)  erhoben in Einrichtungen des Sheltered Housing (n = 200) 
folgende Werte bezüglich der Einsamkeit: 58 Prozent der Befragten fühlten sich we-
der im Betreuten Wohnen noch vorher im Privathaushalt einsam, bei 15,5 Prozent 
hatte die Einsamkeit nach Einzug ins Betreute Wohnen zugenommen, bei 16,5 Pro-
zent dagegen abgenommen und bei 6,5 Prozent blieb das Ausmaß der Einsamkeit 
unverändert. 
 
PAGE et al. (1971) ermittelten in Einrichtungen des Sheltered Housing bei 29 Pro-
zent der Bewohner (n = 312) Gefühle der Einsamkeit, wobei sie als Referenzerhe-
bung eine landesweite Untersuchung aus dem Jahr 1962 anführten, der zufolge 42 
Prozent der älteren Menschen  in Privathaushalten über Einsamkeit klagten. 
 
Es kann aus diesen Daten geschlossen werden, dass für die Mehrheit der älteren 
Menschen der Einzug ins Betreute Wohnen zu einer Zunahme an Sozialkontakten 
und damit zu einer Verminderung der Einsamkeit führt. Doch nicht für alle älteren 
Menschen scheint das Betreute Wohnen der richtige Lebensbereich zu sein. Es sind 
vor allem die eher introvertiert veranlagten Personen, die mit der  Gemeinschaftsori-
entierten Lebensweise des Betreuten Wohnens Schwierigkeiten haben und sich 
dementsprechend noch mehr zurückziehen (CARP, 1987).  
 
 
Klatsch und fehlende Privatheit: 
Ein Grund für den Rückzug eines Teiles der Bewohnerschaft liegt bestimmt auch an 
dem mit den Jahren zunehmenden Trend zur Innenorientierung bei den Sozialkon-
takten dahingehend, dass überwiegend nur noch Kontakte innerhalb der Wohnanla-
ge gepflegt werden.  
 
In einem Public Senior Housing in den USA klagten ein Jahr nach dem Einzug 13 
Prozent der Bewohner (n = 190) über Klatsch und fehlende Privatheit, nach 8 Jahren  
(n = 127) waren es bereits 30 Prozent (CARP, 1976). Diese Tatbestände wurden von 
den Bewohnern als die schwersten Probleme der Wohnanlage empfunden. 
 
In deutschen Altenwohnanlagen konnten KLUPP  et al. (1994) feststellen, dass ge-
genseitige Besuche nicht gern gesehen wurden, weil "Klatsch und Tratsch" befürch-
tet wurde und viele sich über die "elende Cliquenbildung" ärgerten. 
BERGER et al. (1990) beobachteten in einer Betreuten Wohnanlage zwei unter-
schiedliche Kommunikationsstile: Während die Rüstigen in ihrem Sozialverhalten 
eher dem Typus "Mietshaus" repräsentierten, ähnelte das Verhalten der  Gebrechli-
chen eher dem Typus "Altenheim". 
 
Diese Entwicklung hin zur Binnenorientierung und damit gleichzeitig auch zur Abson-
derung von der Außenwelt ist Ausdruck eines Lebensstilwandels dergestalt, dass die 
für die rüstigen Senioren typische Außenorientierung mit der wachsenden Gebrech-
lichkeit im Laufe der Jahre zunehmend  heimähnlichen Sozialkontakten weichen. 
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Zahl der Freunde und das Besuchsverhalten im Betreuten Wohnen: 
Am häufigsten treffen die Bewohner des Betreuten Wohnens in der Regel ihre Mit-
bewohner. 
Inwieweit diese Kontakte zu Bekanntschaften, Freundschaften und regelmäßigem 
gegenseitigen Besuchsverhalten führen, soll anhand der folgenden Untersuchungen 
dargestellt werden. 
 
FENNELL  (1986) erfragte im Sheltered Housing die Anzahl der Mitbewohner, an die 
man sich hinsichtlich einer kleinen Gefälligkeit wenden kann. Nur 6 Prozent konnten 
keinen Mitbewohner angeben, 9 Prozent hatten bisher noch keinen gefragt, 14 Pro-
zent gaben einen Mitbewohner an, 25 Prozent 2 oder 3 Personen und 46 Prozent 
konnten mehr als 3 Mitbewohner anführen. Dieser relativ große Umfang an nachbar-
schaftlicher Vertrautheit drückte sich jedoch nicht so stark im Besuchsverhalten aus: 
Eine Tasse Tee zusammen mit einem Mitbewohner trinken nur 26 Prozent regelmä-
ßig und 25 Prozent gelegentlich, zusammen TV schauen nur 9 Prozent regelmäßig 
und 12 Prozent gelegentlich. Ein Vertrauensverhältnis zu einem Mitbewohner haben 
10 Prozent, zu der Hausbetreuerin oder Hausverwalter 8 Prozent der Bewohner. 
PAGE  et al. (1971) eruierten in ihrer Sheltered-Housing-Erhebung, dass in der Wo-
che vor der Befragung 71 Prozent der Bewohner Besuch von einem Mitbewohner 
hatten bzw. selbst einen Besuch bei einem Mitbewohner gemacht hatten. 
 
Einen ähnlich hohen Wert ermittelten STEPHENS et al. (1984) in einem Planned 
Housing     (n = 44) in den USA: Dort hatten 80,5 Prozent der Bewohner mindestens 
einmal pro Woche Besuch von einem Mitbewohner. 
 
CHRISTENSEN et al. (1987) untersuchten u. a. Ort und Dichte der Sozialkontakte in 
6 verschiedenen Public Senior Housing (n = 190): 80 Prozent der Begegnungen fan-
den in den Wohnungen statt, 11 Prozent im Eingangsbereich oder den Fluren und 9 
Prozent im Gemeinschaftsraum bei Gruppenaktivitäten.  
Kontakte in den Wohnungen (Besuche etc.) hatte 15 Prozent der Bewohner täglich, 
31 Prozent einmal pro Woche, 19 Prozent einmal im Monat und 35 Prozent weniger 
als einmal im Monat. 
 
KLUPP et al. (1994) ermittelten, dass in Altenwohnungen im Gegensatz zum Alten-
heim die Kontakte sich viel enger gestalten. Während in den Altenwohnungen 42 
Prozent der Bewohner teilweise engen Kontakt miteinander hatten, so waren es in 
den Altenheimen nur 22 Prozent. Kaum näheren Kontakt hatten in den Altenwoh-
nungen 46 Prozent, in den Altenheimen 55 Prozent und zurückgezogen lebten in den 
Altenwohnungen nur 10 Prozent und in den Altenheimen 22 Prozent. 
 
Es lässt sich feststellen, dass die Bewohner Betreuter Wohnanlagen relativ  enge 
nachbarschaftliche Kontakte pflegen. Berücksichtigt man, dass in den Generations-
durchmischten Wohnvierteln das nachbarschaftliche Verhalten seit einigen Jahrzehn-
ten von Distanz oder zumindest reduzierter Distanz geprägt ist, so kann im Betreuten 
Wohnen von einem auf Nähe und gegenseitigem Vertrauen basierenden Sozialver-
halten gesprochen werden. Dieser Sachverhalt ist umso bemerkenswerter, wenn 
man bedenkt, dass die Bewohner sich in der Regel kaum länger als wenige Jahre 
kennen. 
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7.2.2. Gegenseitige Hilfe im Betreuten Wohnen 
 
Konzeptionell bestehen beim Betreuten Wohnen im Alter Erwartungen hinsichtlich 
der gegenseitigen Hilfe unter den Bewohnern. Man erhofft sich, dass auf der Grund-
lage guter Nachbarschaft die älteren Bewohner sich bei alltagsnahen Belangen ge-
genseitig stützen, besonders dann, wenn die Einrichtungen selbst keine Dienstleis-
tungen anbieten  und somit die Selbsthilfe der Bewohner die fehlenden Dienste er-
setzen sollen. Besonders im Falle einer beginnenden Gebrechlichkeit erhofft man 
sich zumindest in Deutschland die Freisetzung kollektiver und solidarischer Ressour-
cen der Bewohnerschaft zur Bewältigung des immer beschwerlicher werdenden All-
tags (FISCHER, 1989; LEYENDECKER et al., 1992; RACKI, 1995; TEWS, 1994). 
 
Die folgenden Untersuchungen haben sich u. a. auch dieses Gegenstandsbereiches 
angenommen. 
 
POULIN (1984) verglich  die sozialen Netzwerke von Bewohnern eines Senior 
Citizen Housing mit denen in Privathaushalten lebenden älteren Menschen (n = 232) 
in den USA. Die Bewohner der Altenwohnanlagen hatten signifikant umfangreichere 
und stärker unterstützende Beziehungen als die in der Gemeinde lebenden älteren 
Menschen. Auf der anderen Seite besaßen die Bewohner der Altenwohnanlage we-
niger enge Freunde in der Wohnanlage als die Senioren in den Privathaushalten. 
 
Auch im Sheltered Housing in Großbritannien besteht ein relativ dichtes Netzwerk an 
potentiellen Helfern: FENNELL (1986) ermittelte, dass 85 Prozent der Bewohner 
mindestens einen Mitbewohner für eventuelle Hilfe- und Unterstützungsleistungen 
nennen konnten, 46 Prozent konnten sogar mehr als 3 Mitbewohner als potentielle 
Helfer anführen. 
 
SHEEHAN (1986 a) untersuchte Ausmaß und Prinzipien der informellen Hilfe unter 
Bewohnern einer Altenwohnanlage ( Public Senior Housing) in den USA (n = 55). Am 
häufigsten helfen sich die Bewohner beim Einkaufen, Transport und Reinigen (50 
Prozent oder n = 28), das "buddy"-System (gegenseitiges Aufpassen hinsichtlich 
Sturz, Unwohlsein etc.) wird von 8 Informanten (14 Prozent) angeführt und 7 Nen-
nungen (12 Prozent) beziehen sich auf  Unterstützung im Bereich sozialer Aktivitä-
ten. 
 
Am häufigsten kann mit Unterstützung gerechnet werden, wenn der Zeitraum der 
erforderlichen Hilfeleistung überschaubar und von relativ kurzer Dauer ist. In der 
Rekonvaleszenzphase nach einem Krankenhausaufenthalt z. B. können nach Ein-
schätzung von 32  Informanten (58 Prozent) die Bewohner mit der Hilfe ihrer Nach-
barn rechnen. Bei beginnender Altersverwirrtheit wird  nach Aussage von 13 Infor-
manten (24 Prozent) Unterstützung gewährt. Auch bei beginnender körperlicher Ge-
brechlichkeit wird noch geholfen, um Mitbewohnern einen Umzug in eine betreuungs-
intensivere Einrichtung zu ersparen. 
 
SHEEHAN konnte bei der intensiven Befragung der Bewohner der Altenwohnanlage 
zwei Verhaltensmuster mangelnder sozialer Einbindung und Verantwortung feststel-
len, die ihre Ursache letztlich in der fehlenden Gegenseitigkeit des Helfens haben: 
 

� Der soziale Rückzug der gebrechlichen Bewohner: Die körperlich einge-
schränkten Bewohner spüren, dass sie mit den fitteren Bewohnern hinsichtlich 
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der Alltagsgestaltung nicht  mehr mithalten können, sie also auch damit dem 
Standard und dem Image der Wohnanlage einer selbständigen Lebensfüh-
rung (independent living) nicht mehr entsprechen können. Sie reagieren hie-
rauf mit Rückzugs- und Vermeidungsverhalten, um nicht "ins Gerede" zu 
kommen. So wagen sie auch aus diesem Grund nicht, ihre Mitbewohner um 
Hilfe und Unterstützung zu bitten, denen sie nicht zur Last fallen wollen. 

 
� Die mangelnde Unterstützung der ständig Gebrechlichen durch die noch rüsti-

geren Bewohner: Die Rüstigeren fühlen sich angesichts ihrer eigenen allmäh-
lichen Leistungsminderung physisch und psychisch überfordert, auch noch für 
ihre gebrechlichen Mitbewohner ständig Hilfe und Unterstützung erbringen zu 
müssen. Ihrer Meinung nach sind hierfür die Angehörigen oder formelle 
Dienstanbieter zuständig. Die noch verbleibende Kraft und Energie wird für die 
Bewältigung der eigenen Alltagsanforderungen benötigt. 

 
Die Tendenz, Hilfeleistungen nur für kurze Zeit bei den Mitbewohnern zu erbitten, 
konnte auch SULLIVAN (1986) in einer Senioren-Siedlung (Retirement Community) 
in Arizona (USA) (n = 403) feststellen: So würden je nach Kontaktdichte zwischen 65 
und 77 Prozent der Bewohner ihre Mitbewohner für kurzfristige Hilfeleistungen an-
sprechen, für langfristige Hilfen würden nur zwischen 3 und 18 Prozent ihre Mitbe-
wohner bitten. 
Einschränkungen hinsichtlich des Umfanges an gegenseitigen Hilfeleistungen im Be-
treuten Wohnen können auch durch die "Alterung"  einer Wohnanlage entstehen. Mit 
zunehmender Gebrechlichkeit der Bewohnerschaft sinkt nicht nur das Ausmaß an 
gegenseitigen Besuchen (LAWTON et al., 1985), es lässt sich auch ein geringeres 
Maß an gegenseitiger Hilfe feststellen. EHRLICH et al. (1982) ermittelten in einer 13 
Jahre alten Betreuten Wohnanlage (Congregate Housing) in den USA  (n = 154) ei-
nen relativ geringen Grad an gegenseitiger Hilfe: So erhielten 77 Prozent der Be-
wohner Hilfeleistungen, jedoch nur 46 Prozent der Bewohner erbrachten Hilfe- und 
Unterstützungsleistungen. Auch würden im Falle einer akuten Erkrankung nur 53 
Prozent der Befragten Hilfe von ihren Mitbewohnern erwarten. 
 
Zum Vergleich die Werte der Berliner Altersstudie: Von den 70-74jährigen pflegten 
24 Prozent gegenseitige Hilfebeziehungen mit ihren Nachbarn, während es bei den 
95jährigen und älteren nur noch 10 Prozent waren (WAGNER et al., 1996). 
 
Zusammenfassend kann die Feststellung getroffen werden, dass gegenseitige Hilfe 
im Betreuten Wohnen stärker als in den Altersgemischten Nachbarschaften eine 
Spezialität dieser Wohn- und Lebensform zu sein scheint. Dass dieses Prinzip ver-
stärkter gegenseitiger Hilfe nicht für alle Typen von Altenwohnanlagen gilt, konnte 
SHERMAN (1975) nachweisen: Während in Altenwohnanlagen für Bewohner mit ge-
ringeren Einkünften ein überdurchschnittlich hohes Aufkommen an gegenseitiger Hil-
fe festgestellt wurde, so bestand in Altenwohnanlagen der gehobenen Einkommens-
schichten kein Unterschied zu Altersgemischten Wohnquartieren. 
 
Gegenseitige Hilfe setzt in der Regel ein Zusammengehörigkeitsgefühl oder Solidar-
bewusstsein voraus, das im Betreuten Wohnen durch die gemeinsamen Charakteris-
tika Alter, Sozialstatus und auch der Einstellung, eine relativ selbständige Lebensfüh-
rung beibehalten zu wollen, geprägt wird.  
Dieses Wir-Gefühl wird jedoch stark beeinträchtigt und löst sich sogar teilweise auf, 
wenn die Gleichartigkeit an Kompetenz und Alltagsbewältigung in der Bewohner-
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schaft durch zunehmende Hinfälligkeit eines Teiles der Bewohner nicht mehr gege-
ben ist. Die von Experten erhoffte Hilfekonstellation "Rüstige helfen Gebrechlichen" 
entwickelt sich im Regelfall nicht, sondern es entsteht ein sozialer Ausgrenzungspro-
zess. Diejenigen, die dem Standard einer selbständigen Lebensführung noch ent-
sprechen, beschränken ihre Hilfs- und Unterstützungsleistungen auf  die Mitbewoh-
ner, die noch zu reziproken Leistungen in der Lage sind. Die Gebrechlichen hinge-
gen ziehen sich u. a. auch zur Erhaltung ihres Selbstwertgefühles und ihrer Unab-
hängigkeit zurück und begeben sich somit in eine selbst gewählte Isolation. 
 
 
7.3. Auswirkungen des Betreuten Wohnens auf die Bez iehungen zu den Ange-
hörigen und alten Freunden der Bewohner 
 
Die sozialdemographischen Veränderungen der letzten Jahrzehnte führten in den 
industrialisierten Ländern Europas und Nordamerikas zu einer steigenden Quote Al-
leinlebender alter Frauen: So lebten hochgerechnet 1995 zwischen 27,5 Prozent in 
Kanada und 44,1 Prozent in Schweden der älteren Frauen allein (WOLF, 1995). Die-
se Daten drücken einerseits die steigende Lebenserwartung und andererseits auch 
den Wandel in den intergenerationalen Beziehungen aus: Den Wechsel von der er-
weiterten (dreigenerationalen) Familie ("extended family") hin zur modifizierten erwei-
terten Familie ("modified extended family": zweigenerationale Kernfamilie mit unter-
schiedlich dichten Beziehungen zur Großelterngeneration und anderen Verwandten) 
und in Ansätzen bereits weiter zur „Kernfamilie“ („nucleus family“: Eltern-Kind-
Verband mit nur noch geringen Bindungen und Verpflichtungen zu den Großeltern). 
Mit zunehmender Modernisierung verschiedener gesellschaftlicher Bereiche u. a. in 
Gestalt räumlicher und sozialer Mobilität der jüngeren und mittleren Generation voll-
zog sich allmählich ein Ablösungsprozess der Kernfamilie vom weiteren Ver-
wandtschaftsgefüge und damit vor allem auch von den Großeltern. Diesen Prozess 
der Ausgrenzung  u. a. der Großeltern aus dem Familienleben konnten in Großbri-
tannien BOTT  (1968) und in Deutschland PFEIL (1965) empirisch belegen.  
                 
Konkret auf das Zusammenwohnen bezogen bedeutet dieser Verselbständigungs-
prozess der verschiedenen Generationen, dass der Wunsch, im Alter angesichts zu-
nehmender Gebrechlichkeit zu den Kindern zu ziehen, zunehmend geringer wird. 
Bereits Erhebungen in den 50er und 60er Jahren ergaben, dass die Mehrheit der 
befragten Senioren ein Zusammenwohnen mit den Familien der erwachsenen Kinder 
ablehnten (SCHULZ, 1979) (Siehe Kapitel 2.2.).   
 
Dass dieser Prozess der Trennung der Generationen letztlich von den sozioökono-
mischen Lebensbedingungen abhängt, konnten KARSTEN et al. (1968) nachweisen: 
Eine Befragung im Jahr 1966 von 320 Landbewohnern im Alter von 55 Jahren und 
mehr in der Bundesrepublik Deutschland ergab, dass  von den Älteren in einem 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb 45 Prozent ein Zusammenleben in einem 
Haushalt mit den erwachsenen Kindern befürworten, 36 Prozent plädieren für ge-
trennte Haushalte unter einem Dach und 18 Prozent wünschen mehr Abstand (im 
gleichen Dorf oder weiter entfernt). Von den Älteren auf einem Nebenerwerbshof 
wünschten sich nur noch 34 Prozent den gemeinsamen Haushalt, 36 Prozent ge-
trennte Haushalte unter einem Dach und  27 Prozent entfernte Lösungen. Von den 
älteren Landbewohnern hingegen, die in einem Haushalt ohne Bezug zur Landwirt-
schaft lebten, favorisierten nur 14 Prozent das Zusammenleben in einem Haushalt, 
37 Prozent das gemeinsame Wohnen unter einem Dach und immerhin 46 Prozent 
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ein Wohnen mit mehr Abstand (im selben Dorf oder weiter entfernt). Die Werte der 
älteren Landbevölkerung in Haushalten ohne Bezug zur Landwirtschaft decken sich 
fast mit den Ergebnissen einer Erhebung in Wien im Jahr 1960 (12 Prozent gemein-
sam, 38 Prozent unter einem Dach und 48 Prozent weiter getrennt). 
 
Es lässt sich hieraus der Schluss ziehen, dass in Familienhaushalten, deren Funktio-
nen sich letztlich nur auf das partnerschaftliche Zusammenleben in Verbindung mit 
der Erziehung der unmündigen Kinder beruhen, die ältere Generation für sich keine 
Aufgaben und Verpflichtungen sieht, die ein Zusammenleben rechtfertigen könnten. 
                                                                                                                                                    
Aber auch seitens Generation der erwachsenen Kinder lässt die Bereitschaft ständig 
nach, bei ständiger Pflegebedürftigkeit der Eltern bzw. eines Elternteiles allein die 
Pflege zu übernehmen (JOHNSON et al., 1983; HÖRL, 1992). So konnte die Berliner 
Altersstudie belegen, dass mit nur 7,5 Prozent der Anteil der erwachsenen Kinder 
außerhalb des Haushalts der hilfs- und pflegebedürftigen Senioren als Helfer relativ 
gering ist. Formelle Hilfe von ambulanten Diensten erhielten hingegen 25,4 Prozent 
der hilfs- und pflegebedürftigen Senioren (MAYER et al., 1996). 
 
Gemäß diesem Trend einer verminderten Erwartung der älteren Generation hinsicht-
lich möglicher Hilfe- und Pflegeleistungen durch ihre Kinder und auch einer nachlas-
senden Bereitschaft der erwachsenen Kinder hierzu, entstanden in den letzten Jahr-
zehnten eine Reihe von ambulanten, teilstationären und Wohnungsbezogenen 
Dienstleistungen, die ergänzend und teilweise auch die informellen familiären Hilfen 
ersetzend tätig wurden. 
 
Im Kontext dieser Entwicklung der zunehmenden Marginalisierung der Versorgungs-
leistungen der mittleren Generation für die Elterngeneration sind auch die Modelle 
des Betreuten Wohnens als eine weitere Form formeller Hilfe und Betreuung aufzu-
fassen. 
 
Im Folgenden werden die Untersuchungen, die u. a. auch die Thematik der Bezie-
hungen der Bewohner zu ihren Angehörigen und alten Freunden beleuchtet haben, 
dargestellt werden. 
 
 
7.3.1. Das Ausmaß der Kontakte zu Angehörigen  
 
Es liegen einige Untersuchungen vor, die u. a. auch das Ausmaß der Kontakte der 
Bewohner des Betreuten Wohnens zu ihren Angehörigen zum Gegenstand haben.  
Im Sheltered Housing in Großbritannien haben zwischen 52 und 70 Prozent der Be-
wohner mit Kindern mindestens einmal in der Woche Kontakt mit ihnen oder mit an-
deren Angehörigen (BUTLER et al., 1983; FENNELL, 1986; PAGE et al., 1971, 
TINKER, 1989).  
 
TINKER (1989) verglich die Kontakte älterer Menschen im Betreuten Wohnen mit 
denen in Privathaushalten und stellte fest, dass Bewohner im Betreuten Wohnen 
häufiger Kontakt zu Angehörigen haben als ältere Menschen in Privathaushalten (70 
Prozent gegenüber 55 Prozent).  
Diesen Sachverhalt kann man u. a. damit erklären, dass für viele Bewohner nach 
Einzug ins Betreute Wohnen der Kontakt zu den Angehörigen  sich verbessert hat 
und sie sie auch häufiger sehen. So berichten BUTLER et al. (1983), dass 20 Pro-
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zent der Bewohner nach Einzug ins Betreute Wohnen mehr Kontakte zu den Ange-
hörigen pflegen, 10 Prozent  hingegen weniger. 
Auch FENNELL (1986) führt an, dass der Kontakt sich nach dem Einzug verbessert 
hat. Dies hängt u. a. bestimmt damit zusammen, dass nach dem Einzug ins Betreute 
Wohnen 38,9 Prozent der Bewohner näher bei einem Kind wohnen, während nur 
16,7 Prozent durch den Einzug räumlich weiter entfernt wohnen. 
 
Aus den USA und Kanada liegen bezüglich des Kontaktverhaltens mit Angehörigen 
einige Erhebungen aus unterschiedlichen Einrichtungstypen des Wohnens im Alter 
vor: STEPHENS et al. (1984) stellten in zwei Altenwohnhäusern (Planned Housing)  
(n = 44) fest, dass 44,6 Prozent der Bewohner wöchentlich Besuche durch Angehöri-
ge erhalten.  
GUTMAN (1978) untersuchte fünf  mehrgliederige Alteneinrichtungen (Multilevel 
Accommodation for Seniors) in Kanada (n = 177) und fand u. a. heraus, dass zwi-
schen 77 und 89 Prozent der Bewohner mindestens einmal pro Woche Kontakt mit 
ihren Kindern hatten. 
 
Diese Werte weichen nicht stark von den Angehörigenkontakten in den Altenpflege-
heime der USA ab: In einer landesweiten Erhebung 1973/74 wurde festgestellt, dass 
61 Prozent der Altenpflegeheimbewohner mindestens einmal pro Woche 
Angehörigenbesuch erhielten (TOBIN et al., 1981).  
 
In Seniorengemeinden (Retirement Communities) der USA sind dagegen voneinan-
der abweichende Werte hinsichtlich der Angehörigenkontakte erhoben worden: 
 
BULTENA et al. (1969) untersuchten eine Retirement Community (Senioren-
Siedlung) in den USA in einem Vergleich mit älteren Menschen in Altersgemischten 
Wohnvierteln (n = 521). 
Ein Drittel der Bewohner der Senioren-Siedlung hatten keine Kinder, in der Ver-
gleichsgemeinde waren es nur 21 Prozent. Mindestens einmal pro Woche Kontakt zu 
ihren Kindern hatten nur 16 Prozent der Bewohner der Senioren-Siedlung, während 
es bei den Vergleichsgemeinden 50 Prozent waren. Im Staat Wisconsin  waren es 
sogar mehr als 2/3 der befragten Senioren. 
 
SULLIVAN (1986) eruierte in einer Senioren-Gemeinde in Arizona (Planned 
Retirement Community), dass 54 Prozent der Befragten mit Kindern in den letzten 14 
Tagen 3 oder mehr Kontakte mit ihnen hatten. Zu einem Bruder oder einer Schwes-
ter hatten in den letzten 14 Tagen vor dem Interview 75 Prozent der Bewohner Kon-
takt. Die wenigsten Kontakte jedoch waren persönliche Begegnungen, da nur 20 
Prozent der Kinder innerhalb eines Umkreises von 3 Autostunden Entfernung lebten. 
Landesweit hingegen haben 75 Prozent der Senioren ein Kind in einer halben Auto-
stunde Entfernung zu wohnen. 
 
Aus Deutschland liegt bisher eine Erhebung (SCHWEIKART et al., 1995) vor, die u. 
a. die Auswirkungen des Betreuten Wohnens auf die Kontakte zu den Angehörigen 
und den alten Freunden und Bekannten untersuchte. Ähnlich den Ergebnissen in 
Großbritannien ist durch den Einzug ins Betreute Wohnen in Deutschland bei 58 
Prozent der Befragten (n = 243) der Kontakt zu den nahen Angehörigen enger ge-
worden. Als Gründe werden die räumliche Nähe und die leichtere Erreichbarkeit an-
gegeben. 
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Ergänzend zu dieser Untersuchung  von SCHWEIKART et al. (1995) werden kurz die 
Erhebungen aus dem Bereich der Privathaushalte (Berliner Altersstudie) und dem 
Heimbereich bezüglich dieser Thematik angeführt, damit man sich ein Bild über die 
Dichte der Kontakte der Senioren zu ihren Angehörigen in Deutschland machen 
kann. 
 
Die Berliner Altersstudie zeigte hinsichtlich der Kontakte zu Angehörigen, dass die 
untersuchten Senioren durchschnittlich ca. 1,5 - 2 mal pro Woche Besuch von ihren 
erwachsenen Kindern erhalten. Besuchskontakte mit den Geschwistern werden von 
den betagten Männern durchschnittlich einmal im Monat und den Frauen alle zwei 
bis 3 Wochen gepflegt (WAGNER et al., 1996).  
 
KLUPP et al. (1994) ermittelten in Altenwohnungen, Altenwohn- und Altenheimen (n 
= 324), dass 63 Prozent der Bewohner regelmäßig monatlich Besuch von Angehöri-
gen erhalten.  
Andere Untersuchungen erbrachten eine höhere Kontaktdichte:                                     
KRUSE et al. (1992) eruierte in 26 Alten-, Altenwohn-, Altenpflegeheimen und Wohn-
stiften  (n = 241), dass mindestens einmal pro Woche 43,3 Prozent der Bewohner 
Kontakte zu Angehörigen hatten. 
LIND (1991) ermittelte in einem Alten- und Altenpflegeheim in Esslingen (n = 254) bei 
50 Prozent der Bewohner eine Kontaktdichte von mindestens einem Besuch pro Wo-
che von Angehörigen.      
 
RÜCKERT (1985) stellte bei 56 Prozent der Bewohner von 16 Altenpflegeheimen, 
die noch Kontakt zu Kindern und Enkeln hatten, wöchentliche Besuche von Angehö-
rigen fest. 
 
Es kann das Fazit gezogen werden, dass Betreutes Wohnen bezüglich der Kontakte 
zu den Angehörigen eher positive als negative Auswirkungen besitzt. Das Prinzip der 
räumlichen Nähe scheint hierbei ein wichtiger Faktor darzustellen. Je näher die An-
gehörigen wohnen, umso leichter können alltägliche persönliche Kontakte aufrecht-
erhalten werden. Diese Nähe erlaubt es auch den älteren Bewohnern, Gegenbesu-
che bei den Kindern und anderen Angehörigen zu tätigen. Es ist daher verständlich, 
dass  ältere Menschen das Angebot Betreutes Wohnen auch aus dem Grunde, in die 
Nähe ihrer Kinder zu ziehen, wählen (Siehe Kapitel 4.3.). 
 
 
7.3.2. Hilfe und Unterstützung durch Angehörige  
 
Über Hilfe- und Unterstützungsleistungen von Angehörigen für die Bewohner Betreu-
ten Wohnens liegen nur wenige Untersuchungen vor. Es kann daraus geschlossen 
werden, dass dieser Thematik bisher weder von der Sozialpolitik noch von den Sozi-
alwissenschaften  einen vordringlichen Stellenwert eingeräumt wird. 
 
BUTLER et al. (1983) und TINKER  (1989) berichten in ihren Untersuchungen über 
Sheltered Housing, dass seitens der Angehörigen Hilfe bei folgenden Tätigkeiten ge-
leistet wird: Einkaufen, Hausarbeit,  Kochen, Waschen, Putzen, Benutzung der öf-
fentlichen Verkehrsmittel. Leider werden nicht Umfang und Intensität dieser Unter-
stützungsleistungen quantifiziert. 
 
Aus den USA liegen einige Untersuchungen vor: 
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STEPHENS et al. (1984) ermittelten in zwei Altenwohnhäusern, dass 58,3 Prozent 
der Bewohner Hilfe von ihren Angehörigen erhalten, 15,7 Prozent der Bewohner hel-
fen ihren Angehörigen und bei 26 Prozent der Bewohner besteht ein Verhältnis auf 
gegenseitiger Hilfe mit ihren Angehörigen. 
Überwiegend psychosoziale Unterstützung (gelegentliche Gespräche, Unterhaltung, 
vertrauliche Gespräche und Ratschläge) erhalten die Bewohner von Angehörigen 
bzw. leisten sie für ihre Angehörigen (zwischen 25,2 und 41,5 Prozent). Es folgt Hilfe 
bei Fahrten (24,2 Prozent), bei der Mahlzeitenzubereitung (18,3  Prozent), der Haus-
arbeit (9 Prozent) und den Finanzen (7,3 Prozent).  
In allen Kategorien stehen die Angehörigen hinsichtlich der Hilfeleistungen an erster 
Stelle, gefolgt von den Mitbewohnern und den alten auswärtigen Freunden. 
 
GUTMAN (1978) konnte in mehrgliederigen Einrichtungen (Multilevel 
Accommodations for Seniors) in Kanada feststellen, dass weniger als 15 Prozent der 
Bewohner Hilfe von Angehörigen bei der Hausarbeit und der Mahlzeitenzubereitung 
erhielten, zwischen 17 und 29 Prozent erhielten Hilfe beim Einkaufen und zwischen 
37 und 48 Prozent bei Fahrten. 
 
EHRLICH et al. (1982) ermittelten in einem Congregate Housing (Betreutes Wohnen 
mit eigenen Dienstleistungen), dass im Falle einer Erkrankung 38 Prozent der Be-
wohner von ihren Angehörigen in deren Wohnung versorgt werden könnten. 
In Deutschland wurde bisher nur eine Untersuchung veröffentlicht, die u. a. die 
Unterstützungsleistungen der Angehörigen für Bewohner des Betreuten Wohnens 
ermittelte: 
 
SCHWEIKART et al. (1995) stellten fest (n = 243), dass 49,8 Prozent der Bewohner 
Unterstützung erhielten. 36,6 Prozent der Bewohner erhielten keine Unterstützung 
und 13,6 Prozent machten keine Angabe. 
30 Prozent aller Bewohner werden von Angehörigen bei verschiedenen Verrichtun-
gen des Alltags (Einkäufe, schwere Hausarbeit, große Wäsche u. a.) unterstützt. 
32,9 Prozent der Bewohner werden von ihren Angehörigen bei der Organisation zu-
sätzlicher Betreuung unterstützt, wobei der Anteil in eigenständigen Altenwohnanla-
gen bei 44,4 Prozent, in heimintegrierten und Altenwohnanlagen mit integrierter Be-
treuung hingegen nur bei 24 und 23,5 Prozent liegt. 
 
Ähnliche Werte sind in einem Alten- und Altenpflegeheim in Esslingen erhoben wor-
den: Dort tätigten  37 Prozent der Angehörigen Einkäufe von Dingen des alltäglichen 
Gebrauchs (Hygiene- und Pflegeartikel, Getränke u. a.), die vom Heim selbst nicht 
gestellt wurden, 11 Prozent übernahmen die Finanz- und Taschengeldverwaltung 
und 10 Prozent wuschen die persönliche Wäsche. Auch bei der Mahlzeiteneinnahme 
wurde von 12,9 Prozent der Angehörigen mitgeholfen (LIND, 1991). 
 
Die wenigen Erhebungen zeigen, dass eine nicht unbeträchtliche Zahl von Angehöri-
gen bereit ist, ihren betagten Verwandten, in der Regel den Eltern, in irgendeiner 
Form zu helfen. 
Das vorliegende Datenmaterial reicht m. E. jedoch noch nicht aus, allgemeine Aus-
sagen über Bereitschaft und Vollzug der konkreten Hilfe machen zu können. Es feh-
len auch noch Untersuchungen über das Verhältnis der informellen Hilfe der Angehö-
rigen zur formellen Hilfe der Einrichtungen des Betreuten Wohnens: Entwickeln sich 
in diesem Feld Substitutionsprozesse dergestalt, dass das Vorhandensein von 
Dienstleistungsangeboten Angehörige von der Hilfe abhält? Derartige Prozesse des 
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Rückzuges aus dem Bereich der Hilfe und Unterstützung seitens der Angehörigen 
sind im Heimbereich  zum Regelfall geworden. 
 
Ein gewichtiger Indikator für die Beurteilung des Betreutes Wohnens im Spannungs-
feld zwischen Privathaushalt und Heim besteht in dem Ausmaß der Einbindung  von 
Angehörigen und formellen Diensten. Es lässt sich diesbezüglich die Regel aufstel-
len: Eine Zunahme an Angehörigenhilfe rückt Betreutes Wohnen in die Nähe des 
Privathaushaltes, eine Zunahme an formellen Diensten jedoch in die Nähe eines Al-
tenheimes. 
 
Auch aus sozialpolitischen und sozialökonomischen Gründen gilt es in naher Zukunft 
Lösungen zu forcieren, die in Richtung auf stärkere Aktivierung verwandtschaftlicher 
Hilfepotentiale gehen (HEUMANN, 1993). 
 
 
7.3.3. Auswirkungen des Einzugs ins Betreute Wohnen auf die Kontakte zu alten 
Freunden 
 
Über die Kontakte der Bewohner des Betreuten Wohnens zu ihren alten Freunden 
liegen nur wenige Untersuchungen vor: 
 
FENNELL (1986) wies nach, dass durch den Einzug ins Sheltered Housing der Kon-
takt zu den alten Freunden geringer geworden war: Für 36 Prozent der Bewohner 
blieb der Kontakt unverändert, während bei 56 Prozent der Kontakt  nachgelassen 
hatte. 37 Prozent der Bewohner treffen mindestens einmal pro Woche ihre alten 
Freunde und 29 Prozent telefonieren mindestens einmal pro Woche mit ihnen. 
 
STEPHENS  et al. (1984) ermittelten in einem Planned Housing (Altenwohnanlage), 
dass 44,1 Prozent der Bewohner wöchentlich Kontakt mit ihren alten, außerhalb der 
Anlagen wohnenden Freunden pflegten. 
 
SCHWEIKART et al. (1995) ermittelten in Betreuten Wohnanlagen in Deutschland, 
dass für 67,1 Prozent der befragten Bewohner ein Erhalt der Kontakte zur früheren 
Nachbarschaft erreicht werden konnte, 25 Prozent der Bewohner konnten die bishe-
rigen Kontakte nicht mehr aufrecht erhalten. 
 
Es liegt die Vermutung nahe, dass Kontakte zu alten Freunden in der Regel auch 
von dem Prinzip Nähe (Entfernung des Wohnortes von Altenwohnanlage) und der 
Mobilität (Rüstigkeit) abhängt. Auch das Image der Altenwohnanlage (Heimcharakter 
versus Wohnhaus) wird mit dazu beitragen, ob die Kontakte in gleichem Umfang auf-
rechterhalten werden.                        
 
 
7.3.4. Die Bedeutung der Kontakte mit Angehörigen und alten Freunden für Bewoh-
ner des Betreuten Wohnens 
 
Besonders für ältere und alte Menschen besitzt die Kontinuität der oft jahrzehntelan-
gen Beziehungen zu Angehörigen und Freunden eine wichtige Bedeutung in der Auf-
rechterhaltung ihrer psychosozialen Identität. Die Verschränkung ihrer Biographie mit 
lebenden Personen, die in verschiedenen Phasen ihres Lebens von großer Bedeu-
tung waren, konstituiert das Gefühl von Vertrauen, Sicherheit und Geborgenheit. 
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Diese affektiv-emotionalen Qualitäten der Beziehungen und Bindungen zu Angehöri-
gen und teilweise auch zu Freunden sind wesentliche Voraussetzungen für das Ent-
stehen von Lebenszufriedenheit und Wohlbefinden. 
 
Die Beziehungen und Bindungen zu den Mitmenschen sind in der Regel einer hierar-
chischen Strukturierung unterworfen: An erster Stelle stehen die Beziehungen zu den 
eigenen Kindern, Enkeln, Geschwistern. An zweiter Stelle stehen die Beziehungen 
zu den alten Freunden und an dritter Stelle stehen die Kontakte zu den Mitbewoh-
nern. 
 
Dieses Gewichtungsprinzip konnten auch STEPHENS et al. (1984)  in ihrer Erhe-
bung in einer Altenwohnanlage in den USA nachweisen: Als sehr essentiell wurden 
von den Bewohnern eingeschätzt: Von 88,3 Prozent der Bewohner die Beziehungen 
zu den Angehörigen, von 53,1 Prozent die Beziehungen zu den alten Freunden und 
von 24,4 Prozent die Beziehungen zu den Mitbewohnern.  
Als sehr nahe stehend wurden eingeschätzt: die Angehörigen von 88,1 Prozent, die 
alten Freunde von 63 Prozent und die Mitbewohner von 32,9 Prozent der Bewohner.  
 
Für den Heimbereich in Deutschland konnten KRUSE et al. (1992) ebenfalls diese 
Hierarchisierung der Gewichtung der Beziehungen der Angehörigen gegenüber den 
Mitbewohnern und den Pflegemitarbeitern nachweisen. 
 
FENNELL (1986)  fragte  im Sheltered Housing u. a. nach den vertrauensvollen Be-
ziehungen der Bewohner: 34 Prozent nannten ein Kind als Vertrauensperson, 13 
Prozent einen alten, nicht in der Einrichtung wohnenden Freund und 10 Prozent ei-
nen Mitbewohner. Auch diese Untersuchung belegt die These von der Abstufung der 
Beziehungen. 
 
Wie wichtig den Bewohnern von Altenwohnanlagen auch in Deutschland der Außen-
kontakt zu den Angehörigen und Freunden ist, konnten KLUPP et al. (1994) nach-
weisen. So waren für die Bewohner Gruppenräume, die vom Flurbereich her durch 
eine Tür abgetrennt waren, sehr unbeliebt als Treffpunkte, weil man in ihnen keinen 
Überblick über das eventuelle Erscheinen von Besuchern hatte. Vorgezogen wurden 
für Treffen und Gespräche halboffene Bereiche (Nischen etc.), die einen Einblick in 
den Flurbereich zuließen. 
Diese Einstellung gegenüber dem Besuch drückt ebenso die Rangfolge in der Wer-
tigkeit der Beziehungen aus. 
 
Diese Haltung hinsichtlich des Stellenwertes der Beziehungen zu den Angehörigen 
und alten Freunden wurde auch in Alten- und Altenpflegeheimen der USA festge-
stellt: Für die Heimbewohner war das wichtigste Anliegen im Heim die Aufrechterhal-
tung der Beziehungen und Kontakte zu den Angehörigen und Freunden (HAREL, 
1981). 
 
Es kann somit das Fazit gezogen werden, dass für die alten Menschen in Alten-
wohnanlagen und auch in den Heimen der Kontakt zu den Angehörigen und Freun-
den von eminenter Bedeutung ist. Altenwohnanlagen sollten daher immer von der 
Lage (ortsnah, verkehrsmäßig gut erschlossen) und auch von der architektonischen 
Gestaltung offen, zugänglich und besucherfreundlich gestaltet sein. 
 
 



 131

7.4. Auswirkungen des Betreuten Wohnens auf Wohlbef inden, Aktivität, Institu-
tionalisierung und Mortalität  
 
Die bisherigen Ergebnisse der verschiedenen Untersuchungen über die Auswirkun-
gen der unterschiedlichen Formen des Betreuten Wohnens auf die Bewohner haben 
überwiegend gezeigt, dass die Mehrheit der Betroffenen von dieser Wohn- und Le-
bensform profitieren konnten.  Besonders im Bereich der Interaktionen, Begegnun-
gen und Kontakte konnte eine Verbesserung  festgestellt werden. Aber auch das 
Sicherheitsempfinden, die Einstellung zum Leben und damit auch die Lebenszufrie-
denheit konnte nachweislich erhöht werden. 
 
Betreutes Wohnen  wirkt sich in verschiedener Hinsicht auf  älteren Menschen aus, 
wie die folgenden Erhebungen zeigen. 
 
 
Wohlbefinden: 
Wie bereits an anderen Stellen mehrfach angeführt (Siehe Kapitel 7. 1.),  ist das 
Wohlbefinden der Senioren im Betreuten Wohnen höher als bei Senioren in Privat-
haushalten (BULTENA et al., 1969; FENNELL, 1986; GUBRIUM, 1970; MESSER, 
1967; TEAFF et al., 1978). 
 
Der sozialökologische Raum einer altershomogenen Wohnanlage fasst die wesentli-
chen Elemente für ein Wohlbefindenförderndes Milieu zusammen: Räumlichkeiten, 
Mitbewohner und kollektive Einstellung konvergieren mit den Wünschen und Bedürf-
nissen der Bewohner. 
Die "Passung von Person und Umwelt" manifestiert sich  in der überwiegend positi-
ven Einstellung der Bewohner. 
 
Soziologisch betrachtet lässt sich dieses Milieu auch als eine Subkultur oder "Senio-
renwelt" bezeichnen, denn Verhaltensweisen und Einstellungen der Bewohner sind 
ruhestands- und auch generationsspezifisch. Vieles wird in dieser Welt  ausgegrenzt 
oder vielleicht auch verdrängt:  
 
Die jüngeren Generationen mit ihren Zwängen und Belastungen, die Schnelllebigkeit 
und Hektik des beruflichen und familiären Alltags, Kriminalität u. v. m.. Diese Ten-
denzen sind besonders stark in den Retirement Communities (Senioren-Siedlungen) 
der USA zu verspüren, wo regelrecht Eigenwelten des rüstigen Seniorentums aufge-
baut werden. 
 
Es kann somit festgestellt werden, dass die Steigerung des Wohlbefindens auch mit 
den Schonraumeffekten der Seniorenwohnanlagen in Verbindung steht: Die soziale 
Ausgrenzung aus der Gesamtgesellschaft durch die Entberuflichung und der Ab-
schluss der Familienphase (Auszug der Kinder, das so genannte „Empty-Nest-
Syndrom“) als Lebensabschnitt lassen sich leichter unter Gleichen ertragen. Der kol-
lektive Rückzug aus den sozialen und wirtschaftlichen  Strukturen der Gesellschaft ist 
gleichzeitig ein Segregations- und ein Integrationsprozess: Die ältere Generation 
segregiert sich von den jüngeren und integriert sich verstärkt in ihrer eigenen. 
 
Dieser psychosoziale Doppelprozess von Abschied und Neuaufbau scheint m. E. ein 
entscheidender Grund für die positive Lebenseinstellung in den Seniorenwohnanla-
gen zu sein. 
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Den Senioren wird eine Perspektive, fast schon ein Lebensentwurf, jenseits der Rol-
lensegmente von "alt", "Ruheständler" und "Großeltern" geboten: Ein sorgenfreies, 
abwechselungsreiches und sicheres Leben unter Gleichen in einer angenehmen 
Ambiente einer Seniorenanlage oder -siedlung. 
 
 
Aktivitäten:  
Auch bei den Aktivitäten unterscheiden sich die Senioren in Seniorenwohnanlagen 
und -siedlungen von in Altersgemischten Quartieren lebenden Senioren. Erstere sind 
nicht nur häufiger Mitglieder von Gruppen, Clubs für Aktivitäten, Hobbys und Gesel-
ligkeit, sondern darüber hinaus nehmen sie auch verschiedene Aufgaben und Ver-
pflichtungen (ehrenamtliches Wirken) in ihren Wohnwelten wahr: Sie organisieren 
und führen Angebote durch, übernehmen Aufgaben der Selbstverwaltung, bilden 
Komitees zu verschiedenen inhaltlichen und verwaltungstechnischen Angelegenheit 
der Einrichtung und vieles mehr (CARP,1978; FENNELL, 1986; LAWTON et al., 
1974; ROSOW, 1961; SHERMAN, 1974; TEAFF et al., 1978). 
 
Die Gründe für dieses positive Tätigkeits- und Beschäftigungsausmaß der Senioren 
sind objektiv gegeben: 
 

� Betreute Seniorenwohnanlagen bieten in der Regel  ein umfangreiches Pro-
gramm mit unterschiedlichen Beschäftigungs-, Aktivierungs- und 
Gesellungsmöglichkeiten an. Senioren in Privathaushalten in Altersgemisch-
ten Wohnquartieren haben meist nicht Zugang zu solch vielseitigen Angebo-
ten.  

 
� Das Prinzip der Nähe scheint auch ein Faktor für die erhöhte Aktivierungsquo-

te in Seniorenwohnanlagen zu sein. Während die Bewohnerschaft von 
Retirement Housing zu 33 bis 50 Prozent die Altentagesstätten aufsuchen, die 
häufig selbst in den Wohnanlagen oder in deren unmittelbaren Nähe lokalisiert 
sind, so besuchen häufig selten mehr als 5 Prozent der 65jährigen und älteren 
in den Altersgemischten Wohnvierteln die lokalen Altentagesstätten (ROSOW, 
1961). Besonders bei beginnender Gehbeeinträchtigung, gefährlichen Wohn-
gegenden und weiteren Entfernungen zwischen Wohnung und Altentagesstät-
ten muss mit einem ständigen Nachlassen der Besucherhäufigkeit gerechnet 
werden. 

 
� In Seniorenwohnanlagen besteht mehr oder weniger stark der Gruppendruck 

(„latent demand“) gemäß dem Selbstbild eines aktiven und rüstigen 
Seniorentums, möglichst an vielen Veranstaltungen teilzunehmen (CARP, 
1980). Normativ eingebunden ist diese erhöhte Senioren-Aktivität in der "busy 
ethic", die ein Verbindungsglied zwischen dem Geschehen der Gesamtgesell-
schaft und der Subkultur der Senioren darstellt und somit auch als ein Integra-
tionsfaktor in die gesellschaftlichen Zusammenhänge aufzufassen ist 
(EKERDT, 1986). 

 
 
Institutionalisierung: 
Über die Auswirkungen des Betreuten Wohnens auf  den Heimeintritt liegen  zwei 
Untersuchungen vor (CARP, 1987; SHERWOOD et al., 1974). Von  CARP wurde 
eine Längsschnittuntersuchung über 8 1/2  Jahre durchgeführt:  Der Vergleich einer 
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Gruppe von Bewohnern eines Public Senior Housing mit einer Kontrollgruppe von in 
Privathaushalten lebenden Senioren ergab eine geringere Institutionalisierungsrate 
bei den Bewohnern des Betreuten Wohnens. 
 
SHERWOOD  et al.(1974) fanden bei einer 5jährigen Vergleichsuntersuchung eben-
falls eine verminderte Heimeinweisungsrate bei Bewohnern des Betreuten Wohnens.  
 
Es kann vermutet werden, dass durch das Milieu im Betreuten Wohnen ein größerer 
Stabilisierungseffekt bei den Bewohnern erzielt wird. Die Gewissheit, nicht allein und 
isoliert in einer Wohnung zu leben, sondern im Verbund mit vertrauten Personen, auf 
die man im Notfall zurückgreifen kann, wird bei vielen zur Stärkung ihres Selbstsi-
cherheit und ihres Selbstvertrauens beitragen können.  
 
 
Mortalität: 
Zu der Frage, ob durch Betreutes Wohnen die Lebensdauer der Bewohner verlängert 
werden kann, liegen drei Untersuchungen mit widersprüchlichen Ergebnissen vor. 
CARP (1987)  und SHERWOOD et al. (1974) ermittelten bei ihren Längsschnittunter-
suchungen in Altenwohnanlagen in den USA  eine geringere Sterberate als in den 
Kontrollgruppen (Senioren in Privathaushalten in Altersgemischten Wohnvierteln).   
 
LAWTON et al. (1970) hingegen fanden 12 Monate nach  Einzug  ins Congregate 
Housing keinen signifikanten Unterschied zu  Senioren in Privathaushalten (Kontroll-
gruppe) bezüglich der Mortalität. 
 
Es kann bezüglich der unterschiedlichen Mortalität nur angeführt werden, dass der 
entscheidende Faktor hierbei das Maß an sensorischer und sozialer Stimulierung 
sein wird. Die Gefahr ständiger sozialer und sensorischer Deprivation ist bei Alleinle-
benden Senioren mit extrem ausgedünnten Verkehrskreisen bei weitem größer als 
bei Bewohnern Betreuter Altenwohnanlagen. 
 
ARNETZ et al. (1983b) haben nachgewiesen, dass  soziale Isolierung zu ständigen 
psychophysischen Stressphänomenen führt, die sich auch im Stoffwechsel nachwei-
sen lassen. Dieser psychosoziale Mangelzustand, der auch  häufig mit Einsamkeits-
gefühlen und Depressivität verbunden ist, wirkt sich langfristig negativ auf die Le-
bensdauer aus, wie es z. B. bei verschiedenen Untersuchungen zur Fehlplazierung 
nachgewiesen wurde. 
Es lässt sich insgesamt das Fazit ziehen, dass die positiven Effekte des Betreuten 
Wohnens gegenüber dem Alleinleben in einem Privathaushalt mit ausgedünnten 
Verkehrskreisen überwiegen.  
Der entscheidende Faktor  für die Überlegenheit des Betreuten Wohnens besteht in  
dem ausreichenden Maß an sozialer und sensorischer Stimulierung, Grundvoraus-
setzung  für das psychophysische Gleichgewicht. 
 
Es muss  in diesem Zusammenhang noch einmal ausdrücklich darauf hingewiesen 
werden, dass der Mensch von der  Disposition her ein Gruppenwesen ist, er ist somit 
für ein erfülltes Leben auf die Präsenz  seiner vertrauten Mitmenschen angewiesen. 
 
Sozialhistorisch betrachtet setzt sich in hoch entwickelten postindustriellen Gesell-
schaften der Trend zur Alterssegregation fort. Anstelle der dreigenerationalen erwei-
terten Familie der traditionellen und frühindustriellen Gesellschaften entwickelt sich  
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für die Alleinstehenden älteren Menschen mit leichten körperlichen Einschränkungen 
der lose Verbund der Gleichaltrigen in einem Wohnkomplex als der neue Lebens-
raum für den letzten oder vorletzten Lebensabschnitt.  
 
Ideal wäre es, wenn in diesem Kontext auch die familiären Bindungen und Bezie-
hungen dergestalt eingewebt werden können,  dass die physische Nähe der Kinder 
und Enkel  angestrebt wird. Nur so lässt sich letztlich  ein erfülltes und zufriedenes 
Leben auf im höheren Alter bewerkstelligen.  
 
 
7.5. Prognosen über die Milieustrukturen in deutsch en Einrichtungen des Be-
treuten Wohnens                                                                                                
 
Die vielen angeführten Untersuchungen und Erhebungen über die sozialökologi-
schen Aspekte des Betreuten Wohnens haben deutlich gezeigt, dass die Prinzipien 
Nähe und Homogenität ausschlaggebend sind für die Gestaltung harmonischer und 
psychosozial befriedigender Milieustrukturen in den Einrichtungen. 
Es stellt sich nun im diesem Zusammenhang die Frage, ob auch in deutschen Ein-
richtungen des Betreuten Wohnens diese Milieustrukturen gegeben sind.  
 
Zur Klärung dieses Sachverhaltes werden im Folgenden einerseits die konzeptionel-
len Ansätze zu den psychosozialen Strukturen analysiert werden und darüber hinaus 
wird der Versuch unternommen werden, quasi deduktiv von der Ebene der Prinzipien 
her die Funktions- und Strukturcharakteristika Betreuten Wohnens in Deutschland zu 
bewerten.  
 
 
Heterogenität anstelle  Homogenität in den Konzepten des Betreuten Wohnens 
In den konzeptionellen Ausführungen des Betreuten Wohnens in Deutschland sind 
weder implizit noch explizit die Wirkkräfte des Homogenitätsprinzips angeführt. Im 
Gegenteil, es wird fast generell der Anspruch erhoben, möglichst heterogene Struktu-
ren im Betreuten Wohnen schaffen zu wollen: 
 
„Beim Betreuten Wohnen gibt es eine beabsichtigte Heterogenität der 
Bewohnerstruktur. Durch die Mischung von rüstigen, weniger rüstigen und schon hil-
febedürftigen Bewohnern soll nachbarschaftliches Wohnen und Helfen mit Selbsthil-
fecharakter ermöglicht werden.“ (RACKI, 1995). 
Eine Empfehlung im Rahmen der Konzeption „Qualitätssiegel Baden-Württemberg“ 
für Betreutes Wohnen: „Der Betreuungsgeber sollte eine gemischte Belegung (Alter 
und Gesundheitszustand) anstreben, um ein gleichzeitiges Ansteigen des Hilfebe-
darfs zu vermeiden und gegenseitige Hilfeleistung zu ermöglichen.“ (Städtetag Ba-
den-Württemberg et al., 1995). 
 
Eine Leitlinie bezogen auf das Betreute Wohnen seitens des Ministeriums für Bauen 
und Wohnen in Nordrhein-Westfalen: „Normalität des Wohnens: Eine Mischung in 
verschiedener Hinsicht (Jung und Alt, verschiedene Einkommensgruppen, verschie-
dene Wohnungs- und Gebäudetypen und -größen) sowie kleine, überschaubare Ob-
jekte tragen dazu bei, dass keine neuen Sonderformen entstehen, sondern die Nor-
malität des Wohnens auch im Alter gewährleistet ist.“ (Ministerium für Bauen und 
Wohnen NRW, 1997). 
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Die heterogenen Strukturen werden nach diesem Modell durch zwei entscheidende 
Elemente gestützt und stabilisiert: die nachbarschaftliche gegenseitige Hilfe und das 
Einwirken sozialpädagogischer Fachkräfte zur Gestaltung einer „Hausgemeinschaft“ 
oder „Mieter- und Solidargemeinschaft“ (FISCHER, 1989; LEYENDECKER et al., 
1992; RACKI ,1995: TEWS, 1994) (Siehe Kapitel 7.2.2.) 
 
Eine Mischung aus Selbsthilfe und Fremdbetreuung und somit Strukturelemente aus 
dem Bereich des eigenständigen Privathaushaltes und des Heimbereiches sollen 
dieser Konzeption nach angemessene Milieustrukturen im Betreuten Wohnen her-
stellen. Es bedarf des kritischen Einwandes hierbei, dass die Wirksamkeit dieses An-
satzes bisher noch nicht empirisch belegt wurde. 
 
 
Die faktische Heterogenität im Betreuten Wohnen 
Erkenntnisse, in welchem Ausmaß die gewünschten heterogenen Strukturen im Be-
treuten Wohnen in Deutschland bereits bestehen, liegen bisher nicht vor.  Mittels 
zweier Zugänge lässt sich deduktiv auf  die Ähnlichkeit bzw. Verschiedenartigkeit der 
Bewohnerschaft schließen: über die Einheitlichkeit des rechtlichen Status der Be-
wohner (Mieter, Eigentümer u. a.) und über das Leistungsspektrum. 
 
 
Wohn- und Rechtsstatus: Die Auswertung der LBS-Erhebung (1997)  in Kapitel 3.1.3. 
ergab, dass nur in 66 Prozent der Einrichtungen des Betreuten Wohnens der Status 
der Bewohner als Mieter oder Eigentümer einheitlich war. Hier lässt sich der Tendenz 
nach von einer relativ homogene Sozialstruktur ausgehen, denn entweder sind die 
Betreuten Wohnanlagen u. a.  ausschließlich mit Bewohnern, die Anspruch auf öf-
fentlich geförderte Wohnungen besitzen (23 Prozent), belegt,  von Mietern freifinan-
zierter Wohnungen (21 Prozent) oder von Bewohnern, die einen Gesamtpensions-
preis entrichten (Siehe Tabelle 10).  
 
15 Prozent der Einrichtungen hingegen wiesen stark heterogene Strukturen hinsicht-
lich des Sozialstatus auf: Kombinationen von öffentlich geförderten Wohnungen und 
Eigentumswohnungen und/oder freifinanzierten Wohnungen (Siehe Tabelle 11). 
 
Weitere 17 Prozent der Betreuten Wohnanlagen lassen sich als mittelgradig hetero-
gen klassifizieren: Hierbei handelt es sich um Einrichtungen, die sowohl Eigentums-
wohnungen als auch freifinanzierte Mietwohnungen für Senioren anbieten. 
 
 
Kompetenzstatus: Die LBS-Erhebung zeitigte als ein weiteres Ergebnis, dass ca. 72 
Prozent der Einrichtungen des Betreuten Wohnens der Leistungsstufe 3 angehören 
(Siehe Kapitel 3.1.3.). 
Das bedeutet, dass neben den rüstigen und hilfsbedürftigen Bewohnern zusätzlich 
die Gruppe der Pflegebedürftigen Aufnahme und Versorgung in der Mehrzahl der 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens findet. 
Während bereits die Gruppen der rüstigen Selbstversorger und der Hilfebedürftigen 
im IADL-Bereich Tendenzen zu Abgrenzungen aufgrund der unterschiedlichen Le-
bensstile (Eigenaktivitäten, Außenkontakte, Kommunikationsweisen u. a.)  zeigen, 
wird sich dieser Segregationsprozess bei Unterstützungsbedürftigen im ADL-Bereich 
(Pflegebedürftigkeit) noch bei weitem erhöhen. 
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Drei Milieustrukturen (Rüstige, Hilfebedürftige und Pflegebedürftige) unter einem 
Dach im Betreuten Wohnen wird meines Erachtens das für eine homogene Milieu-
struktur notwendige Prinzip der räumlichen Nähe in eine für viele unerträgliche Enge 
umschlagen lassen, denn räumliche Segregation von Mietergruppen eines abwei-
chenden Kompetenzstatus erfordert Platz und Raum, der im erforderlichen Umfang 
in der Regel nicht gegeben ist. 
 
 
Prognose 
Die völlige Negierung des Homogenitätsprinzips in Theorie und Praxis des Betreuten 
Wohnens in Deutschland wird das entscheidende Kernelement dieser Wohnkonzep-
tion, ein auf gegenseitige Akzeptanz und Unterstützung beruhendes seniorenspezifi-
sches Sozialmilieu, nicht entstehen lassen können, da die Abgrenzungsbemühungen 
aufgrund der unterschiedlichen Lebensweisen (Sozial- und Kompetenzstatus) kein 
gemeinschaftliches Wir-Bewusstsein entstehen lassen werden. 
 
Grüppchen und Cliquen, Absonderungen und Distanzierungen werden demnach ein 
Milieu und Sozialgefüge im Betreuten Wohnen in Deutschland konstituieren, das den 
Wünschen und Bedürfnissen der Bewohner nach Solidarität, Harmonie und Empathie 
nicht gerecht werden kann. 
 
 
8. Erkenntnisse hinsichtlich der architektonisch-rä umlichen Gestaltung der Al-
tenwohnungen, der Wohnanlage und des Wohnumfeldes 
 
Betreutes Wohnen im Alter besitzt neben seinen sozialen und versorgungstechni-
schen  Dimensionen auch eine räumlich-architektonische Seite, die von größter Be-
deutung für die Gestaltung einer relativ selbständigen Lebensführung im Alter ist.  
Konkret bedeutet dies, dass  die Raumsyntax einer Betreuten Altenwohnanlage als 
Kernelement die abgeschlossene Wohnung besitzt, denn die eigene Wohnung mit 
allen Attributen wie Küche, Bad und ausreichender Wohnfläche ist letztlich der physi-
sche und auch soziale Raum für Privatheit, Kontrolle des Zugangs und  damit auch 
für Autonomie. 
Ein weiteres Ausstattungselement einer altengerechten Wohnung  ist die Notrufanla-
ge, die besonders für die schon gebrechlichen Bewohner Sicherheit und Schutz ver-
mittelt. 
 
Die Wohnung, aber auch die halböffentlichen und öffentlichen Verkehrsflächen der 
Einrichtung sollten altengerecht und damit auch rollstuhlgerecht gestaltet sein,  damit 
auch bei eingeschränkter Funktionsfähigkeit (Mobilität, Küchenarbeit, Toilettennut-
zung u. a.) selbständig die dingliche Umwelt der Wohnung und der Einrichtung ge-
nutzt werden kann. 
Prothetische Elemente in diesem Kontext sind z. B. Handläufe in den Fluren, Fahr-
stühle, rutschfester Boden, ausreichende und altengerechte Beleuchtung u. a.. 
Doch schon hierbei treten häufig Probleme auf: Aus Wohnstiften wird berichtet, dass 
sich viele Bewohner gegen Handläufe aussprechen, da sie der Einrichtung einen 
"Heimcharakter" geben würden. 
 
Ein weiteres Kernelement einer altengerechten Architektur besteht in der Schaffung 
von  ungeplanten, natürlichen Begegnungs- und Kommunikationsmöglichkeiten für 
die Bewohner im  Eingangsbereich, Treppenhaus und in den  Flurzonen.      
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Die Architektur einer solchen Wohnanlage sollte Öffentlichkeit im Sinne häufiger Ge-
legenheiten zur bloßen Begegnung regelrecht "erzwingen", da meistens nur auf die-
se Art und Weise Nachbarschaftlichkeit in Einrichtungen ohne zusätzliches Aktivie-
rungs- und Gesellungsprogramm  entstehen kann. 
 
Neben diesen architektonischen Charakteristika  einer Altenwohnanlage gilt es noch 
einen weiteren Aspekt zu berücksichtigen: Attraktivität.  
Betreutes Wohnen ist für vereinsamte und leicht gebrechliche Senioren eine Option 
unter vielen: Sie könnten auch ambulante Dienste in Anspruch nehmen, ihre Woh-
nung altengerecht modernisieren lassen oder eventuell auch zu Angehörigen ziehen. 
 
Damit Betreutes Wohnen in diesem Spektrum an Möglichkeiten für ältere Menschen 
eine gewichtige Position einnimmt,  muss dieses Angebot über verschiedene Attribu-
te verfügen. Diese so genannten "Pull-Faktoren"  sollten die Attraktivität dieser 
Wohnform ausmachen: 
  
Das Preis-Leistungs-Verhältnis sollte marktgerecht sein, d. h. die Wohn- und Dienst-
leistungen sollten ausreichend altengerecht gestaltet und vom Preis her auch er-
schwinglich sein. 
 
Es liegen besonders aus Großbritannien bereits einige Untersuchungen vor, die den 
Sachverhalt belegen, dass Altenwohnanlagen auch von ihrem Raumangebot her auf 
dem Wohnmarkt nicht mehr angenommen werden. Das bedeutet, Wohneinheiten 
können gar nicht mehr und nur noch mit zusätzlichem Werbeaufwand vermietet wer-
den. Diese Einrichtungen sind gemäß dem vorherrschenden Wohnstandard  "veral-
tet", sie stoßen auf dem Wohnungsmarkt nicht mehr auf ausreichende Nachfrage 
(APPLETON, 1993; MC CAFFERTY, 1994,  TINKER et al.,  1995). 
 
Im Folgenden werden die architektonisch-räumlichen Aspekte des Betreuten Woh-
nens anhand der vorliegenden Erhebungen unter den Gesichtspunkten „Wohnun-
gen“, „Einrichtung“ und „Wohnumfeld“ dargestellt werden. 
 
 
8. 1. Die Wohnungen in Betreuten Altenwohnanlagen 
 
Wohnungen in Betreuten Wohnanlagen sollten nach den Vorstellungen der interes-
sierten Senioren bestimmte Standards erfüllen,  damit sie ein ausreichendes Maß an 
Attraktivität besitzen:  
 
Trennung von Wohn- und Intimbereich: 
Für die Senioren ist es von großer Bedeutung, dass  ihre Wohnungen den  Durch-
schnittsstandards vom eigenständigen Wohnen entsprechen. Hierzu gehört im Ge-
gensatz zu einem Zimmer im Heim, dass  Bad und Schlafzimmer räumlich und auch 
akustisch vom Wohnbereich getrennt sind und dass auch die Küche vom Wohnbe-
reich zumindest räumlich separiert ist (FENNELL, 1986; SCHWEIKART et al., 1995).  
 
Einraumwohnungen, die Wohn- und Schlafbereich in einem Raum vereinen, werden 
von der Mehrheit der Senioren abgelehnt:  FENNELL (1986)  ermittelte, dass 80 Pro-
zent der Befragten ein eigenes Schlafzimmer wünschen (Siehe auch RENAUD, 
1993). 
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Dass  Einraumwohnungen im Sheltered Housing in Großbritannien von den Senioren 
abgelehnt werden, haben Erhebungen von MC CAFFERTY (1994) und TINKER et al. 
(1995) deutlich gezeigt: Einzimmerwohnungen („bedsiters“)  und besonders solche 
mit Gemeinschaftsküchen und  -sanitäranlagen lassen sich gegenwärtig sehr 
schlecht vermieten. Hierbei handelt es sich überwiegend um Wohnanlagen aus den 
50er und 60er Jahren, die bis heute nicht durch Umbauten auf den gegenwärtigen 
Stand des Wohnkomforts gebracht worden sind. 
 
Mc CAFFERTY (1994) fand u. a. heraus, dass 16 Prozent der Wohneinheiten des 
Sheltered Housing in England vom zwischenzeitlich veralteten bedsiter-Typus sind. 
Hierbei handelt es sich um immerhin 81.000 Wohneinheiten. 
 
Im Folgenden sollen die vorliegenden Daten über die Wohnungen im Betreuten 
Wohnen in Deutschland dargestellt werden. Aufgrund der oben angeführten interna-
tionalen Erkenntnisse lassen sich anschließend Aussagen über die Bedarfsgerech-
tigkeit des Wohnangebotes machen. 
 
Die LBS-Erhebung von 1997 zeigt, dass auch beim Betreuten Wohnen in Deutsch-
land Einzimmerwohnungen recht weit verbreitet sind. Bei fast jeder dritten Wohnung 
im Betreuten Wohnen (32 Prozent) handelt es sich um eine Einzimmerwohnung. Im 
Gegensatz zu England und Wales jedoch sind es Wohnungen, die erst in den letzten 
Jahren errichtet worden sind, also Neubauwohnungen. 
 
Wenn man des weiteren berücksichtigt, dass von verschiedenen Seiten (Empirica, 
1996; Ministerium für Bauen und Wohnen NRW, 1997 u. a.) die Zweizimmerwohnung 
als Wohnstandard für den Einpersonenhaushalt der Senioren im Betreuten Wohnen 
deklariert wird,  so muss festgestellt werden, dass fast jede zweite Wohnung nicht 
dieser Vorgabe entspricht, denn Einzimmer- und 1 ½ - Zimmerwohnungen machen 
nach der LBS-Erhebung zusammen  47 Prozent des Wohnungsbestandes im Betreu-
ten Wohnen aus (Siehe Tabelle 23). 
 

Tabelle 2 3 
Anzahl der Wohnungen je Wohnungstyp  

n =  36.747 (in %) 
2 Zimmerwohnungen (16.618)  45,22 
1 Zimmerwohnungen (11.832)  32,21 
1 1/2 Zimmerwohnungen (5.243)  14,26 
3 Zimmerwohnungen (1.456)  3,96 
2 1/2 Zimmerwohnungen (1.387)  3,77 
3 1/2 und mehr Zimmerwohnungen (205) 0,55 
Quelle: LBS, 1997    
 
 
Untersuchungen über erwünschte Räumlichkeiten in einer Altenwohnung bestätigen 
die internationalen Erkenntnisse, dass als Mindeststandard die Trennung von Schlaf- 
und Wohnbereich erwartet wird (NARTEN, 1991; SCHWEIKART  et al., 1995).  
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Es lässt sich somit der Schluss ziehen, dass zumindest bei den von der LBS erfass-
ten Einrichtungen des Betreuten Wohnen oder des „Wohnens mit Service“ 11.832 
Wohneinheiten regelrecht am Bedarf  vorbei gebaut worden sind. 
 
Die LBS-Erhebung  ergab des Weiteren, dass der Prototyp der Wohneinheiten im 
Betreuten Wohnen die Zweizimmerwohnung  darstellt. So verfügen 88 Prozent aller 
Einrichtungen über Zweizimmerwohnungen. 56 Prozent der Einrichtungen bieten  
Einzimmerwohnungen und 38 Prozent 1 ½ -Zimmerwohnungen an (Siehe Tabelle 
24). 
 
Von Interesse ist auch der Sachverhalt, dass jede dritte Einrichtung eine oder mehre-
re 3zimmerwohnungen anbietet. Der Anteil der Dreizimmerwohnungen liegt mit ins-
gesamt 1.456 Wohneinheiten (3,96 Prozent aller Wohneinheiten) jedoch relativ nied-
rig.  
Rechnet man für einen Zweipersonenhaushalt im Betreuten Wohnen mindestens 
eine 2 ½ -Zimmerwohnung, so stehen insgesamt 3.048 Wohneinheiten (8,28 Pro-
zent) zur Verfügung. 
 
Hiervon abweichend stellt sich die Erhebung in Baden-Württemberg dar (MAGS Ba-
den-Württemberg, 1995). Von den insgesamt 12.180 erfassten Wohneinheiten im 
Betreuten Wohnen in Baden-Württemberg werden immerhin 5.415 Wohneinheiten 
(44,45 Prozent) als  „2 Personenwohnungen“ deklariert. Ausschlaggebend für diese 
Klassifizierung ist jedoch die Gesamtfläche der Wohnung und nicht die Anzahl der 
Zimmer. Für eine Zweipersonenwohnung sind hinsichtlich einer öffentlichen Förde-
rung mindestens 50 qm erforderlich, für eine Einpersonenwohnung hingegen sind es 
mindestens 40 qm (bis maximal 49 qm). 
 
 

Tabelle 24  
Wohnungstypen im Betreuten Wohnen  

n = 532 (in %) 
2 Zimmerwohnungen  88,72 
1 Zimmerwohnungen  56,39 
1 und ½ Zimmerwohnungen  38,72 
3 Zimmerwohnung  33,64 
2 1/2 Zimmerwohnung  13,34 
3 und mehr Zimmerwohnung 8,27 
Pflegeapartment und Pflegezimmer 13,72 
Quelle: LBS, 1997   
 
 
Wohnungsgröße: 
Neben der Raumsyntax  ist die Größe der Wohnung für die Senioren von Bedeutung. 
In den USA  konnten Apartments in Public Seniore Housing kaum oder sehr schlep-
pend vermietet werden, wenn die Interessenten die Wohnfläche als zu gering ein-
schätzten (BLONSKY, 1975). 
 
Die Wohnung soll von der Größe her es auch ermöglichen, Besuch zu empfangen 
und auch Gäste über Nacht zu beherbergen. Damit greifen Überlegungen zu kurz, 
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die Wohnraumbemessung ausschließlich nur auf eine Person auszurichten 
(NARTEN, 1991). 
 
In Deutschland wird eine Mindestgröße von 40 qm für einen Einpersonenhaushalt 
eines Seniors angegeben (SCHWEIKART et al., 1995;  STOLARZ  et al., 1993).  
Berücksichtigt man, dass die durchschnittliche Wohnfläche eines Seniorenhaushaltes 
gegenwärtig 63,6 qm beträgt, dann erscheint eine Mindestgröße von 40 qm  eine 
angemessene Wohnungsfläche zu sein (STOLARZ et al., 1993). 
 
 
Wohnungsausstattung: 
Die Ausstattung der Altenwohnung soll nach den Vorstellungen der Senioren den 
Bedürfnissen nach leichter Nutzung, Komfort und Sicherheit gerecht werden. Hiermit 
antizipieren die Senioren eine zunehmende Einbuße an körperlicher Leistungsfähig-
keit mit dem steigenden Lebensalter. Die altengerechte Ausstattung soll demnach mit 
dazu beitragen, dass die Passung oder Kongruenz  "Person - Umwelt" auch bei stär-
kerer Hinfälligkeit und Hilfebedürftigkeit aufrechterhalten werden  kann. 
 
KRINGS-HECKEMEIER et al. (1992) haben in einem Telefoninterview  Personen der 
Altersgruppe 45 - 60 Jahre in Deutschland (n = 800) nach ihren Vorstellungen hin-
sichtlich einer altengerechten Wohnung befragt. Die wichtigsten Ergebnisse: 94 Pro-
zent erwarten einen horizontalen Zugang zur Wohnung (ebenerdig oder Fahrstuhl), 
87 Prozent altengerechte Sanitäranlagen,  85 Prozent  besondere Bewegungsmög-
lichkeit (keine Schwellen u. a.),  80 Prozent bestimmte Serviceangebote (z. B. Notruf, 
Hilfe im Haushalt) und 45 Prozent wünschen eine geringere Wohnfläche. 
 
Eine andere Erhebung in Deutschland (WILDERER, 1989) kommt bezüglich den An-
forderungen an eine altengerechte Wohnung zu ähnlichen Ergebnissen: 62 Prozent 
votieren für einen rutschfesten Boden, 55 Prozent für einen Türspion bzw. eine Ge-
gensprechanlage und  47 Prozent für  ein verbessertes Heizungssystem.  
Auch FENNELL (1986) ermittelte bei Bewohnern des Sheltered Housing  Woh-
nungsbezogene Präferenzen: Sehr wichtig für die Befragten waren u. a.  folgende 
Aspekte: Eine gut funktionierende Zentralheizung bei 70 Prozent, keine Belastung 
mit Reparaturen und schweren Hausreinigungsarbeiten bei 54 Prozent,  keine Stufen 
und Treppen bei 41 Prozent.  
 
 
Balkone und Terrassen: 
Es liegen einige Untersuchungen aus den USA vor, die auch Balkone und Terrassen 
zum Gegenstand haben. Es geht aus ihnen hervor, dass Balkone von ca. 80 Prozent 
der befragten Senioren als ein sehr bedeutsamer Bestandteil der Wohnung aufge-
fasst werden, den man nicht missen möchte (CHRISTENSEN et al., 1987; CRANZ, 
1987). 
 
Auch eine Untersuchung über Betreutes Wohnen in Deutschland ergab, dass von  
den Senioren Balkone und Terrassen sehr begrüßt werden (SCHWEIKART et al., 
1995). 
 
 
 
 



 141

Badewannen oder Duschen: 
Die Kontroverse Badewanne oder Dusche beschäftigt die Raumplaner in der Altenhil-
fe schon seit vielen Jahren (Kuratorium Deutsche Altershilfe, 1973). Doch auch im 
Bereich Betreutes Wohnen wiederholt sich dieser Disput, der letztlich die Divergenz 
zwischen langfristiger Nutzungsplanung der Träger und die Wünsche und Interessen 
der Senioren zum Ausdruck  bringt. Der Träger antizipiert die spätere Gebrechlichkeit 
der Bewohner und baut aus diesem Grund Duschen in die Wohneinheiten ein, da 
normale Badewannen für grundpflegerische Tätigkeiten nur sehr schwer genutzt 
werden können.  
 
Die meisten Senioren hingegen ziehen die Badewanne der Dusche vor, wie einige 
Untersuchungen belegen: CHRISTENSEN  et al. (1987) ermittelte in den USA, dass 
2/3 der Befragten für die Badewanne plädierten (siehe auch CRANZ, 1987). 
Eine Untersuchung in Deutschland ergab ebenfalls, dass 58 Prozent sich für eine 
Badewanne entschieden, 17 Prozent für eine Sitz- oder Stufenwanne und 30 Prozent 
für eine Dusche (NARTEN, 1991). 
Hiervon abweichend ermittelte WILDERER (1989), dass 48 Prozent der Befragten für 
eine altengerechte Wohnung die Ersetzung einer Badewanne durch eine Duschkabi-
ne erwarteten. 
 
 
Fazit: 
Es zeigt sich, dass die Vorstellungen der Senioren über eine angemessene altenge-
rechte Wohnung  sich in vielen Bereichen mit den Konzeptionen des barrierefreien 
Wohnungsbaus nach  DIN 18025 Teil 2 decken, die auch  Rollstuhlfahrern die Gele-
genheit für eine behindertengerechten Wohnumwelt bieten (siehe hierzu  
LOESCHCKE et al., 1995).  
 
Es kann daher gefordert werden, dass  vermehrt nach diesen DIN-Normen für die 
Alten und auch Behinderten sowohl eingestreut in den allgemeinen Siedlungsbereich 
als auch konzentriert in Altenwohnanlagen oder Behindertenwohnheimen entspre-
chende Wohnungen errichtet werden. Es lässt sich so die Regel aufstellen, dass je 
mehr wohnungs- und altengerechte technische Ausstattung  in den Wohnungen  ein-
gebaut ist, umso länger lässt sich eine relativ selbständige Lebensführung  gewähr-
leisten. Das  bedeutet, dass durch altengerechte Wohnungen eine vorzeitige  Institu-
tionalisierung  vermieden werden kann. 
 
 
8. 2. Architektonische Charakteristika  Betreuter A ltenwohnanlagen 
 
Von Betreuten Altenwohnanlagen als Einrichtung wird vor allem neben der Respek-
tierung der Privatsphäre (eigene angemessen ausgestattete Wohneinheit)  Sicherheit 
und die Schaffung von Begegnungs- und Gesellungsmöglichkeiten erwartet 
(CHISTENSEN et al., 1987; KRINGS-HECKEMEIER, 1992). 
 
Sicherheit hat  im Betreuten Wohnen zwei Aspekte: Die Sicherheit, in der eigenen 
Wohnung im Falle eines Sturzes oder einer anderweitigen Dekompensation, rasch 
Hilfe zu erhalten (Notrufsystem, gegenseitige Kontrolle u. a.) und die Sicherheit in der 
Einrichtung vor unerwünschten Personen (Vertretern,  Hausierern etc.). Aus diesem 
Grund erwarten die Senioren in der Regel eine Zugangskontrolle (z. B. eine besetzte 



 142

Pforte)  und die ständige Präsenz einer Helferperson (Hausmeister, Hausbetreuer 
etc.)  (KLUPP et al., 1994; SCHWEIKART et al., 1995). 
 
Die Architektur einer Altenwohnanlage sollte darüber hinaus auch Raum und Gele-
genheit zu Begegnungen und Kontakten  bieten, denn die Senioren  erwarten von 
diesem Einrichtungstypus  geradezu Hilfe gegen die Gefahren der Vereinsamung im 
Alter (HEEG, 1994; KRINGS-HECKEMEIER et al., 1992). 
 
Die Erhöhung der Chancen zu regelmäßigen Sozialkontakten außerhalb der Woh-
nung kann durch zwei räumlich-soziale Komponenten in Wohnanlagen erzielt wer-
den: 
 

- Gestaltung der öffentlichen Verkehrsflächen (Eingangsbereich, Flure, Trep-
penhaus u. a.)  nach Kommunikationsfördernden Kriterien, 

 
- Schaffung von  Räumlichkeiten  speziell für Gemeinschaftsaktivitäten und  ein 

entsprechendes Sozialprogramm (Gruppenangebote).  
 
Dass ein Zusammenhang zwischen sozialer Kohäsion (Gemeinschaftsgefühl) und 
adäquater Raumstruktur in Altenwohnanlagen in den USA besteht, konnten  MOOS 
et al. (1982) nachweisen.  
 
Es liegen Erhebungen vor, die einzelne räumliche Strukturelemente der Altenwohn-
anlagen in den USA bezüglich ihrer Auswirkungen auf das Sozialverhalten der Be-
wohner untersucht haben: 
 

- Die Größe der Einrichtung (Anzahl der Wohneinheiten)  hat  keinen Einfluss 
auf das Wohlbefinden der Bewohner,  

 
- die Höhe der Einrichtung (Anzahl der Geschosse) hat eine negative Wirkung 

auf das Kontaktverhalten der Bewohner. Hierbei muss  jedoch angeführt wer-
den, dass die Public Senior Housing  häufig mindestens 6 Etagen aufweisen 
und bis zu 20 Etagen hoch errichtet werden (LAWTON et al., 1975; HELLER 
et al.,  1984). 

 
Verhaltensbeobachtungen („behavior mapping“) in Public Senior Housing in den USA 
ergaben, dass durchschnittlich zwischen 10 und 11 Prozent der Bewohner im öffent-
lichen Bereich der Wohnanlagen angetroffen wurden. Zwischen 55 und 59 Prozent 
der Beobachteten wurden bei Sozialkontakten angetroffen (LAWTON, 1970; HEL-
LER et al., 1984). 
Des Weiteren wurde beobachtet, dass eine positive Korrelation  zwischen der Anzahl 
der halboffenen oder angelehnten Wohnungstüren und dem  Ausmaß der Sozialkon-
takte und Aktivitäten im öffentlichen Bereich besteht (LAWTON, 1970; HELLER et al., 
1984).  
 
Im Folgenden werden einige Untersuchungen zu öffentlichen Räumlichkeiten hin-
sichtlich ihrer Nutzung durch die Bewohner angeführt: 
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Eingangsbereich: 
Der Eingangsbereich scheint der bedeutsamste Ort informeller Kontakte im öffentli-
chen Bereich zu sein. CHRISTENSEN  et al. (1987)  stellten bei Erhebungen in Pub-
lic Senior Housing in den USA fest, dass informelle Kontakte in der Öffentlichkeit  
häufig nur auf den Eingangsbereich beschränkt sind. Wohnanlagen mit großflächigen 
und gut ausgestatteten Eingangsbereichen weisen die höchsten Kontaktraten auf. 82 
Prozent der befragten Bewohner befürworten diese Begegnungsmöglichkeiten. 11 
Prozent aller Sozialkontakte der Bewohner finden im Eingangsbereich statt (80 Pro-
zent in den Wohnungen). 
 
CRANZ (1987) fand in Altenwohnanlagen der USA heraus, dass der Eingangsbe-
reich als der beliebteste Ort zum Sitzen und Beobachten betrachtet wird. Darüber 
hinaus ermittelte er, dass auch das Postzimmer (mail room) von 67 Prozent der Be-
wohner nicht nur zu Postzwecken, sondern auch zu informellen Begegnungen ge-
nutzt wird. 
 
 
Gemeinschaftsräume: 
Gemeinschaftsräume sind integrale Bestandteile Betreuter Wohnanlagen. Sie sind 
der Ort für selbst organisierte oder von der Einrichtung oder ehrenamtlichen Organi-
sationen angebotene Gruppenaktivitäten (Spiele, Beschäftigungsangebote, Feiern 
etc.), die für alle Bewohner der Einrichtung  offen stehen. 
 
Es liegen zwei Untersuchungen aus Großbritannien vor, die u. a. die Nutzung der 
Gemeinschaftsräume im Betreuten Wohnen  zum Gegenstand haben. 
FENNELL (1986) ermittelte, dass im Sheltered Housing die Gemeinschaftsräume 
von den Bewohnern zu folgenden Zwecken genutzt werden: allgemeine Treffen 70 
Prozent, Spiele und Gruppenangebote 65 Prozent, Leute treffen und plauschen 58 
Prozent und Morgenkaffee 57 Prozent. 
Die Gemeinschaftsräume werden von 22 Prozent der Bewohner  täglich genutzt, von  
33 Prozent mehrmals in der Woche, von 18 Prozent  einmal in  der Woche und nur 
12 Prozent der Bewohner nutzen die Räume nie. 
 
Ähnliche Werte ermittelten BUTLER et al. (1983): Mehr als einmal pro Woche wurde 
die Gemeinschaftsräume von 40 Prozent der Bewohner genutzt, einmal pro Woche 
von 15 Prozent, weniger häufig von 21 Prozent und 24 Prozent nutzten die Gemein-
schaftsräume nicht. 
 
CHRISTENSEN  et al. (1987)  stellten fest, dass in Public Senior Housing in den 
USA 9 Prozent  der Sozialkontakte der Bewohner in Gemeinschaftsräumen stattfin-
den. Ausschlaggebend für die Nutzung des Raumes sind nicht architektonische As-
pekte, sondern die Qualität des Angebotes an Gruppenaktivitäten. 
 
 
Waschmaschinenraum: 
 Waschmaschinenräume sind ein häufiges Angebot in Betreuten Wohnanlagen, da 
die Wohnungen in der Regel selten Platz für eine Waschmaschine haben.  
 
FENNELL (1986)  ermittelte im Sheltered Housing, dass von 70 Prozent der Bewoh-
ner der Waschmaschinenraum genutzt wird, bei 20 Prozent der Bewohner nutzt die 
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zuständige Haushaltsgehilfin die Anlage und 10 Prozent nutzen den Waschmaschi-
nenraum nicht. 
Von den Bewohnern, die den Waschmaschinenraum nutzen, tun dies zweimal oder 
mehr in der Woche 10 Prozent, einmal in der Woche 58,5 Prozent, einmal alle 14 
Tage 21,4 Prozent und 10 Prozent seltener. 
 
BUTLER et al. (1983) stellten im Sheltered Housing folgende Nutzungshäufigkeit des 
Waschmaschinenraumes fest: Keinen Gebrauch machten 35 Prozent der Bewohner, 
mehr als einmal pro Woche 8 Prozent, einmal pro Woche 37 Prozent und 20 Prozent 
seltener. 
 
In einer deutschen Untersuchung  wünschen sich 3/4  der befragten Senioren einen 
Stellplatz und Anschluss für die eigene Waschmaschine im Badezimmer, während 22 
Prozent für eine Gemeinschaftswaschmaschinenanlage plädieren (NARTEN, 1991). 
 
Der Waschmaschinenraum scheint nach den vorliegenden Untersuchungen auch ein 
Ort der Begegnungen und damit der informellen Kontakte zu sein. Er stellt ein Ele-
ment der Öffentlichkeit der Wohnanlage dar und bietet dadurch den Bewohnern Ge-
legenheit, unter Menschen zu sein und damit dem isolierten Alleinsein in der eigenen 
Wohneinheit, wenn auch nur für kurze Zeit, entfliehen zu können. 
 
 
Das Angebot an Gemeinschaftseinrichtungen im Betreuten Wohnen in Deutschland 
Die LBS-Erhebung (1997) ermittelte hinsichtlich der Ausstattung der Betreuten 
Wohnanlagen mit Gemeinschaftseinrichtungen im Raumprogramm, dass die Grund-
ausstattung einer Einrichtung aus Notrufsystem, Gemeinschafts- bzw. Mehrzweck-
raum und Wasch- und Trockenräume gehören. Doch jede 20. Einrichtung verfügt 
über kein Notrufsystem und jede 5. Einrichtung besitzt entweder keinen Gemein-
schaftsraum oder keinen Wasch- und Trockenraum (Siehe Tabelle 25). 
 
Ein Pflegebad besitzen nur 2/3  der Einrichtungen. 
 
Fast jede zweite Einrichtung (44 Prozent) verfügt über eine Bibliothek. 
Knapp mehr als ein Drittel der Betreuten Wohnanlagen verfügen über ein Restaurant 
und/oder eine Cafeteria und einen Gymnastikraum. 
 
Jede 5. Einrichtung bietet ein Schwimmbad und/oder eine Sauna an. 
 
Relativ selten (weniger als 10 Prozent der Einrichtungen) sind im Funktions- und 
Raumangebot der Einrichtungen Andachtsräume, Hobby- und Werkräume und Fit-
nessraum, Kegelbahn oder Billardzimmer vertreten (Siehe Tabelle 25). 
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Tabelle 2 5 
Gemeinschaftseinrichtungen im Betreuten Wohnen  

(einschließlich Notrufsystem)  
n = 594 (in %) 

Notrufsystem   95,79 
Mehrzweck- Aufenthalts- und Gemeinschaftsraum 81,31 
Wasch- und/oder Trockenräume  80,13 
Pflegebad    67,67 
Bibliothek    44,78 
Restaurant und/oder Cafeteria  37,71 
Gymnastikraum   35,69 
Schwimmbad und/oder Sauna  20,70 
Kapelle oder Andachtsraum  7,40 
Bastel-, Hobby- oder Werkraum  6,90 
Fitnessraum, Kegelbahn oder Billardzimmer 5,72 
Begegnungsstätte   3,19 
Quelle: LBS, 1997    

 
 
Es kann das Fazit gezogen werden, dass vom Raumprogramm des Betreuten Woh-
nens deutlich der Wohncharakter dieser Einrichtungen hervortritt. Die Bedarfsele-
mente der Bewohner nach Sicherheit (Notrufsystem), Geselligkeit (Gemeinschafts-
raum) und Selbstversorgung (Wasch- und Trockenraum) sind durch die Raum- und 
Funktionsangebote der Einrichtungen abgedeckt.  
 
Diese Raumstruktur entspricht vom Funktionsprogramm her den Einrichtungen der 
Leistungsstufe 1 und 2, die vorwiegend die Klientel der Rüstigen und Hilfebedürftigen 
als Wohnform dienen. Nach der LBS-Erhebung  lassen sich jedoch 72 Prozent der 
Einrichtungen der Leistungsstufe 3 (einschließlich ständige Pflege) zuordnen, die 
aufgrund der Hinfälligkeit der Bewohnerschaft ein erweitertes Raum- und Funktions-
programm erforderlich macht. 
 
Es muss der Schluss gezogen werden, dass das Funktionsangebot des Betreuten 
Wohnen nicht in Kongruenz mit dem Raumangebot steht. Während das Versor-
gungsangebot in der Mehrzahl der Einrichtungen aus Wohnen und Pflegen besteht, 
signalisiert das Raumprogramm der Standardeinrichtungen nur Wohnen. Es bleibt 
weiteren Untersuchungen vorbehalten zu klären, welche Auswirkungen diese Diver-
genz auf Wohnmilieu, Versorgungsqualität und Arbeits- und Lebenszufriedenheit der 
Mitarbeiter und Bewohner haben wird. 
 
In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass in Deutschland 
von verschiedenen Seiten die funktionale Unabhängigkeit von Räumlichkeiten und 
Dienstleistungen propagiert wird:        
                                                                                
„Das Angebot von Wohnformen für alte Menschen muss in stärkerem Maße unab-
hängig sein von der Organisation der Betreuung.  
Dies bedeutet, dass sich die Betreuungsorganisation flexibel an die unterschiedli-
chen Wohnbedingungen und Wohnformen anpassen muss und nicht -  umgekehrt - 
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die Wohnform an die Erfordernisse unterschiedlicher Betreuungsformen.“ (STOLARZ 
et al., 1993) 
 
Theoretischer Hintergrund dieser Konzeption einer funktionalen Unabhängigkeit ist 
die Vorstellung der „Multifunktionalität der Gebäude“, die konkret für das Planen und 
Bauen besagt, dass z. B. ohne großen Aufwand  Betreute Wohnanlagen in Alten-
pflegeheime und umgekehrt umgewandelt werden können (FRISCHLING, 1995; 
HOBERG, 1994; LEES et al., 1995). 
 
Es bedarf des ausdrücklichen Hinweises, dass dieser Ansatz völlig im Widerspruch 
sowohl zu den Erkenntnissen der sozialen Wohnforschung im Alter (Siehe weiter 
oben), als auch den Erkenntnissen der Pflegeforschung und den Arbeitswissenschaf-
ten steht (Siehe hierzu LIND, 1995a). 
 
 
8. 3. Das Wohnumfeld Betreuter Wohnanlagen 
     
Das Wohnumfeld betreuter Altenwohnanlagen lässt sich  in  zwei Bereiche unter-
scheiden: Das unmittelbare Umfeld des Gebäudes (das Grundstück der Wohnanla-
ge) und das angrenzende Wohnquartier. 
 
Der Außenbereich der Altenwohnanlagen ist für die Senioren, besonders bei zuneh-
mender Gebrechlichkeit und eingeschränkter Mobilität,  von großer  psychosozialer 
Bedeutung dahingehend, dass er gewissermaßen die Nahtstelle zur Außenwelt dar-
stellt. 
 
Erhebungen in den USA belegen diesen Sachverhalt: CRANZ (1987) stellte fest, 
dass in Public Senior Housing  82 Prozent der Bewohner im Sommer draußen sitzen,  
46 Prozent sitzen sogar täglich im Freien, solange das Wetter es zulässt. Die belieb-
testen Orte im Außenbereich der Wohnanlage sind die Stellen, von denen man die 
eigene Einrichtung und auch die Nachbarschaft am besten beobachten kann. Am 
häufigsten wird in diesem Zusammenhang der Eingangsbereich angeführt (Siehe 
auch CHRISTENSEN et al., 1987). 
 
Ausgestattet sollten nach den Vorstellungen der Bewohner die Außenbereiche der 
Wohnanlage sein mit Gärten (31 Prozent) und mit Bäumen (26 Prozent) (CRANZ, 
1987). Diese Wünsche drücken einen starken Naturbezug der Senioren aus. Da sie 
häufig körperlich nicht mehr in der Lage sind, die Naherholungsgebiete selbst aufzu-
suchen, so sollte doch zumindest ein Stück Natur in unmittelbarer Nähe anzutreffen 
sein. 
 
Das nähere Wohnquartier der Wohnanlage sollte nach den Vorstellungen der Senio-
ren bestimmte Merkmale aufweisen: Versorgungs- und Dienstleistungsangebote, 
ruhige und sichere Sphären möglichst mit viel Grün. 
WILDERER (1989) befragte Senioren hinsichtlich der Anforderungen an das Wohn-
umfeld und ermittelte folgende Werte: Für notwendig erachtet werden Ärzte (95 Pro-
zent), Apotheken und Drogerien (94 Prozent), Lebensmittelgeschäfte (93 Prozent), 
ruhige Wohnanlage (93 Prozent), gute öffentliche Verkehrsverbindungen (92 Pro-
zent) und u. a. Grünanlagen (84 Prozent).  
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KLUPP et al. (1994) ermittelten die regelmäßige Nutzung der Freizeitangebote im 
Nahbereich durch Senioren in Altenwohnheimen u. ä.: Ca. 50 Prozent besuchten 
Parks und Grünanlagen, ca. 23 Prozent  Vereine und Gruppentreffen, ca. 20 Prozent 
Cafes und Restaurants und ungefähr 18 Prozent die Kirchengemeinde. 
 
Auch CHRISTENSEN  et al. (1987) stellten in den USA fest, dass Bewohner der 
Public Senior Housing  im Nahbereich häufig Restaurants (55 Prozent), Kirchen (50 
Prozent) und Friseurgeschäfte (47 Prozent) aufsuchten.  
 
Falls bestimmte Versorgungs- und Dienstleistungsangebote im Nahbereich fehlen, 
entstehen für die Verwalter der Altenwohnanlagen große Schwierigkeiten, Wohnein-
heiten neu zu vermieten. 
So sind z. B. Betreute Wohnanlagen (Sheltered Housing) in Großbritannien vorwie-
gend in ländlichen Bereich von der verstärkten Strukturausdünnung des ländlichen 
Raumes betroffen worden. Als die Einrichtung errichtet wurde, bestanden noch alle 
Dienste am Ort, doch im Laufe der Jahre wurden nach und nach viele Angebote (Ge-
schäfte, Nahverkehrsmittel u. a.) aufgegeben, so dass nachher manche Einrichtung 
völlig von diesen Infrastrukturelementen abgeschnitten waren (TINKER et al., 1995).  
 
 
8.4. Fazit: Die spezifische Raumstrukturen des Betreuten  Wohnens 
 
Betreutes Wohnen im Alter besitzt eine spezifische Raumstruktur und Architektur, die 
es sowohl von den eigenständigen Privathaushalten als auch von den räumlichen 
Verhältnissen in den Heimen unterscheidet. 
 
Die Lebens- und auch Wohnwelten im Betreuten Wohnen sind erstens die Pri-
vatsphäre in der eigenen  Wohnung, zweitens die öffentliche und altersgleiche Sphä-
re in der Wohnanlage und drittens die Öffentlichkeit außerhalb der Einrichtung im 
Wohnumfeld u. a..  
 
In eigenständigen Privatwohnung in Altersgemischten Wohnquartieren hingegen 
existieren in der Regel nur zwei Lebenswelten: die Privatsphäre in der eigenen Woh-
nung und die Öffentlichkeit außerhalb der Wohnung, egal ob nun im Haus, im Wohn-
umfeld oder weiter entfernt. 
 
Im Heim hingegen existiert selten, im Falle eines Einzelzimmers, eine begrenzte Pri-
vatsphäre, eine halböffentliche Sphäre in den Räumlichkeiten der Station oder des 
Wohnbereiches und eine einrichtungsspezifische Öffentlichkeit in den stationsfernen 
Zonen (Foyer, Cafeteria, Speisesaal u. a.). 
 
Die öffentlichen Bereiche in der Altenwohnanlage in Gestalt des Foyers, des Trep-
penhauses, des Wasch- und Trockenraumes und des Gemeinschaftsraumes bieten 
den sozialen Raum für Kontakte und  Begegnungen mit Altersgleichen. Diese Alten-
konzentrierte Öffentlichkeit („Insulation“ nach ROSOW) trägt der schon einge-
schränkten Rüstigkeit und auch Mobilität der Bewohner Rechnung, indem sie bereits 
Schonraum- und auch Schutzqualitäten aufweist, die sie von der Öffentlichkeit des 
Stadtviertels klar unterscheidet. 
Diese seniorenspezifische Öffentlichkeit im Betreuten Wohnen unterscheidet sich 
jedoch qualitativ von den halböffentlichen Zonen der Wohn- oder Stationsbereiche 
der Alten- und Altenpflegeheime durch die klare Unterscheidung in öffentlich und pri-
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vat in der Raumsyntax, während hingegen im Heim sowohl der Bereich des 
Bewohnerzimmers als auch der Bereich der Station halböffentlich oder auch halbpri-
vat bleibt. Eine klare Trennung zwischen öffentlich und privat ist im Heim nicht gege-
ben und in der Regel auch nicht beabsichtigt, da der hohe Grad an Gebrechlichkeit 
und teilweise auch Immobilität eine eigenständige Lebensweltregulation nicht mehr 
erlaubt. 
 
Betreutes Wohnen basiert von der Raumstruktur her auf der Trennung von senioren-
spezifischer Öffentlichkeit und Privatsphäre in  eigener Wohnung. Pflegebedürftige 
Bewohner im Betreuten Wohnen  können aufgrund ihrer Gebrechen die senioren-
spezifische Öffentlichkeit nicht nutzen. Ihr Wohn- und Wirkungsfeld bleibt somit auf 
die Wohnung beschränkt. Sie sind dadurch isolierter als pflegebedürftige Bewohner 
im Heim, die durch die halböffentliche Sphäre der Station leichter sowohl soziale als 
auch sensorische Stimulierung  mittels der Stationsmilieus erhalten können. Diesen 
Sachverhalt der erhöhten Isolierung Gebrechlicher in Altenwohnanlagen konnten 
MOOS et al. (1994) empirisch belegen. 
 
Es kann somit das Fazit gezogen werden, dass die Raumstruktur Betreuter Wohnan-
lagen durch das Gestaltungsprinzip Distanz im Sinne der Trennung zwischen öffent-
lichen und privaten Bereich bestimmt wird, während hingegen die Raumsyntax im 
Heim durch das Prinzip der Nähe zu den Mitbewohnern und den Mitarbeitern konsti-
tuiert wird.  
 
 
9. Zusammenfassung 
 
Betreutes Wohnen im Alter hat sich in vielen westlichen Ländern als ein senioren-
spezifisches Angebot neben der ambulanten, teilstationären und der stationären Al-
tenhilfe etabliert. 
Im folgenden Kapitel werden die wesentlichen Aspekte dieses Leistungsangebotes 
kurz zusammengefasst dargestellt. 
 
Wohnen im Alter besitzt für die Senioren dahingehend einen hohen Stellenwert, da 
es für sie mit der Kontinuität der bisherigen Lebensführung verbunden ist. Wohnen 
im Alter konstituiert die soziale Identität der älteren Menschen mit, indem sie soziale 
und örtliche Eingebundenheit, Autonomie und Kontrolle des eigenen Lebensberei-
ches ermöglicht (Siehe Kapitel 1). 
 
Betreutes Wohnen als ein relativ neues Angebot im Bereich der Altenhilfe verdankt 
sein Entstehen und seine Ausweitung mehreren Komponenten: 
 

� Das Zusammenleben der Senioren im Falle erhöhter Hilfebedürftigkeit und 
beginnender Pflegebedürftigkeit mit ihren erwachsenen Kindern wird von bei-
den Seiten abgelehnt. 

 
� Senioren möchten auch im Falle beginnender Abhängigkeit (Hilfebedürftigkeit) 

noch einen relativ selbständigen Lebensstil in eigener Wohnung führen kön-
nen. 
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� Betreutes Wohnen bietet  Senioren die Kombination altengerechten Wohnens 
in einer Wohnanlage verbunden mit  Dienstleistungen und Angeboten der Ge-
selligkeit und Aktivierung (Siehe Kapitel 2). 

 
Betreutes Wohnen hat in den verschiedenen Ländern unterschiedliche Gestaltungs- 
und Funktionsformen angenommen.  
In Deutschland scheinen dem Trend nach Einrichtungen mit einem großen Spektrum 
an Dienstleistungen (einschließlich Pflege) zu dominieren, die teils den Anspruch 
haben, Altenpflegeheime durch ihre Leistungen ersetzen zu können. Betreutes Woh-
nen in Deutschland ist rechtlich bisher noch nicht verankert und es fehlen auch ver-
bindliche Klassifizierungs- und Normierungskonzepte. 
 
In England und Wales hat sich Betreutes Wohnen in den letzten Jahrzehnten zu ei-
nem flächendeckenden Standardversorgungsangebot entwickelt. Das Angebot ist in 
vier Leistungsstufen mit dem Schwerpunkt Wohnen plus begrenzte Betreuung unter-
gliedert. Betreutes Wohnen wird überwiegend von Kommunen und gemeinnützigen 
Wohnungsbaugesellschaft getragen. 
 
Betreutes Wohnen in den USA entwickelte sich in den letzten 20 Jahren überwie-
gend für die einkommensstarken Seniorengruppen in verschiedener Ausgestaltung: 
Congregate Housing, Assisted Living und Continuing Care Retirement Communities. 
Diese Einrichtungstypen sind auf  Seniorengruppen mit spezifischen Einschränkun-
gen der Alltagskompetenz zugeschnitten (Siehe Kapitel 3). 
 
Die Gründe für den Einzug ins Betreute Wohnen liegen überwiegend weniger in der 
Attraktivität des Angebotes als mehr in der Not der Senioren begründet, aufgrund 
verschiedener und veränderter Gegebenheiten den bisherigen Lebensbereich nicht 
mehr bewältigen zu können. 
Das Nachlassen der körperlichen und geistigen Kräfte verbunden mit einer Zunahme 
an ständigem Hilfebedarf, ungünstige Wohnsituationen (unmoderne Wohnungen, 
obere Geschoßlagen u. a.) und  wachsende soziale Isolation und Entfernung von 
den nächsten Angehörigen sind die Hauptgründe für die Aufgabe der bisherigen 
Wohnung und die Übersiedlung ins Betreute Wohnen. 
Die Bewohnerschaft des Betreuten Wohnens setzt sich größtenteils aus Alleinleben-
den Frauen der Altersgruppe 75 Jahre und älter zusammen (Siehe Kapitel 4). 
 
Dienstleistungen im Betreuten Wohnen bestehen in der Regel aus den Leistungs-
segmenten Betreuung und Beratung, hauswirtschaftliche Dienste (Mahlzeiten, Woh-
nungsreinigung und Wäschedienst u. a.) und in einem Großteil der Einrichtungen 
auch ständige Pflegeleistungen. 
In Deutschland werden die Serviceleistungen in „Grundleistungen“ und „Wahlleistun-
gen“ unterschieden. Grundleistungen (überwiegend Leistungen der Beratung, Be-
treuung und sozialen Aktivierung) werden obligatorisch durch eine feststehende 
Pauschalvergütung entrichtet, während die Wahlleistungen (überwiegend hauswirt-
schaftliche und pflegerische Leistungen) für die Bewohner einzeln abgerechnet wer-
den.  
 
In Deutschland zeichnen sich Betreute Wohnanlagen durch ein umfangreiches 
Spektrum an Dienstleistungen aus, die überwiegend vom hauseigenen Personal erb-
racht werden (Siehe Kapitel 5). 
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Betreutes Wohnen besitzt eine spezifische Grenze seines Leistungsvermögens in 
der vollständigen Abhängigkeit der Bewohner vom Personal im Nahbereich. Ständige 
Pflegebedürftigkeit, demenzielle Erkrankungen, Sturz- und Unfallgefahr und Sucht-
probleme (Alkohol u. a.) führen in der Regel zu einer Beendigung der Versorgung 
und meistens zu einer Übersiedlung in eine versorgungsintensivere Einrichtung (Al-
tenpflegeheim u. a.), wie eine Reihe von Untersuchungen in den USA und Großbri-
tannien belegt haben.  
 
Mobilitätseinbußen (Rollstuhlgebundenheit), Inkontinenz und zunehmende Probleme 
bei der Selbstversorgung  sind dann Verlegungsgründe, wenn keine hauswirtschaftli-
chen Dienste, ehrenamtlichen Helfer oder  betreuenden Angehörigen für die Betrof-
fenen zur Verfügung stehen oder wenn die „Philosophie“ der Einrichtung eine strikte 
Kompetenz in der Selbstversorgung der Bewohner vorschreibt (Siehe Kapitel 6). 
 
Das soziale Leben im Betreuten  Wohnen unterliegt den sozialpsychologischen und 
sozialökologischen Prinzipien der Homogenität dergestalt, dass die Ähnlichkeit der 
Bewohnerschaft in den Bereichen Rüstigkeit, sozialer Status und Einkommen und 
ethnische Herkunft Grundvoraussetzung für die Gestaltung eines sozialintegrativen, 
nachbarschaftsaktiven und Wohnzufriedenheitsschaffenden Milieus darstellt. In der 
Regel sind die Kontakthäufigkeit und die Lebenszufriedenheit im Betreuten Wohnen 
größer als bei vergleichbaren Senioren in Privathaushalten in Altersgemischten 
Wohnquartieren.  
 
Eine Reihe von Untersuchungen hat ergeben, dass bei zu großen Abweichungen 
vom vorherrschenden Sozialmilieu der Einrichtung hinsichtlich Fitness und Aktivität 
Senioren mit eingeschränkten Kompetenzen aus Furcht vor formellen und informel-
len Sanktionen sich zurückziehen und damit selbst isolieren. Gegenseitige Hilfe im 
Betreuten Wohnen wird überwiegend in zeitlich begrenztem Ausmaß von Rüstigen 
untereinander praktiziert. Gebrechliche Bewohner, die nicht mehr zu Gegenleistun-
gen in der Lage sind,  werden in diesen nachbarschaftlichen Austausch an Hilfen 
meistens nicht mehr einbezogen (Siehe Kapitel 7). 
 
Betreutes Wohnen besitzt von der Architektur und der Raumstruktur her spezifische 
Gestaltungsprinzipien, die bei der Planung und Entwicklung dieser Wohnanlagen 
berücksichtigt werden müssen.  
Das Kernelement besteht aus einer altengerecht gestalteten Wohnung mit Küche 
und Bad, die die Trennung von Intimbereich (Schlafzimmer) und Wohnbereich er-
laubt und die horizontal und vertikal barrierefrei erschlossen ist.  
Darüber hinaus sollte eine Betreute Wohnanlage neben einen Gemeinschaftsraum 
von der Architektur her Möglichkeiten für Begegnungen und Kontakte im öffentlichen 
Bereich der Wohnanlage (Foyerbereich, erweiterte Flurzonen, Nischen etc.) bieten 
(Siehe Kapitel 8). 
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